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Erster Teil 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Wirtschaftsprüfer und 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

(1) Wirtschaftsprüfer ist, wer als solcher 
öffentlich bestellt ist. Die Bestellung setzt den 
Nachweis der persönlichen und fachlichen 
Eignung im Zulassungs- und Prüfungsverfah- 


ren voraus. Die nach diesem Gesetz bestellten 
Wirtschaftsprüfer sind zugleich Wirtschafts- 
prüfer im Genossenschaftswesen im Sinne des 
Genossenschaftsgesetzes. 

(2) Der Wirtschaftsprüfer übt einen freien 
Beruf aus. Seine Tätigkeit ist kein Gewerbe. 

(3) Die Tätigkeit eines Wirtschaftsprüfers 
können audi Gesellschaften ausüben, die als 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften anerkannt 
sind (Wirtschaftsprüfungsgesellschaften). 
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§2 __ 

Inhalt der Tätigkeit 

Wirtschaftsprüfer haben die berufliche Auf- 
gabe, betriebswirtschaftliche Prüfungen, ins- 
besondere solche von Jahresabschlüssen wirt- 
schaftlicherUnternehmungendurchzuführenunJ 
Bestätigungs vermerke über die Vornahme und 
das Ergebnis solcher Prüfungen zu erteilen. Sie 
sind Sachverständige auf den Gebieten der 
wirtschaftlichen Betriebsführung und befugt, 
ihre Auftraggeber in wirtschaftlichen und, 
nach Maßgabe der bestehenden Vorschriften, 
in steuerlichen Angelegenheiten zu beraten 
und zu vertreten. 

§3 

Räumlicher Bereich der Tätigkeit 

(1) Wirtschaftsprüfer und Wirtschafts- 
prüfungsgesellschaften können sich an jedem 
Ort Im Geltungsbereich des Grundgesetzes und 
im Lande Berlin niederlassen und von ihrer 
Niederlassung aus ohne räumliche Beschrän- 
kung tätig werden. 

(2) Wirtschaftsprüfer und Wirtschafts- 
prüfungsgesellschaften dürfen Zweigniederlas- 
sungen nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
errichten. Wirtschaftsprüfer dürfen neben 
ihrer Hauptniederlassung nur eine Zweig- 
niederlassung errichten. 

§ 4 

Wirtschaftsprüferkammer 

(1) Zur Erfüllung der beruflichen Selbst- 
verwaltungsaufgabcn wird eine Kammer der 
Wirtschaftsprüfer gebildet. Sie führt die Be- 
zeichnung „Wirtschaftsprüferkammer“. 

(2) Die Wirtschaftsprüferkammer ist eine 
Körperschaft des Öffentlichen Rechts. Ihr Sitz 
bestimmt sich nach Ihrer Satzung. 

(3) Die Wirtschaftsprüferkammer kann in 
den Ländern der Bundesrepublik Deutschland 
und im Lande Berlin Landesgeschäftsstellen 
errichten. 


für die Wirtschaft zuständigen obersten Lan- 
desbehörde (oberste Landesbehörde) gebildet 
wird. Mehrere Länder können bei einer ober- 
sten Landesbehörde einen gemeinsamen Zulas- 
sungsausschuß bilden. 

(2) Dem Zulassungsausschuß gehören als 
Mitglieder an: 

ein Vertreter der obersten Landesbehörde als 
Vorsitzer, 

drei Vertreter der Wirtschaft, davon ein Ver- 
treter der Deutschen Genossenschaftskasse, 
zwei Wirtschaftsprüfer. 

(3) Für die Zulassung von Bewerbern, die 
beantragt haben, besonders auf dem Gebiete 
des genossenschaftlichen Prüfungswesens ge- 
prüft zu werden, muß neben dem Vertreter 
der Deutschen Genossenschaftskasse einer der 
In Absatz 2 genannten Vertreter der Wirt- 
schaft im Genossenschaftswesen und einer der 
Wirtschaftsprüfer Im genossenschaftlichen 
Prüfungswesen tätig sein, 

(4) Der Ausschuß ist beschlußfähig, wenn 
mindestens der Vorsitzer, ein Vertreter der 
Wirtschaft und ein Wirtschaftsprüfer an- 
wesend sind. Bei der Entscheidung über An- 
träge von BeVv^erbern, die beantragt haben, be- 
sonders auf dem Gebiete des genossenschaft- 
lichen Prüfungswesens geprüft zu werden, 
müssen die in Absatz 3 genannten Mitglieder 
des Zulassungsausschusses anwesend sein. 

fS) Der Ausschuß entscheidet mit Stimmen- 
mehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des Vorsitzers. Ablehnungen sind zu 
begründen und mit Rechtsmdttelbelehrung zu 
versehen. 

(6) Die Mitglieder des Zulassungsausschusses 
haben über die ihnen bei Ihrer Tätigkeit hc- 
kanntgevv'ordenen Tatsachen Verschwiegenheit 
zu bewahren. Sie sind auf gev/issenhafte Er- 
füllung ihrer Obliegenheiten durch Handschlag 
zu verpflichten, soweit sie nicht Beamte sind. 


Zweiter Teil 


§ 6 


Voraussetzungen für die Berufs- 
ausübung 

ERSTER ABSCHNITT 


Zulassung zur Prüfung 

§ 5 

Zulassungsausschuß 

(1) Über die Zulassung zur Prüfung ent- 
scheidet ein Zulassungsausschuß, der bei der 


Berufung der Mitglieder des Zulassungs- 
ausschusses 

(1) Die Mitglieder des Zulassungsausschusscs 
werden von der obersten Landesbehörde be- 
rufen. Für jedes Mitglied Ist wenigstens ein 
Stellvertreter zu berufen. Die Mitglieder und 
ihre Stellvertreter sind in der Regel für die 
Dauer von drei Jahren zu berufen. Die Be- 
rufung kann aus wichtigem Grunde zurückge- 
nommen werden. 
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(2) Vorschläge für die Vertreter der Wirt- 
schaft sind von der am Ort der obersten Lan- 
desbehörde bestehenden Industrie- und Han- 
delskammer, bei gemeinsamen Zulassungsaus- 
schüssen mehrerer Länder von der von den 
Ländern bestimmten Industrie- und Handels- 
kammer, für im Genossenschaftswesen tätige 
Vertreter von dem Freien Ausschuß der deut- 
schen Genossenschaftsverbände im Bundesge- 
biet (Freier Ausschuß), für den Vertreter der 
Deutschen Genossenschaftskasse von dem Vor- 
stand der Deutschen Genossenschaftskasse zu 
machen. Vorschläge für die Wirtschaftsprüfer 
sind von der Wirtschaftsprüferkammer einzu- 
reichen, Die im genossenschaftlichen Prüfungs- 
wesen tätigen Wirtschaftsprüfer sind im Ein- 
vernehmen mit dem Freien Ausschuß vorzu- 
schlagen. Die oberste Landesbehörde kann ver- 
langen, daß v/iederholt Vorschläge eingereicht 
werden. Sie ist an die Vorschläge nicht ge- 
bunden. 

(3) Wird für mehrere Länder nach § 5 
Abs. 1 Satz 2 ein gemeinsamer Zulassungsaus- 
schuß errichtet, so v/ird die Berufung der Mit- 
glieder und deren Verteilung auf die Länder 
durch die beteiligten Landesregierungen ge- 
regelt. 

§ 7 

Antrag auf Zulassung zur Prüfung 

(1) Der Antrag auf Zulassung zur Prüfung 
ist an den Zulassungsausschuß zu richten, in 
dessen Bereich der Bewerber seine berufliche 
Niederlassung hat, seine berufliche Tätigkeit 
ausübt oder In Ermangelung einer solchen 
seinen Wohnsitz hat. 

(2) Dem Antrag auf Zulassung zur Prüfung 
sind beizufügen: 

1. ein lückenloser Lebenslauf mit genauen 
Angaben über die Person und den beruf- 
lichen Werdegang; 

2. Urschrift oder beglaubigte Abschrift der 
Zeugnisse über Hochschulprüfungen, der 
Zeugnisse über die berufliche Tätigkeit und 
über bisher abgelegte einschlägige Prü- 
fungen; 

3. eine Erklärung darüber, ob und bei wel- 
cher Stelle bereits früher ein Antrag auf 
Zulassung zur Prüfung eingereicht wurde; 

4. der Nachweis der Staatsangehörigkeit; 

5. eine Liste von Personen, Firmen, genossen- 
schaftlichen Prüfungsverbänden und Be- 
hörden sowie sonstigen Stellen, bei denen 
Auskünfte eingeholt werden können; 


6. ein polizeiliches Führungszeugnis, dessen 
Ausstellungstag im Zeitpunkt des Antrags 
nicht mehr als drei Monate zurückliegen 
soll; 

7. wenigstens zwei Prüfungsberichte oder 
Gutachten mit der Erklärung des Bewer- 
bers, daß er diese selbständig oder im 
wesentlichen selbständig angefertigt hat 
und Erklärungen des Auftraggebers und des 
Auftragnehmers über deren Zustimmung 
zur Vorlage der Prüfungsberichte oder 
Gutachten. Ist der Auftraggeber nicht das 
geprüfte Unternehmen, so Ist die Zustim- 
mung beider erforderlich. Bei Prüfungsbe- 
richten genossenschaftlicher Prüfungsver- 
bände auf Grund gesetzlicher Prüfungs- 
pflichten ist die Zustimmungserklärung 
des Prüfungsverbandes und des geprüften 
Unternehmens vorzulegen. Der Zulassungs- 
ausschuß kann Ausnahmen gewähren. 
Wenn eine solche Zustimmungserklärung 
nicht beigebracht werden kann, ist die 
Kennzeichnung des geprüften Gegenstan- 
des in den Berichten zu beseitigen; 

8. eine Erklärung darüber, In welcher Weise 
der Bewerber die Wirtschaftsprüfertätig- 
keit auszuüben beabsichtigt; 

9. eine Erklärung darüber, ob sich der Bewer- 
ber in geordneten wirtschaftlichen Ver- 
hältnissen befindet; 

10. gegebenenfalls eine Erklärung darüber, ob 
der Bewerber besonders auf dem Gebiete 
des genossenschaftlichen Prüfungswesens 
geprüft werden will. 

(3) Eine Abschrift des Antrages, des Lebens- 
laufs und der nach Absatz 2 Nr. 3 abzugeben- 
den Erklärung Ist vom Zulassungsausschuß an 
die Wirtschaftsprüferkammer zu senden. 

(4) Der Zulassungsausschuß kann über den 
Bewerber gutachtliche Äußerungen der Wirt- 
schaftsprüferkammer, der Industrie- und Han- 
delskammer, der genossenschaftlichen Spitzen- 
verbände, der Sparkassen- und Giroverbände 
und sonstiger Stellen einholen. 

S 8 

Voraussetzungen für die Zulassung 
(Vorbildung) 

(1) Die Zulassung setzt voraus, daß der Be- 
werber 

1. den Abschluß des betriebswirtschaftlichen, 
volkswirtschaftlichen, juristischen, tech- 
nischen oder landwirtschaftlichen Hoch- 
schulstudiums nachweist; 
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2. eine für die Ausübung des Berufes ge- 
nügende praktische Ausbildung erhalten 
hat, insbesondere eine mindestens sechsjäh- 
rige praktische Tätigkeit im Wirtschafts- 
leben nachweist, von der wenigstens vier 
Jahre als Prüfungstätigkeit abgeleistet sein 
müssen. 

(2) Auf den Nachweis des abgeschlossenen 
Hochschulstudiums kann verzichtet werden: 

1. wenn sich der Bewerber in mindestens zehn- 
jähriger Tätigkeit als Mitarbeiter eines 
Wirtschaftsprüfers, einer Wirtschaftsprü- 
fungsgesellschaft, eines genossenschaftlichen 
Prüfungsverbandes oder der Prüfungsstelle 
eines Sparkassen- und Giroverbandes oder 
eines überörtlichen Prüfungsvefbandes 
öffentlicher Kassen bewährt hat oder 

2. wenn der Bewerber seit mindestens fünf 
Jahren den Beruf als vereidigter Buchprüfer 
oder Steuerberater ausübt und während 
dieser Zeit In fremden Unternehmen be- 
triebswirtschaftliche Prüfungen vorgenom- 
men hat. 

§ 9 

Voraussetzungen für die Zulassung 
(Prüfungstätigkeit) 

(1) Das Erfordernis der Prüfungstätigkeit 
ist erfüllt, wenn der Bewerber nachweislich in 
fremden Unternehmen materielle Buch- und 
Bilanzprüfungen nach betriebswirtschaftlichen 
Grundsätzen durchgeführt hat. Als fremd gilt 
ein Unternehmen, dem der Bewerber wieder 
als Leiter nodi als Angestellter angehört hat. 

(2) Die Prüfungstätigkeit muß in eigener 
Praxis oder als Mitarbeiter einer auf dem Ge- 
biete des wirtschaftlichen Prüfungs- und Treu- 
handwesens tätigen Person oder Gesellschaft, 
in einem genossenschaftlichen Prüfungsver- 
band, einer Prüfungsstelle eines Sparkassen- 
und Giroverbandes oder einem überörtlichen 
Prüfungsverband öffentlicher Kassen ausgeübt 
worden sein. 

(3) Eine Tätigkeit als Revisor in größeren 
Unternehmen oder als Steuerberater kann bis 
zur Höchstdauer von zwei Jahren auf die 
Prüfungstätigkeit angerechnet v/erden. Das- 
selbe gilt für Prüfer Im öffentlichen Dienst, so- 
fern der Bewerber nachweislich selbständig 
Prüfungen von größeren Betrieben durchge- 
führt hat. 

(4) Von seiner gesamten Prüfungstätigkeit 
muß der Bewerber wenigstens während der 
Dauer zweier Jahre bei einem Wirtschafts- 


prüfer, einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
oder einem genossenschaftlichen Prüfungsver- 
band, bei dem ein Wirtschaftsprüfer tätig ist, 
an Abschlußprüfungen teilgenommen und bei 
der Abfassung der Prüfungsberichte mitge- 
wirkt haben. Er soll während dieser Zeit an 
gesetzlich vorgeschriebenen Prüfungen teilge- 
nommen und bei der Abfassung der Prüfungs- 
berichte hierüber mitgewirkt haben. 

(5) Für Bewerber, die ihre fachliche Ausbil- 
dung in der Prüfungsstelle eines Sparkassen- 
und Giroverbandes oder in einem überört- 
lichen Prüfungsverband öffentlicher Kassen er- 
worben haben, gilt die zweijährige Prüfungs- 
tätigkeit in einer Prüfungsstelle eines Sparkas- 
sen- und Giroverbandes oder In einem über- 
örtlichen Prüfungsverband öffentlicher Kassen, 
in denen ein Wirtschaftsprüfer tätig ist, als 
Prüflingstätigkeit nach Absatz 4. 

(6) Der Zulassungsausschuß kann in Härte- 
fällen von der Vorschrift des Absatzes 4 Aus- 
nahmen, insbesondere für vereidigte Buch- 
prüfer und Steuerberater, zulassen. Für Be- 
v/erber, die ihre fachliche Ausbildung im ge- 
nossenschaftlichen Prüfungswesen erworben 
haben, werden diese Ausnahmen bis zum In- 
krafttreten des § 63 b Abs. 5 des Genossen- 
schaftsgesetzes gewährt. 

§ 10 

Versagung der Zulassung 

(1) Die Zulassung zur Prüfung ist zu ver- 
sagen, wenn 

1. der Bewerber infolge straf gerichtlichen 

Urteils die Fähigkeit zur Bekleidung öffent- 
licher Ämter verloren hat; 

2. der Bewerber in einem Dienststrafverfah- 
ren durch rechtskräftiges Urteil mit der Ent- 
fernung aus dem Dienst bestraft worden ist; 

3. der Bewerber sich eines Verhaltens schuldig 
gemacht hat, das die Ausschließung aus dem 
Berufsstand rechtfertigen würde; 

4. der Bewerber infolge eines körperlichen Ge- 
brechens oder wegen Schwäche seiner geisti- 
gen Kräfte unfähig Ist, den Beruf des Wirt- 
schaftsprüfers ordnungsmäßig auszuüben; 

5. der Bewerber sich nicht in geordneten wirt- 
schaftlichen Verhältnissen befindet. 

(2) Die Zulassung zur Prüfung kann ver- 
sagt werden, wenn 

1. der Bewerber Infolge gerichtlicher Anord- 
nung in der Verfügung über sein Vermögen 
allgemein beschränkt ist; 
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2. nach der bisherigen Lebensführung und Be- 
tätigung des Bewerbers erwartet werden 
muß, daß er den Pflichten und Aufgaben 
des Berufes als Wirtschaftsprüfer nicht ge- 
nügen wird; 

3. der Bewerber nicht Deutsdier im Sinne des 
Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist; 
die Bestimmungen des Gesetzes über die 
Rechtsstellung heimatloser Ausländer im 
Bundesgebiet vom 25. April 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 269) sowie Bestimmungen In 
Staatsverträgen bleiben unberührt. 

§ 11 

Zurüdenahme der Zulassung 
Werden vor vollendeter Prüfung Tatsachen 
im Sinne des § 10 Abs. 1 bekannt, so hat der 
Zulassungsausschuß nach Anhörung des Be- 
werbers die Zulassung zurückzunehmen. Wer- 
den Tatsachen Im Sinne des § 10 Abs. 2 be- 
kannt, so kann er nach Anhörung des Bev/er- 
bers die Zulassung zurücknehmen. 

ZWEITER ABSCHNITT 
Prüfung 
§ 12 

Prüfungsausschuß 

(1) Zugelassene Bewerber legen die Prüfung 
als Wirtschaftsprüfer vor dem Prüfungsaus- 
schuß ab, der beim Bundesminister für Wirt- 
schaft gebildet wird. 

(2) Dem Prüfungsausschuß gehören als 
Mitglieder an: 

ein Beauftragter des Bundesministers für 
Wirtschaft als Vorsitzer, 

ein Hodischullehrer der Betriebswirtschaft, 
ein Vertreter der Rechtswissenschaft, 
ein Vertreter der Finanzverwaltung, 
ein Vertreter der Wirtschaft, 
drei Wirtschaftsprüfer. 

(3) Ein Wirtschaftsprüfer muß im genos- 
senschaftlichen Prüfungswesen tätig sein. 
Werden Bewerber auf Antrag besonders auf 
dem Gebiete des genossensdiaftlichen Prü- 
fungswesens geprüft, tritt ein weiterer Ver- 
treter der Wirtschaft, der im Genossen- 
schaftswesen tätig ist, als Mitglied des Prü- 
fungsausscliusses hinzu. 

(4) Der Prüfungsausschuß ist beschluß- 
fähig, wenn mindestens der Vorsitzer, der 
Hochschullehrer der Betriebswirtschaft, der 
Vertreter der Finanzverwaltung, ein Vertre- 


ter der Wirtschaft und ein Wirtschaftsprüfer 
anwesend sind. Werden Bewerber auf Antrag 
besonders auf dem Gebiete des genossen- 
schaftlichen Prüfungswesens geprüft, so müs- 
sen die In Absatz 3 genannten Mitglieder 
des Prüfungsausschusses anwesend sein. Der 
Ausschuß entscheidet mit Scimmenmehrhelt. 
Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme 
des Vorsitzers. 
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Berufung der Mitglieder des Prüfungs- 
ausschus’ses 


(1) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses 
werden vom Bundesminister für Wirtschaft 
berufen. Für jedes Mitglied sind Stellver- 
treter zu berufen. Die Mitglieder und ihre 
Stellvertreter sind in der Regel für die Dauer 
von drei Jahren zu berufen. Die Berufung 
kann aus wichtigem Grunde zurückgenommen 
werden. 


(2) Die Vertreter der Finanzverwaltung 
sind vom Bundesminister der Finanzen vor- 
zuschlagcn. 

(3) Vorschläge für die Besetzung des Prü- 
fungsausschusises sind ferner elnzu reichen: 

1. von dem Deutschen Industrie- und Han- 
delstag für die Vertreter der Wirtschaft, 

2. vom Freien Ausschuß für die im Genosisen- 
sdiaftsvcesen tätigen Vertreter der Wirt- 
schaft, 

3. von der Wirtschaftsprüferkammer für die 
Hochschullehrer der Betriebswirtschaft, die 
Vertreter der Rechtswissenschaft und die 
Wirts ch af t spr üf e r . 

(4) Die im genossenschaftlichen Prüfungs- 
wesen tätigen Wlrtsdiaftsprüfer sind im Ein- 
vernehmen mit dem Freien Aussdiuß vorzu- 
schlagen. 

(5) Der Bundesminister für Wirtschaft 
kann verlangen, daß wiederholt Vorschläge 
eingereicht werden. Er ist an die nach Ab- 
satz 3 ein gereichten Vorschläge nicht ge- 
bunden. 

§ 14 

Prüfungsgebiete 

Die Prüfung erstreckt sidi auf folgende 
Gebiete: 

A. Betriebswirtschaft, und zwar: 

1. Allgemeine Betriebswirtschaftslehre; 

2. Buchführung und Jahresabschluß ein- 
schließlich Budiführungs- und Bilanz- 
recht; 


6 



3. Kostenrechnung, Erfolgs rechnung, 
Statistik, Planung; 

4. Prüfungswesen und Prüfungstechnik 
unter besonderer Berücksichtigung der 
Pflichtprüfungen, Prüfung von Genos- 
senschaften, Berichtstechnik; 

5. Finanzierungs- und Kreditfragen; 

6. Kapital- und Zahlungsverkehr, Devi- 
senwirtschaft; 

7. Betriebsorganisation, Gestaltung des 

Rechnungswesens. 

B. Wirtschaftsrecht, und zwar: 

1. Grundzüge des BürgerKchen Rechts 

unter besonderer Berücksichtigung des 
Rechts der Schuldverhältnisse, des 

Sachenrechts und des Erbrechts; 

2. Handelsrecht unter besonderer Berück- 
sichtigung des Gesellschaftsrechts; 

3. Aktienrecht und Recht der Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung einschließlich 
des Rechts der .Umwandlung der Ge- 
sellschaften; 

4. Genossenschaftsrecht; 

5. Wechsel- und Scheckrecht; 

6. Grundzüge des Wettbewerbsrechts und 
des Kartellrechts; 

7. Konkurs- und Vergleichsrecht; 

8. Allgiemeine Grundzüge des Zivilpro- 
zeßrechts einschließlich der Zwangsvoll- 
streckung; 

9. Allgemeine Grundzüge des Arbeits- 
rechts, des Versicherungsrechts, des 
Preisrechts und des Devisenrechts. 

C. Steuerrecht, und zwar: 

1. Reichsabgabenordnung und Neben ge- 
setze; 

2 . Rei chsbewe rtungsgesetz ; 

3. Recht der Steuerarten, Insbesondere 

a) Einkommen- und Körperschaft- 
steuer, 

b) Gewerbesteuer, 

c) Vermögensteuer, Grundsteuer, 

d) Umsatzsteuer, Kapitalverkehr- 
steuer, 

e) Grundzüge der Erbschaftsteuer und 
der Grunderwerbsteuer, 

f) Lastenausgleich. 

D. Volkswirtschaft, und zwar; 

Grundzüge der Volkswirtschaftslehre und 
V olks wir tschaf tspolitik und Grundzüge 
'der Finanzwissenschaft. 

E. Berufsrecht. 


§ 15 

Gliederung der Prüfung 

(1) Die Prüfung gliedert sich in eine schrift- 
liche und eine mündliche Prüfung. 

(2) An alle Bewerber sind ohne Rücksicht 
auf ihren beruflichen Werdegang gleiche An- 
forderungen zu stellen. 

S 16 

Schriftliche Prüfung 

(1) Die schriftliche Prüfung besteht aus; 

1. einer fachwissenschaftlichen Hausarbeit, 

2. drei unter Aufsicht zu fertigenden Ar- 
beiten. 

Die Arbeiten sind dem Arbeitsgebiet der 
Wirtschaftsprüfer zu entnehmen. 

(2) Durch die Hausarbeit soll der Bewerber 
dartun, daß er einen schwierigen Stoff zu 
bearbeiten versteht. Sie ist innerhalb von acht 
Wochen abzuliefern. Der Bewerber hat zu 
versichern, daß er die Arbeit selbständig und 
ohne Benutzung anderer als von ihm ange- 
gebener Hilfsmittel angefertigt hat. B'ewer- 
bern mit besonderen f ach wissen .chaftlichen 
Leistungen kann freigestellt werr en, an Stelle 
der Hausarbeit literarische Arb'^jiten aus dem 
Fachgebiet der Wirtschaftsprüfer vorzulegen. 
Über die Annahme dieser Arbeiten entschei- 
det der Prüfungsausschuß. 

(3) Von den über praktische Falle unter 
Aufsicht zu fertigenden Arbeiten ist je eine 
der Betriebswirtsdiaft, dem Steuerrecht und 
dem Wirtschaftsrecht zu entnehmen. Für ihre 
Anfertigung sind Je vier bis sechs Stunden 
Zeit zu gewähren. Für Bewerber, die bean- 
tragt haben, besonders auf dem Gebiete des 
genossenschaftHchen Prüfungswesens geprüft 
zu werden, ist eine schriftliche Arbeit diesem 
Gebiete zu entntehmen. 

§ 17 

Mün'dliche Prüfung 

(1) Zu Beginn der mündlichen Prüfung hat 
der Bewerber einen kurzen, freien Vortrag 
über einen Fachgegenstand zu halten, dessen 
Thema der Prüfuingsausschuß aus drei vom 
Bewerber eingereichten Vorschlägen aus- 
wählt. Im Anschluß daran sind Fragen aus 
den in § 14 genannten Prüfungsgebieten zu 
stellen. Bei Bewerbern, die beantragt haben, 
besonders auf dem Gebiete des genossen- 
schaftlichen Prüfungswesens geprüft zu wer- 
den, ist dieses Gebiet besonders zu berück- 
sichtigen. 
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(2) Die mündliche Prüfung ist nicht öf- 
fentlich. 

(3) Die obersten Landesbehörden können 
einen Vertreter entsenden. Die Wirtschafts- 
prüferkammer und die Bundesstelle für das 
wirtschaftliche Prüfungswesen können zur 
mündlichen Prüfung je einen Vertreter ent- 
senden. 

(4) Zugelassenen Bewerbern kann auf An- 
trag gestattet werden, der mündlichen Prü- 
fung einmal als Zuhörer beizuwohnen. 

§ 18 

Verkürzte Prüfung für Steuerberater 

Steuerberater können die Prüfung in ver- 
kürzter Form ablegen. Bei der Prüfung in 
verkürzter Form entfällt die schriftliche und 
mündlldie Prüfung im Steuerrecht. 

§ 19 

Rücktritt von der Prüfung 

(1) Der Bewerber kann während der Prü- 
fung zurücktreten. Als Rücktritt ist es auch 
anzu sehen, wenn der Bewerber der durch 
eingeschriebenen Brief erfolgten Aufforde- 
rung des Prüfungsausschusses, sich der Haus- 
arbeit, den Aufsichtsarbeiten oder der münd- 
lichen Prüfung zu unterziehen, keine Folge 
leistet. Als Rücktritt gilt es nicht, wenn sich 
der Bewerber der Prüfung oder Teilen der- 
selben aus triftigem Grunde nicht unterzo- 
gen hat. Er ist In diesem Falle zu einem spä- 
teren Prüfungstermin zur Ablegung der noch 
nicht vollzogenen Teile der Prüfung neu zu 
laden. Über die Frage, ob ein Grund als trif- 
tig anzusehen ist, entscheidet der Prüfungs- 
ausschuß, der den Zulassungsausschuß hören 
kann. 

(2) Der Bewerber Ist berechtigt, das ihm 
gestellte Thema der Hausarbeit einmal 
zurückzugeben. Die Rückgabe gilt nicht als 
Rücktritt. 

§ 20 

Ausschluß von der Prüfung 

Der Prüfungsausschuß kann einen Aus- 
schluß des Bewerbers von der weiteren Teil- 
nahme an der Prüfung wegen Verstoßes ge- 
gen die für das Prüfungsverfahren getrof- 
fenen Bestimmungen aussprechen. Die Prü- 
fung gilt in diesem Falle als nicht bestanden. 

§ 21 

Prüfungsergebnis 

(1) Der Prüfungsausschuß entscheidet, ob 
die Prüfung bestanden, nicht bestanden oder 
öh eine Ergänzungsprüfung abzulegen ist. Das 


Ergebnis wird dem Bewerber sofort be- 
kanntgegeben. 

(2) Genügen die schriftlichen Arbeiten den 
Anforderungen nicht, so kann der Bewerber 
von der mündlichen Prüfung zurückgewiesen 
werden. Die Prüfung gilt in diesem Falle als 
nicht bestanden. 

(3) Hat ein Bewerber die Prüfung nicht 
bestanden, so kann der Prüfungsausschuß be- 
schließen, daß bei Wiederholung der Prü- 
fung die fachwissenschaftliche Hausarbeit 
entfällt. 

§ 22 

Ergänzungsprüfung 

(1) Hat der Bewerber bei sonst ausrei- 
chenden Prüfungsleistungen auf einem der 
in § 14 aufgeführten Hauptgebiete A bis E 
nicht ausreichende Leistungen erbracht, so 
kann ihn der Prüfungsausschuß zu einer Er- 
gänzungsprüfung auf diesem Gebiete zulas- 
sen. Der Umfang der Ergänzungsprüfung ^st 
dem Bewerber sofort bekanntzugeben. 

(2) Die Ergänzungsprüfung muß innerhalb 
eines Jahres stattfinden. Über Ausnahmen 
entscheidet der Prüfungsausschuß. 

(3) Ist das Ergebnis der Ergänzungsprü- 
fung nicht genügend, so ist die gesamte Prü- 
fung nicht bestanden. 

§ 23 

Wiederholung der Prüfung 

(1) Ist der Bewerber von der Prüfung 
zurückgetreten, so kann er sie zweimal, hat 
er sie nicht bestanden, so kann er sie einmal 
wiederholen. Der Bewerber darf im ganzen 
nicht mehr als dreimal zu der Prüfung zu- 
gelassen werden. 

(2) Im Falle des Absatzes 1 ist eine neue 
Zulassung erforderlich. Sie soll nicht für einen 
früheren Zeitpunkt ausgesprochen werden als 
ein halbes Jahr nach dem Rücktritt und ein 
Jahr nach dem Nichtbestehen der Prüfung. 

§ 24 

Mitteilung des Prüfungsergebnisses 

(1) Der Bundesminister für Wirtschaft teilt 
das Prüfungsergebnis dem Bewerber, der 
obersten Landesbehörde, die die Zulassung er- 
klärt hat, und der Wirtschaftsprüferkammer 
mit. 

(2) Bei Bewerbern, die auf Antrag beson- 
ders auf dem Gebiete des genossenschaftlichen 
Prüfungswesens geprüft worden sind, Ist dies 
in der Mitteilung des Prüfungsergebnisses zu 
vermerken. 
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(3) Die Ablegung der Prüfung berechtigt 
nicht zur Führung einer Bezeidinung, die auf 
das Bestehen der Prüfung Bezug nimmt. 

§ 25 

Gebühren für Zulassung und Prüfung 

(1) Für das Zulassungsverfahren hat der 
Bewerber eine Zulassungsgebühr von einhun- 
dertfünfundzwanzig Deutsche Mark an die 
oberste Landesbehörde zu zahlen. Die Zulas- 
sungsgebühr ist mit dem Antrag auf Zulas- 
sung zur Prüfung zu entrichten. 

(2) Für die Prüfung hat der Bewerber vor 
Beginn der schriftlichen Prüfung eine Prü- 
fungsgebühr von dreihundert Deutsche 
Mark an den Bundesminister für Wirtschaft 
zu zahlen. Bel Ergänzungsprüfungen erm^igt 
sich die Prüfungsgebühr auf die Fiälfte. 'Tritt 
der Bewerber vor Beginn der mündlichen Prü- 
fung zurück, so wird die Prüfungsgebühr zur 
Hälfte erstattet. 

§ 26 

Einzelheiten des Prüfungsverfahrens 
Der Bundesminister für Wirtschaft regelt 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die Einzelheiten der Prüfung und 
des Prüfungsverfahrens. 

DRITTER ABSCHNITT 
Bestellung 

§ 27 

Bestellungsbehörde 

Nach bestandener Prüfung wird der Be- 
werber auf Antrag durch Aushändigung einer 
von der obersten Landesbehörde ausgestellten 
Urkunde als Wirtschaftsprüfer bestellt. Zu- 
ständig ist die oberste Landesbehörde des 
Landes, in dem der Bew^erber seine berufliche 
Niederlassung begründen oder seine beruf- 
liche Tätigkeit aufnehmen will. 

§ 28 

Versagung der Bestellung 

(1) Die Bestellung muß versagt werden, 

1. wenn in der Person des Bewerbers Gründe 
eingetreten oder bekanntgeworden sind, aus 
denen seine Zulassung zur Prüfung hätte 
versagt oder zurückgenommen werden 
müssen; 

2, solange der Bewerber, der den Beruf selb- 
ständig ausüben will, die vorläufige Dek- 
kungszusage auf den Antrag zum Abschluß 
einer Berufshaftpflichtversicherung nicht 
vorgelegt hat. 


(2) Die Bestellung kann versagt werden, 
wenn 

1. Gründe eingetreten oder bekanntgeworden 
sind, aus denen die Zulassung zur Prüfung 
hätte versagt oder zurückgenommen werden 
können; 

2. der Bewerber seinen Wohnsitz nicht im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes hat. 

(3) Die oberste Landesbehörde kann die 
erforderlichen Feststellungen durch den Zu- 
lassungsausschuß treffen lassen. 

(4) Über die Versagung der Bestellung 
entscheidet die oberste Landesbehörde nach 
Anhörung des Bewerbers. Die Wirtschafts- 
prüferkammer soll gehört werden. Die Ent- 
sdicidung ist zu begründen und mit Rechts- 
mättelbelehruiig zu versehen. 

§ 29 

Berufsurkunde und Berufseid 

(1) Bewerber haben vor Aushändigung der 
Urkunde den Berufseid vor der obersten 
Landesbehörde oder einer von Ihr im Einzel- 
fall beauftragten Stelle zu leisten. Die Eides- 
formel lautet: 

„Ich schwmre bei Gott dem Allmächtigen 
und Allwissenden, daß ich die Pflichten 
eines Wirtschaftsprüfers verantwortungs- 
bewußt und sorgfältig erfüllen, insbeson- 
dere Verschwiegenheit bewahren und Prü- 
fungsberichte und Gutachten gewissenhaft 
und unparteiisch erstatten werde, so wahr 
mir Gott helfe." 

(2) Der Eid kann auch ohne religiöse Be- 
teuerung geleistet werden. 

S 30 

Berufsbezeichnung 

(1) Wirtschaftsprüfer haben im beruflichen 
Verkehr die Berufsbezeichnung „Wirtschafts- 
prüfer“ zu führen. 

(2) Akademische Grade und Titel können 
neben der Berufsbezeichnung geführt werden. 
Amts- und Berufsbezeichnungen sind zusätz- 
lidi 'gestattet, wenn es sich um Bezeichnungen 
für eine Tätigkeit handelt, die neben der 
Tätigkeit des Wirtschaftsprüfers ausgeübt 
werden darf (§ 55). Bezeidinungen, die auf 
eine frühere Beamteneigenschaft oder eine 
frühere Berufstätigkeit des Wirtschaftsprüfers 
hinweisen, dürfen nicht geführt werden. 

(3) Wirtschaftsprüfern, die in Ehren aus 
dem Beruf ausgeschieden sind, kann auf An- 
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trag die Berufsbezeichnung „Wirtschaftsprüfer 
außer Dienst“ (Wirtschaftsprüfer a. D.) durch 
die Wirtschaftsprüferkammer mit Zustimmung 
der Bundesstelle für das wirtschaftliche Prü- 
fungswesen verliehen werden. Entsprechendes 
gilt auch für Berufsangehörige, die vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes in Ehren aus dem 
Beruf ausgeschieden sind. 

(4) Wirtschaftsprüfer, denen die Bezeich- 
nung Wirtschaftsprüfer a. D. verliehen wor- 
den ist, sind Mitglieder der Wirtschaftsprüfer- 
kammer und der Ehrengerichtsbarkeit und 
Berufsgerichtsbarkeit unterworfen. 

§ 31 

Erlöschen der Bestellung 

(1) Die Bestellung erlischt durch: 

1. Tod, 

2. Verzicht, 

3. rechtskräftige Ausschließung aus dem Be- 
rufsstand. 

(2) Der Verzicht ist schriftlich gegenüber 
der obersten Landesbehörde zu erklären. Für 
die Zuständigkeit der obersten Landesbehörde 
gilt § 33 sinngemäß. 

§ 32 

Zurücknahme der Bestellung 

(1) Die Bestellung ist zurückzunehmen, 
wenn der Wirtschaftsprüfer 

1. seine Tätigkeit nicht mehr eigenverant- 
wortlich ausübt (§ 56) oder eine Beschäf- 
tigung betreibt, die mit dem Beruf nach 
§ 55 Abs. 2 und 3 unvereinbar ist; 

2. infolge strafgerichtlicher Verurteilung die 
Fähigkeit zur Bekleidung Öffentlicher Ämter 
verloren hat; 

3. infolge eines körperlichen Gebrechens oder 
wegen Schwäche seiner geistigen Kräfte 
dauernd unfähig Ist, seinen Beruf ordnungs- 
mäßig auszuüben; 

4. die Zulassung zur Prüfung oder die Be- 
stellung durch unlautere Mittel, wie Täu- 
schung, Zwang oder Bestechung, erschlichen 
hat oder wenn sie auf unrichtige Angaben 
zurückzuführen ist. 

(2) Die Bestellung kann zurückgenommen 
werden, wenn der Wirtschaftsprüfer infolge 
gerichtlicher Anordnung in der Verfügung 
über sein Vermögen allgemein beschränkt ist. 

(3) Im Falle des Absatzes 1 Nr. 1 ist von 
einer Zurücknahme abzusehen, wenn anzu- 
nehmen ist, daß der Wirtschaftsprüfer künf- 


tig eigenverantwortlich tätig sein wird oder 
die nach § 55 Abs. 2 und 3 unvereinbare 
Tätigkeit dauernd aufgeben wird. Dem Wirt- 
schaftsprüfer kann hierfür eine angemessene 
Frist gesetzt werden. Kommt er seiner Ver' 
pflichtung innerhalb der gesetzten Frist nicht 
nach, so ist die Zurücknahme der Bestellung 
auszusprechen. 

(4) Die Zurücknahme ist unzulässig, wenn 
In den Fällen der Absätze 1 und 2 ein be- 
rufsgerichtliches Verfahren anhängig ist. 

(5) Die Zurücknahme der Bestellung ist zu 
begründen und mit Rechtsmittelbelehrung zu 
versehen. 

(6) Die Zurücknahme der Bestellung wird 
mit dem Eintritt der Rechtskraft wirksam. 

§ 33 

Zuständige Behörde 

Über die Zurücknahme der Bestellung des 
Wirtschaftsprüfers entscheidet die oberste 
Landesbehörde, in deren Land seine berufliche 
Niederlassung besteht oder seine berufliche 
Tätigkeit ausgeübt wird. Besitzt er mehrere 
berufliche Niederlassungen, so ist die oberste 
Landesbehörde zuständig, in deren Land die 
Flauptniederlassung oder beim Fehlen einer 
solchen die zeitlich früher begründete Nieder- 
lassung besteht. Die oberste Landesbehörde 
kann die erforderlichen Feststellungen durch 
den Zulassungsausschuß treffen lassen. 

§ 34 

Bekanntgabe 

Die oberste Landesbehörde teilt die Bestel- 
lung, deren Erlöschen oder Zurücknahme und 
die Wiederbestellung dem Bundesminister für 
Wirtschaft und der Wirtschaftsprüferkammer 
mit. 

§ 35 

Wiederbestellung 

(1) Ein ehemaliger Wirtschaftsprüfer kann 
wiederbestellt werden, wenn 

1. die Bestellung nach § 31 Abs. 1 Nr. 2 er- 
loschen Ist, es sei denn, daß der Verzicht 
nach Einleitung eines ehrengerichtlichen oder 
berufsgerichtlichen Verfahrens erklärt wor- 
den ist; 

2. die Bestellung nach § 32 Abs. 1 Nr. 1 oder 
nach § 32 Abs. 2 zurückgenommen Ist; 

3. die Ausschließung aus dem Berufsstand 
durch berufsgerichtliches Urteil nach Maß- 
gabe dieses Gesetzes erfolgt ist und das Ur- 
teil oder ein Gnadenerweis die Wiederbe- 
stellung ermöglicht. 
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(2) Die oberste Landesbehörde kann durch 
den Zulassungsausschuß feststcllen lassen, ob 
die Voraussetzungen für eine Wiederbestel- 
lung vorhanden sind. 

(3) Eine erneute Prüfung ist nicht erforder- 
lich. Der Zulassungsausschuß kann im Einzel- 
fall anordnen, daß sich der Bewerber der Prü- 
fung oder Teilen derselben zu unterziehen hat, 
\7enn die pflichtgemäße Ausübung des Berufes 
sonst nicht gewährleistet erscheint. 

(4) Die Wiederbestellung ist zu versagen, 
w^enn der Zulassungsausschuß feststellt, daß 
die Voraussetzungen für die Wiederbestellung 
unter sinngemäßer Anwendung des § 10 nicht 
vorliegen. § 7 gilt sinngemäß. 

§ 36 

Gebühr für die Wiederbestellung 

Für das Wiederbcstellungsverfahren ist 
eine Gebühr von einhundertfünfzig Deutsche 
Mark an die oberste Landesbehörde zu zah- 
len. Die Gebühr ist mit dem Antrag auf 
Wiederbestellung zu entrichten. 


VIERTER ABSCHNITT 

Wirtschaftsprüfer 
im Genossenschaftswesen 

§ 37 

Wirtschaftsprüfer im Genossenschaftswesen 

Als Wirtschaftsprüfer ist zur Prüfung von 

Genossenschaften zugelassen, wer 

1. nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 der Verordnung über 
öffentlich bestellte Wirtschaftsprüfer im 
Genossenschaftswesen vom 7, Juli 1936 
(Relchsgesetzbl. I S. 559) als Wirtschafts- 
prüfer öffentlich bestellt ist; 

2. Wirtschaftsprüfer ist und nach § 1 Abs. 1 
Nr. 2 der Verordnung über öffentlich be- 
stellte Wirtschaftsprüfer im Genossen- 
schaftswesen vom 7. Juli 1936 (Reichsge- 
setzbl. I S. 559) zur Prüfung von Genos- 
senschaften besonders ermächtigt ist; 

3. nach der Wirtschaftsprüferordnung des 
Landes Rheinland-Pfalz vom 21. März 
1950 (Gesetz- und Verordnungsblatt der 
Landesregierung Rheinland-Pfalz Teil I 
S. 91) als Wirtschaftsprüfer öffentlich be- 
stellt und nach § 17 der Wirtschaftsprüfer- 
ordnung des Landes Rheinland-Pfalz für 
die Prüfung von Genossenschaften als ge- 
eignet bezeichnet Ist; 


4. nach dem Gesetz über Wirtschaftsprüfer Im 
Genossenschaftswesen vom 17. Juli 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 385) als Wirtschafts- 
prüfer öffentlich bestellt oder zur Prüfung 
von Genossenschaften besonders ermächtigt 
Ist; 

5. nach diesem Gesetz als Wirtschaftsprüfer 
bestellt oder zur Prüfung von Genossen- 
schaften besonders ermächtigt worden ist. 

§ 38 

Ermächtigung von Wirtschaftsprüfern 

Ein Wirtschaftsprüfer, der vor dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes bestellt und nicht 
zur Prüfung von Genossenschaften berechtigt 
oder besonders ermächtigt ist, kann zur Prü- 
fung von Genossenschaften durch die oberste 
Landesbehörde ermächtigt v/erden. Die Er- 
mächtigung setzt voraus, daß der Wirtschafts- 
prüfer im genossenschaftlichen Prüfungswe- 
sen ausreichend vorgebildct und erfahren Ist. 
Der Freie Ausschuß und die Wirtschaftsprüfer- 
kammer sollen hierzu gehört werden. 

FÜNFTER ABSCHNITT 
WIrtschaftsprüfungsgeseUschaften 

§ 39 

Rechtsform 

(1) Aktiengesellschaften, Kommanditgesell- 
schaften auf Aktien, Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung, Offene Handelsgesell- 
schaften und Kommanditgesellschaften kön- 
nen nach Maßgabe der Vorschriften dieses Ab- 
schnittes als Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 
anerkannt werden. 

(2) Offene Handelsgesellschaften und Kom- 
manditgesellschaften können als Wirtschafts- 
prüfungsgcsellschaften anerkannt werden, 
wenn sie wegen ihrer Treuhandtätigkeit als 
Handelsgesellschaften in das Handelsregister 
eingetragen worden sind. 

§ 40 

Voraussetzungen für die Anerkennung 

(1) Voraussetzung für die Anerkennung ist, 
daß die Mitglieder des Vorstandes, die Ge- 
schäftsführer oder die persönlich haftenden 
Gesellschafter Wirtschaftsprüfer sind und min- 
destens ein Mitglied des Vorstandes, ein Ge- 
schäftsführer oder ein persönlich haftender 
Gesellschafter seinen Wohnsitz am Sitz der 
Gesellschaft hat. 
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(2) Die oberste Landesbehörde kann nach 
Anhörung der Wirtschaftsprüferkammer ge- 
nehmigen, daß besonders befähigte Kräfte an- 
derer Fachrichtungen (zum Beispiel Juristen, 
Techniker), die nicht Wirtschaftsprüfer sind, 
neben Wirtschaftsprüfern Vorstandsmitglie- 
der, Geschäftsführer oder persönlich haftende 
Gesellschafter von bestehenden Wirtschafts- 
prüfungsgesellschaften werden. Die Genehmi- 
gung darf nur versagt werden, wenn die be- 
sondere Fachkunde fehlt oder die charakter- 
liche Zuverlässigkeit nicht vorhanden ist. Die 
Zahl dieser Vorstandsmitglieder, Geschäfts- 
führer oder persönlich haftenden Gesellschafter 
darf die Zahl der Wirtschaftsprüfer im Vor- 
stand, unter den Geschäftsführern oder unter 
den persönlich haftenden Gesellschaftern nicht 
übersteigen. 

(3) Bei Aktiengesellschaften und Komman- 
ditgesellschaften auf Aktien müssen die Aktien 
auf Namen lauten. Die Übertragung muß an 
die Zustimmung der Gesellschaft gebunden 
sein. 

(4) Bei Gesellschaften mit beschränkter Flaf- 
tung muß das Stammkapital mindestens fünf- 
zigtausend Deutsche Mark betragen und voll 
eingezahlt sein. Die Übertragung von Ge- 
sdiäftsanteilen muß an die Zustimmung der 
Gesellschaft gebunden sein. 

§ 41 

Verfahren 

(1) Die Voraussetzungen für die Anerken- 
nung werden vom Zulassungsaussdiuß geprüft. 
Für den Antrag auf Anerkennung finden die 
Vorschriften des § 7 Abs. 1, 3 und 4 sinnge- 
mäß Anwendung. Vorstandsmitglieder, Ge- 
schäftsführer und persönlich haftende Gesell- 
schafter, die nidit Wirtschaftsprüfer sind, 
haben die In § 7 Abs. 2 Nr. 1 bis Nr. 6 und 
Nr. 9 bezelchneten Unterlagen einzureidien. 

(2) Dem Antrag sind eine Ausfertigung oder 
eine öffentlich beglaubigte Abschrift des Ge- 
sellschaftsvertrages oder der Satzung und die 
Anmeldung zur Eintragung im Fiandelsre- 
gister beizufügen. 

§ 42 

Anerkennungsbehörde und Urkunde 

(1) Zuständig für die Anerkennung als 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft ist die oberste 
Landesbehördc, in deren Land die Gescllsdiaft 
ihren Sitz hat. 


(2) Über die Anerkennung als Wirtschafts- 
prüfungsgesellschaft stellt die oberste Landes- 
behörde eine Urkunde aus. 

S 43 

Bezeichnung 

„Wirtschaftsprüfungsgesellschaft'' 

Die anerkannte Gesellschaft ist verpflichtet, 
die Bezeichnung „Wirtschaftsprüfungsgesell- 
schaft“ zu führen. Die Bezeichnung kann in 
die Firma aufgenommen werden. 

§ 44 

Bestätigungsvermerke 

Erteilen Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 
gesetzlich vorgeschriebene Bestätigungsver- 
merke, so müssen diese von wenigstens einem 
Wirtschaftsprüfer unterzeichnet v/erden. 

§ 45 

Erlöschen der Anerkennung 

(1) Die Anerkennung erlischt durch: 

1. Auflösung der Gesellschaft, 

2. Verzicht auf die Anerkennung. 

(2) Der Verzicht ist schriftlich gegenüber 
der obersten Landesbehörde zu erklären. 

§46 

Zurücknahme der Anerkennung 

(1) Die Anerkennung ist zurückzunehmen, 
v/enn 

1. für die Person eines Vorstandsmitgliedes, 
Geschäftsführers oder persönlich haftenden 
Gesellschafters nach § 32 die Bestellung zu- 
rückgenommen ist, es sei denn, daß jede 
Vertretungs- und Geschäftsführungsbefug- 
nis dieser Person unverzüglich v/iderrufen 
oder entzogen ist; 

2. sich nach der Anerkennung ergibt, daß sic 
hätte versagt werden müssen, oder wenn 
die Voraussetzungen für die Anerkennung 
der Gesellschaft nachträglich fortfallen, es 
sei denn, daß die Gesellschaft innerhalb 
einer angemessenen, von der obersten Lan- 
desbehörde zu bestimmenden Frist den 
dem Gesetz entsprechenden Zustand herbei- 
führt. 

3. ein Mitglied des Vorstandes, ein Gesdiäfts- 
führer oder ein persönlich haftender Gesell- 
schafter durch rechtskräftiges berufsgericht- 
liches Urteil aus dem Berufsstand ausge- 
schlossen ist oder einer der in § 40 Abs. 2 
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Satz 1 genannten Personen die Eignung zur 
Vertretung und Geschäftsführung einer 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft aberkannt 
ist, es sei denn, daß die Wirtschaftsprü- 
fungsgesellschaft der zuständigen obersten 
Landesbehörde nachweist, daß jede Ver- 
tretungs- und Geschäftsführungsbefugnis 
des Verurteilten unverzüglich widerrufen 
oder entzogen ist. 

(2) Für die Zurücknahme der Anerkennung 
finden die Vorschriften des § 32 Abs. 5 und 6 
und des § 33 sinngemäß Anwendung. 

§ 47 

Bekanntgabe 

Die oberste Landesbehörde teilt die Aner- 
kennung, das Erlösdien der Anerkennung oder 
deren Zurücknahme dem Bundesminister für 
Wirtschaft und der Wirtschaftsprüferkammer 
mit. 

§ 48 

Gebühr für die Anerkennung 

Für das Anerkennungsverfahren hat die Ge- 
sellschaft eine Gebühr von fünfhundert 
Deutsche Mark an die oberste Landesbehörde 
zu zahlen. Die Gebühr ist mit dem Antrag auf 
Anerkennung zu entrichten. 

SECHSTER ABSCHNITT 
Berufsregister 

§ 49 

Registerführende Stelle 

(1) Die Wirtschaftsprüferkammer führt ein 
Berufsregister für Wirtschaftsprüfer und Wirt - 
schaftsprüfungsgesellschaften. 

(2) Alle Eintragungen sind den beteiligten 
obersten Landesbehörden und den übrigen Be- 
teiligten mitzuteilen. 

(3) Das Berufsregister ist Öffentlich. 

§ 50 

Eintragung 

(1) In das Berufsregister sind einzutragen: 

1. Wirtschaftsprüfer, und zwar 

a) Name, Vorname, Geburtstag, Geburts- 
ort, 


b) Tag der Bestellung und die oberste Lan- 
desbehörde, die die Bestellung vorge- 
nommen hat, 

c) Ort der beruflichen Niederlassung und 
dessen Wechsel; 

2. Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, und zwar 

a) Name und Reditsform, 

b) Tag der Anerkennung als Wirtschafts- 
prüfungsgesellschaft und die oberste 
Landesbehörde, die die Anerkennung 
ausgesprochen hat, 

c) Ort der Hauptniederlassung, 

d) Namen der vertretungsberechtigten Per- 
sonen 

sowie alle Veränderungen zu a, c und d; 

3. Zweigniederlassungen von Wirtschaftsprü- 
fern und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, 
und zwar 

a) Name, 

b) Ort der Zweigniederlassung, 

c) Namen der die Zweigniederlassung lei- 
tenden und der für die Zweignieder- 
lassung vertretungsberechtigten Per- 
sonen 

sowie alle Veränderungen zu a bis c. 

(2) Die Zulassung oder Ermächtigung zur 

Prüfung von Genossenschaften ist im Berufs- 
register zu vermerken. 

§ 51 

Löschung 

Im Berufsregister sind zu lösdien: 

1. Wirtschaftsprüfer, w^enn die Bestellung als 
Wirtschaftsprüfer erloschen oder rechtskräf- 
tig zurückgenommen ist; 

2. Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, wenn die 
Anerkennung als Wirtschaftsprüfungsgesell- 
schaft erloschen oder rechtskräftig zurüdc- 
genommen ist; 

3. Zweigniederlassungen 

a) wenn die Zweigniederlassung aufgehoben 
ist, 

b) wenn die Zweigniederlassung nicht mehr 
von einem Wirtschaftsprüfer verant- 
v/ortlich geleitet wird und eine Aus- 
nahmcgenchmigung der Wirtschafts- 
prüferkammer nicht vorliegt. 
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S52 


Eintragung und Löschung auf Antrag und 
von Amts wegen 


(1) Die Eintragung ist zu beantragen: 

l.im Falle des § 50 Abs. 1 Nr. 1 von dem 
Wirtschaftsprüfer; 

2. im Falle des § 50 Abs. 1 Nr. 2 von den Ver- 
tretungsbereditigten der einzutragenden 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft; dem An- 
trag ist eine Liste der Vertretungsberechtig- 
ten beizulegen; 


3. im Falle des § 50 Abs. 1 Nr. 3 von dem 
Wirtschaftsprüfer oder den Vertretungs- 
berechtigten der Wirtschaftsprüfungsgesell- 
schaft. 


(2) Die Löschung ist zu beantragen: 

l.im Falle des § 51 Nr. 2 von den Vertre- 
tungsberechtigten der Wirtschaftsprüfungs- 
gesellschaft; 

2. im Falle des § 51 Nr. 3 von dem Wirt- 
schaftsprüfer oder den Vertretungsberech- 
tigten der Wirtschaftsprüfungsgescllsdiaft. 

(3) Im Falle des § 51 Nr. 1 ist die Löschung 
durch die Wirtschaftsprüferkammer ohne An- 
trag vorzunehmen. In den Fällen des § 50 
Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 kann die Eintragung 
der Bestellung oder Anerkennung, in den 
Fällen des § 51 Nr. 2 und Nr. 3 kann die 
Löschung auch ohne Antrag vorgenommen 
werden. 


§ 53 

Anzeigepflichten 

(1) Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprü- 
fungsgesellschaften haben der Wirtschaftsprü- 
ferkammer innerhalb von zwei Wochen nach 
dem Eintritt des die Anzeigepflicht begrün- 
denden Ereignisses anzuzeigen: 

1. die berufliche Anschrift und ihre Verände- 
rungen, 

2. die Anschrift von Zweigniederlassungen und 
ihre Veränderungen. 

(2) Alljährlich im Monat Januar haben die 
Vertretungsberechtigten einer Wirtschafts- 
prüfungsgesellschaft in doppelter Ausfertigung 
eine von ihnen unterschriebene Liste der Ge- 
sellschafter, aus welcher Name, Vorname, 
Stand, Beruf und Wohnort der Gesellschafter, 
ihre Aktien oder Stammeinlagen zu entneh- 
men sind, zum Berufsregister einzureichen. 
Die Wirtschaftsprüferkammer hat eine Ausfer- 


tigung der Liste an die zuständige oberste 
Landesbehörde zu übersenden. 

§ 54 

Bekanntmachung 

Die Bestellung als Wirtschaftsprüfer, das 
Erlöschen oder die Zurücknahme der Bestel- 
lung, die Anerkennung als Wirtsdiaftsprü- 
fungsgesellschaft, das Erlöschen oder die Zu- 
rüdcnahme der Anerkennung werden von der 
obersten Landesbehörde in einem amtlichen 
Mitteilungsblatt des Landes und von dem 
Bundesminister für Wirtschaft im Bundesan- 
zeiger bekanntgemacht. 


Dritter Teil 

Rechte und Pflichten der Wirtschafts- 
prüfer 

§ 55 

Allgemeine Berufspflichten 

(1) Der Wirtschaftsprüfer hat seinen Be- 
ruf unabhängig, gewissenhaft, verschwiegen 
und eigenverantwortlich auszuüben. Er hat sich 
insbesondere bei der Erstattung von Prüfungs- 
berichten und Gutachten unparteiisch zu ver- 
halten. 

(2) Der Wirtschaftsprüfer hat sich jeder 
Tätigkeit zu enthalten, die mit seinem Beruf 
oder mit dem Ansehen des Berufsstandes un- 
vereinbar ist. Er hat sich der besonderen Be- 
rufspflichten bewußt zu sein, die ihm aus der 
Befugnis erwachsen, gesetzlich vorgeschriebene 
Bestätigungsvermerke zu erteilen. Er hat sich 
auch außerhalb der Berufstätigkeit des Ver- 
trauens und der Achtung würdig zu erweisen, 
die der Beruf erfordert. 

(3) Neben seinem Beruf darf der Wirt- 
schaftsprüfer nicht ausüben: 

1. eine gewer^bllche Tätigkeit; 

2. jede Tätigkeit auf Grund eines Anstellungs- 
vertrages mit Ausnahme der in Absatz 4 
Nr. 2 und 3 und in § 56 Abs. 1 Nr. 3 ge- 
nannten Fälle oder auf Grund eines Be- 
amtenverhältnisses. 

(4) Vereinbar mit dem Beruf des Wirt- 
schaftsprüfers sind: 

1. alle freien Berufe, die die Wahrung fremder 
Interessen In wirtschaftlichen, technischen 
und rechtlichen Angelegenheiten zum Ge- 
genstand haben; 
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2. die Tätigkeit an wissensdiaftlidien Insti- 
tuten und als Lehrer an Hodisdiulen; 

3. die treuhänderisdie Verwaltung; die vor- 
übergehende aussdiließliche Tätigkeit in 
einem Treuhandverhältnis bedarf der Zu- 
stimmung der Wirtsdiaftsprüferkammer; 

4. die freie sdiriftstellerisdie und künstlerisdie 
Tätigkeit. 

§ 56 

Eigenverantwortliche Tätigkeit 

(1) Eigenverantwortliche Wirtschaftsprüfer- 
tätigkeit üben nur aus: 

1. selbständige Wirtschaftsprüfer; 

2. Wirtschaftsprüfer, die Vorstandsmitglied, 
Geschäftsführer oder persönlich haftende 
Gesellschafter einer Wirtschaftsprüfungsge- 
sellschaft sind; 

3. Wirtschaftsprüfer als zeichnungsberechtigte 
Vertreter oder als Angestellte bei Wirt- 
schaftsprüfern, Wirtschaftsprüfungsgesell- 
schaften, genossenschaftlichen Prüfungsver- 
bänden, Prüfungsstellen von Sparkassen- 
und Giroverbänden oder überörtlichen Prü- 
fungsverbänden öffentlicher Kassen, sofern 
nicht die Voraussetzungen des Absatzes 2 
vorliegen; 

4. Wirtschaftsprüfungsgesellschaften. 

(2) Eine eigenverantwortliche Tätigkeit übt 
nicht aus, wer sich als zeichnungsberechtigter 
Vertreter oder als Angestellter an Weisungen 
zu halten hat, die ihn verpflichten, Prüfungs- 
berichte und Gutachten auch dann zu unter- 
zeichnen, wenn ihr Inhalt sich mit seiner 
Überzeugung nicht deckt. 

(3) Die Eigenverantwortlichkeit wird nicht 
schon dadurch ausgeschlossen, daß in den 
Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 und 3 eine Mit- 
zeichnung durch einen anderen Wirtschafts- 
prüfer oder bei genossenschaftlichen Prüfungs- 
verbänden, Prüfungsstellen von Sparkassen- 
und Giroverbänden oder überörtlichen Prü- 
fungsverbänden öffentllcherKassen durch einen 
zeichnungsberechtigten Vertreter des Prüfungs- 
verbandes oder der Prüfungsstelle vereinbart 
ist. 

§57 

Prokuristen 

Wirtschaftsprüfer sollen als Angestellte von 
WirtschaftsprüfungsgeseJlschaften die Redits- 
stellung von Prokuristen haben. 


§ 58 

Beurlaubung 

(1) Wirtschaftsprüfer, die vorübergehend 
eine mit dem Beruf unvereinbare Tätigkeit 
aufnehmen wollen, können auf Antrag von 
der Wirtschaftsprüferkammer beurlaubt wer- 
den. 

(2) Sie dürfen während der Zeit ihrer Be- 
urlaubung die Tätigkeit als Wirtschaftsprüfer 
nicht ausüben und die Bezeichnung Wirt- 
schaftsprüfer nicht führen. Die Beurlaubung 
wird der obersten Landesbehörde, der In- 
dustrie- und Handelskammer, in deren Bezirk 
der Wirtschaftsprüfer seine berufliche Nieder- 
lassung hat, und dem Freien Ausschuß mitge- 
teilt. Sie soll zunächst höchstens für ein Jahr 
gewährt und jeweils höchstens um ein Jahr 
verlängert werden. Die Gesamtzeit der Be- 
urlaubung soll drei aufeinanderfolgende Jahre 
nicht überschreiten. 

§ 59 

Zweigniederlassungen 

(1) Wirtschaftsprüfer dürfen neben ihrer 
Niederlassung eine weitere berufliche Nieder- 
lassung nur begründen, wenn auch am Ort 
dieser weiteren Niederlassung ein dort an- 
sässiger - Wirtschaftsprüfer deren fachliche 
Leitung übernimmt. Ausnahmen hiervon kann 
die Wirtschaftsprüferkammer zulassen. 

(2) Jede Zweigniederlassung einer Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaft muß von wenig- 
stens einem am Ort der Zweigniederlassung 
ansässigen Wirtschaftsprüfer geleitet werden. 

§ 60 

Siegel 

(1) Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprü- 
fungsgesellschaften sind verpflichtet, ein Siegel 
zu benutzen, wenn sie in ihrer Berufseigen- 
schaft auf Grund gesetzlicher Vorschriften Er- 
klärungen abgeben. Sie können ein Siegel 
führen, wenn sie in ihrer Berufseigenschaft Er- 
klärungen über Prüfungsergebnisse abgeben 
oder Gutachten für Behörden erstatten, 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft trifft 
die näheren Bestimmungen über die Gestaltung 
des Siegels durch Erlaß. 

§ 61 

Versagung der Tätigkeit 

Der Wirtschaftsprüfer hat seine Tätigkeit 
zu versagen, wenn sie für eine pflichtwidrige 
Handlung in Anspruch genommen werden soll 
oder die Besorgnis der Befangenheit bei der 
Durchführung eines Auftrages besteht. 
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§ 62 

Versdiwiegenheitspf licht der Gehilfen 

Der Wirtschaftsprüfer hat seine Gehilfen 
und Mitarbeiter, soweit sie nicht bereits durch 
Gesetz zur Verschwiegenheit verpflichtet sind, 
zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 

§ 63 

Mitteilung der Ablehnung eines Auftrages 

Der Wirtschaftsprüfer, der einen Auftrag 
nicht annehmen will, hat die Ablehnung un- 
verzüglich zu erklären. Er hat den Schaden zu 
ersetzen, der aus einer schuldhaften Verzöge- 
rung dieser Erklärung entsteht. 

§ 64 

Kundmachung und Werbung 

Der Wirtschaftsprüfer ist zu berufswürdi- 
gem Verhalten bei der Kundmachung seiner 
Tätigkeit und bei der Auftragsübernahme 
verpflichtet. Werbung ist ihm nicht gestattet. 

§ 65 

Wechsel des Auftraggebers 

Der Wirtschaftsprüfer darf in einer Sache, 
in der er bereits tätig war, für einen anderen 
Auftraggeber nur tätig werden, wenn bisheri- 
ger und neuer Auftraggeber einverstanden 
sind. 

§ 66 

Berufshaftpflichtversicherung 

(1) Selbständige Wirtschaftsprüfer und 
Wirtschaf tsprüf ungsgesellschaf ten sind ver- 
pflichtet, sich gegen die aus ihrer Berufstätig- 
keit ergebenden Haftpflichtgefahren zu ver- 
sichern. Die Haftpflichtversicherung kann 
nur bei einem im Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes oder im Lande Berlin zum Geschäfts- 
betriebe befugten Versicherungs unternehmen 
genommen werden. Die Versicherungsunter- 
nehmen oder ein Zusammenschluß von Ver- 
sicherungsunternehmen sind verpflichtet, den 
Wirtschaftsprüfern und den Wirtschaftsprü- 
fungsgesellschaften nach den gesetzlichen Be- 
stimmungen Versicherung gegen Berufshaft- 
pflicht zu gewähren. 

(2) Die Bundesregierung erläßt durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die näheren Vorschriften über den Abschluß 
und die Aufrechterhaltung der Haftpflichtver- 
sicherung sowie über die Mindesthöhe der 
Deckungssummen. 


§ 67 

Richtlinien für die Berufsausübung 

Die Wirtschaftsprüferkammer kann im 
Rahmen der Vorschriften der §§ 55 bis 66 
für die Berufsausübung der Wirtschaftsprüfer 
und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften Richt- 
linien erlassen. Vor Erlaß der Richtlinien ist 
die Bundesstelle für das wirtschaftliche Prü- 
fungswesen zu hören. Die Richtlinien bedür- 
fen der Genehmigung des Bundesministers für 
Wirtschaft. 

§ 68 

Geibührenordnung 

Der Bundesminister für Wirtschaft kann 
mit Zustimmung des Bundesrates nach An- 
hörung der Wirtschaftsprüferkammer und der 
Bundesstelle für das wirtschaftliche Prüfungs- 
wesen eine Gebührenordnung für gesetzlich 
vorgeschriebene Prüfungen erlassen. 

§ 69 

Anwendung der Vorschriften über die Rechte 

und Pflichten der Wirtschaftsprüfer auf 
Wirtschaftsprüfungsgesellsdiaften 

(1) Die §§ 55, 61 bis 65 gelten sinngemäß 
für Wirtschaftsprüfungsgesellschaften. 

(2) Zur Verschwiegenheit sind bei Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaften auch die Mit- 
glieder der durch Gesetz, Satzung oder Gesell- 
schaftsvertrag vorgesehenen Aufsichtsorgane 
der Gesellschaften (zum Beispiel Aufsichtsrat, 
Beirat) verpflichtet. 

Vierter Teil 

Organisation des Berufsstandes 

§ 70 

Aufgaben der Wirtschaftsprüferkammer 

(1) Die Wirtschaftsprüferkammer hat die 
Aufgabe, die beruflichen Belange der Wirt- 
schaftsprüfer zu wahren und zu fördern. 

(2) Die Wirtschaftsprüferkammer führt die 
Aufsicht über die berufliche Tätigkeit der 
Wirtschaftsprüfer. 

(3) Die Wirtschaftsprüferkammer kann Ein- 
richtungen für die Alters- und Hintetblie- 
benenversorgung der Wirtschaftsprüfer schaf- 
fen. 

(4) Die Wirtschaftsprüferkammer kann Ein- 
richtungen für die Ausbildung des Berufsnach- 
wuchses schaffen. 
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§ 71 

Mitgliedschaft 

(1) Mitglieder der Wirtschaftsprüferkam- 
mer sind die Wirtschaftsprüfer, die nach die- 
sem Gesetz bestellt oder als solche anerkannt 
sind oder die Bezeichnung Wirtschaftsprüfer 
a. D. führen dürfen, und Mitglieder des Vor- 
standes, Geschäftsführer oder vertretungsbe- 
rechtigte persönlich haftende Gesellschafter 
von Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, die 
nicht Wirtschaftsprüfer sind, sowie die aner- 
kannten Wirtschaftsprüfungsgesellschaften. 
Für beurlaubte Wirtschaftsprüfer ruht dieMit- 
gliedschaft während der Dauer ihrer Beurlau- 
bung. Sie bleiben der Ehrengerichtsbarkeit und 
Berufsgerichtsbarkeit unterworfen. 

(2) Die genossenschaftlichen Prüfungsver- 
bände, die Sparkassen- und Giroverbände für 
ihre Prüfungsstellen sowie die überörtlichen 
Prüfungsverbände öffentlicher Kassen können 
die Mitgliedschaft bei der Wirtschaftsprüfer- 
kammer erwerben. 


§72 

Organe 

(1) Organe der Wirtschaftsprüferkammer 
sind: 

1. die Wirtschaftsprüferversammlung, 

2. der Beirat, 

3. der Vorstand. 

(2) Der Beirat wird von der Wirtschafts- 
prüferversammlung, der Vorstand vom Bei- 
rat gewählt. Zum Mitglied des Beirates und 
des Vorstandes kann nur gewählt werden, wer 
persönlich Mitglied der Wirtschaftsprüferkam- 
mer Ist. 


§73 

Satzung 

Die Organisation und Verwaltung der Wirt- 
schaftsprüferkammer, insbesondere die Ein- 
richtung von Landesgeschäftsstellen, werden in 
der Satzung der Wirtschaftsprüferkammer ge- 
regelt, die von der Wirtschaftsprüferversamm- 
lung beschlossen wird. Die Satzung und deren 
Änderungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit 
der Genehmigung des Bundesministers für 
Wirtschaft. 


§ 74 
Beiträge 

(1) Die Mitglieder sind nach Maßgabe der 
Satzung verpflichtet, Beiträge zu leisten. 


(2) Der Anspruch der Wirtschaftsprüfer- 
kammer auf Zahlung der Beiträge unterliegt 
der Verjährung. Auf die Verjährung finden 
die Vorschriften der Reichsabgabenordnung 
über die Verjährung der Steuern vom Ein- 
kommen und Vermögen entsprechende An- 
wendung. 


§ 75 

Pflicht zum Erscheinen vor der 
Wirtschaftsprüferkammer 

Persönliche Mitglieder der Wirtschaftsprü- 
ferkammer haben in Auf sich ts- und Be- 
schwerdesachen vor der Wirtschaftsprüfer- 
kammer zu erscheinen, wenn sie zur Anhörung 
geladen werden. Auf Verlangen haben sie dem 
Vorstand, dem Beirat oder einem nach der 
Satzung zuständigen Ausschuß der Wirtschafts- 
prüferkammer oder einem beauftragten Mit- 
glied des Vorstandes, des Beirates oder eines 
Ausschusses Auskunft zu geben und ihre Hand- 
akten vorzulegen, es sei denn, daß sie dadurdi 
ihre Verpflichtung zur Verschwiegenheit ver- 
letzen würden. 


§ 76 

Pflicht der Mitglieder des Vorstandes, 
des Beirates und der Ausschüsse zur 
Verschwiegenheit 

(1) Die Mitglieder des Vorstandes, des Bei- 
rates und der Ausschüsse haben — auch nach 
dem Ausscheiden aus dem Vorstand oder dem 
Beirat oder dem Ausschuß — über die An- 
gelegenheiten, die ihnen bei ihrer Tätigkeit Im 
Vorstand oder im Beirat oder im Ausschuß 
über Mitglieder der Wirtschaftsprüferkammer, 
Bewerber oder andere Personen bekannt wer- 
den, Verschwiegenheit gegen jedermann zu be- 
wahren. Das gleiche gilt für Mitglieder, die 
zur Mitarbeit im Vorstand, im Beirat oder in 
den Ausschüssen herangezogen werden, und 
für Dienstangehörige der Wirtschaftsprüfer- 
kammer. 

(2) Auch soweit in Verfahren vor Ehren- 
gerichten und Behörden eine Auskunftspflicht 
besteht, dürfen die in Absatz 1 bezeichneten 
Personen die Auskunft über solche Angelegen- 
heiten verweigern, die ihnen bei ihrer Tätig- 
keit im Vorstand, im Beirat oder in Ausschüs- 
sen über Mitglieder der Wirtschaftsprüfer- 
kammer, Bewerber oder andere Personen an- 
vertraut worden sind. Sie dürfen die Aus- 
kunft nicht verweigern, wenn sie von der Ver- 
pflichtung zur Verschwiegenheit nach Absatz 3 
entbunden w’^orden sind. 
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(3) Über Anträge auf Erteilung der Geneh- 
migung zur Aussage beschließt der Vorstand 
der Wirtschaftsprüferkammer nach pflicht- 
mäßigem Ermessen. Die Genehmigung soll nur 
versagt werden, wenn Rücksichten auf Ver- 
schwiegenheitspfllditen eines Mitgliedes der 
Wirtsdiaftsprüferkammer oder auf die Stel- 
lung oder die Aufgaben der Wirtschaftsprüfer- 
kammer es unabweisbar fordern. 


§77 


Bundesstelle für das wirtschaftliche 
Prüfungswesen 

(1) Für die Behandlung der gemeinsamen 
Belange von Wirtschaft und prüfenden Be- 
rufen bilden die Wirtschaftsprüferkammer, 
die Bundeskammer der vereidigten Buchprüfer 
und der Deutsche Industrie- und Handelstag 
die „Btindesstelle für das wirtschaftliche Prü- 
fungswesen“ (Bundesstelle). Die Bundesstelle 
ist Körperschaft des öffentlichen Rechts. Die 
Wirtschaftsprüferkammer, die Bundeskammer 
der vereidigten Buchprüfer und der Deutsche 
Industrie- und Handelstag entsenden In die 
Bundesstelle Vertreter. Die Hälfte der Ver- 
treter gehört der Wirtschaft und die andere 
Hälfte je zu gleichen Teilen der Wirtschafts- 
prüferkammer und der Bundeskammer der 
vereidigten Buchprüfer an. 

(2) Die Vertreter der Mitglieder der Bun- 
desstelle werden vom Bundesminister für 
Wirtschaft auf die Dauer von vier Jahren auf 
Vorschlag jeweils der Wirtschaftsprüferkam- 
mer, der Bundeskammer der vereidigten Budi- 
prüfer und des Deutschen Industrie- und Han- 
delstages berufen. Der Bundesminister für 
Wirtschaft kann verlangen, daß wiederholt 
Vorschläge eingereicht werden. Er ist an die 
Vorschläge nicht gebunden. 

(3) Die Bundesstelle gibt sich ihre Satzung 
selbst. Die Satzung bedarf der Genehmigung 
des Bundesministers für Wirtschaft. 


§ 78 

Aufgaben der Bundesstelle und Aufbringung 
der Mittel 


l.in Ihrem Arbeitsbereich die Verwaltungsbe- 
hörden und Gerichte durch tatsächliche Mit- 
teilungen, Anträge und Erstattung von Gut- 
achten zu unterstützen und diesen auf An- 
fordern über Fragen der beiden Berufs- 
stände der Wirtschaftsprüfer und vereidig- 
ten Buchprüfer oder über Fragen des wirt- 
schaftlichen Prüfungs- und Treuhandwesens, 
die die Wirtschaft und die Berufsstände 
der Wirtschaftsprüfer und vereidigten Buch- 
prüfer gemeinsam berühren, Bericht zu er- 
statten; 

2. im Rahmen des vorliegenden Gesetzes bei 
der Aufstellung von Richtlinien für die Be- 
rufsausübung der Wirtschaftsprüfer und 
vereidigten Buchprüfer mitzuwirken; 

3. nach Maßgabe der Bestimmungen dieses Ge- 
setzes bei der Durchführung ehrengericht- 
licher und berufsgerichtlicher Verfahren mit- 
zuwirken; 

4. zu Anträgen von Berufsangehörigen auf 
Bewilligung von Ausnahmen nach den Vor- 
schriften des Berufsrechts auf Ersuchen der 
entscheidenden Stelle Stellung zu nehmen. 
(2) Die für die Durchführung der Aufgaben 

der Bundesstelle erforderlichen Mittel werden 
zur Hälfte von der Wirtschaftsprüferkammer 
und der Bundeskammer der vereidigten Buch- 
prüfer und zur Hälfte von dem Deutschen 
Industrie- und Handelstag aufgebracht. 

§ 79 

Staatsaufsicht 

Der Bundesminister für Wirtschaft führt 
die Aufsicht über die Wirtschaftsprüferkam- 
mer und über die Bundesstelle. Er hat darüber 
zu v/achen, daß die Wirtschaftsprüferkammei 
und die Bundesstellc Ihre Aufgaben im Rah- 
men der geltenden Gesetze und Satzungen er- 
füllen. 


Fünfter Teil 

Ehrengerichtliches und berufsgericht- 
liches Verfahren 

ERSTER ABSCHNITT 


(1) Die Bundesstelle hat alle Fragen des 
wirtschaftlichen Prüfungs- und Treuhand- 
wesens zu behandeln, die gemeinsame Belange 
der Wirtschaft und der Berufsstände der 
Wirtschaftsprüfer und der vereidigten Buch- 
prüfer berühren. Sie hat die Aufgaben wahr- 
zunchmen, die Ihr durch Gesetz übertragen 
sind. Die Bundesstelle hat vornehmlich 


Allgemeine Vorschriften 

§ 80 

Ehrengerichtliche Bestrafung 
(1) Ein Wirtschaftsprüfer, der seine Beruf s- 
pfllchtcn schuldhaft verletzt, wird ehrenge- 
richtlich bestraft. Das ehrengerichtliche Ver- 
fahren findet vor dem Ehrengericht statt. 
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(2) Ein Wirtschaftsprüfer kann ehrenge- 
richtlich nicht verfolgt werden, wenn er zur 
Zeit der Tat der Ehrengerichtsbarkeit nicht 
unterstand. 

(3) Ein ehrengerichtliches Verfahren ist fer- 
ner nicht zulässig, wenn der Wirtschaftsprüfer 
die Handlung vor mehr als fünf Jahren be- 
gangen hat. Die Vorschriften der §§ 68 und 69 
des Strafgesetzbuches über die Unterbrechung 
und das Ruhen der Verjährung finden sinn- 
gemäß Anwendung. 

§ 81 

Ausschließung aus dem Berufsstand 

(1) Ein Wirtschaftsprüfer, der seine Berufs- 
pflichten schuldhaft so gröblich verletzt, daß 
er unwürdig ist, den Beruf des Wirtschafts- 
prüfers weiterhin auszuüben, wird im berufs- 
gerichtlichen Verfahren aus dem Berufsstand 
ausgeschlossen. Das berufsgerichtlidhie Verfah- 
ren findet vor dem Verwaltungsgericht (Be- 
rn fsgericht) statt. 

(2) Gegen einen Wirtsdiaftsprüfer kann 
wegen Handlungen, die er vor seiner Bestel- 
lung begangen hat, ein Verfahren zum Zwecke 
der Ausschließung aus dem Berufsstand nidbt 
eingeleitet werden. 

(3) Auf Wirtschaftsprüfer . a. D. finden die 
Absätze 1 und 2 sinngemäß Anwendung. An 
die Stelle der Ausschließung aus dem Berufs- 
stand tritt die Aberkennung der Befugnis, die 
Bezeichnungwirtschaftsprüfer a. D. zu führen. 

§ 82 

Geringfügige Pflichtverletzung 

(1) Liegt nur eine geringfügige Verletzung 
der Berufspflichten vor, so ist von dem Antrag 
auf Einleitung eines ehrengerichtlichen Ver- 
fahrens abzusehen. Der Vorstand der Wirt- 
schaftsprüferkammer kann in diesen Fällen 
dem Wirtschaftsprüfer seine Mißbilligung aus- 
sprechen. Die Mißbilligung ist keine Strafe. 

(2) Der einer Verletzung der Berufspflidi- 
ten beschuldigte Wirtschaftsprüfer ist vor der 
Entscheidung zu hören. Die Mißbilligung wird 
in einem mit Gründen versehenen schriftlichen 
Bescheid ausgesprochen und mittels eingeschrie- 
benen Briefs mitgeteilt. Der Beschuldigte kann 
gegen diesen Bescheid Innerhalb einer Frist von 
zwei Wochen nach dessen Zugang Gegenvor- 
stellungen erheben. Will der Vorstand der 
Wirtschaftsprüferkammer den Gegenvorstel- 
lungen nicht stattgeben oder wird binnen einer 
Frist von einem Monat nach Eingang der Ge- 


genvorstellungen ein Bescheid nicht erteilt, so 
kann der Beschuldigte binnen einer Frist von 
einem weiteren Monat die Einleitung des 
ehrengerichtlidien Verfahrens gegen sidi be- 
antragen. Das Recht zu diesem Antrag er- 
lischt, wenn seit Zustellung des Mißbilligungs- 
bescheides drei Monate verstrichen sind. 

§ 83 

Ehrengerichtlldbe Strafen 

(1) Die ehrengerichtlichen Strafen sind: 

1. Warnung, 

2. Verweis, 

3. Geldbuße bis zu zehntausend Deutsche 

Mark. 

(2) Die ehrengerichtlichen Strafen können 
nicht nebeneinander verhängt werden. Geld- 
bußen fließen der Wirtschaftsprüferkammer 
zu. 

§ 84 

Einleitung des Verfahrens 

(1) Hält der Vorstand der Wirtschafts- 
prüferkammer einen Wirtschaftsprüfer einer 
Handlung für hinreichend verdächtig, die eine 
ehrengerichtliche Bestrafung erfordert, so be- 
antragt er, das ehrengerichtliche Verfahren 
einzuleiten. 

(2) Hält der Vorstand der Wirtschafts- 
prüferkammer einen Wirtschaftsprüfer einer 
Handlung für hinreichend verdächtigt, die die 
Ausschließung aus dem Berufsstand erfordert, 
so leitet er das berufsgerlditlldie Verfahren 
ein. 

(3) Das ehrengerichtliche oder das berufs- 
gerichtliche Verfahren muß auch auf Antrag 
eines Wirtschaftsprüfers eingeleitet werden, 
der gegen sich selbst die Durchführung eines 
Verfahrens begehrt, damit er sidi von dem 
Verdacht einer Verletzung der Berufspflich- 
ten reinigen kann. 

(4) Die oberste Landesbehörde kann die 
Einleitung des ehrengerichtlichen Verfahrens 
beantragen oder das berufsgerichtliche Verfah- 
ren einleiten, wenn sie die Voraussetzungen 
der §§ 80 oder 81 für gegeben erachtet. 

§ 85 

Verhältnis des ehrengeriditlichen Verfahrens 
zur Mißbilligung und zum berufsgerichtlichen 
Verfahren 

(1) Der Einleitung eines ehrengerichtlichen 
Verfahrens gegen einen Wirtschaftsprüfer 
steht es nicht entgegen, daß der Vorstand der 
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Wirtschaftsprüferkammer ihm bereits wegen 
desselben Verhaltens seine Mißbilligung aus- 
gesprodien hat. 

(2) Ein ehrengerichtliches Verfahren ist nidit 
zulässig, wenn bereits wegen desselben Ver- 
haltens ein berufsgerichtliches Verfahren ein- 
geleitet ist. 

(3) Ein beruf sgeriditlidies Verfahren ist 
nidit mehr zulässig, wenn gegen den Wirt- 
schaftsprüfer wegen desselben Verhaltens ein 
ehrengerichtlidies Verfahren durchgeführt ist. 

§ 86 

Verhältnis des ehren geriditli dien Verfahrens 
und des berufsgeriditlichen Verfahrens zum 
straf geriditlidien Verfahren 

(1) Ist gegen einen Wirtschaftsprüfer, der 
einer Verletzung seiner Berufspflichten be- 
schuldigt wird, wegen desselben Verhaltens die 
öffentliche Klage im strafgerichtlichen Ver- 
fahren erhoben, so kann gegen ihn ein ehren- 
gerichtliches oder berufsgerichtliches Verfahren 
zwar eingeleitet, es muß aber bis zur Beendi- 
gung des strafgerichtlichen Verfahrens ausge- 
setzt werden. Ebenso muß ein bereits einge- 
leitetes ehrengerichtliches oder berufsgericht- 
liches Verfahren ausgesetzt werden, wenn 
während seines Laufes die öffentliche Klage 
im strafgerichtlichen Verfahren erhoben wird 
Das ehrengerichtliche oder das berufsgericht- 
liche Verfahren kann fortgesetzt werden, 
wenn im strafgerichtlichen Verfahren aus 
Gründen nicht verhandelt werden kann, die 
in der Person des Beschuldigten liegen. 

(2) Wird der Wirtschaftsprüfer in dem 
strafgerichtlichen Verfahren freigesprochen, so 
kann wegen der Tatsachen, die Gegenstand 
der strafgerichtlichen Untersuchung waren, ein 
ehrengerichtliches oder berufsgerichtliches Ver- 
fahren nur dann eingeleitet oder fortgesetzt 
werden, wenn diese Tatsachen, ohne daß sie 
den Tatbestand eines Strafgesetzes erfüllen, 
eine Verletzung der Berufspflichten des Wirt- 
schaftsprüfers enthalten. 

(3) Die tatsächlichen Feststellungen des 
strafgerichtlichen Urteils, die die Entscheidung 
tragen, sind für das Ehrengericht und da; 
Berufsgericht bindend. Das Ehrengericht oder 
das Berufsgericht kann jedoch, wenn seine 
Mitglieder übereinstimmend die Richtigkeit 
desselben Teils der Feststellungen bezweifeln, 
dessen nochmalige Prüfung beschließen; dies ist 
ln den Grüden der ehrengerichtlichen oder be- 
rufsgerichtlichen Entscheidung zum Ausdruck 
zu bringen. 


§ 87 

Amts- und Rechtshilfe 

(1) Das Ehrengericht und die Berufsgerichtc 
haben einander Amts- und Rechtshilfe zu 
leisten. 

(2) Auf Ersuchen haben die Gerichte und 
Verwaltungsbehörden dem Ehrengericht und 
den Berufsgerichten Amts- und Rechtshilfe zu 
leisten. Die gleiche Verpflichtung haben das 
Ehrengericht und die Berufsgerichte gegenüber 
den Gerichten und Verwaltungsbehörden. 

(3) Um die eidliche Vernehmung von Zeu- 
gen und Sachverständigen können nur die 
Amtsgerichte ersucht werden. 

§ 88 

Verfahren gegen Mitglieder der Wirtschafts- 
prüferkammer, die nicht Wirtschaftsprüfer 
sind 

Die Vorschriften des Fünften Teils über die 
ehrengerichtliche Bestrafung und die Aus- 
schließung aus dem Berufsstand finden sinn- 
gemäß auf Vorstandsmitglieder, Geschäfts- 
führer oder persönlich haftende Gesellschafter 
von Wirtschaftsprüfungsgesellschaften Anwen- 
dung, die nicht Wirtschaftsprüfer sind. An 
Stelle der Ausschließung aus dem Berufsstand 
tritt die Aberkennung der Eignung, eine Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaft zu vertreten und 
ihre Geschäfte zu führen. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Ehrengerichtliches Verfahren 
§ 89 

Bildung des Ehrengerichts 

(1) Für die Verhandlung und Entscheidung 
im ehrengerichtlichen Verfahren wird bei der 
Wirtschaftsprüferkammer ein Ehrengericht er- 
richtet. 

(2) Bei dem Ehrengericht werden nach Be- 
darf mehrere Kammern gebildet. 

§ 90 

Besetzung des Ehrengerichts 

(1) Das Ehrengericht wird mit einem Präsi- 
denten und der erforderlichen Anzahl von 
weiteren Vorsitzern und Beisitzern besetzt 
(Mitglieder des Ehrengerichts). Für den Präsi- 
denten, die Vorsitzer und die Beisitzer sind 
Vertreter zu bestellen. 
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(2) Der Präsident, die Vorsitzer und deren 
Vertreter müssen die Befähigung zum Ricliter- 
amt haben, die Beisitzer müssen Wirtschafts- 
prüfer sein. 

(3) Die Kammern des Ehrengerichts sind 
mit drei Mitgliedern einschließlich des Vor- 
sitzers besetzt. 

§ 91 

Unvereinbarkeit mit einer Tätigkeit in der 
Selbstverwaltung 

Die Mitglieder des Ehrengerichts dürfen 
nicht gleichzeitig dem Beirat oder Vorstand 
der Wirtschaftsprüferkammer angehören oder 
bei der Wirtschaftsprüferkammer oder der 
Bundesstelle im Haupt- oder Ne'benberuf tätig 
sein. 

§92 

Überleitung in das berufsgerichtliche 
Verfahren 

(1) Hält das Ehrengericht nach dem Er- 
gebnis der Hauptverhandlung die Einleitung 
eines Verfahrens zum Zwecke der Ausschlie- 
ßung aus dem Berufsstand für erforderlich, so 
ersucht es die Wirtschaftsprüferkammer, Klage 
beim Berufsgericht auf Ausschließung aus dem 
Berufsstand zu erheben. Der Vorstand der 
Wirtschaftsprüferkammer hat dem Ersuchen 
zu entsprechen. 

(2) Der Beschluß kann nicht angefochten 
werden. 

(3) In dem Ersuchen Ist anzuführen, in wel- 
chen Tatsachen eine Verletzung der Berufs- 
pflichten durch den Beschuldigten erblickt 
wird und aus welchen Gründen die Ausschlie- 
ßung aus dem Berufsstand erforderlich er- 
scheint. 

§93 

Ehren gerlchtsordnung 

Die Bundesregierung erläßt durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
eine Ehrengerichtsordnung mit näheren Be- 
stimmungen über das ehrengerichtliche Ver- 
fahren, In dieser ist das Verfahren nach den 
Grundsätzen der Bundesdisziplinarordnung 
(Bundesgesetzbl. 1952 I S. 761) zu regeln. 
Dabei Ist Insbesondere eine Hauptverhandlung 
vorzusehen, auf Grund deren das Urteil er- 
geht. 

§ 94 

Anrufung des Verwaltungsgerichts 

(1) Gegen Urteile des Ehrengerichts können 
der beteiligte Wirtschaftsprüfer und die Wirt- 
sdiaftsprüferkammer Klage bei dem Verwal- 
tungsgericht (Berufsgericht) erheben. 


(2) Ist gemäß Absatz 1 Klage bei dem Ver- 
waltungsgericht erhoben, so kann In diesem 
Verfahren auch Klage auf Ausschließung aus 
dem Berufsstand erhoben werden. 


§ 95 


Straferlaß Im ehrengerichtlichen Verfahren 


Der Vorstand der Wirtschaftsprüferkammer 
kann rechtskräftig verhängte ehrengerichtliche 
Strafen erlassen oder mildern, wenn die Voll- 
streckung des Soruches eine besondere Härte 
bedeuten würde. Vor der Entscheidung über 
das Gesuch sind die Bundesstelle und der Vor- 
sitzer der Kammer des Ehrengerichts, die die 
rechtskräftig gewordene Strafe verhängt hat, zu 
hören. Gegen den Widerspruch der Bundes- 
stelle oder des Vorsitzers der Kammer des 
Ehrengerichts darf ein Straferlaß nur ausge- 
sprochen werden, wenn zwei Drittel der Mit- 
glieder des Vorstandes zustimmen. 


DRITTER ABSCHNITT 
Berufsgerichtliches Verfahren 

§ 96 

Berufsgerichte 

(1) Das Berufsgericht wird als eine Kammer 
des für den Sitz der obersten Landesbehörde 
zuständigen Verwaltungsgerichts gebildet. Als 
ehrenamtliche Verwaltungsrichter gehören dem 
Berufsgericht Wirtschaftsprüfer an. 

(2) Die ehrenamtlichen Verwaltungsrichter 
sind aus einer Vorschlagsliste zu bestellen, die 
von der Wirtschaftsprüferkammer aufgestellt 
wird. 

(3) Die ehrenamtlichen Verwaltungsrichter 
dürfen nicht gleichzeitig dem Beirat oder dem 
Vorstand der Wirtschaftsprüferkammer ange- 
hören. 

§ 97 

Klageerhebung 

Die Klage gegen den Berufsangehörigen auf 
Ausschließung aus dem Berufsstand erhebt die 
Wirtschaftsprüferkammer. Die Klage kann 
auch die oberste Landesbehörde erheben. 

§98 

Beiladung der Bundesstelle 

Die Bundesstelle Ist in dem Verfahren vor 
dem Berufsgericht beizuladen. 
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§ 99 

Vorbereitung der Klage 

(1) Für die Vorbereitung der Klage finden 
die Vorschriften der §§ 28 Abs. 1, 44 Abs. 2 
und Abs. 3 Satz 1 bis 4, 45 Abs. 2 Satz 1, 47 
Satz 1 und 2, 49, 50 und 51 Abs.l und Abs. 2 
Satz 1 der Bundesdisziplinarordnung (Bundes- 
gesetzbl. 1952 I S. 761) sinngemäß Anwen- 
dung, soweit sich nicht aus diesem Gesetz 
etwas anderes ergibt. Die Verfügung über die 
Einleitung des Untersuchungsverfahrens wird 
nur dem Beschuldigten zugestellt. 

(2) Einleitungsbehörde ist die Wirtschafts- 
prüferkammer. Als Untersuchungsführer ist 
von der Wirtschaftsprüferkammer ein Beauf- 
tragter Zu bestellen, der Mitglied der Wirt- 
schaftsprüferkammer sein oder die Befähigung 
zum Richteramt besitzen muß. Als Vertreter 
der Einleitungsbehörde bestellt die Wirt- 
schaftsprüferkammer ein Mitglied der Wirt- 
schaftsprüferkammer oder der Geschäftsfüh- 
rung. Bei sinngemäßer Anwendung des § 50 
der Bundesdisziplinarordnung tritt die Ein- 
leitungsbehörde an die Stelle des Bundesdis- 
ziplinaranwalts. 

(3) Der Untersuchungsführer hat einen 
Schriftführer zu bestellen. Der Untersuchungs- 
führer darf Vereidigungen oder eidliche Ver- 
nehmungen nicht durchführen. Er kann die 
Amtsgerichte um die eidliche Vernehmung von 
Zeugen und Sachverständigen ersuchen. 

(4) Wird die Klage durch die oberste Lan- 
desbehörde erhoben, so ist diese die Ein- 
leitungsbehörde. 

§ 100 

Pflidit zur Verschwiegenheit in 
Untersuchungsverfahren 

Der Untersuchungsführer, der Vertreter der 
Wirtschaftsprüferkammer in Untersuchungs- 
verfahren und der Schriftführer sind zur Ver- 
schwiegenheit über die Angelegenheiten ver- 
pfliditet, die ihnen bei ihrer Tätigkeit ln 
Untersuchungs verfahren bekannt werden. § 76 
ist entsprechend anzuwenden. Die Genehmi- 
gung zur Aussage erteilt der Vorstand der 
Wirtschaftsprüferkammer. 

§ 101 

Einstellung des Verfahrens 

(1) Die Wirtschaftsprüferkammer muß das 
Verfahren, solange es nicht bei dem Berufs- 
gericht anhängig Ist, einstellen, wenn 


1. es nicht rechtswirksam eingeleitet oder sonst 

unzulässig ist; 

2. die Bestellung des Beschuldigten erloschen 

oder zurückgenommen ist. 

(2) Die Wirtschaftsprüferkammer kann das 
Verfahren, solange es nicht bei dem Berufsge- 
richt anhängig ist, einstellen oder in das ehren- 
gerichtliche Verfahren überleiten, wenn sic es 
nach dem Ergebnis der Untersuchung für an- 
gebracht hält. 

(3) Die Einstellungsvcrfügung ist zu be- 
gründen und dem Beschuldigten zuzustellen. 

§ 102 

Unzulässigkeit der Abgabe an das 

Ehrengerldit 

Ergibt sich Im berufsgerichtlichen Verfahren, 
daß die Ausschließung aus dem Berufsstand 
nicht zu erwarten ist, so hat das Berufsgericht 
gleidiwohl in der Sache selbst zu entscheiden, 
wenn der Kläger beantragt, zu erkennen, daß 
eine der Im § 83 Abs. 1 genannten ehrenge- 
richtlichen Strafen verwirkt ist. 

§ 103 

Öffentlichkeit 

Die Öffentlichkeit muß in der mündlichen 
Verhandlung ausgeschlossen werden, wenn dies 
zur Wahrung des Berufsgeheimnisses erforder- 
lich Ist. 

§ 104 

Einstellung des Verfahrens nach Erhebung der 

Klage 

Falls sich nach Erhebung der Klage ergibt, 
daß eine der Voraussetzungen des § 101 Abs. 1 
zur Einstellung des Untersuchungsverfahrens 
vorliegt, hat das Gericht das Verfahren durch 
Beschluß einzustellen. 

§ 105 

Wiederbestellung 

Das Berufsgericht kann auf Antrag im 
Urteil die Wiederbestellung nach einer zu be- 
stimmenden Frist gestatten. 

§ 106 

Rechtsmittel 

Gegen die Entscheidung des Verwaltungs- 
gerichts im berufsgerichtlichen Verfahren kön- 
nen die Im verwaltungsgerichtlichen Verfahren 
nach allgemeinen Vorschriften zugelassenen 
Rechtsmittel eingelegt werden. 
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§ 107 

Einstweiliges Berufs- und Vertretungsverbot 

Ist unter den Voraussetzungen des § 81 
gegen einen Wirtschaftsprüfer Klage erhoben, 
so kann das Berufsgericht auf Antrag gegen 
ihn durch einstweilige Anordnung ein Beruf s- 
und Vertretungs verbot verhängen, wenn zu er- 
warten ist, daß das Urteil auf Ausschließung 
aus dem Berufsstand lautet. Dem Wirtschafts- 
prüfer ist vor der Anordnung Gelegenheit zur 
Äußerung zu geben. 

§ 108 

Wirkungen des Verbots 

Der Wirtschaftsprüfer, gegen den ein Be- 
rufs- und Vertretungsverbot im Sinne des 
§107 ergangen ist, darf seinen Beruf nidit aus- 
üben. 

§ 109 

Aufhebung des Verbots 

Das Berufs- und Vertretungs verbot (§ 107) 
kann jederzeit von dem Berufsgeridit aufge- 
hoben werden. 

§ 110 

Mitteilung des Verbots 

(1) Ausfertigungen der einstweiligen An- 
ordnung, durch die das Berufs- und Vertre- 
tungsverbot verhängt wird, sowie des rechts- 
kräftigen Urteils sind alsbald zu übersenden: 

1. dem Bundesminister für Wirtschaft, 

2. der obersten Landesbehörde, 

3. der Wirtschaftsprüferkammer, 

4. der Industrie- und Handelskammer, in 
deren Bezirk der Beschuldigte seine beruf- 
liche Niederlassung hat, 

5. dem Freien Ausschuß, 

6. der Bundesstellc. 

(2) Bei Aufhebung des Verbots ist Absatz 1 
entsprechend anzuwenden. 

S 111 

Bestellung eines Vertreters 

(1) Für den Wirtschaftsprüfer, gegen den 
das einstweilige Berufs- und Vertretungsver- 
bot verhängt ist, wird Im Falle des Bedürf- 
nisses von der obersten Landesbehörde ein an- 
derer Wirtschaftsprüfer als Vertreter bestellt. 
Vor der Bestellung sind die Wirtschaftsprüfer- 
kammer und der Wirtschaftsprüfer zu hören. 


Der Wirtschaftsprüfer kann einen geeigneten 
Vertreter vorschlagen. 

(2) Der Wirtschaftsprüfer, dem die Vertre- 
tung übertragen wird, kann sie nur aus einem 
wichtigen Grund ablehnen. Uber die Ablch; 
nung entscheidet die oberste Landesbehördc. 
Vor der Entscheidung ist die Wirtschafts- 
prüferkammer zu hören. 

(3) Der Vertreter führt sein Amt unter 
eigener Verantwortung, jedoch für Rechnung 
und auf Kosten des Vertretenen. An Weisun- 
gen des Vertretenen ist er nicht gebunden. 

(4) Der Vertretene hat dem Vertreter eine 
angemessene Vergütung zu zahlen. Auf An- 
trag des Vertretenen oder des Vertreters setzt 
die Wirtschaftsprüferkammer die Vergütung 
fest. Für die so festgesetzte Vergütung haftet 
die Wirtschaftsprüferkammer wie ein Bürge. 

§ 112 

Gnadenerweis 

Die nach Landesrecht für Gnadenerweise 
zuständige oberste Landesbehördc kann rechts- 
kräftige Urteile auf Ausschließung aus dem 
Berufsstand im Gnadenwege dadurch mildern, 
daß sie die Wiederbestellung nach einer zu be- 
stimmenden Frist gestattet. Vor der Entschei- 
dung müssen der Präsident des Gerichts, das 
die Ausschließung aus dem Berufsstand rechts- 
kräftig ausgesprochen hat, und die Wirt- 
schaftsprüferkammer gehört werden. 

VIERTER ABSCHNITT 

Kosten im ehrengerichtlichen und im Unter- 
suchungsverfahren 

§ 113 

Gebührenfreiheit, Auslagen 

Für das ehrengerichtliche und das Unter- 
suchungsverfahren werden keine Gebühren, 
sondern nur die baren Auslagen nach den 
Vorschriften des Gerichtskostcngcsctzcs er- 
hoben. 

§ 114 

Kostenpflicht 

(1) Dem Beschuldigten, der in dem ehren- 
gerichtlichen Verfahren verurteilt wird, sind 
zugleich die in dem Verfahren entstandenen 
Kosten ganz oder teilweise aufzuerlcgcn. 

(2) Die dem freigesprochenen Beschuldigten 
erwachsenen notwendigen Auslagen können 
der Wirtschaftsprüferkammer auferlegt werden. 
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§ 115 

Haftung der Wirtsdiaftsprüferkammer 

(1) Kosten, die weder dem Beschuldigten 
noA einem Dritten auferlegt oder von dem 
BesAuldigten niAt eingezogen werden kön- 
nen, fallen der WirtsAaftsprüferkammer zur 
Last. Im Falle des § 97 Satz 2 tritt die Staats- 
kasse an die Stelle der WirtsAaftsprüfer- 
kammer. 

(2) In dem Verfahren vor dem EhrengeriAt 
haftet die WirtsAaftsprüferkammer den Zeu- 
gen und SaAverständigen für die ihnen zu- 
stehende EntsAädigung in dem gleiAen Um- 
fang, in dem die Haftung der Staatskasse naA 
der Strafprozeßordnung begründet ist. Bei 
weiterer Entfernung des Aufenthaltsortes der 
geladenen Personen ist ihnen auf Antrag ein 
VorsAuß zu bewilligen. 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Beitreibung der Kosten und Geldbußen 

§ 116 

Beitreibung der Kosten des Verfahrens vor 

dem EhrengeriAt und der Geldbußen 

Kosten, die in dem Verfahren vor dem 
EhrengeriAt entstanden sind, und Geldbußen 
werden im Verwaltungszwangsvcrfahren bei- 
getrieben. Sie sind an die WirtsAaftsprüfer- 
kammer abzuführen. 

§ 117 

Beitreibung naA AussAeiden aus dem 
Berufsstand 

Die Beitreibung der Kosten und der Geld- 
bußen wird niAt dadurA gehindert, daß der 
BesAuldigte naA AbsAluß des Verfahrens aus 
dem Berufsstand der WirtsAaftsprüfer aus- 
gesAieden ist. 

Se Aster Teil 

StrafvorsAriften 

§ 118 

Verbot verweAselungsfähiger 
BerufsbezeiAnungen 

(1) Die Führung der Beruf sbezeiAnung 
BuAprüfer, BüAerrevisor oder WirtsAafts- 
treuhänder ist untersagt. 

(2) Ordnungswidrig handelt, wer eine der 
in Absatz 1 genannten BerufsbezeiAnungen 
führt. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße geahndet werden. 


§ 119 

SAutz der Bezeichnungen „WirtsAaftsprüfer“ 
und „WirtsAaftsprüfungsgesellsAaft“ 

Mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen wird 
bestraft, wer 

1. ohne als Wirts Aaftsprüfer bestellt zu sein, 
diese BerufsbezeiAnung führt; 

2. als Vorstandsmitglied, GesAäftsführer, per- 
sönliA haftender GesellsAafter oder Proku- 
rist einer GesellsAaft tätig ist, die, ohne als 
solAe anerkannt zu sein, die BezeiAnung 
„WirtsAaftsprüfungsgesellsAaft" führt. 


Siebenter Teil 

Übergangs- und SAlußvorsAriften 

§ 120 

Fortgelten früherer Bestellungen 
und Anerkennungen 

(1) Wirts Aaftsprüf er und Wirts Aaftsprüf er 
im GenossensAaftswesen, die im Geltungsbe- 
reiA des Grundgesetzes naA den bisher gel- 
tenden VorsAriften oder im Lande Berlin 
naA den dort geltenden VorsAriften ord- 
nungsgemäß bestellt oder anerkannt, insbeson- 
dere zur Prüfung von GenossensAaften be- 
rcAtigt sind, sind WirtsAaftsprüfer im Sinne 
dieses Gesetzes. 

(2) Bestellungen von WirtsAaftsprüfern, die 
in DeutsAland außerhalb des GeltungAereichs 
des Grundgesetzes und außerhalb des Landes 
Berlin vorgenommen worden sind, können an- 
erkannt werden, wenn hierbei die vor dem 
8. Mai 1945 geltenden Bestimmungen über die 
Zulassung, die Prüfung sowie die Bestellung 
oder andere Bestimmungen angewandt worden 
sind, die in ihrem wesentliAen Inhalt den vor 
dem 8. Mai 1945 geltenden Bestimmungen 
oder den VorsAriften dieses Gesetzes ent- 
spreAen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß 
für die Anerkennnung von WirtsAaftsprü- 
fungsgesellsAaften. Haben AktiengesellsAaf- 
ten, KommanditgesellsAaften auf Aktien und 
GesellsAaften mit besArankter Haftung, die 
den Voraussetzungen des § 40 Abs. 3 oder 4 
niAt entspreAen, bis zum 31. Dezember 1955 
die Maßnahmen niAt getroffen, die die Über- 
einstimmung mit den Anforderungen dieses 
Gesetzes (§ 40 Abs. 3 oder 4) herstclien, so 
muß die oberste Landesbehörde die Anerken- 
nung zurüAnehmen. § 46 Abs. 2 findet sinn- 
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gemäß Anwendung. Die oberste Landesbe- 
hörde kann die Frist verlängern, wenn die 
Zurücknahme der Anerkennung eine unbillige 
Härte bedeuten würde, jedoch nicht über den 
31. Dezember 1960 hinaus. Bis zur Durchfüh- 
rung der in § 40 Abs. 3 genannten Maßnah- 
men sind Aktiengesellschaften und Komman- 
ditgesellsdiaften auf Aktien von der Ver- 
pflichtung zur Einreichung einer Liste der Ge- 
sellschafter nach § 53 Abs. 2 befreit, soweit 
Ihnen die Inhaber der Aktien nicht bekannt 
sind. 

(4) Die Entscheidung über die Anerkennung 
der Bestellung von Wirtschaftsprüfern Im 
Sinne des Absatzes 2 trifft die nach § 27 zu- 
ständige oberste Landesbehörde nach An- 
hörung des Zulassungsausschusses. Das gleiche 
gilt, wenn Zweifel darüber bestehen, ob die 
Voraussetzungen des Absatzes 1 gegeben sind. 

§ 121 

Behandlung schwebender Anträge und 
Verfahren 

(1) Anträge auf Zulassung zur Prüfung, 
über die von den Zulassungs- oder Vorprü- 
fungsausschüssen am Tage des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes noch nicht entschieden Lc, sind 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes zu be- 
handeln. 

(2) Vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
ergangene Entscheidungen der Zulassungs- und 
Vorprüfungsausschüsse bleiben in Kraft. Die 
Vorgänge sind der obersten Landesbehörde 
zuzuleiten. 

(3) Hat der Bewerber vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes die Prüfung abgelegt, 
eine Bestellung aber noch nicht erhalten, so 
muß die Bestellung innerhalb eines Jahres 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes bei der 
obersten Landesbehörde beantragt werden. In 
Härtefällen kann die oberste Landesbehörde 
Ausnahmen gewähren. 

(4) Der Absatz 1 gilt sinngemäß für die 
Verfahren bei der Anerkennung von Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaften. 

(5) Ehrengerichtsverfahren und Disziplinar- 
verfahren, die bei dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes noch nicht abgeschlossen sind, werden 
nach dem bisherigen Recht weitergeführt. Hält 
die oberste Landesbehörde oder die Wirt- 
schaftsprüferkammer die Ausschließung aus 
dem Berufsstand für erforderlich, so erhebt sie 
Klage nach Maßgabe der Vorschriften des 
Dritten Abschnittes des Fünften Teils dieses 
Gesetzes. 


§ 122 

Einberufung der ersten Wirtschaftsprüfer- 
versammlung 

(1) Die erste Wirtschaftsprüferversammlung 
tritt spätestens am vierzigsten Tage nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes zusammen. Sie 
wird durch den Bundesminister für Wirtschaft 
mittels öffentlicher Bekanntmachung Im Bun- 
desanzeiger einberufen. Ein Beauftragter des 
Bundesministers für Wirtschaft führt bis zur 
Wahl des Vorsitzers des Vorstandes der Wirt- 
schaftsprüferkammer den Vorsitz der Wirt- 
schaftsprüferversammlung. Stimmberechtigt 
sind alle Personen, die Wirtschaftsprüfer im 
Sinne dieses Gesetzes sind. 

(2) Die erste Wirtschaftsprüferversammlung 
hat zu v/ählen 

1. den Beirat der Wirtschaftsprüferkammer, 

2. die Mitglieder des Ehrengerichts und ihre 
Vertreter, 

3. die Personen, die als ehrenamtliche Mitglie- 
der der Berufsgerichte vorgeschlagen werden 
sollen, und ihre Vertreter. 

(3) Die erste Wirtschaftsprüferversammlung 
hat außerdem den Präsidenten, die Vorsitzer 
der Kammern des Ehrengerichts und deren 
Vertreter zu wählen. 

§ 123 

Regelung der Ausbildung des 
Berufsnachwuchses 

Der Bundesminister für Wirtschaft wird er- 
mächtigt, mit Zustimmung des Bundesrates 
durch Rechtsverordnung Vorschriften über die 
Regelung der Ausbildung des Berufsnach- 
wuchses zu erlassen. Dabei kann vorgeschrie- 
ben werden, daß Wirtschaftsprüfer, Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaften, genossenschaft- 
liche Prüfungsverbände, Sparkassen- und Giro- 
verbände und überörtliche Prüfungsverbände 
öffentlicher Kassen Bewerber zu Ausbildungs- 
zwecken beschäftigen. 

§ 124 

Geltung für Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 

4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund der In diesem Gesetz enthaltenen Er- 
mächtigungen erlassen werden, gelten im 
Lande Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 
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§ 125 

Auflösung bisheriger Berufskammern 

Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes be- 
stehenden und durch Gesetz, Verordnung oder 
Anordnung geschaffenen Berufskammern der 
Wirtschaftsprüfer und der vereidigten Buch- 
prüfer sowie die Hauptstelle für das wirt- 
schaftliche Prüfungs- und Treuhandwesen sind 
aufzulösen. Die Vorschriften des Bürgerlichen 
Gesetzbuches über die Auflösung von Vereinen 
finden sinngemäß Anwendung. Das Vermögen 
ist, soweit Landesgesetze nicht etwas anderes 
bestimmen, anteilig und nach Maßgabe der in 
den letzten drei Jahren von den Wirtschafts- 
prüfern und den vereidigten Buchprüfern ge- 
zahlten Mitgliedsbeiträge auf die nach diesem 
Gesetz und die nach dem Gesetz über eine Be- 
rufsordnung der vereidigten Buchprüfer ein- 
gerichteten Berufskammern, bei der Haupt- 
stelle für das wirtschaftliche Prüfungs- und 
Treuhandwesen auf die Bundesstelle für das 
wirtschaftliche Prüfungswesen zu übertragen. 

§ 126 

Inkrafttreten des Gesetzes und Aufhebung 
gesetzlicher Bestimmungen 

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Kalender- 
tage des dritten Kalendermonats nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

(2) Zum gleichen Zeitpunkt treten, soweit 
sie das Berufsrecht der Wirtschaftsprüfer be- 
treffen, außer Kraft: 

l.In den Ländern Nordrhein-Westfalen, 
Niedersachsen, Schleswig-Holstein und 
Hamburg: 

die Verordnung über eine Berufsordnung 
für die A.ngehörigen des wirtschaftlichen 
Prüfungs- und Treuhandwesens vom 
20. Dezember 1946 mit den Anlagen 

I Prüfungs- und Bestellungsordnung für 
Wirtschaftsprüfer und vereidigte Buch- 
prüfer 

II Ehrengerichts-Ordnung 

III Mustersatzung der Landeskammern 
für das wirtschaftliche Prüfungs- und 
Treuhandwesen 

IV Satzung der Hauptkammer für das 
wlrtschaftlidie Prüfungs- und Treu- 
handwesen 

V Satzung der Hauptstelle für das wirt- 
schaftliche Prüfungs- und Treuhand- 
wesen 


sowie 

die Ausführungsbestimmungen zur Prü- 
fungs- und Bestellungsordnung für Wirt- 
schaftsprüfer und vereidigte Buchprüfer 
des Zentralamts für Wirtschaft in der bri- 
tischen Zone vom 20. Dezember 1946 

(verkündet 

für Nordrhein-Westfalen Im Amtlichen 
Anzeiger, Beiblatt zum Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt für das Land Nordrhein- 
Westfalcn, 1947 S. 16; 

für Niedersachsen im Amtsblatt für Nie- 
dersachsen — Staatsanzeiger — 1947 
S. 44; 

für Schleswig-Holstein Im Amtsblatt für 
Schleswig-Holstein 1947 S. 148; 

für die Hansestadt Hamburg im Amt- 
lichen Anzeiger, Beiblatt zum Hambur- 
gischen Gesetz- und Verordnungsblatt, 
1947 S. 109) 

sowie 

die Erste Anordnung zur Änderung und 
Durchführung der Verordnung über eine 
Berufsordnung für die Angehörigen des 
wirtschaftlichen Prüfungs- und Treuhand- 
wesens vom 15. März 1948 (Verordnungs- 
blatt für die britische Zone S. 74) sowie 

der Runderlaß der Verwaltung für Wirt- 
schaft über Muster für die äußere Gestal- 
tung der Siegel und Stempel für Wirt- 
schaftsprüfer, vereidigte Buchprüfer so- 
wie Wirtschaftsprüfungsgesellschaften und 
Buchprüfungsgesellsdiaften vom 21. April 
1948 (Mitteilungsblatt der Verwaltung für 
Wirtschaft des Vereinigten Wirtschaftsge- 
bietes Teil A S. 158) sowie 

die Bekanntgabe des Bundesminlstcrs für 
Wirtschaft betr. Vereidigung von Wirt- 
schaftsprüfern und Buchprüfern (Britische 
Zone) vom 20, Oktober 1950 — II 7 — 
16200/50 — (Ministerialblatt des Bundes- 
minlsters für Wirtschaft S. 234); 

2. im Lande Bayern: 

das Gesetz Nr. 105 über Wirtschaftsprü- 
fer, Bücherrevisoren und Steuerberater 
vom 9. März 1948 (Bayerisches Gesetz- 
und Verordnungsblatt S, 45) sowie 

die Verordnung zur Durchführung des Ge- 
setzes Nr. 105 über Wirtschaftsprüfer, Bü- 
cherrevisoren und Steuerberater vom 
15. Dezember 1948 (Bayerisches Gesetz- 
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und Verordnungsblatt 1949 S. 4) nebst 
Anlage sowie 

die Zweite Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes Nr. 105 über Wirtschafts- 
prüfer, Bücherrevisoren und Steuerberater 
vom 15. Juni 1949 (Bayerisches Gesetz- 
und Verordnungsblatt S. 272); 

3. im ehemaligen Lande Württemberg-Baden: 

das Gesetz Nr. 911 über Wirtschaftsprüfer, 
Bücherrevisoren und Steuerberater vom 
17. Dezember 1947 (Regierungsblatt der 
Regierung Württemberg-Baden 1948 S. 9) 
sowie 

die Verordnung Nr. 937, Erste Verord- 
nung des Wirtsdiaftsministeriums und des 
Finanzministeriums zur Durchführung des 
Gesetzes über Wirtschaftsprüfer, Bücher- 
revisoren und Steuerberater vom 8. No- 
vember 1948 (Regierungsblatt der Regie- 
rung Württemberg-Baden 1949 S. 7) so- 
wie 

die Verordnung Nr. 938, Zweite Verord- 
nung des Wirtschaftsministeriums und des 
Finanzministeriums zur Durchführung des 
Gesetzes über Wirtschaftsprüfer, Bücher- 
revisoren und Steuerberater vom 8. No- 
vember 1948 (Regierungsblatt der Regie- 
rung Württemberg-Baden 1949 S, 16) so- 
wie 

die Richtlinien des Wirtschaftsministeriums 
und des Finanzministeriums über die 
Kundmachung und den Auftragsschutz der 
Wirtschaftsprüfer, Bücherrevisoren und 
Steuerberater vom 2. Februar 1949 Staats- 
anzeiger für Württemberg-Baden Nr. 13 
vom 19. März 1949) sowie 

die Richtlinien des Wirtschaftsministeriums 
und des Finanzministeriums über die 
äußere Gestaltung des Berufssiegels der 
Wirtschaftsprüfer (Wirtschaftsprüfungs- 
gesellschaften), Bücherrevisoren und Steuer- 
berater (Steuerberatuiigsgesellschaften) vom 
8. November 1949 (Staatsanzeiger für 
Württemberg-Baden Nr. 48 vom 19. No- 
vember 1949); 

4. im Lande Hessen: 

das Gesetz über Wirtschaftsprüfer, Bücher- 
revisoren und Steuerberater vom 13. De- 
zember 1947 (Gesetz- und Verordnungs- 
blatt für das Land Hessen 1948 S. 8) so- 
wie 

die Erste Durchführungsverordnung zum 
Gesetz über Wirtschaftsprüfer, Bücher- 


revisoren und Steuerberater vom 3. Mai 
1950 (Gesetz- und Verordnungsblatt für 
das Land Hessen S. 73) in Verbindung mit 
der Bekanntmachung der Hessischen Lan- 
desregierung vom 30. September 1950 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Hessen S. 185) sowie 

die Zweite Durchführungsverordnung zum 
Gesetz über Wirtschaftsprüfer, Bücher- 
revisoren und Steuerberater vom 3. Mai 
1950 (Gesetz- und Verordnungsblatt für 
das Land Hessen S. 84); 

5. im Lande Bremen: 

das Gesetz über Wirtsdiaftsprüfer, Bücher- 
revisoren und Steuerberater vom 26. Fe- 
bruar 1948 (Gesetzblatt der Freien Hanse- 
stadt Bremen S. 29) sowie 

die Erste Durchführungsverordnung zum 
Gesetz über Wirtschaftsprüfer, Bücher- 
revisoren und Steuerberater vom 4. De- 
zember 1948 (Gesetzblatt der Freien Han- 
sestadt Bremen S. 238) sowie 

die Zweite Durchführungsverordnung zum 
Gesetz über Wirtschaftsprüfer, Bücher- 
revisoren und Steuerberater vom 4. De- 
zember 1948 (Gesetzblatt der Freien Han- 
sestadt Bremen S. 246) sowie 

die Richtlinien über die Kundmachung und 
den Auftragsschutz der Wirtschaftsprüfer, 
vereidigten Buchprüfer (Bücherrevisoren) 
und Steuerberater vom 8. November 1951 
(Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bre- 
men S. 99); 

6. im ehemaligen Lande Baden: 

die Anordnung über die Bildung der Kam- 
mer der Wirtschafts- und Steuersachver- 
ständigen im Gebiet von Baden (Franzö- 
sische Zone) vom 15. Januar 1946 und die 
Satzung der Kammer der Wirtschafts- und 
Steuersachverständigen im Gebiet von 
Baden (Französische Zone) vom 
15, Januar 1946 (Amtsblatt der Militär- 
regierung Baden — Französisches Be- 
satzungsgebiet — vom 23. Januar 1946 
S. 6) sowie 

die auf Grund dieser Bestimmungen er- 
lassenen Vorschriften über Errichtung und 
Verfahren der Zulassungs- und Prüfungs- 
stelle sowie 

die Ehrengerichtsordnung der Kammer der 
Wirtschafts- und Steuersachverständigen 
im Gebiet von Baden (französische Zone) 
vom 30. Januar 1946; 


27 



7, im ehemaligen Lande Württemberg-Hohen- 
Zollern: 

die Reditsanordnung über die Bildung der 
Kammer der Wirtschafts- und Steuersach- 
verständigen vom 8. März 1946 (Amts- 
blatt des Staatssekretariats für das fran- 
zösisch besetzte Gebiet Württembergs und 
Hohenzollerns S. 19) sowie 

die Satzung der Kammer der Wirtschafts- 
und Steuersachverständigen im französisch 
besetzten Gebiet von Württemberg und 
Hohenzollern vom 8, März 1946 (Amts- 
blatt des Staatssekretariats für das fran- 
zösisch besetzte Gebiet Württembergs und 
Hohenzollerns S. 20); 

8. im Lande Rheinland-Pfalz: 

der Erlaß des Oberpräsidenten vonRhein- 
land-Hessen-Nassau betr, Heranziehung 
von Wirtsdiaftsprüfern, Treuhandgesell- 
schaften, Steuerberatern usw, vom 
21. August 1946 (Amtsblatt für das 
Oberpräsidium von Rheinland-Hessen- 
Nassau und für die Regierungen in Kob- 
lenz und Montabaur S. 143) sowie 

der Präsidialerlaß des Oberpräsidenten 
von Rheinland-Hessen-Nassau betr. Er- 
richtung einer Kammer der Wirtschafts • 
und Steuersaciiverständigen für Rhein- 
land-Hessen-Nassau vom 20. September 
1946 und die Durchführungsbestimmun- 
gen zum Präsidialerlaß vom 20. Septem- 
ber 1946 (Amtsblatt für das Oberpräsi- 
dium von Rheinland-Hessen-Nassau und 
für die Regierungen in Koblenz und Mon- 
tabaur S. 193) sowie 

die Wirtschaftsprüferordnung (WPO) vom 
21. März 1950 (Gesetz- und Verord- 
nungsblatt der Landesregierung Rhein- 
land-Pfalz Teil I S. 91) sowie 

der Runderlaß des Ministers für Inneres 
und Wirtschaft — Hpt.-Abt. Wirtsdiaft 
und Verkehr — vom 18. April 1951 
(Ministerialblatt der Landesregierung 
von Rheinland-Pfalz Spalte 287) sowie 

die Landesverordnung über den Widerruf 
der Bestellung von Wirtschaftsprüfern 
(WP- Widerrufsverfahren) vom 11. April 
1953 (Gesetz- und Verordnungsblatt der 
Landesregierung Rheinland-Pfalz S. 56); 

9. im bayerischen Kreis Lindau: 

die Rechtsanordnung über Wirtsdiafts- 
prüfer, Bücherrevisoren und Steuerbera- 
ter vom 16. August 1948 (Amtsblatt des 


bayerischen Kreises Lindau Nr. 62 vom 
17. August 1948); 

10. im Lande Berlin: 

die Bekanntmachung betr. Zulassung und 
Prüfung der Angehörigen der wlrtsdiafts- 
und steuerberatenden Berufe durdi die 
Abteilung für Wirtschaft und die Finanz- 
abteilung des Magistrats von Groß-Berlin 
vom 30. Juni 1947 (Verordnungsblatt 
für Groß-Berlin S. 231); 

11, die folgenden Vorschriften, soweit sie im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes und 
im Lande Berlin noch Geltung besitzen: 

a) die Bestimmungen In Abschnitt II A 
und B sowie die Abschnitte III bis V 
der Anlage zur Ersten Verordnung zur 
Durchführung der aktienrechtlichen 
Vorschriften der Verordnung des 
Reichspräsidenten über Aktienrecht, 
Bankenaufsicht und über eine Steuer- 
amnestie vom 15. Dezember 1931 
(Reichsgesetzfcl. I S. 761); 

b) die Verordnung zur Sicherstellung der 
Durchführung kriegsnotwendiger Auf- 
gaben auf dem Gebiet des wirtschaft- 
lichen Prüfungs- und Treuhandwesens 
vom 14. August 1942 (Relchsgesetzbl. I 
S. 521); 

c) die Verordnung über den Zusammen- 
schluß auf dem Gebiet des wirtschaft- 
lichen Prüfungs- und Treuhandwesens 
vom 23. März 1943 (Relchsgesetzbl. I 
S. 157); 

d) die Anordnung über die Reichskammer 
der Wlrtsdiaftstreuhänder vom 30. 
März 1943 (Ministerialblatt des Reichs- 
wirtschaftsmlnlsteriums S. 352); 

e) der Erlaß des Reichswirtschaftsmini- 
sters vom 30. März 1943 — Bekannt- 
machung der Satzung der Reichskam- 
mer der Wirtschaftstreuhänder — (Mi- 
nisterialblatt des Reichswirtschaftsmi- 
nisteriums S. 354); 

f) die Erste Anordnung über Berufs- 
lenkung Im wirtschaftlichen Prüfungs- 
und Treuhandwesen vom 15. Juni 1943 
(Ministerialblatt des Reichswirtschafts- 
ministeriums S. 556); 

g) die Anordnung über die Hauptstelle für 
das Wirtschaftstreuhandwesen vom 
15. Juni 1943 (Ministerialblatt des 
Reichswirtschaftsministeriums S. 558); 

h) die Satzung der Hauptstelle für das 
Wirtschaftstreuhandwesen vom 15. Juni 
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1943 (Ministerialblatt des Reidiswirt- 
Schaftsministeriums S. 558); 

i) die Bestimmungen der Hauptstelle für 
die öffentlidi bestellten Wirtschafts- 
prüfer; 

k) die Bestimmungen der Reichskammer 
der Wirtschaftstreuhänder über die 
Kundmadiung und den Auftragsschutz 
(genehmigt durch Erlaß des Reichswirt- 
schaftsministers vom 29. Januar 1944 
— IV Kred. 23766/43 — ); 

1) der Erlaß des Reichswirtschaftsmini- 
sters über die Versicherungspflicht der 
Wirtschaftsprüfer vom 19. August 1941 
— IV Kred. 34925/41 — ; 


m) der Erlaß des Reichs- und Preußischen 
Wirtschaftsministers vom 9. Novem- 
ber 1937 — IV 43347/37 — , betref- 
fend Wirtschaftstreuhänder und ver- 
eidigte Bücherrevisoren mit der An- 
lage „Bestimmungen über die Ver- 
leihung der berufsständischen Bezeich- 
nung , Wirtschaftstreuhänder NSRB‘ 
und die öffentliche Bestellung und Ver- 
eidigung als Bücherrevisor“ (Ministe- 
rialblatt für Wirtschaft S. 250) sowie 
die dazu ergangenen Richtlinien und 
Ergänzungen; 

12. das Gesetz über Wirtschaftsprüfer im Ge- 
nossenschaftswesen vom 17. Juli 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 385). 
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1 . 

Geschichtliche Entwicklung 

Die Prüfung kaufmännischer Unternehmen 
durch besonders geschulte Kräfte Ist so alt wie 
die Buchführung selbst. Ihre Anfänge liegen in 
Italien und lassen sich bis in das 11. und 12. 
Jahrhundert zurückverfolgen. Dort entstand 
auch der erste Berufsverband der Revisoren, 
und zwar In Venedig im Jahre 1581, der das 
Bestehen einer Fachprüfung als Voraussetzung 
für die Mitgliedschaft einführte (vgl. Voss, 
Handbuch des Revisions- und Treuhandwe- 
sens 1930 S. 5 ff.). 


In Deutschland sind erstmals im 16. Jahrhun- 
dert gerichtlich beeidigte Bücherrevisoren fest- 
stellbar. 

Die Entwicklung des vorgenannten Berufs- 
standes aus der Internen Revision zum unab- 
hängigen und freien Sachverständigen geht 
Hand in Hand mit der Entwicklung der Ver- 
kehrswirtschaft und der dadurch zunehmenden 
Unübersichtlichkeit der wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse sowie der Gesetzgebung. Für Kapi- 
talgeber, Kreditgeber, Insbesondere Banken, 
Auselnandersetzungsbercchtigte u. a. entstand 
ein dringender Bedarf an vertrauenswürdigen, 
unabhängigen und qualifizierten Sachverstän- 
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digen des Rechnungswesens zur Prüfung von 
Unternehmungen. 

Die besondere Entwicklung der freiberuflich 
tätigen Bücherrevisoren und der für große 
Prüfungen eingerichteten Treuhandgesellschaf- 
ten beginnt jedoch erst um die Wende des 
20. Jahrhunderts. Der Stand der Bücherrevi- 
soren wurde In § 36 der Gewerbeordnung 
(Gew.O.) durch das Gesetz betr. die Abände- 
rung der Gewerbeordnung vom 30. Juni 1900 
(RGBl. S. 321) aufgenommen und als ein Ge- 
werbe bezeidinet, das von den Staatsbehörden 
auf die Beachtung bestehender Vorschriften be- 
eidigt und öffentlich angestellt werden kann. 
Nach den Motiven des vorgenannten Gesetzes 
v/ar ein maßgebender Grund für die gesetz- 
liche Regelung die Tatsache, „daß sich an 
großen Plätzen für die Prüfungen der Jahres- 
bilanzen der Aktiengesellschaften (§266HGB) 
und audi sonst ein Mangel an kaufmännisch 
gebildeten, mit der doppelten Buchführung ver- 
trauten und unabhängigen Bücherrevisoren 
fühlbar gemacht" habe. 

Über die sogenannten Normativbestimmungen 
des Ausschusses für das Buchsachverständi- 
genwesen beim Deutschen Industrie- und Han- 
delstag aus dem Jahre 1926 und die Verord- 
nung über den Zusammenschluß auf dem Ge- 
biet des wirtschaftlichen Prüfungs- und Treu- 
handwesens vom 23. März 1943 (RGBl. I 
S. 157), durch die der Ausdruck „Büdierrevi- 
sor“ ln § 36 Gew.O. gestrldien wurde, voll- 
zog sich die Entwicklung zum freien Beruf. 
Für die gesdilchtliche Entwicklung der ver- 
eidigten Buchprüfer bzw. Bücherrevisoren wird 
im einzelnen auf die Ausführungen in der 
Einleitung der Begründung zum Entwurf eines 
Gesetzes über eine Berufsordnung der ver- 
eidigten Budiprüfer (Buchprüferordnung) Ab- 
schnitt I Geschichtliche Entwicklung Bezug ge- 
nommen. 

Der Berufsstand der Wirtschaftsprüfer fand 
erstmals seine gesetzliche Grundlage im Jahre 
1931 angesichts der durch den Zusammenbruch 
großer Unternehmen notwendig gewordenen 
Einführung der gesetzlichen Abschlußprüfung 
für Aktiengcsellsdiaften in der Verordnung 
des Reichspräsidenten über Aktienrecht, Ban- 
kenaufsicht und über eine Steueramnestie vom 
19. September 1931 (RGBl. I S. 493) und der 
Ersten Verordnung zur Durchführung der 
aktienrechtlichen Vorschriften der Verordnung 
des Reichspräsidenten über Aktienrecht, Ban- 
kenaufsicht und über eine Steueramnestie vom 
15. Dezember 1931 (RGBl. I S. 760). Nach 
der Verordnung vom 19. September 1931 sind 


Aktiengesellschaften verpflichtet, ihre Jahres- 
abschlüsse durch unabhängige Prüfer prüfen zu 
lassen. Die Erste Durchführungsverordnung 
vom 15. Dezember 1931 verlieh das Recht zur 
Vornahme dieser Prüfung nur 

„1. Personen, die auf Grund der . . . Länder- 
vereinbarung als Wirtschaftsprüfer öffent- 
lich bestellt sind, 

2. Prüfungsgesellschaften, die in eine von der 
Hauptstelle für die öffentlich bestellten 
Wirtschaftsprüfer zu führende Liste der 
die Wirtschaftsprüfertätigkeit ausübenden 
Gesellschaften eingetragen sind“. 

Mit der Ländervereinbarung über Grundsätze 
für die öffentliche Bestellung der öffentlich 
bestellten Wirtschaftsprüfer (Anlage zur Ersten 
Durchführungsverordnung vom 15. Dezember 
1931 — RGBl. I S. 761 — ) wurclen Grund- 
sätze für das Prüfungs- und Bestellungsverfah- 
ren erlassen, und zwar Insbesondere Zulas- 
sungsbedingungen, eine Prüfungsordnung, 
Grundsätze für den Begriff der selbständigen 
und hauptberuflichen Tätigkeit als Wirt- 
schaftsprüfer, für die Berufsausübung des 
Wirtschaftsprüfers und den Widerruf der Be- 
stellung. Diese auf eine persönliche und fach- 
liche Qualifikation der Wirtschaftsprüfer ab- 
gestellten Normen haben sich praktisch be- 
währt und sind in den Grundlinien in späteren 
gesetzlichen Regelungen beibehalten worden. 
Das Wesen des Berufsstandes ist durch das 
Recht auf die Durchführung gesetzlidier 
Pflichtprüfungen durch fachlich geprüfte, 
öffentlich bestellte und unabhängige, eigenver- 
antwortliche und unparteiische Mitglieder ge- 
kennzeichnet. 

Bereits im Jahre 1931 bestand im Zusammen- 
hang mit der Notwendigkeit der Beurteilung 
von Bilanzen und der Erteilung von Bestäti- 
gungsvermerken nach einheitlichen Grund- 
sätzen die Erkenntnis, daß für die Zulassung 
und Prüfung im damaligen gesamten Reichs- 
gebiet gleiche Bestimmungen gelten müßten. In 
Verfolg dieser Erkenntnis wurde deshalb auf 
Grund der Ländervereinbarung beim Deut- 
schen Industrie- und Handelstag eine „Haupt- 
stelle für die öffentlich bestellten Wlrtsdiafts- 
prüfer“ (Hauptstelle) gebildet, deren Ge- 
schäftsführung der Deutsche Industrie- und 
Handelstag übernahm und die folgende Auf- 
gaben hatte: 

a) Grundsätze für die zur Durchführung (der 
Ländervereinbarung) erforderlichen ein- 
heitlichen Bestimmungen vorzuschlagen 
und 
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b) auf die einheitlidie Durdiführung und 
Handhabung dieser Bestimmungen hinzu- 
wirken. 

Die Hauptstelle, die sich aus Vertretern der 
Spitzenverbände der beteiligten Wirtschafts- 
kreise, der Berufsverbände des Revisions- und 
Treuhand Wesens und der Zulassungs- und 
Prüfungsstellen zusammensetzte, hat dann in 
der Folgezeit u. a. Einzelbestimmungen über 
das Verfahren der Zulassungs- und Prüfungs- 
stellen, die Zulassungsbedingungen, die Prü- 
fungsordnung, den Begriff der Wirtschafts- 
prüfertätigkeit und die Berufsausübung der 
Wirtschaftsprüfer erlassen. Durch Verordnung 
über den Zusammenschluß auf dem Gebiet des 
wirtschaftlldien Prüfungs- und Treuhandwe- 
sens vom 23. März 1943 (RGBl. I S. 157) 
wurde die „Hauptstelle für das Wirtschafts- 
treuhandwesen“ geschaffen, der auch die Ent- 
wicklung von Grundsätzen für die Zulassung 
und Prüfung sowie für die Berufsausübung 
von Wirtschaftsprüfern und vereidigten Buch- 
prüfern übertragen war. Die Einrichtung der 
Hauptstelle ist im Prinzip für die Länder 
Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Schles- 
wig-Holstein und Hamburg bis zum gegen- 
wärtigen Zeitpunkt beibehalten worden (§ 7 
der Verordnung über eine Berufsordnung für 
die Angehörigen des wirtschaftlichen Prüfungs- 
und Treuhandwesens vom 20. Dezember 
1946). 

Mit dem Gesetz zur Änderung des Genossen- 
schaftsgesetzes vom 30. Oktober 1934 (RGBl. I 
S. 1077) wurde für den Bereich des Genossen- 
schaftswesens, das im übrigen den Prüfer Im 
Genossenschaftswesen schon seit 1881 kennt, 
die Einrichtung des genossenschaftlichen Wirt- 
schaftsprüfers geschaffen. Seine Rechtsverhält- 
nisse hinsichtlich Zulassung, Prüfung und Be- 
stellung sind besonders im Gesetz über Wirt- 
schaftsprüfer Im Genossenschaftswesen vom 
17. Juli 1952 (BGBl. I S. 385) geregelt. 

Die Erste Durchführungsverordnung vom 
15. Dezember 1931 (RGBl. I S. 760) und die 
damit verbundene Ländervereinbarung waren 
bis zum Ende des zweiten Weltkrieges In Gel- 
tung. 

11 . 

Überblick über den derzeitigen 
Rechtszustand 

A. 

Nach Kriegsende entstanden für die einzelnen 
Länder unterschiedliche gesetzliche Regelungen 
und zwar folgende: 


1. Nordrhein - Westfalen, Niedersachsen, 
Schleswig-Holstein und Hamburg: 

Das Zentralamt für Wirtschaft in der bri- 
tischen Zone erließ die Verordnung über 
eine Berufsordnung für die Angehörigen 
des wirtschaftlichen Prüfungs- und Treu- 
handwesens vom 20. Dezember 1946 mit 
den Anlagen 

I Prüfungs- und Bestellungsordnung für 
Wirtschaftsprüfer und vereidigte Buch- 
prüfer, 

II Ehrengerichts-Ordnung, 

III Mustersatzung der Landeskammern 
für das wirtschaftliche Prüfungs- und 
Treuhandwesen, 

IV Satzung der Hauptkammer für das 
wirtschaftliche Prüfungs- und Treu- 
handwesen, 

V Satzung der Hauptstelle für das wirt- 
schaftliche Prüfungs- und Treuhand- 
wesen. 

Sie wurde verkündet im Amtlichen Anzei- 
ger, Beiblatt zum Gesetz- und Verord- 
nungsblatt für das Land Nordrhein-West- 
falen, 1947 S. 16, im Amtsblatt für Nie- 
dersachsen 1947 — Staatsanzeiger — S. 44, 
im Amtsblatt für Schleswig-Holstein 1947 
S. 148 und im Amtlichen Anzeiger, Beiblatt 
zum Hamburgischen Gesetz- und Verord- 
nungsblatt, 1947 S. 109. 

Die Ausführungsbestimmungen zur Prü- 
fungs- und Bestellungsordnung für Wirt- 
schaftsprüfer und vereidigte Buchprüfer 
des Zentralamts für Wirtschaft in der bri- 
tischen Zone vom 20. Dezember 1946 wur- 
den in denselben Amtsblättern verkündet. 

Es ergingen ferner: 

a) Erste Anordnung zur Änderung und 
Durchführung der Verordnung über 
eine Berufsordnung für die Angehöri- 
gen des wirtschaftlichen Prüfungs- und 
Treuhandwesens vom 15. März 1948 
(Verordnungsblatt für die Britische 
Zone S. 74); 

b) Runderlaß der Verwaltung für Wirt- 
sdiaft des Vereinigten Wirtschaftsge- 
bietes über Muster für die äußere Ge- 
staltung der Siegel und Stempel für 
Wirtschaftsprüfer, vereidigte Buchprü- 
fer sowie Wirtschaftsprüfungsgesell- 
schafter und Buchprüfungsgesellschaf- 
ten vom 21. April 1946 (Mitteilungs- 
blatt der Verwaltung für Wirtschaft 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes 
Teil A S. 158); 
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c) Bekanntgabe des Bundesministers für 
Wirtschaft betr. Vereidigung von Wirt- 
schaftsprüfern und Buchprüfern (Bri- 
tische Zone) vom 20. Oktober 1950 
— II 7 — 16200/50 — (Ministerial- 
blatt des Bundesministers für Wirt- 
schaft S. 234), 

2. Bayern: 

a) Gesetz Nr. 105 über Wirtschaftsprüfer, 
Bücherrevisoren und Steuerberater vom 
9. März 1948 (Bayerisches Gesetz- und 
Verordnungsblatt S. 45); 

b) Verordnung zur Durchführung des Ge- 
setzes Nr. 105 über Wirtschaftsprüfer, 
Bücherrevisoren und Steuerberater vom 
15. Dezember 1948 (Bayerisches Gesetz- 
und Verordnungsblatt 1949 S. 4) nebst 
Anlage; 

c) Zweite Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes Nr. 105 über Wirtschafts- 
prüfer, Bücherrevisoren und Steuerbe- 
rater vom 15. Juni 1949 (Bayerisches 
Gesetz- und Verordnungsblatt S. 272). 

3. Ehern. Land Württemberg-Baden; 

a) Gesetz Nr. 911 über Wirtschaftsprüfer, 
Bücherrevisoren und Steuerberater 
vom 17. Dezember 1947 (Regierungs- 
blatt der Regierung Württemberg-Ba- 
den 1948 S. 9); 

b) Verordnung Nr. 937, ErsteVerordnung 
des Wirtschaftsministeriums und des 
Finanzministeriums zur Durchführung 
des Gesetzes über Wirtschaftsprüfer, 
Bücherrevisoren und Steuerberater vom 
8. November 1948 (Regierungsblatt 
der Regierung Württemberg - Baden 
1949 S. 7); 

c) Verordnung Nr. 938, Zweite Verord- 
nung des Wirtschaftsministeriums und 
des Finanzministeriums zur Durchfüh- 
rung des Gesetzes über Wirtschafts- 
prüfer, Bücherrevisoren und Steuerbera- 
ter vom 8. November 1948 (Regie- 
rungsblatt der Regierung Württemberg- 
Baden 1949 S. 16); 

d) Richtlinien des Wirtschaftsministeriums 
und des Finanzministeriums über die 
Kundmachung und den Auftragsschutz 
der Wirtschaftsprüfer, Bücherrevisoren 
und Steuerberater vom 2. Februar 1949 
(Staatsanzeiger für Württemberg-Baden 
Nr. 13 vom 19. März 1949); 


e) Richtlinien des Wirtschaftsministeriums 
und des Finanzministeriums über die 
äußere Gestaltung des Berufssiegels der 
Wirtschaftsprüfer (Wirtschaftsprü- 
fungsgesellschaften), Bücherrevisoren 
und Steuerberater (Steuerberatungsge- 
sellschaften) vom 8. November 1949 
(Staatsanzeiger für Württemberg-Ba- 
den Nr. 48 vom 19. November 1949). 

4. Hessen: 

a) Gesetz über Wirtschaftsprüfer, Bücher- 
revisoren und Steuerberater vom 13. 
Dezember 1947 (Gesetz- und Verord- 
nungsblatt für das Land Hessen 1948 

S. 8); 

b) Erste Durchführungsverordnung zum 
Gesetz über Wirtschaftsprüfer, Bücher- 
revisoren und Steuerberater vom 
3. Mai 1950 (Gesetz- und Verordnungs- 
blatt für das Land Hessen S. 73) in 
Verbindung mit der Bekanntmachung 
der Hessischen Landesregierung vom 
30. September 1950 (Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt für das Land Hessen 

S. 185); 

c) Zweite Durchführungsverordnung zum 
Gesetz über Wirtschaftsprüfer, Bücher- 
revisoren und Steuerberater vom 3. Mai 
1950 (Gesetz- und Verordnungsblatt 
für das Land Hessen S. 84). 

5. Bremen: 

a) Gesetz über Wirtschaftsprüfer, Bücher- 
revisoren und Steuerberater vom 26. 
Februar 1948 (Gesetzblatt der Freien 
Hansestadt Bremen S. 29); 

b) Erste Durchführungsverordnung zum 
Gesetz über Wirtschaftsprüfer, Bücher- 
revisoren und Steuerberater vom 4. De- 
zember 1948 (Gesetzblatt der Freien 
Hansestadt Bremen S. 238); 

c) Zweite Durchführungsverordnung zum 
Gesetz über Wirtschaftsprüfer, Bücher- 
revisoren und Steuerberater vom 4. De- 
zember 1948 (Gesetzblatt der Freien 
Hansestadt Bremen S. 246); 

d) Richtlinien über die Kundmachung und 
den Auftragsschutz der WirtsAafts- 
prüfer, vereidigten Buchprüfer (Bücher- 
revisoren) und Steuerberater vom 8. 
November 1951 (Gesetzblatt der Freien 
Hansestadt Bremen S. 99). 
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6. Ehern. Land Baden: 

a) Anordnung über die Bildung der Kam- 
mer der Wirtschafts- und Steuersach- 
verständigen im Gebiet von Baden 
(Französische Zone) vom 15. Januar 
1946 und die Satzung der Kammer der 
Wirtschafts- und Steuersachverständi- 
gen im Gebiet von Baden (Franzö- 
sische Zone) vom 15. Januar 1946 
(Amtsblatt der Militärregierung Baden 
— Französisches Bcsatzungsgebiet — 
vom 23. Januar 1946 S. 6); 

b) Vorschriften über die Errichtung und 
das Verfahren der Zulassungs- und 
Prüfungsstclle (veröffentlicht von der 
Kammer der Wirtschafts- und Steuer- 
sachverständigen im Gebiet von Baden 
— Französische Zone — im Sonderheft 
„Anordnung über die Bildung der 
Kammer, Satzung, Zulassungs- und 
Prüfungsbedingungen“) ; 

c) Ehrengerichtsordnung der Kammer der 
Wirtschafts- und Steuersachverständi- 
gen im Gebiet von Baden (französisdie 
Zone) vom 30. Januar 1946. 

7. Ehern. Land Württcmberg-Hohcnzollern: 

a) Rechtsanordnung über die Bildung der 
Kammer der Wirtschafts- und Steuer- 
sachverständigen vom 8. März 1946 
(Amtsblatt des Staatssekretariats für 
das französisch besetzte Gebiet Würt- 
tembergs und Hohenzollerns S. 19); 

b) Satzung der Kammer der Wirtschafts- 
und Steuersachverständigen im franzö- 
sisch besetzten Gebiet von Württemberg 
und Hohenzollern vom 8. März 1946 
(Amtsblatt des Staatssekretariats für 
das französisch besetzte Gebiet Würt- 
tembergs und Hohenzollerns S. 20). 

8. Rheinland-Pfalz: 

a) Erlaß des Oberpräsidenten von Rhein- 
land-Hessen-Nassau betr. Heranziehung 
von Wirtschaftsprüfern, Treuhandge- 
sellschaften, Steuerberatern usw. vom 
21. August 1946 (Amtsblatt für das 
Oberpräsidium von Rhcinland-Hessen- 
Nassau und für die Regierungen in 
Koblenz und Montabaur S. 143); 

b) Präsidialerlaß des Oberpräsidenten von 
Rheinland-Hessen-Nassau betr. Errich- 
tung einer Kammer der Wirtschafts- 
und Steuersachverständigen für Rhein- 
land-Hessen-Nassau vom 20. Septem- 


ber 1946 und die Durchführungsbestim- 
mungen zum Präsidialerlaß vom 20. 
September 1946 (Amtsblatt für das 
Oberpräsidium von Rheinland-Hessen- 
Nassau und für die Regierungen in 
Koblenz und Montabaur S. 193); 

c) Wirtschaftsprüferordnung (WPO) vom 
21. März 1950 (Gesetz- und Verord- 
nungsblatt der Landesregierung Rhein- 
land-Pfalz Teil I S. 91); 

d) Runderlaß des Ministers für Inneres 
und Wirtschaft — Hpt.-Abt. Wirt- 
schaft und Verkehr — vom 18. April 
1951 (Ministerialblatt der Landesregie- 
rung von Rheinland-Pfalz Spalte 287); 

e) Buchprüferordnung (BPO) für Rhein- 
land-Pfalz (genehmigt durch Erlaß des 
Ministers für Wlrtsdiaft und Verkehr 
vom 23. November 1949 — Akten- 
zeichen ZA R 10/08 — 2371/49 — ); 
Erste Änderung der Buchprüferord- 
nung (BPO) für Rheinland-Pfalz (ge- 
nehmigt durch Erlaß des Ministeriums 
für Wirtschaft und Verkehr Rheinland- 
Pfalz vom 18. Oktober 1952 — ZA I 
14/03 — 470/52 — ); 

f) Landesverordnung über den Widerrur 
der Bestellung von Wirtschaftsprüfern 
(WP-Widerrufsverfahren) vom 11. 
April 1953 (Gesetz- und Verordnungs- 
blatt der Landesregierung Rheinland- 
Pfalz S. 56); 

9. Bayerischer Kreis Lindau: 

Rechtsanordnung über Wirtschaftsprüfer, 
Bücherrevisoren und Steuerberater vom 
16. August 1948 (Amtsblatt des bayeri- 
schen Kreises Lindau Nr. 62 vom 17. Au- 
gust 1948); 

10. Berlin: 

Bekanntmachung betr. Zulassung und Prü- 
fung der Angehörigen der wirtschafts- und 
steuerberatenden Berufe durch die Abtei- 
lung für Wirtschaft und die Finanzabtei- 
lung des Magistrats von Groß-Berlin vom 
30. Juni 1947 (Verordnungsblatt für 
Groß-Berlin S. 231); 

11. Bundesrepublik Deutschland: 

Gesetz über Wirtschaftsprüfer Im Genos- 
senschaftswesen vom 17. Juli 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 385). 

Zu teilweise noch angewendeten reichsrecht- 
lichen Vorschriften vgl. § 126 Abs. 2 Nr. 11 
des Entwurfs. 
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B. 

1 . 

Die gesetzlichen Regelungen der verschiedenen 
Länder unterscheiden sidi zunädist durdi die 
von ihnen erfaßten Berufskreise. Die Berufs- 
ordnung für die Länder Nordrhein- Westfalen, 
Niedersachsen, Schleswig-Holstein und Ham- 
burg (Verordnung über eine Berufsordnung 
für die Angehörigen des wirtschaftlichen Prü- 
fungs- und Treuhandwesens vom 20. Dezem- 
ber 1946) regelt die Verhältnisse der Wirt- 
sdiaftsprüfer und vereidigten Buchprüfer. Die 
„Gesetze über Wirtschaftsprüfer, Bücherrevi- 
soren und Steuer'berater“ in Bayern, im ehern. 
Land Württemberg-Baden, in Hessen und 
Bremen regeln die Verhältnisse der genannten 
drei Berufe. Die Wirtschaftsprüferordnung 
von Rheinland-Pfalz erfaßt lediglich Wirt- 
schaftsprüfer. Für vereidigte Buchprüfer 
besteht eine besondere Regelung durdi die 
Industrie- und Handelskammern. Die Rege- 
lung in den ehern. Ländern Baden und Würt- 
temberg-Hohenzollern behandelt die Verhält- 
nisse der Wirtschaftsprüfer, vereidigten Buch- 
prüfer, Steuerberater, Buchsachverständigen, 
Helfer in Steuersachen und anderer beratender 
Berufe, wie zum Beispiel Organisatoren, Ver- 
mögensverwalter, Nachlaß- und Konkursver- 
walter. Die Berufsordnung für das Land Ber- 
lin umfaßt Wirtschaftsprüfer, vereidigte Buch- 
prüfer, Buchsachverständige, Steuerberater und 
Helfer in Steuersachen. 

Die verschiedenen Berufsordnungen unter- 
scheiden sich ferner ln einer Vielzahl von Be- 
stimmungen Über Zulassungsvoraussetzungen, 
Zulassungsausschüsse, Prüfungsausschüsse, Prü- 
fungsgebiete, Ehrengerichtsbarkeit, Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaften und Berufsorga- 
nisation, um nur die wichtigsten GAIete zu 
nennen. Auf Einzelheiten wird verschiedent- 
lich In der Begründung zu den einzelnen Para- 
graphen verwiesen. Die einleitende Übersicht 
muß sich auf Bemerkungen zu einigen wesent- 
lichen Punkten aus dem Zulassungsverfahren, 
dem Prüfungsverfahren, der Berufsorganisa- 
tion und der Ehrengerichtsbarkelt beschrän- 
ken. 

2 . 

Alle Berufsordnungen sehen als Voraussetzung 
für die Ausübung des Berufes eine besondere 
Zulassung zur Fachprüfung, eine Fachprüfung 
und die öffentliche Bestellung vor. 

Die Zulassungsvoraussetzungen, die Zusam- 
mensetzung der Zulassungsausschüsse, die Prü- 
fungsgebiete und die Zusammensetzung der 
Prüfungsausschüsse sind In den einzelnen Län- 


dern verschieden geregelt. Mit diesen Unter- 
schieden ist aber unvermeidlich die Gefahr 
einer verschiedenartigen Beurteilung der fach- 
lichen Qualifikation der Bewerber und der 
Prüfungsanforderungen verbunden. 

So verlangen als Voraussetzungen für die Zu- 
lassung zur Prüfung die Berufsordnungen für 
die Länder Bayern, ehern. Württemberg-Baden, 
Hessen und Bremen, Rheinland-Pfalz und 
Berlin eine praktische Tätigkeit von sechs Jah- 
ren mit einer Prüfungstätigkeit in fremden 
Unternehmen von drei Jahren, diejenigen für 
Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Schles- 
wig-Holstein und Hamburg von sechs bzw. 
vier Jahren. In den Ländern mit Ausnahme 
der ehern. Länder Baden und Württemberg- 
Hohenzollern und des Landes Berlin wiird eine 
abgeschlossene wirtschaftswissenschaftliche, 
rechtswissenschaftliche oder tedinische Hoch- 
schulbildung vorausgesetzt. Für vereidigte 
Buchprüfer und Steuerberater als Bewerber für 
das Wirtschaftsprüferexamen gelten teilweise 
besondere Bestimmungen. Die Zulassungsaus- 
schüsse — wie auch die Prüfungsausschüsse — 
sind In den Ländern Nordrhein-Westfalen, 
Niedersachsen, Schleswig-Holstein und Ham- 
burg bei dem Selbstvei'waltungskörper (Lan- 
deskammer für das wirtschaftliche Prüfungs- 
und Treuhandwesen) gebildet. Die Zulas- 
sungsausschüsse setzen sich aus einem Vertreter 
der Wirtschaft, einem Vertreter der Industrie- 
und Handelskammern und zwei Vertretern 
des Berufes zusammen. 

In den Lände'rn Bayern, ehern. Württemberg- 
Baden, Hessen, Bremen und Berlin besteht der 
Zulassungsausschuß bei der für die Wirtschaft 
zuständigen obersten Landesbehörde (Oberste 
Landesbehörde), in Rheinland -Pfalz bei einem 
besonderen von der obersten Landesbehörde 
gebildeten Prüfungsamt, in den ehern. Län- 
dern Baden und Württemberg-Hohenzollern 
bei einer besonders eingerichteten Zulassungs- 
und Prüfungsstelle. Für Bayern zum Beispiel 
besteht der Zulassungsausschuß aus je einem 
Vertreter des Staatsministeriums für Wirt- 
schaft und des Staatsministeriums der Finan- 
zen, einem Vertreter des Berufes und einem 
Vertreter der Wirtschaft. Für das ehern. Land 
Württemberg-Baden und für Hessen ist er ent- 
sprechend zusammengesetzt mit der Maßgabe, 
daß zwei Berufs Vertreter, In Bremen, daß zwei 
Berufsvertreter und zwei Vertreter der Wirt- 
schaft Mitglieder sind. Nach der Berufsord- 
nuitg für Rheinland-Pfalz sind zwei Ange- 
hörige der Wirtschaft und zwei Wirtschafts- 
prüfer vertreten. 


35 



Die Versdiiedenheiten in der organisatorisdien 
Stellung und der Zusammensetzung der Prü- 
fungsausschüsse sind ähnlich groß. Sie sind 
teils bei der obersten Landesbehörde, teils bei 
dem Selbstverwaltungskörper des Berufes ge- 
bildet. Die Zahl ihrer Mitglieder schwankt 
zwischen sechs und neun (vgl. im einzelnen die 
Begründung zu § 12 des Entwurfs). 

Daß die Grundsätze, nadi denen die Zulas- 
sungsausschüsse und Prüfungsausschüsse in den 
einzelnen Ländern bei diesen Verschieden- 
heiten in Aufbau und Zusammensetzung 
— meist ohne Zusammenhang miteinander — 
aAeiten, ebenfalls unterschiedlich sein können, 
bedarf keiner besonderen Begründung. 

Für die unterschiedliche Behandlung der der- 
zeitigen Regelungen der Prüfungsgebiete im 
Wirtschaftsprüferexamen sei das Hauptgebiet 
Betriebswirtschaft als Beispiel herangezogen. 
Das für die Länder Nordrhein- Westfalen, 
Niedersachsen, Schleswig-Holstein und Ham- 
burg geltende Berufsrecht (B § 1 der Ausfüh- 
rungsbestimmungen zur Prüfungs- und Bestel- 
lungsordnung für Wirtschaftsprüfer und ver- 
eidigte Buchprüfer vom 20. Dezember 1946) 
gibt eine ausführliche Darstellung der Einzel- 
ge'biete in den Bereichen 

Betriebsorganisation, Finanzierung, Kapital- 
und Zahlungsverkehr; 

Buchhaltung und Jahresäbscdiluß, Berufs- 
recht; 

Betriebsabrechnung, Selbstkostenrechnung, 
Statistik 

mit weitgehenden Unter gliederungen, zum 
Beispiel unter Buchhaltung und Jahresab- 
schluß: 

Ordnungsvorschriften für die Buchführung 
und die Abschlußaufstellung; 
Bewertungsgrundsätze für den Jahresab- 
schluß; 

Gliederungsvorschriften für Aktiengesell- 
schaften; 

Vorschriften über den Inhalt des Geschäfts- 
berichts; 

Sonderfragen zonenmäßig getrennter Be- 
triebe; 

Bestätigungsvermerk und Prüfungsbericht; 
Gutachten des Instituts der Wirtschafts- 
prüfer bzw. der späteren Reichskammer der 
Wirtschaftstreuhänder; 

Bilanzdelikte; 

Gewinnbeteiligung und Tantiemeberech- 
nung für Vorstand und Aufsichtsrat von 
Aktiengesellschaften. 


Die „fachwissensdiaftliche Beherrschung der 
Betriebswirtschaftslehre und eingehende Kennt- 
nisse des Aktienrechts" werden vom Bewer- 
ber im Wirtschaftsprüferexamen generell ver- 
langt (B § 2 der Ausführungsbestimmungen 
zur Prüfungs- und Bestellungsordnung für 
Wirtschaftsprüfer und vereidigte Buchprüfer 
vom 20. Dezember 1946). 

In Bayern (§12 der Verordnung zur Durch- 
führung des Gesetzes Nr. 105 über Wirt- 
schaftsprüfer, Bücherrevisoren und Steuer- 
berater vom 15. Dezember 1948 — Baye- 

risches Gesetz- und Verordnungsblatt 1949 
S. 4 — ) und im ehern. Land Württemberg- 
Baden (§13 der Verordnung Nr. 937, Erste 
Verordnung des Wirtschaftsministeriums und 
des Finanzministeriums zur Durchführung 
des Gesetzes über Wirtschaftsprüfer, Bücher- 
revisoren und Steuerberater vom 8. November 
1948 — Regierungsblatt der Regierung Würt- 
temberg-Baden 1949 S. 7 — ) ist der Bereich 
Betriebswirtschaft wie folgt bezeichnet: 

a) Theorie der Betriebswirtschaftslehre; 

b) Buchführung und Bilanz, einschließlich 
Buchführungs- und Bilänzrecht; 

c) Revisionswesen und Revisionstechnik, Bc- 
richtstechnik; 

d) Bewertungsfragen; 

e) Grundzüge der Betriebsorganisation; 

f) Betriebsabrechnung, Selbstkostenrechnung, 
Betriebsstatistik ; 

g) Gründung und Finanzierung; 

h) Gutachtertätigkeit; 

I) Betriebswirtschaftliche Steuerlehre. 

Für die ehern. Länder Baden und Württem- 
berg-Hohenzollern schreiben die Prüfungsord- 
nungen für Wirtschaftsprüfer für den Bereich 
der Betriebswirtschaft Kenntnisse auf folgen- 
den Gebieten vor: 

1. Buchführung und Bilanz, Erfolgsrechnung 
und Kontenrahmen (einschl. der Organi- 
sationstechnik); 

2. Revisionswesen und Revisionstechnik; 

3. Selbstkostenrechnung einschließlich der 
Preisbildung; 

4. Betriebswirtschaftliche Statistik einschließ- 
lich Betriebsvergleich und Wirtschafts- 
planung; 

5. Gründungs- und Finanzierungswesen ein- 
schließlich der Technik des Zahlungs- und 
Kreditverkehrs; 
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6. Grundzüge der betrieblichen Arbeitsorgani- 
sation und Grundfragen der technisch- 
wirtsdiaftllchen Rationalisierung; 

7. Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre. 

Der vergleichende Überblick über die Darstel- 
lung des wichtigsten Prüfungsgebietes (Be- 
triebswirtsdiaft) In den einzelnen Berufsord- 
nungen zeigt bedeutsame Unterschiede In der 
Auswahl und Abgrenzung dieses Bereichs, die 
für den Inhalt der Prüfung wesentlich sind. 
Für die Länder Nordrhein-Westfalen, Nieder- 
sachsen, Schleswig-Holstein und Hamburg Ist 
das Gebiet Betriebswirtschaftslehre besonders 
hervorgehoben. Für die Länder Bayern, ehern. 
Württemberg-Baden, Hessen und Bremen steht 
die „Theorie der Betriebswirtschaftslehre“ an 
erster Stelle, In den ehern. Ländern Baden und 
Württemberg-Hohenzollern wird sie als 
„Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre“ an 
letzter Stelle genannt. Für die Prüfungsanfor- 
derungen und den gesamten Charakter der 
Prüfung können diese Unterschiede bereits von 
ausschlaggebender Bedeutung sein. 

Die Gebiete „Betriebswirtschaftliche Steuer- 
lehre“ und „Gutachtertätigkeit“ (aus den Be- 
rufsordnungen für Bayern, ehern. Württem- 
berg-Baden, Hessen und Bremen) fehlen In den 
übrigen Berufsordnungen und umfassen dabei 
ganz umfangreiche Stoffe und Prüfungsmög- 
lichkeiten. Unter Berücksichtigung der Tat- 
sache, daß der Kern der Prüfung immer bei 
Fragen der Buchführung und des Bilanzwesens 
liegen wird, müssen die sich aus dem Ver- 
gleich der Prüfungsanforderungen ergebenden 
Abweichungen nicht nur für die Examina- 
toren, sondern vor '’üem auch für die Bewer- 
ber Unsicherheit über den Inhalt und die Ab- 
grenzung der Prüfungsgebiete mit sich brin- 
gen. Diese Unsicherheit wird durch die Aus- 
dehnung der Tätigkeit des Wirtschaftsprüfers 
auf dem Gebiete der Beratung noch vermehrt. 

3. 

Die Berufsangehörigen unterliegen einer 
Ehrengerichtsbarkelt. Nach der Verordnung 
über eine Berufsordnung für die Angehörigen 
des wirtschaftlichen Prüfungs- und Treuhand- 
wesens vom 20. Dezember 1946 ist für Nord- 
rhein-Westfalen, Niedersachsen, Schleswig- 
Holstein und Hamburg bei der Landeskam- 
mer das Ehrengericht, bei der Hauptkammer 
für das wirtschaftliche Prüfungs- und Treu- 
handwesen ein Ehrengerichtshof eingerichtet 
worden. Beide sind besetzt mit je drei Berufs- 
angehörigen. Der Obmann muß die Befähi- 
gung zum Richteramt haben. Entsprechendes 


gilt nach der Ehrengerichtsordnung der Kam- 
mer der Wirtschafts- und Steuersadiverständi- 
gen im Gebiet von Baden (französische Zone) 
vom 30. Januar 1946, die Ehrengerichte bei 
der Kammer der Wirtschafts- und Steuersach- 
verständigen eingerichtet hat. Diese Ehrenge- 
richte der Selbstverwaltung entscheiden auch 
über den Ausschluß aus dem Beruf. 

In den Ländern Bayern, ehern. Württemberg- 
Baden, Hessen und Bremen (vgl. zum Beispiel 
Gesetz Nr. 105 über Wirtschaftsprüfer, 
Bücherrevisoren und Steuerberater vom 
9. März 1948 — Bayerisches Gesetz- und Ver- 
ordnungs'blatt S. 45 — ) ist in Verbindung mit 
der unmittelbaren Aufsicht des Staatsministe- 
riums für Wirtschaft über die Berufsangehöri- 
gen für Strafmaßnahmen ein Disziplinaraus- 
schuß gebildet, der mit 

einem Vorsitzenden (der die Befähigung 
zum Richteramt oder zum höheren Verwal- 
tungsdienst besitzen muß), 
je einem Vertreter der für die Wirtschaft 
und die Finanzen zuständigen obersten Lan- 
desbehörde, 

einem Vertreter der Wirtschaft und zwei 
Berufsangehörigen 
besetzt ist. 

Stellt der Disziplinarausschuß den Mangel der 
persönlichen Eignung fest, so kann die oberste 
Landesbehörde die Bestellung widerrufen. 

Für Rheinland-Pfalz und das ehern. Land 
Württemberg-Hohenzollern fehlt eine Ehren- 
gerichtsbarkeit. 

Auf die näheren Ausführungen in der Ein- 
leitung der Begründung zum Fünften Teil des 
Entwurfs wird Bezug genommen. Eine einheit- 
liche Gestaltung der Ehrengerichtsbarkelt, nach 
der zum Beispiel die Angehörigen einer Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaft mit Niederlassun- 
gen In verschiedenen deutschen Ländern den 
gleichen Verfahren unterliegen, erscheint zur 
Vermeidung verschiedener Wertung von Ver- 
stößen gegen die Berufsauffassung dringend 
notwendig. 

4. 

In den Ländern Nordrhein-Westfalen, Nie- 
dersachsen, Schleswig-Holstein und Hamburg 
sind die Berufsangehörigen in den Landeskam- 
mern für das wirtschaftliche Prüfungs- und 
Treuhandwesen, die In der Hauptkammer für 
das wirtschaftliche Prüfungs- und Treuhand- 
wesen zusammengefaßt sind, nach den Berufs- 
ordnungen für die ehern. Länder Baden und 
Württemberg-Hohenzollern in den Kammern 
der Wirtschafts- und Steuersachverständigen 
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zusammengeschlossen. In den übrigen Ländern 
fehlt es an einer durch Berufsordnungen ge- 
schaffenen Organisation des Berufsstandes. 
Das Institut der Wirtschaftsprüfer in Düssel- 
dorf besteht als freier Zusammenschluß der 
Wirtschaftsprüfer (§ 6 der Verordnung über 
eine Berufsordnung für die Angehörigen des 
wirtschaftlichen Prüfungs- und Treuhand- 
wesens vom 20. Dezember 1946). 

5. 

Im Lande Berlin sind nach § 3 der Bekannt- 
machung betr. Zulassung und Prüfung der An- 
gehörigen der wirtschafts- und steuerberaten- 
den Berufe durch die Abteilung für Wirtschaft 
und die Finanzabteilung des Magistrats von 
Groß-Berlin vom 30. Juni 1947 (Verord- 
nungsblatt für Groß-Berlin S. 231) ncxh weit- 
gehend die auf Grund der Ländervereinbarung 
vom 15. Dezember 1931 erlassenen Bestim- 
mungen der ehemaligen Hauptstelle für die 
öffentlich bestellten Wirtschaftsprüfer in 
Kraft. Nach ihnen regeln sich Zulassung und 
Prüfung durch die beim Senator für Wirt- 
schaft und Ernährung gebildeten Zulassungs- 
und Prüfungsausschüsse (§§ 3, 7 der Bekannt- 
machung). Wesentlich ist hervorzuheben, daß 
Wirtschaftsprüfer- und Steuerberaterexamen 
(und entsprechend Examen für vereidigte 
Buchprüfer und Steuerberater) in einer Prü- 
fung zusammengefaßt sind. Die Bestellung er- 
folgt entsprechend sowohl als Wirtschafts- 
prüfer wie auch als Steuerberater (§10 der 
Bekanntmachung). 

C. 

Für Wirtschaftsprüfer im genossenschaftlichen 
Prüfungs wesen besteht eine Sonderregelung 
in dem Gesetz über Wirtschaftsprüfer im 
Genossenschaftswesein vom 17. Juli 1952 
(BGBl. I S. 385). Nach ihm sind die in den 
Ländern für die Zulassung und Prüfung von 
Wirtschaftsprüfern nach den jeweiligen Be- 
rufs Ordnungen gebildeten Aussdiüsse auch 
für die Zulassung und Prüfung von Bewer- 
bern für die genossenschaftliche Wirtschafts- 
prüfer-Prüfung zuständig. Zu den Zulassungs- 
und Prüfungsausschüssen muß ein Vertreter 
der Wirtsdiaft, der vom Freien Ausschuß 
der deutschen Genossenschaftsverbände im 
Bundesgebiet vorgeschlagen ist, und ein Wirt- 
schaftsprüfer, der im genossenschaftlichen 
Prüfungs wessen tätig sein muß, gehören (§4), 
Mitglied ides Zulassungsausschusses ist außer- 
dem ein Vertreter der Deutschen Genossen- 
schaftskasse (§ 4 Abs. 3). Die Prüfung ist be- 


sonders auf die Anforderungen des genossen- 
schaftlidien Prüfungswesens abzustellen. Nach 
allgemeinen Vorsdiriften bereits bestellte 
Wirtschaftsprüfer können jedoch durch die 
für die Wirtschaft zuständige oberste Landes- 
behörde zur Prüfung von Genossenschaften 
ermächtigt werden (§ 16). 

In voller Würdigung 'der Verhäknlsoe im 
genossenschaftlichen Prüfungswesen und ent- 
sprechender Gestaltung der Zulassungsaus- 
schüsse und des Prüfungsausschusses mit der 
Möglichkeit einer besonderen Prüfung für 
diesen Bereich geht der Entwurf von dem 
Grundgedanken aus, daß alle nach ihm in 
Zukunft bestellten Wirtschaftsprüfer auch 
solche im Genossenschaftswesen im Sinne 
des Genossenschaftsgesetzes sein sollen. 

m, 

Aufgaben und Grundsätze des Entwurfs, 
Zuständigkeit des Bundes 

1 . A u f g a b e n d e s E n t w u r f s 

Die im vorstehenden Abschnitt dargestellten 
Unterschiede in den Berufsordnungen der 
Länder zeigen insbesondere Abweichungen 
in den Vorschriften über die Zulassung zur 
Prüfung und die Prüfung selbst, über die Zu- 
sammensetzung des Prüfungsausschusses und 
der Prüfungsgebiete, die Organisation des 
Berufes und die Ehrengerichtsbarkeit. Eine 
fachliche und persönliche Auslese der Berufs- 
angehörigen und eine Aufsicht über die Be- 
rufstätigkeit nadi einheitlichen Gesichtspunk- 
ten ist durch den derzeitigen zersplitterten 
Rechtszustaind nicht gewährleistet. Damit ist 
das Ziel, das die Vorsdiriften über diePfldcht- 
prüfung, namentlich 'die des Aktiengesetzes, 
aber auch andere gesetzliche Prüfungsvor- 
sdiriften (zum Beispiel des D-Markbilanz- 
gesetzes), anstreben, gefährdet. Diese Pflicht- 
prüfungen setzen die Anwendung einheit- 
licher betriebswirtschaftlicher Grundsätze vor- 
aus, Die Beurteilung von Bilanzen nach un- 
terschiedlichen fachlichen Auffassungen stellt 
den Wert der Bestätigungsvermerke über- 
haupt in Frage. Dabei ist nachdrücklich her- 
vorzuheben, daß die Ke chnungslegungs Vor- 
schriften ides Aktiengesetzes und der übrigen 
Gesetze nur Rahmenvorschriften mit allge- 
meinen Grundsätzen für die Aufstellung von 
Bilanzen und Gewinn- und Verlustrechnun- 
gen geben. Sehr knapp sind die gesetzlichen 
Vorschriften für die Durchführung von Prü- 
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fungen an sich'*'), Dk b*etriebswrrt5cha'ftlichcn 
Grundsätze, die diese Rahmenbestimmungen 
ausfüllen, sind von Praxis, Wissenschaft und 
Rechtsprechung besonders entwickelt und 
weiter ständig lin der Entwicklung begriffen. 
Es gibt also für diese betriebswlrtschaftliichen 
Grundsätze keine aus dem Gesetz unmittel- 
bar ablesbaren Maßstäbe. Sie müssen viel- 
mehr aus der praktischen Arbeit gewonnen 
werden und erfahren ihre Ausrichtung und 
ihre allgemeine Geltung u. a. durch die An- 
erkennung In Fachgutachten des Instituts der 
Wirtschaftsprüfer. Für die Bewerber für die 
öffentliche Bestellung ist dieses Wissensgut 
im wesentlichen aus der praktischen Erfah- 
rung in der Prüfungstätigkeit des Berufes 
zu gewinnen. Rlchtungweisenid und entschei- 
dend für die Vorbereitung des Bewerbers auf 
Inhalt und Abgrenzung des Prüfungsstoffes 
sind dabei naturgemäß die fachlichen Anfor- 
derungen, die im Wirtschaftsprüf er ex amen 
gestellt werden. In ihnen liegt, namentlich 
solange ein geregelter Ausbildungsgang fehlt, 
die Möglichkeit der Einflußnahme auf Art 
und Qualität der Vorbereitung überhaupt. 
Der Entwurf hat die Aufgabe, die Voraus- 
setzungen für die ordnungsgemäße Abwick- 
lung der in den Gesetzen für Wirtschafts- 
prüfer vorgesehenen Prüfungen durch Ein- 
richtungen zu sichern, die eine geeignete per- 
sönliche und fachliche Auswahl der Bewerber 
für die öffentliche Bestellung, eine wirksame 
Überwachung einer unparteiischen, eigenver- 
antwortlichen und unabhängigen Berufstätig- 
keit durch die Selbstverwaltung und die 
Ehren gerlch t sb ar kei t gewäh r 1 eis ten . 

2. Grundsätze des Entwurfs 

Der Entwurf geht von folgenden Grund- 
sätzen aus: 

a) Der Beruf des Wirtschaftsprüfers ist ein 
freier Beruf, der unabhängig, eigenver- 
antwortlich und unpartelisdi ausgeübt 
werden muß. 

Zur Ausübung des Berufes des Wirt- 
schaftsprüfers werden, den bisherigen Be- 
rufsordnungen entsprechend, auch Ge- 
sellschaften zugelassen, die als Wirtschafts- 
prüfungsgesellschaften besonders aner- 
kannt süiid. 


Von der gesetzlidien Ermächtigung des § 142 Nr. 1 
Akt.G., allgemeine Vorschriften über die Prüfung 
des Jahresabschlusses zu erlassen, ist bisher kein 
Gebrauch gemacht worden. 


Alle nach dem Gesetz bestellten Wirt- 
schaftsprüfer sollen auch zur Prüfung von 
Genossenschaften berechtigt sein. Dabei 
wird den Besonderheiten des genossen- 
schaftlichen Prüfungswesens in der Ge- 
staltung ides Prüfungsstoffes und durch 
Aufnahme der Im Genossenschafis wesen 
tätigen Wirtschaftsprüfer und Vertreter 
der Wirtschaft in den Zulassungs- und 
Prüfungsausschuß und durch Zulassung 
einer besonderen Prüfung im genossen- 
schaftlichen Prüfungswesen auf Antrag 
Rechnung getragen. 

b) Die Zulassung zur Prüfung als Wirt- 
schaftsprüfer wird von dem Nachweis 
einer ausreichenden fachlichen Vorbildung 
und persönlichen Eignung abhängig ge- 
madit. Neben einer abgeschlossenen Ff och- 
schulbildung (die durch zehnjährige Be- 
währung in der Praxis ersetzt werden 
kann) wird der Nachweis einer prakti- 
schen Prüfungstätigkeit verlangt, die den 
Bewerber auch mit den Berufspflichten 
des Wirtschaftsprüfers vertraut gemacht 
hat. 

c) Der Prüfungsausschuß wird beim Bundes- 
mlnister für Wirtschaft gebildet, um die 
fachliche Auslese nach gleichen Prinzipien 
und damit die Ehirchfühnmg der gesetz- 
lichen Prüfuingen nach dem Sinn der Ge- 
setze nach einheitlichen betriebswirtschaft- 
lichen Grundsätzen zu gewährleisten. 

d) Die öffentliche Bestellung als Wirtschafts- 
prüfer erfolgt durch die für die Wirt- 
schaft zustänidige oberste Landesbehörde. 

e) Die Ordnung und Besorgung der eige- 
nen Angelegenheiten des Berufsstandes 
und die Aufsicht über die Berufstätigkeit 
erfolgen in Selbstverwaltung. Wirtschafts- 
prüfer werden mit der öffentlichen Be- 
stellung Mitglieder der Wirtschaftsprüfer- 
kammer, die als Körperschaft ides Öffent- 
lichen Rechts gebddet wird. 

f) Die Ehrengerichtsbarkeit wird zur Ahn- 
dung leichterer Verletzungen der Berufs- 
pflichten durch das Ehrengericht der 
Wirtschaftsprüferkammer ausgeübt. Für 
die Ausschließung aus dem Berufsstand 
infolge Berufsunwürdigkeit sind die Ver- 
waltungsgerichte als Berufsgerichte zu- 
ständig. 

3. Zuständigkeit des Bundes 

Die Zuständigkeit des Bundes für den Erlaß 

des Gesetzes ergibt sich aus Art. 74 Nr. 11 
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GG. Die Ikruf Stätigkeit der WirtsdiaftsprU- 
1er gehört zum Leben der Wirtschaft, der 
sie dient. Es muß daher, wie audi berats für 
das Gesetz über Wirtschaftsprüfer im Ge- 
il ossensdiafts wesen vom 17. Juli 1952 (BGBl. I 
S. 385), davon ausgegangen werden, daß das 
Berufsrecht der in der Wirtsdiaft tätigen 
Personen von dem Ausdruck „Recht der 
Wirtsdiaft“ mit umfaßt werden sollte. Zwi- 
sdicn dem Recht der Wirtschaftsprüfer, dem 
Aktiengesetz und dem Genossenschaftsgesetz 
mit der Einrichtung der gesetzlidien Pflicht- 
prüfung besteht ein so enger sadilicher Zu- 
sammenhang, daß das Redit der Zulassung, 
Prüfung und Bestellung der Wirtsdiaftsprü- 
fer als Voraussetzung für die Durchführung 
dieser Prüfungen ^ludi als ein Teil der Ma- 
terie des Aktienrechts und Gcnossenschafts- 
redns angesehen werden muß, die der kon- 
kurrierenden Gesetzgebungszuständigkeit des 
Bundes unterliegen. Das Berufsredat der 
Wirtsdiaftsprüfer dient unmittelbar der 
Durchführung dieser Gesetze auf dem Ge- 
biete der Pfliditprüfung. 

Da die Wirtschaftsprüfer Im gewissen Um- 
fange audi Rechtsberatung aus'übcn (vgl. 
§ 5 Nr. 2 des Rcchtsberatungsmißbrauchge- 
setzes und § 107 a Abs. 3 Nr. 2 der Reidhs- 
abgabenordnung) beruht die Zuständigkeit 
des Bundes teilweise auch auf Art. 74 Nr. 1 
GG. 

Das Bedürfnis nadi einer bundesge^setzlidien 
Regelung ist nadi Art. 72 Abs. 2 Nr. 1 GG 
zu bejahen. 

Die einwandfreie Durdiführung der gesetz- 
lich vorgeschriebenen Prüfung, insbesondere 
nadi den Vorsdiriften des Aktiengesetzes, 
gebietet auch die Leitung der Prüfungen für 
WirtsdiaftspKifer durch eine Stelle, die für 
die einheitlidie Handhabung des Prüfungs- 
verfahrens und die zweckentsprechende Ab- 
grenzung der Prüfungsgebiete verantwortlidi 
ist. Der Prüfungsaussdiuß soll daher beim 
Bundesminister für Wirtschaft gebildet 
werden. 

Gegen die Einrichtung einer soldien zentralen 
Verwaltuiigskonipetenz lassen sich begrün- 
dete Einwendungen aus Art. 83 GG nidit 
erheben. Daß Art. 87 Abs. 3 Satz 1 GG 
nicht nur eine Organ isationsnorni, sondern 
auch eine Kompetenznorm darstellt, die es 
ermöglidit, Verwaltungszuständigkeiten, wel- 
die nach dem Grundgesetz (Art. 83) den 
T/ändern zu stehen würden, auf den Bund zu 
übertragen, dürfte nicht bestritten sein, so- 
fern die Voraussetzungen für den Erlaß eines 


entsprcdi enden Gesetzes, also audi die Vor- 
aussetzungen des Art. 72 Abs. 2 GG, erfüllt 
sind. Rs hat sich aber audi die Meinung 
durchgesetzt, daß diese Übertragung von Ver- 
waltungszuständigkeiten nicht nur auf Bun- 
desoberbehörden, sondern auch auf oberste 
Bundesbehörden — oder diesen eingegliederte 
Dienststellen — mindestens für solche Ange- 
legenheiten zulässig ist, die eine überländer- 
niäßige Bedeutung haben und anders als 
durdi den Bund zweckmäßig nicht geregelt 
werden können (vgl. Kurzprotokoll über die 
41., 42., 90. Sitzung des Reditsausschusscs 
des Bundesrates). Diese Voraussetzungen sind 
für die zentrale Prüfung gegeben. 

Die gesetzlichen Prüfungen sollen — wie 
Prüfungen überhaupt — den beteiligten Krei- 
sen der Wirtsdiaft einen klaren Ausweis der 
wirtsdiaftlichen Verhältnisse eines Unterneh- 
mens garantieren. Im Bereidi der Aktienge- 
sellschaften wie audi der Genossensdiaftcn 
sind diese Pflichtprüfungen Gegenstand des 
öffcntlidieh Interesses. Für die Durdiführung 
im Sinne der gesetzlidien Bestimmungen muß 
also Gewähr bestehen. 

Diese Gewähr ist abhängig von der fach- 
lidien und persÖnlidien Qualifikation der 
Wirtsdiaftsprüfer. Es wurde oben bereits 
darauf hingewiesen, daß die reditlichen Vor- 
sdiriften über das Bilanzwesen und die Prü- 
fungen — notwendigerweise — nur einen 
Rahmen grundsätzlichen Inhalts bieten. Seine 
Ausbildung erfährt der Wirtsdiaftsprüfer in 
Hodischule und Praxis. Die Art dieser Aus- 
bildung ist heute nodi von zufälligen Gege- 
benheiten abhängig. Dabei können die Pflicht- 
prüfungen nur nadi allgemein anerkannten 
betriebswirtschaftlichen Grundsätzen durchge- 
führt werden. Das wird dort besonders deut- 
lich, wo miteinander verbundene Unterneh- 
men an verschiedenen Standorten von ver- 
schiedenen Prüfern geprüft werden. Eine 
zweckmäßige Ausriditung nach Niveau und 
Inhalt der fachlidien Vorbereitung kann also 
unter den gegebenen Verhältnissen nur von 
einem einheitlidi geleiteten Examen her er- 
folgen, das die PKifungsanforderungen nach 
den Nor vzendigk eiten der P Fl idit Prüfungen 
und Beinif sauf gaben und nach der Entwick- 
lung des B-ilanzwesens feststellt und zweck- 
mäßig abgrenzt. Die Garantie der zweckmä- 
ßigen Vorbereitung auf die notwendige fach- 
liche Qualifikation kann somit mangels son- 
stiger Leistungsmöglidikciren nur von den 
Prüfungsanforderungen und damit von einem 
zentral geleiteten Prüfungsaussdiuß her erfol- 
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gen. Die Erfüllung der gesetzlidien Vorschrif- 
ten über Pflichtprüfungen, insbesondere der 
des Aktiengesetzes, ist ohne diese Art des 
Examens mit der im öffentlichen Interesse 
zu fordernden Sicherheit in der Auslese der 
Bewerber befriedigend nicht erreichbar. Auch 
die in § 123 des Entwurfs vorgesehene Rege- 
lung des Ausbildungsganges muß aus glei- 
chen Gründen zentral erfolgen. 

Am Rande ist zu bemerken, daß die Zahl der 
Bewerber zum Wirtschaftsprüferexamen sehr 
klein ist. Nach Auskunft des Instituts der 
Wirtschaftsprüfer werden etwa 50 bis 60 
Wirtschaftsprüfer jährlich neu bestellt. Bei 
den vereidigten Buchprüfern ist die Zahl nodi 
geringer. 

Zusammenfassend ist festzustellen, daß der 
Zweck des Gesetzes, für die gesetzlichen Prü- 
fungen die geeignete fachliciie Auswahl zu 
treffen, nur durch einen zentral geleiteten 
Prüfungsausschuß erreicht werden kann. Der 
in der Abnahme der Prüfung liegende Ver- 
waltungsakt ist daher auch nach den Bestim- 
mungen des Grundgesetzes bei einer ober- 
sten Bundesbehörde zulässig. 

ERSTER TEIL 

Allgemeine Vorschriften 

Der Erste Teil enthält die grundsätzlichen 
Vorschriften über die öffentliche Bestellung 
des Wirtschaftsprüfers, das Wesen des Be- 
rufsstandes (§ 1), die beruflichen Aufgaben 
des Wirtschaftsprüfers (§ 2), den Grundsatz 
der Freizügigkeit (§ 3) und die Selbstverwal- 
tung durch eine Wirtschaftsprüferkammer 
(§ 4). 

Zu § 1 

Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungs- 
gesellschaften 

1. Der Entwurf definiert den Begriff des 
Wirtschaftsprüfers in Abs. 1 Satz 1. Voraus- 
setzung für seine Tätigkeit ist die öffentliche 
Bestellung durch eine Behörde. Die Bestellung 
darf nur erfolgen, wenn der Bewerber sowohl 
die persönliche als auch die fachliche Eignung 
nachgewiesen hat. 

Nach Abs. 1 Satz 2 sind „die nach diesem 
Gesetz bestellten Wirtschaftsprüfer" zugleich 
Wirtschaftsprüfer im Genossenschaftsweseii 
Im Sinne des Genossenschaftsgeetzes. Die Son- 
derregelung des Gesetzes über Wirtschafts- 
prüfer im Genossenschaftswesen vom 17. Juli 
1952 (BGBL I S. 385) tritt nach § 126 Abs. 2 


Nr. 12 außer Kraft. Die Vorschrift des Abs. 1 
Satz 2 gilt nur für die nach Inkrafttreten des 
Entwurfs neu bestellten Wirtschaftsprüfer, 
nicht dagegen für die nach den bestehenden 
oder inzwischen außer Kraft getretenen Be- 
rufsordnungen bestellten. Früher bestellte 
Wirtsdiaftsprüfer sind nur nach Maßgabe der 
Vorschriften im Zweiten Teil, Vierter Ab- 
schnitt (§§ 37, 38), Wirtschaftsprüfer im Ge- 
nossenschaftswesen. Die Vorschriften des Ge- 
setzes betreffend die Erwerbs- und Wirt- 
schaftsgenossenschaften, insbesondere die über 
Prüfung und Prüf ungs verbände (§§ 53 ff.) 
und das Prüfungsrecht der Prüfungsverbände, 
werden durch die Bestimmungen dieses Ent- 
wurfs nicht berührt. Dasselbe gilt für die 
Vorsdirlften über das Prüfungsrecht der 
Sparkassen- und Giroverbände und der über- 
örtlichen Prüfungsverbände öffentlicher Kas- 
sen. 

2. Der Beruf des Wirtschaftsprüfers ist ein 
freier Beruf (Abs. 2). Der Wirtschaftsprüfer 
ist in seiner Tätigkeit nur dem Gesetz unter- 
worfen. Weisungen über die Ausübung seiner 
Berufstätigkeit können ihm nicht erteilt wer- 
den. In der Auftragsannahme ist er frei. Die 
Betonung, daß seine Tätigkeit kein Gewerbe 
ist, soll hervorheben, daß die Berufsaufgabe 
des Wirtschaftsprüfers nicht im Erwerb, son- 
dern in der fachlichen Leistung zu sehen ist. 
Seine Tätigkeit darf nicht vom Gewinn- 
streben beherrscht sein. 

3. Die Tätigkeit eines Wirtschaftsprüfers 
können auch Gesellschaften ausüben (Abs. 3). 
Voraussetzung ist deren Anerkennung als 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften. Sie ist Im 
einzelnen im Zweiten Teil, Fünfter Ab- 
schnitt, geregelt. Als Rechts formen sind nach 
§ 39 entsprechend der bisherigen Entwick- 
lung und den Berufsordnungen der Länder 
Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaf- 
ten auf Aktien, Gesellschaften mit beschränk- 
ter Haftung und unter bestimmten Voraus- 
setzungen auch Offene Handelsgesellschaften 
und Kommanditgesellschaften zugelassen. 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften haben als 
solche das Recht zuj" Durchführung von Prü- 
fungen und zur Erteilung von Bestätigungs- 
vermerken. Voraussetzung für diese Befug- 
nisse ist grundsätzlich, daß die vertretungs- 
berechtigten Personen Wirtschaftsprüfer sind 
(^^ 40 ). 

Die besondere Bedeutung der Wirtschafts- 
prüfungsgesellschaften liegt vornehmlich in 
der Fähigkeit zur Durchführung sehr um- 
fangreicher Prüfungen, für die gleichzeitig 
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eine größere Zahl von Prüfern eingesetzt 
werden muß. Zur Zeit sind im Gebiet der 
Bundesrepublik insgesamt 110, im Lande 
Berlin 17 Gesellschaften als Wlrtsdiaftsprü- 
f un gsg esell sch af ten aner kann t . 

Zu §2 

Inhalt der Tätigkeit 

1. Die Vorschrift umschreibt das Aufgaben- 
gebiet der Wirtschaftsprüfer auf den Gebie- 
ten der Prüfung und Beratung und damit 
gleichzeitig 'den Kreis der Tätigkeiten, die 
für einen Wirtschaftsprüfer zulässig sind. 
Eine Abgrenzung der unzulässigen Tätigkei- 
ten geben die §§ 55 und 56. Auf welchen 
Gebieten das Recht zu gesetzlichen Prüfun- 
gen besteht, Ist in den materiellen Vorschrif- 
ten über die Prüfungspflicht geregelt (vgl. 
insbesondere §§ 135 ff. Akt. G.). 

2. Die beruflldie Aufgabe eines Wirtschafts- 
prüfers besteht im Grundsatz in der Durch- 
führung betriebswirtschaftlicher Prüfungen. 
Im Vordergrund stehen dabei Abschlußprü- 
fungen von Aktiengesellschaften und die Er- 
teilung von Bes tätigungs vermerken über sol- 
che Prüfungen nach Maßgabe der Bestimmun- 
gen 'des Aktiengesetzes (insbesondere der 
§§ 137 und 140 Akt.G.). Zu nennen sind fer- 
ner Pflichtprüfungen von Wirtschaftsbetrie- 
ben der öffentlichen Hand, von öffentlich- 
rechtlidien Versicherungsgesellschaften, von 
privaten Versicherungsunternehmungen, von 
Genossenschaften im Rahmen der Vorschrif- 
ten des Genossenschaftsgesetzes, von Kredit- 
instituten und von gemeinnützigen Woh- 
nungsunternehmen und nach dem D-Mark- 
bilanzgesetz. Zu verweisen ist ferner auf 
Prüfungen anderer Art, wie Kostenprüfiin- 
gen, Untersuchungen der Wirtschaftlichkeit 
der Unternehmungen, Rentabilitätsprüfun- 
gen, Organisationsprüfungen. Auf die Quali- 
fikation zur Durchführung aller dieser Prü- 
fungen sind die Voraussetzungen für die Zu- 
lassung zur Wirtschaftsprüferprüfung 8 
und 9) und die Anforderungen dieser Prü- 
fung selbst (§ 14) abgestellt. 

3. Neben der Prüfungstätigkeit steht nach 
der Entwicklung die Beratungsaufgabe, durch 
die besonders aus Prüfungen gewonnene Er- 
kenntnisse zum Nutzen der Betriebe verwer- 
tet werden. Die Beratung in wirtschaftlichen 
Angelegenheiten ist deshalb als Berufsaufgabe 
ausdrücklich zugelassen. Mit der Beratungs- 
tätigkeit ist auch die Befugnis zur Vertretung 
in wirtschaftlichen Angelegenheiten verbun- 


den. Der Wirtschaftsprüfer darf also auch 
Dritten (privaten Personen oder öffentlichen 
Stellen) gegenüber als Vertreter seines Auf- 
traggebers auftreten (vgl. zum Beispiel § 2 
der Verordnung über gebchäftsmäßige Hilfe- 
leistung in Devisensachen vom 29. Juni 1936 
— RGBl. I S. 524 — und § 107 a der R.Abg. 

0. ). 13er weite Begriff „wirtschaftliche Ange- 
legenheiten“ umfaßt dabei alle wirtschaft- 
lichen Fragen, nicht nur der einzelnen Unter- 
nehmung, sondern gegebenenfalls auch einer 
Mehrheit von solchen. Soweit die wirtschaft- 
liche Beratung das Gebiet der Rechtsberatung 
berührt, ist das Gesetz zur Verhütung von 
Mißbräuchen auf dem Gebiet der Rechtsbera- 
tung vom 13. Dezember 1935 (RGBl, I 
S. 1478) ZU beachten. 

Da die Prüfung von Jahresabschlüssen und 
die Beratungstätigkeit in 'der Regel mit 
steuerlichen Fragen verbunden sind, steht 
dem Wirtschaftsprüfer auch das Redit der 
Beratung und Vertretung in steuerlichen An- 
gelegenheiten nach Maßgabe der bestehenden 
Vorschriften zu. 

4. Der Entwurf bezeichnet den Wirtschafts- 
prüfer auf Grund seiner Vorbildung und Er- 
fahrung als Sachverständigen auf den Gebie- 
ten der wirtschaftlichen Betriebsführung; wo 
gesetzliche Vorschriften, Verträge oder an- 
dere Willenserklärungen den Begriff des 
Sachverständigen In diesem Rahmen gebrau- 
chen, ist er als solcher anzusehen. 

5. Der Wirtschaftsprüfer steht bei allen sei- 
nen beruflichen Aufgaben unter dem Zwang 
und Schutz der für ihn geschaffenen Berufs- 
pflichten, von denen die der Unabhängigkeit, 
Eigenverantwortlichkeit, Unparteilichkeit und 
Verschwiegenhei t hervorzuheben sind (vgl. 

55 und 56). Der von ihm geleistete Eid 
hebt die Unparteilichkeit bei Prüfungsberich- 
ten und Gutachten hervor. Auch bei seiner 
Tätigkeit als Vertreter in wirtschaftlichen 
Angelegenheiten seines Auftraggebers hat er 
verantwortungsbewußt zu handeln (vgl. die 
Eidesformel § 29). 

Zu § 3 

Räumlicher Bereich der Tätigkeit 

In dieser Vorschrift werden Niederlassung 
und Tätigkeit in räumlicher Beziehung be- 
handelt. Es gilt der Grundatz der Frei- 
zügigkeit. 

1. Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprü- 
fungsgesellschaften haben freie Wahl des 
Ortes ihrer Niederlassung im Geltungsbereich 
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des Grundgesetzes und Im Lande Berlin, 
gleichgültig, durch welche oberste Landesbe- 
hörde die Bestellung oder die Anerkennung 
erfolgt ist (Abs. 1). 

2. Die Tätigkeit des Wirtschaftsprüfers und der 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft kann ihrem 
Wesen und Umfang nach nicht auf den Ort 
der Niederlassung oder das Land beschränkt 
sein, in dem sich die Niederlassung befindet, 
vielmehr muß ihnen gestattet sein, an jedem 
Ort im Inland und Ausland tätig zu werden 
(Abs. J Halbsatz 2). Eine Beschränkung auf 
die Grenzen des Geltungsbereiches des Ge- 
setzes besteht nicht. Unberührt davon bleibt 
die Frage, ob die ausländische Gesetzgebung 
oder zwischenstaatliche Verträge das Tätig- 
werden deutscher Wirtschaftsprüfer im Aus- 
lande zulas'sen (vgl. auch die Begründung zu 
§ 10 Abs. 2 Nr. 3). 

3. Inhalt des Rechts der Freizügigkeit Ist auch 
die Befugnis, Zweigniederlassungen zu er- 
richten. Wirtschaftsprüfungsgesellschaften sind 
in der Zahl der Zweigniederlassungen nicht 
beschränkt. Für selbständige WirtsAaftsprü- 
fer, für die im allgemeinen die Errichtung 
von Zweigniederlassungen nicht in Betracht 
kommt, ist dagegen ' eine einzige Zweig- 
niederlassung vorgesehen, um den besonde- 
ren Nachkriegsverhältnissen (Standortwechsel 
alter Auftraggeber) Rechnung zu tragen. Die 
näheren Bestimmungen befinden sich im § 59. 
Eine Pflicht zur Einholung der Genehmigung 
zur Errichtung einer Zweigniederlassung sieht 
der Entwurf nicht vor. 

Zu § 4 

Wi r t s ch af t sp r üf e rk am m e r 

1. Die derzeitige Regelung der beruflichen 
Organisation ist in den verschiedenen Län- 
dern sehr unterschiedlich. In den Ländern 
Nordrbeln-Westfalen, Niedersachsen, Schles- 
wig-Holstein und Hamburg bestehen als Kör- 
perschaften des öffentlichen Rechts Landes- 
kammern für das wirtschaftliche Prüfungs- 
und Treuhandwesen (für Wirtschaftsprüfer 
und vereidigte Buchprüfer) mit einer Flaupt- 
kammer für das wirtschaftliche Prüfungs- 
und Treuihandwesen als Spitze. In den Län- 
dern Bayern, ehern. Württemberg-Baden, 
Hessen und Bremen sowie Rheinland-Pfalz 
gibt es durch staatliche Anordnung geschaf- 
fene Berufsorganisationen mit Zwangsmit- 
gliedschaft nicht. Im ehemaligen Land Baden 
sind die Berufsangehörigen in der Kammer 
der Wirtschafts- und Steuer sachverständigen 
(Körperschaft des öffentlichen Rechts) zusam- 


mengeschlossen. Die gleiche Regelung besteht 
in dem ehemaligen Land Württemberg- 
Hohenzollern (vgl. im einzelnen die Ausfüh- 
rungen in der Begründung zum Vierten Teil). 

2. Der Entwurf geht von dem Grundsatz aus, 
daß der Berufsstand die eigenen Angelegen- 
heiten und die Aufsicht über die berufliche 
Tätigkeit seiner Mitglieder in Selbstverwal- 
tung erledigen soll. Die Aufgaben der Kam- 
mer, der nach § 71 alle Wirtschaftsprüfer mit 
der Bestellung kraft Gesetzes angehören, ins- 
besondere die öffentlich-rechtlichen Befug- 
nisse der Aufsiicht und der Ehrengerichtsbar- 
keit (Vierter und Fünfter Teil des Entwurfs), 
gebieten die Rechtsform der Körperschaft des 
öffentlichen Rechts. In Anbetracht der ge- 
ringen Zahl der Berufsangehörigen (zur Zeit 
sind im Bundesgebiet und im Lande Berlin 
etwa 1300 Wirtschaftsprüfer öffentlich be- 
stellt) und der Notwendigkeit einheitlicher 
Richtlinien für die Berufsausübung (§ 67) ist 
dabei nur eine einzige Kammer als bundes- 
unmittelbare Körperschaft vorgesehen (Abs. 1). 

3. Nach Abs. 3 kann die Wirtschaftsprüfer- 
kammer Landesgeschäftsstellen errichten. 
Diese Landes, geschäftsstellen sind nicht selb- 
ständige Körperschaften. Sie sollen dort ge- 
schaffen werden können, wo ein Bedürfnis 
für eine nähere örtliche Verbindung zwischen 
Berufsangehörigen und Kammer besteht. Die 
Satzung der Wirtschaftsprüferkammer kann 
über die Errichtung der Geschäftsstellen 
nähere Bestimmungen enthalten. 

ZWEITER TEIL 

Voraussetzungen für die Berufs- 
ausübung 

ERSTER ABSCHNITT 
Zulassung zur Prüfung 

Zu § 5 

Zulassungsaussdiuß 

1. Die Zulassung zur Prüfung ist ein Verwal- 
tungsakt. Sie soll daher einem Zulassungsaus- 
sdiuß übertragen werden, der bei der für die 
Wirtsdaaft zuständigen obersten Landesbe- 
hörde gebildet wird. Die Entscheidung trifft 
damit die oberste Landesbehörde selbst durch 
den Ausschuß. Der Entwurf schließt sich inso- 
weit der Regelung In den Ländern Bayern, 
ehern. Württemberg-Baden, Hessen, Bremen 
und Berlin an. (Für die Einzelheiten der be- 
stehenden Vorschriften vgl. die Ausführungen 
in II B Nr. 2 der Begründung.) 
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In seiner Zusammensetzung (Abs. 2) (ein Ver- 
treter der obersten Landesbehörde als Vor- 
sitzer, drei Vertreter der Wirtschaft, zwei 
Wirtschaftsprüfer) stimmt er insoweit mit den 
geltenden Berufsrechten überein, als Vertreter 
der Wirtschaft und des Berufes vorgesehen 
sind. Der Vertreter der obersten Landesbe- 
hörde (als Vorsitzer) ist für die Länder Nord- 
rhein-Westfalen, Niedersachsen, Schleswig- 
Holstein und Hamburg neu. Die Aufnahme 
eines Vertreters der Deutschen Genossen- 
schaftskasse in den Ausschuß als eines der Ver- 
treter der Wirtschaft ist im Zusammenhang mit 
der in § 1 Abs. 1 Satz 2 normierten Befugnis 
zur Prüfung im genossenschaftlichen Prüfungs- 
wesen für alle nach diesem Entwurf bestellten 
Wirtschaftsprüfer erforderlich geworden. 

Da bei der verhältnismäßig kleinen Zahl von 
Bewerbern in einzelnen Ländern die Bildung 
eines Zulassungsausschusses nicht zweckmäßig 
sein kann, ist vorgesehen, daß mehrere Länder 
bei der obersten Landesbehörde eines Landes 
einen gemeinsamen Zulassungsausschuß bilden 
können (Abs. 1 Satz 2). Für die Berufung der 
Mitglieder bei einem gemeinsamen Zulassungs- 
ausschuß mehrerer Länder sind nach § 6 Abs. 3 
die Vereinbarungen zwischen den beteiligten 
Länderregierungen maßgebend. 

2. Für Bewerber, die beantragt haben, beson- 
ders auf dem Gebiete des genossenschaftlichen 
Prüfungswesens geprüft zu werden, muß nadi 
Abs. 3 ein Vertreter der Wirtschaft im Genos- 
senschaftswesen und ein Wirtschaftsprüfer im 
genossenschaftlichen Prüfungswesen tätig sein. 
Damit soll insbesondere aus dem genossen- 
schaftlichen Prüfungswesen kommenden Be- 
werbern eine sachverständige Beurteilung der 
Zulassungsvoraussetzungen für ihre Spezial- 
ausbildung gesichert werden. 

3. Die Vorschrift über die Beschlußfähigkeit 
des Ausschusses bei Fehlen einzelner Mitglie- 
der (Abs. 4) soll bewirken, daß Entscheidun- 
gen über die Zulassung durch Verhinderung 
einzelner nicht übermäßig lange hinausge- 
zÖgert werden. 

4. Wird ein Antrag auf Zulassung abgelehnt, 
so ist die Ablehnung zu begründen und mit 
Reditsmittelbelehrung zu versehen. Die Ent- 
scheidung des Zulassungsausschusses ist ein Ver- 
waltungsakt, der nach allgemeinen Vorschrif- 
ten vor den Verwaltungsgerichten mit der 
Klage angefochten werden kann (Abs. 5). 

5. Die ehrenamtlichen Mitglieder des Zulas- 
sungsausschusses sind nach Abs. 6 zur Ver- 
schwiegenheit verpflichtet. 


Zu § 6 

Berufung der Mitglieder des Zulassungsaus- 
schusses 

Die Berufung der Mitglieder des Zulassungs- 
ausschusses soll durch die oberste Landesbe- 
hörde auf Grund von Vorschlägen der Indu- 
strie- und Handelskammer, der Deutschen Ge- 
nossenschaftskasse, des Freien Ausschusses der 
deutschen Genossenschaftsverbände und der 
Wirtschaftsprüferkammer und in der Regel 
befristet auf die Dauer von drei Jahren erfol- 
gen. Die oberste Landesbehörde kann wieder- 
holt Vorschläge verlangen. Sie ist an die Vor- 
schläge nicht gebunden, wenn sie eine andere 
Zusammensetzung des Zulassungsausschusses 
für geboten erachtet (Abs. 2 letzter Satz). 
Wenn mehrere Länder einen gemeinsamen Zu- 
lassungsausschuß bilden (§ 5 Abs. 1 Satz 2), 
muß geregelt werden, welche Stelle nunmehr 
die Mitglieder beruft und von welchen Stellen 
(zum Beispiel welcher Industrie- und Handels- 
kammer) die Vorschläge einzuholen sind. 
Dabei sind entsprechende Vereinbarungen 
zwischen den beteiligten Landesregierungen 
(Abs. 3) erforderlidi. 

Zu § 7 

Antrag auf Zulassung zur Prüfung 

Die Vorschrift enthält die formellen Bestim- 
mungen über die Zuständigkeit des Zulas- 
sungsausschusses und die dem Antrag beizu- 
gebenden Unterlagen. Der Katalog über diese 
Unterlagen (Abs. 2) soll dem Zulassungsaus- 
schuß ohne umfangreiche Rückfragen ein Ur- 
teil über die fachliche Ausbildung des Bewer- 
bers und seine Persönlichkeit, insbesondere das 
Vorliegen der Zulassungsvoraussetzungen nach 
den §§ 8 und 9 des Entwurfs, ermöglichen. 
Dabei bleibt dem Zulassungsausschuß (Abs. 4) 
überlassen, gutachtliche Äußerungen anderer 
Stellen, insbesondere der Wirtschaftsprüfer- 
kammer, der Industrie- und Handelskammer, 
der genossenschaftlichen Spitzenverbände usw., 
zusätzlich einzuholen. 

An den Nachweis der Staatsangehörigkeit 
(Abs. 2 Nr. 4) sollen keine übermäßigen An- 
forderungen gestellt werden, insbesondere ist 
dabei nicht an die Vorlage eines besonderen 
Staatsangehörigkeitsnachweises gedacht. Die 
Vorlage der Kennkarte oder eines Reisepasses 
muß bei Inländern als ausreichend angesehen 
werden, bei Ausländern eine Vorlage des 
Passes. 

Besondere Bedeutung für die Beurteilung des 
Bewerbers besitzen die in Nr. 7 des Abs. 2 ge- 
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nannten Prüfungsberidite. Diese Prüfungsbe- 
richte können, da sie in der Regel Angaben 
über bestehende Unternehmen enthalten, nur 
mit Zustimmung des Unternehmens und des 
Auftragnehmers (Wirtsdiaftsprüfer) (bei ge- 
nossenschaftlichen Prüfungsberichten der ent- 
sprechenden Stellen) eingereicht werden. Fehlt 
diese Zustimmung, so sind die Berichte so zu 
neutralisieren, daß die Geheimhaltungspflicht 
nicht verletzt wird. Der Entwurf spricht hier- 
bei von der Verpflichtung, die Kennzeichnung 
des geprüften Gegenstandes zu beseitigen. 
Dazu gehört unter Umständen nicht nur die 
Weglassung der Firma oder anderer Namen, 
sondern auch eine Veränderung der Zahlen 
oder der sonstigen Angaben, um zu vermeiden, 
daß ein Dritter in der Lage wäre, daraus das 
geprüfte Unternehmen zu erkennen. Im übrigen 
sind die Mitglieder des Zulassungsausschusses 
zur Versdiwiegenheit zu verpflichten, soweit 
sie nicht schon von Berüfs wegen dazu ver- 
pflichtet sind (§ 5 Abs. 6). 

Die Erklärung, in welcher Weise der Bewerber 
die Berufsstätigkeit ausüben will (Abs. 2 
Nr. 8), soll Klarheit darüber verschaffen, ob 
die beabsichtigte Tätigkeit mit der Berufsord- 
nung vereinbar ist. 

Ein Antrag auf eine besondere Prüfung auf 
dem Gebiete des genossenschaftlichen Prü- 
fungswesens (Abs. 2 Nr. 10) ist Voraussetzung 
für die besondere Zusammensetzung des Zu- 
lassungsausschusses, des Prüfungsausschusses 
und der Art der Prüfung in allen Fällen, in 
denen der Bewerber für sein Prüfungszeugnis 
den Vermerk dieser genossenschaftlichen Son- 
derprüfung erwerben will (vgl. § 24 Abs. 2, 
§ 12 Abs. 3, § 16 Abs. 3 Satz 3, § 17 Abs. 1 
Satz 3). 

Zu § 8 

Voraussetzungen für die Zulassung 
(Vorbildung) 

In § 8 wird die allgemeine Vorbildung, in § 9 
die Prüfungstätigkeit behandelt. Da die Prü- 
fung selbst Immer nur begrenzte Möglichkeiten 
für den Nachweis der Eignung bietet, ist der 
allgemeine berufliche Ausbildungsgang des Be- 
werbers von maßgeblicher Bedeutung. Die 
hohen, ständig wachsenden Anforderungen an 
den Beruf waren bei den Zulassungsvoraus- 
setzungen zu berücksichtigen. Eine spätere 
Regelung des Ausbildungsganges durch Rechts- 
verordnung Ist in § 123 Vorbehalten. 

In Übereinstimmung mit der Mehrzahl der 
derzeit bestehenden Regelungen müssen die 


Bewer'ber grundsätzlich eine abgeschlossene 
Hochschulbildung und daneben eine sechs- 
jährige praktische Tätigkeit im Wirtschafts- 
leben nachweisen, von der wenigstens vier 
Jahre als Prüfungstätigkeit abgeleistet sein 
müssen (Abs. 1). Neu ist die Anerkennung des 
landwirtschaftlichen Hochschulstudiums als 
Voraussetzung für die Zulassung. Die Be- 
triebswirtschaftslehre gehört auch in landwirt- 
schaftlichen Fakultäten zum Lehrgebiet. 

Neben den akademisch gebildeten Bewerbern 
werden auch Praktiker zugelassen, die sich in 
zehnjähriger Tätigkeit im Prüfungswesen be- 
währt haben (Abs. 2). Eine Bewährung im 
Sinne dieser Vorschrift ist dann anzunehmen, 
wenn die Leistungen die Befähigung zur Aus- 
übung des Wirtsdiaftsprüferberufes erkennen 
lassen. Ist der Bewerber ohne abgeschlossene 
Hochschulbildung vereidigter Buchprüfer oder 
Steuerberater, so genügt eine praktische Tätig- 
keit von fünf Jahren in Ausübung dieses Be- 
rufes und mit praktischer Prüfungstätigkeit 
(Abs. 2 Nr. 2). Da die Bestellung zum ver- 
eidigten Buchprüfer oder Steuerberater eben- 
falls eine praktische Vorbereitungszeit voraus- 
setzt, wird in der Regel auch bei solchen Be- 
werbern die zehnjährige Praxis, bei vereidig- 
ten Buchprüfern auch im Prüfungswesen, vor- 
Hegen, 

Zu § 9 

Voraussetzungen für die Zulassung 
(Prüfungstätigkeit) 

1. In dieser Vorschrift werden die besonderen 
Anforderungen an die In § 8 Abs. 1 Nr. 2 ge- 
nannte Grundvoraussetzung der Prüfungs- 
lätigkelt von mindestens vier Jahren festge- 
legt. Die Prüfungspraxis ist unentbehrlich. Das 
Prüfungswesen ist theoretisch nicht erlernbar. 
Aus diesem Grunde behandelt der Entwurf 
diesen Teil der Zulassungsvoraussetzungen 
ausführlich. 

2. Zum Begriff der Prüfungstätigkeit gehört, 
daß sie in fremden Unternehmen und unab- 
hängig durchgeführt sein muß. Wenn der Be- 
werber nicht selbständig gewesen ist, wird eine 
Prüfungstätigkeit nur anerkannt, wenn er 
Mitar'beiter bei den in Abs. 2 genannten Per- 
sonen oder Gesellschaften bzw. Prüfungsver- 
bänden oder Prüfungsstellen gewesen ist. Diese 
Vorschrift entspricht wesentlich der Regelung 
der Berufsordnung für die Länder Nordrhein- 
Westfalen, Niedersachsen, Schleswig-Holstein 
und Hamburg (§ 8 der Prüfungs- und Bestel- 
lungsordnung für Wirtschaftsprüfer und ver- 
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eidigte Budiprüfer, Anlage I zur Verordnung 
über eine Berufsordnung für die Angehörigen 
des wirtschaftlichen Prüfungs- und Treuhand- 
wesens vom 20. Dezember 1946). Revisoren- 
tätigkeit in größeren Unternehmen, die in der 
Qualifikation vielfach der Prüfungstätigkeit 
in fremden Unternehmen gleidizusetzen ist, 
und auch die Tätigkeit als SpeueAerater kann 
bis zur Höchstdauer von zwei Jahren auf die 
Gesamtprüfungstätigkeit von vier Jahren an- 
gerechnet werden (Abs. 3). Entsprechendes gilt 
für Prüfer im Öffentlichen Dienst (zum Bei- 
spiel Kosten- und Preisprüfer), die selbständig 
größere Unternehmen geprüft haben. 

3. Von besonderer Bedeutung ist die Vor- 
schrift des Abs. 4, nach der von der gesamten 
Prüfungstätigkeit von vier Jahren eine Tätig- 
keit in Abschlußprüfungen von zwei Jahren 
bei einem Wirtschaftsprüfer, einer Wirt- 
sdiaftsprüfungsgesellschaft oder einem genos- 
senschaftlichen PrüfungsveAand verlangt 
wird. Damit soll gewährleistet sein, daß Be- 
werber namentlich mit den Besonderheiten der 
gesetzlichen Prüfungen und den dabei zu be- 
achtenden Vorschriften vertraut werden. Das 
Erfordernis der Teilnahme an gesetzlichen 
Prüfungen ist jedoch nur als „Sollbestimmung“ 
in den Entwurf auf genommen, weil nicht 
immer für Bewerber die Möglichkeit der Aus- 
bildung bei Wirtschaftsprüfern oder Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaften besteht, die ge- 
setzliche Abschlußprüfungen vornehmen. Die 
Einschränkung ist aber unbedenklich, weil von 
Wirtschaftsprüfern in der Regel auch andere 
Abschlußprüfungen nach den Grundsätzen der 
Pflichtprüfungen durchgeführt werden. 

Nach Abs. 4 genügt der Nachweis einer zwei- 
jährigen Prüfungstätigkeit bei einem genossen- 
schaftlichen Prüfungsver'band, wenn bei ihm 
ein Wirtschaftsprüfer tätig ist. Diese Vor- 
schrift kommt praktisch für die meisten Bc- 
^ Werber aus dem Genossenschaftswesen in Be- 
tracht. Die Vorschrift des § 63 b Abs. 5 des 
Genossenschaftsgesetzes, nach der ein genossen- 
schaftlicher Prüfungsverband einen genossen- 
schaftlichen Wirtschaftsprüfer anstellen muß, 
ist noch nicht in Kraft (Verordnung über das 
Inkrafttreten des Gesetzes zur Änderung des 
Genossenschaftsgesetzes vom 4. Dezember 
1934 — RGBl. I S. 1227 — ). Nicht jeder 
Prüfungsverband hat also einen Wirtschafts- 
prüfer. Aus diesem Grunde gewährt Abs. 6 
für Bewerber aus dem genossenschaftlichen 
Prüfungswesen eine Ausnahme bis zum In- 
krafttreten des § 63 b Abs. 5 des Genossen- 
schaftsgesetzes. Für diese genügt solange also 


eine Prüfungstätigkeit bei einem genossen- 
schaftlichen Prüfungsverband auch dann, wenn 
kein Wirtschaftsprüfer bei ihm tätig ist. 

4. Eine Verpflichtung von Wirtschaftsprüfern 
oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, Be- 
werber zur Ausibildung aufzunehmen, besteht 
zur Zeit ncxh nicht. Deshalb ist es notwendig, 
dem Zulassungsausschuß in Härtefällen die 
Gewährung von Ausnahmen zu gestatten 
(Abs. 6). Von diesem Recht wird er dort Ge- 
brauch machen können, wo trotz des Fehlens 
einer Prüfungstätigkeit im Sinne des Abs. 4 
die fachliche und persönliche Eignung und das 
Vertrautsein mit den Erfordernissen der ge- 
setzlichen Prüfung und der Berufsauffassung 
der Wirtschaftsprüfer anzunehmen ist. 

Zu § 10 

Versagung der Zulassung 
1. Dem Antrag auf Zulassung zur Prüfung 
wird nicht stattgegdben, wenn in der Person 
des Bewerbers die Zulassungs Voraussetzungen 
nach Maßgabe der §§ 8 und 9 nicht vorhanden 
sind, insbesondere also, wenn ein abgeschlos- 
senes Hochschulstudium nicht nachgewiesen 
werden kann oder wenn die praktische Prü- 
fungstätigkeit nicht ausreicht. Der § 10 führt 
daneben eine Reihe von Gründen auf, die die 
Persönlichkeit des Bewerbers als solche betref- 
fen und die trotz Vorliegens der fachlichen 
Vorbildung zu einer Versagung der Zulassung 
führen müssen oder können. Da der Beruf 
einen hohen Grad von Verantwortungsgefühl 
voraussetzt, ist seine pflichtgemäße Ausübung 
zum Beispiel bei erheblichen charakterlichen 
Mängeln nicht gewährleistet. Bestehen solche 
oder andere Mängel, welche die Erfüllung der 
Berufspflichten nicht erwarten lassen, erkenn- 
bar, so . muß der Zulassungsausschuß die Zu- 
lassung ablehnen (Abs. 1). Er kann sie ab- 
lehnen, wenn einer der in Abs. 2 genannten 
Gründe vorliegt. 

Die derzeitigen Berufsordnungen enthalten 
zum Teil Vorschriften über die persönliche 
Eignung als Generalklausel in den allgemeine? 
Zulassungsvoraussetzungen (zum Beispiel § J 
der Verordnung zur Durchführung des Ge- 
setzes Nr. 105 über Wirtschaftsprüfer, Bücher- 
revisoren und Steuerberater vom 15. Dezem- 
ber 1948 — Bayerisches Gesetz- und Verord- 
nungsblatt 1949 S. 4 — ; § 3 der Verordnung 
Nr. 937 vom 8. November 1948 — Regie- 
rungsblatt der Regierung Württemberg-Baden 
1949 S. 7 — ). Der Entwurf zählt die Ver- 
sagungsgründe aus dem Gesichtspunkt der 
Rechtssicherheit erschöpfend auf. 
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2. Der Nadiweis des Fehlens der persönlichen 
Eignung muß als geführt gelten, wenn einer 
der in § 10 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 angeführten 
Versagungsgründe vorliegt. Dazu gehören der 
Verlust der Fähigkeit zur Bekleidung öffent- 
licher Ämter (Nr. 1), Entfernung aus dem 
Dienst auf Grund eines Dienststrafverfahrens 
(Nr. 2), ein Verhalten, das die Ausschließung 
aus dem Berufsstancl rechtfertigen würde 
(Nr. 3), körperliche Gebrechlichkeit oder 
Geistesschwäche, welche die Unfähigkeit zur 
ordnungsmäßigen Beruf sausühung zur Folge 
haben (Nr. 4) und das Fehlen geordneter wirt- 
schaftlicher Verhältnisse (Nr. 5). 

Für die Wertung eines Verhaltens, das „die 
Ausschließung aus dem Berufsstand rechtferti- 
gen würde“ (Nr. 3) hat der Zulassungsaus- 
schuß Maßstäbe zugrunde zu legen, welche die 
Berufsordnung für das Verhalten eines Wirt- 
schaftsprüfers gibt (vgl. dazu § 55). Naturge- 
mäß ist dabei zu berüchsichtigen, daß der Be- 
werber vor der Bestellung noch nicht Wirt- 
schaftsprüfer ist. Die Wertung muß also in 
Verbindung mit der moralischen Beurteilung 
der Persönlichkeit nach deren Lebensverhält- 
nissen im Zeitpunkt der Handlungen erfolgen. 
An das Urteil des Zulassungsausschusses wer- 
den insoweit besondere Anforderungen ge- 
stellt. 

Auch der Fall der Nr. 5 (das Fehlen geord- 
neter wirtschaftlicher Verhältnisse) bedarf in 
jedem Fall einer sorgfältigen Prüfung. Nach 
§ 7 Abs. 2 Nr. 9 muß der Bewerber eine Er- 
klärung darüber abgeben, ob seine wirtschaft- 
lichen Verhältnisse geordnet sind. Ist ein Be- 
werber zum Beispiel stark überschuldet und 
besitzt er außerdem etwa Eigenschaften, die 
ständig einen erheblichen Aufwand an Geld- 
mitteln zur Folge haben, so wird die wirt- 
schaftliche Unabhängigkeit, die im allgemeinen 
Voraussetzung für die ordnungsgemäße Be- 
rufsausübung ist, bezweifelt werden müssen. 

Das Erfordernis der ausführlichen schriftlichen 
Begrütid^ng des Ablehnungsbescheides (§ 5 
Abs. 5) gibt die Gewähr dafür, daß der Be- 
werber im einzelnen über die Gründe der Ab- 
lehnung unterrichtet wird. 

3. Die Zulassung kann versagt werden, wenn 
der Bewerber infolge gerichtlicher Anordnung 
allgemein in der Verfügung über sein Ver- 
mögen beschränkt ist, also zum Beispiel im 
Falle des Konkurses. Ein solcher Fall muß je- 
doch nicht schlechthin die persönliche Eignung 
für den Beruf ausschließen, zum Beispiel dann 
nicht, wenn die Überschuldung aus der Haf- 


tung für andere Personen (zum Beispiel einen 
Angestellten) erwachsen ist. Deshalb ist dieser 
Fall in Abs. 2 aufgenommen, um dem Zulas- 
sungsausschuß eine Entscheidung nach pflicht- 
gemäßem Ermessen zu ermöglichen. Ent- 
sprechendes sieht § 32 für die Zurücknahme 
der Bestellung vor. Zu prüfen bleibt aber 
immer, inwieweit Abs. 1 Nr. 5 (geordnete 
wirtschaftliche Verhältnisse) beachtet ist. 

Die Zulassung kann ferner versagt werden, 
wenn nach der bisherigen Lebensführung und 
Betätigung des Bewerbers erwartet werden 
muß, daß er den Pflichten und Aufgaben des 
Berufes als Wirtschaftsprüfer nicht genügen 
wird (Abs. 2 Nr. 2). Hierbei ist das Gesamt- 
bild der Entwicklung und der Persönlichkeit 
des Bewerbers maßgebend. Das Erfordernis 
der fachlichen Vorbildung, das in den §§ 8 
und 9 behandelt ist, steht dabei außer Be-- 
tracht. Ihr Fehlen ist immer Grund zur Ableh- 
nung der Zulassung. Personen, die auf Grund 
ihrer Le^bensführung einen „schlechten Ruf“ 
besitzen, sollen nicht in eine öffentliche Stel- 
lung gelangen, wenn anzuehmen ist, daß das 
Verhalten, das diesen Ruf begründet hat, auch 
nach der Bestellung nicht geändert wird und 
damit zu einem ständigen Verstoß gegen die 
Berufspflichten führt. Die Ermittlungen über 
die Person des Bewerbers werden in diesen 
Fällen mit besonderer Sorgfalt zu führen, eine 
Ablehnung der Zulassung (nach § 5 Abs. 5) 
wird eingehend zu begründen sein. 

Die Zulassung kann endlich versagt werden,"’ 
wenn der Bewerber nicht Deutscher im Sinne 
des Art. 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist 
(Abs. 2 Nr. 3). Eine ausländische Staatsange- 
hörigkeit ist also kein zwingender Grund für 
die Versagung der Zulassung, Dabei ist ein- 
mal zu berücksichtigen, in welcher Weise der 
betreffende ausländische Staat deutsche Staats- 
angehörige behandelt. Von der Versagungs- 
möglichkeit wird also dann zum Beispiel kein 
Gebrauch gemacht werden dürfen, wenn das 
sogenannte Gegenseitigkeitsprinzip v ^ rbürgt 
ist. Die Bestimmungen des Gesetzes über die 
Rechtsstellung heimatloser Ausländer Im Bun- 
desgebiet vom 25. April 1951 — BGBl. I 

S. 269 — sowie Bestimmungen in Staatsver- 
trägen bleiben unberührt. Nach § 14 Abs. 2 
dieses Gesetzes können heimatlose Ausländer 
Staatsprüfungen nach den gleichen Bedingun- 
gen ablegen wie deutsche Staatsangehörige. 
Ausländische Prüfungen werden unter den 
Voraussetzungen des § 15 des Gesetzes vom 
25. April 1951 im Bundesgebiet anerkannt. 
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Zu § 11 

Zurücknahme der Zulassung 
Hat der Zulassungsaussdiuß vor der Zulas- 
sung wesentlidie Tatsadien über die Person 
des Bewerbers nicht erfahren, die ihn bei 
Kenntnis veranlaßt hätten, die Zulassung zu 
verweigern, so muß die Möglichkeit bestehen, 
die erteilte Zulassung wieder zurückzunehmen. 
Diese Befugnis ist bei Vorliegen von einer der 
Voraussetzungen des § 10 (auf die Begrün- 
dung zu § 10 wird Bezug genommen) gegeben. 
Werden solche Tatsachen erst nach erfolgter 
Prüfung bekannt, so gilt das Entsprechende 
nach § 28 für die Versagung der Bestellung. 
Audi die Feststellung der fehlenden Eignung 
zur Berufsausübung während des Prüfungs- 
verfahrens muß im öffentlichen Interesse die 
Verhinderung der Bestellung ermöglichen. Der 
Bewerber muß vorher gehört werden. 

ZWEITER ABSCHNITT 
Prüfung 

Neben dem Zulassungsverfahren, in dem die 
Vorbildung und persönliche Eignung des Be- 
werbers festgestellt werden, hat die Prüfung 
die Aufgabe, die fachliche Auslese zu treffen, 
die Voraussetzung für die einwandfreie Durch- 
führung der gesetzlichen Prüfungen und die 
Beratungstätigkeit der öffentlich bestellten 
Wirtschaftsprüfer ist. Durch sie muß dabei, 
wie bereits in III der Begründung des Ent- 
wurfs ausgef ührt wurde, besonders solange ein 
geregelter Au^bildungsgang für künftige 
Wirtschaftsprüfer nicht besteht, maßgeblich 
gesichert werden, daß die Berufsvorbereitung 
nach Ausmaß und Inhalt den Anforderungen 
der praktischen Berufstätigkeit, namentlich den 
Voraussetzungen für die Ausübung des Testat- 
rechts, entspricht. Sie hat die Gewähr dafür 
zu bieten, daß die bestellten Wirtschaftsprüfer 
Pflichtprüfungen nach anerkannten betriebs- 
wirtschaftlichen Grundsätzen durchführen. Da 
diese Ziele nur von einem nach gleichen Prin- 
zipien kontinuierlich arbeitenden Prüfungs- 
ausschuß erreicht werden können, ist ein Prü- 
fungsausschuß beim Bundesminister für Wirt- 
schaft vorgesehen. Hinsichtlich ckr Verein- 
barkeit dieser Regelung mit dem Grundgesetz 
wird auf die Ausführungen in III der Be- 
gründung (Zuständigkeit »des Bundes) Bezug 
genommen. 

Zu § 12 

Prüfungsausschuß 

1, Nach den derzeitigen Berufsordnungen 
bestehen Prüfungsausschüsse ln den Ländern 


Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Schles- 
wig-Holstein und Hamburg bei den Landes- 
kammern für das wirtschaftliche Prüfungs- 
und Treuhandwesen, in den Ländern Bayern, 
ehern. Württemberg-Baden, Hessen und Bre- 
men bei den obersten Landesbehörden, im 
Lande Berlin bei dem Senator für Wirtschaft 
und Ernährung, in Rheinland-Pfalz in einem 
besonders geschaffenen Prüfungsamt, in den 
ehern. Ländern Baden und Württemberg- 
Hohenzollern bei besonders errichteten Zu- 
lassungs- und Prüfungsstellen. 

Auch in der Zusammensetzung der Aus- 
schüsse zeigen sich Unterschiede. In der Be- 
rufsordnung für die Länder Nordrhein- West- 
falen, Niedersachsen, Schleswig-Holstein und 
Hamburg besteht der AussAuß aus sechs 
Mitgliedern, in den Berufsordnungen für die 
Länder Bayern, ehern, Württemberg-Baden, 
Hessen und Bremen aus sechs bzw. sieben, 
für Rheinland-Pfalz aus sieben und für die 
ehern. Länder Baden und Württemberg- 
Hohenzollern aus neun Mitgliedern. In allen 
zur Zeit bestehenden Prüfungsausschüssen 
sind Vertreter der Wirtschaft und des Beru- 
fes, ein Vertreter der Rechtswissenschaft (mit 
Ausnahme Bayerns — § 3 der Zweiten Ver- 
ordnung zur Durchführung des Gesetzes 
Nr. 105 über Wirtschaftsprüfer, Bücherrevi- 
soren und Steuerberater vom 15. Juni 1949 
— Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 272 — und Bremens — § 1 der Zweiten 
Durchführungsverordnung zum Gesetz über 
Wirtschaftsprüfer, Bücherrevisoren und 
Steuerberater vom 4. Dezember 1948 — Ge- 
setzblatt der Freien Hansestadt Bremen 
S. 246 — ) und ein Hochschullehrer der 
Betriebswirtschaft vertreten. Vertreter der 
Behörde sind als Mitglieder für das Gebiet 
des Steuerrechts in den Berufsordnungen der 
Länder Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, 
Schleswig-Holstein und Hamburg und in 
Rheinland-Pfalz (vgl. § 4 der Prüfungs- und 
Bestellungsordnung, Anlage I zu der Verord- 
nung über eine Berufsordnung für die Ange- 
hörigen des wirtschaftlichen Prüfungs- und 
Treuhandwesens vom 20. Dezember 1946 
und § 4 der Wirtschaftsprüferordnung vom 
21. März 1950 — Gesetz- und Verordnungs- 
blatt der Landesregierung Rheinland-Pfalz 
S. 91 — ) bestellt. Vertreter der obersten für 
die Wirtschaft zuständigen Landesbehörden 
sind Mitglieder des Prüfungsausschusses nach 
den Berufsordnungen der Länder Bayern, 
ehern. Württemberg-Baden, Hessen und 
Bremen. Die alternative Besetzung mit einem 
Vertreter der Wirtschaft aus dem Genossen- 
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schaftswesen und einem im genossensdiaft- 
lichen Prüfungswesen tätigen Wirtschafts- 
prüfer für Bewerber, die genossenschaftlidie 
Wirtschaftsprüfer werden wollen, bestimmt 
sich zur Zeit nach dem Gesetz über Wirt- 
schaftsprüfer im Genossenschaftswesen vom 
17. Juli 1952 (BGBl. I S. 385). 

2, Der Prüfunf^sausschuß wird beim Bundes- 
minister für Wirtschaft gebildet (Abs. 1). Er 
soll acht Mitglieder haben; bei Bewerbern, die 
auf Antrag auf dem Gebiete des genossen- 
schaftlichen Prüfungswesens besonders geprüft 
werden, tritt als neuntes Mitglied ein im Ge- 
nossenschaftswesen tätiger Vertreter der 
Wirtschaft hinzu (Abs. 3). Die Mitglieder 
werden als Fachleute für die Hauptprüfungs- 
gebiete ausgewählt (§ 14). Für die verschie- 
denen Gebiete der Betriebswirtschaft sind ein 
Hochschullehrer der Betriebswirtschaft, drei 
Wirtschaftsprüfer und gegebenenfalls ein 
Vertreter der Wirtschaft, für die Gebiete 
Wirtschaftsrecht und Steuerrecht je ein Ver- 
treter der Rechtswissenschaft und der Finanz- 
verwaltung vorgesehen (Abs. 2). Von den 
drei Wirtschaftsprüfern muß einer im ge- 
nossenschaftlichen Prüfungswesen tätig sein 
(Abs. 3 Satz 1), um dem Umstand Rechnung 
zu tragen, daß nach dem Entwurf alle zu- 
künftig bestellten Wirtschaftsprüfer auch zur 
Prüfung von Genossenschaften im Sinne des 
Genossenschaftsgesetzes berechtigt sein sollen 
(vgl. dazu § 1 Abs. 1 Satz 3 des Entwurfs). — 
Den Vorsitz führt ein Beauftragter des Bun- 
desministers für Wirtschaft (entsprechend der 
zur Zeit für die Länder Bayern, ehern. Würt- 
temberg-Baden, Hessen und Bremen gelten- 
den Regelung). Die Aufteilung der Prüfungs- 
gebiete auf die Mitglieder des Prüfungsaus- 
schusses ist im übrigen eine Angelegenheit der 
internen Geschäftsverteilung des Ausschusses. 

3. Um zu vermeiden, daß bei Verhinderung 
einzelner Mitglieder des Prüfungsausschusses 
der Prüfungstermin unangemessen weit ver- 
zögert wird, sieht Abs. 4 eine Beschlußfähig- 
keit des Prüfungsausschusses vor, wenn min- 
destens der Vorsitzer, der Hochschullehrer 
der Betriebswirtschaft, der Vertreter der 
Finanzverwaltung, ein Vertreter der Wirt- 
schaft und ein Vertreter des Berufes anwe- 
send sind. Der Prüfungsausschuß muß also 
mit mindestens fünf Mitgliedern besetzt sein, 
und zwar mit den Vertretern der Haupt- 
prüfungsgebiete. Werden Bewerber auf An- 
trag auf dem Gebiete des genossenschaftlichen 
Piüfungswesens besonders geprüft, so müssen 
die Vertreter aus diesem Bereich anwesend 
sein. 


Zu § 13 

Berufung der Mitglieder des Prüfungsaus- 
schusses 

1. Nach den meisten derzeitigen Berufsord- 
nungen der Länder werden die Mitglieder des 
Prüfungsausschusses durch die zuständige 
oberste Landesbehörde (in Nordrhein- West- 
falen, Niedersachsen, Schleswig-Holstein und 
Hamburg im Einvernehmen mit der Haupt- 
stelle für das wirtschaftliche Prüfungs- und 
Treuhandwesen) berufen. Die Dauer der Be- 
rufung ist verschieden. In den Ländern Nord- 
rhein-Westfalen, Niedersachsen, Schleswig- 
Holstein und Hamburg und in Rheinland- 
Pfalz beträgt sie drei Jahre, in den Ländern 
Bayern, ehern. Württemberg-Baden, Hessen 
und Bremen zwei Jahre (für die Vertreter der 
Berufsstände und der Wirtschaft). Für die 
ehern. Länder Baden und Württemberg-Ho- 
henzollern besteht eine zeitliche Befristung 
durch Anordnung nicht. — Das Vorschlags- 
recht ist in den einzelnen Ländern unter- 
schiedlich geregelt. Für die Länder Nord- 
rheln-Westfalen, Niedersachsen, Schleswig- 
Holstein und Hamburg reichen die Industrie- 
und Handelskammern die Vorschläge für 
Vertreter der Wirtschaft und Rechtswissen- 
schaft, die Landeskammern für Vertreter des 
Berufes und den Dozenten der Betriebswirt- 
schaft ein. Der Vertreter des Steuerrechts 
wird von dem Oberfinanzpräsidenten er- 
nannt. In den Ländern Bayern, ehern. Würt- 
temberg-Baden, Hessen und Bremen wird der 
Dozent der Betriebswirtschaft von der ober- 
sten Landesbehörde vorgeschlagen. Die Ver- 
treter der Berufsstände werden von der frei- 
willigen Organisation der Berufsangehörigen, 
die Vertreter der Wirtschaft von der Arbeits- 
gemeinschaft der Industrie- und Handels- 
kammern in Vorsdilag gebracht. Für die Ver- 
treter der Wirtschaft besteht die gleiche Re- 
gelung in Rheinland-Pfalz (und ähnliche in 
den anderen Ländern der französischen 
Zone). In Rheinland-Pfalz werden die Ver- 
treter der Betriebswirtschaft, des Steuer- 
rechts und der Rechtswissenschaft von den 
jeweils dafür zuständigen obersten Landes- 
behörden vorgeschlagen. 

2. Der Entwurf sieht eine Berufung der Mit- 
glieder und einer ausreichenden Zahl von 
Stellvertretern durch den Bundesminister 
für Wirtschaft vor. Die Berufung soll In der 
Regel für die Dauer von drei Jahren erfol- 
gen. Sie kann aus wichtigem Grunde zurück- 
genommen werden (Abs. 1). 

Das Vorschlagsrecht sollen für die Vertreter der 
Finanzverwaltung der Bundesminister der 
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Finanzen (Abs. 2), für die Vertreter der 
Wirtschaft der Deutsche Industrie- und Han- 
delstag, für die im Genossenschaftswesen 
tätigen Vertreter der Wirtschaft der Freie 
Ausschuß der deutschen Genossenschaftsver- 
bände und für die Vertreter der Betriebs- 
wirtschaft, der Rechtswissenschaft und des 
Berufes die Wirtschaftsprüferkammer haben 
(Abs. 3). Die im genossensdiaftlichen Prü- 
fungswesen tätigen Wirtschaftsprüfer muß 
die Wirtschaftsprüferkammer im Einverneh- 
men mit dem Freien Ausschuß vorschlagen 
(Abs. 4). 

Die Vorschrift, daß der Bundesminister für 
Wirtschaft an die Vorschläge — mit Aus- 
nahme desjenigen des Bundesministers der 
Finanzen — nicht gebunden ist (Abs. 5), soll 
der Verantwortung des Bundesministers für 
Wirtschaft für die Funktionsfähigkeit des 
Prüfungsausschusses gerecht - werden. Er ist 
befugt, Mitglieder unabhängig von Vorschlä- 
gen zu berufen. 

3. Die Vorschläge für die Mitglieder des Prü- 
fungsausschusses werden geeignete Persön- 
lichkeiten aus den verschiedenen Ländern des 
Bundesgebietes und des Landes Berlin zu 
berücksichtigen haben, um eine bestmögliche 
Zusammensetzung zu erreichen. Auch eine 
mehrfache Besetzung des Prüfungsausschusses 
kann aus Gründen seiner Funktlonsfähigkeit 
erforderlich sein. Der Entwurf enthält Vor- 
schriften über den Ort der Prüfung nicht. Die 
Prüfung muß nicht am Sitz des Bundes- 
ministers für Wirtschaft, sie kann auch Im 
Lande des Wohnsitzes der Bewerber oder an 
einem dritten Ort abgehalten werden. Die in 
§ 26 vorgesehene Rechtsverordnung über 
Einzelheiten der Prüfung und des Prüfungs- 
verfahrens kann diese Fragen, soweit erfor- 
derlich, näher regeln. 

Zu § 14 

Prüfungsgebiete 

1. Wie bereits in der Einleitung unter Ab- 
schnitt II B 2 dargestellt wurde, sind die 
Prüfungsgebiete in den derzeitig geltenden 
Berufsordnungen unterschiedlich abgegrenzt. 
Bei der Auswahl der Prüfungsgebiete waren 
die praktischen Anforderungen an den Wirt- 
schaftsprüferberuf, und zwar sowohl auf dem 
Gebiete der Prüfung als auch dem der Bera- 
tung zu berücksichtigen. Die teilweise erfor- 
derliche Abgrenzung der Prüfungsgebiete in 
sich ist in der gesetzlichen Regelung nicht 
möglich. Sie muß durch den Prüfungsausschuß 
erfolgen. Das Wirtschaftsprüferexamen soll 
im übrigen weniger das Wissen als das Kön- 
nen zum Gegenstand haben. 


Die Hauptgebiete sind Betriebswirtschaft (A), 
Wirtschaftsrecht (B) und Steuerrecht (C). 
Allgemeine Kenntnisse der Grundzüge der 
Volkswirtschaftslehre (D) sind zur Beurtei- 
lung der Lage eines Unternehmens In der 
Volkswirtschaft, zum Beispiel für die Beur- 
teilung der Zweckmäßigkeit von Investitionen, 
erforderlich. Die Kenntnisse des Berufs- 
rechts (E) sind Voraussetzung für die Beach- 
tung der Berufspflichten. Seine Prüfung darf 
zur Wahrung der Berufsauffassung nicht 
außer Betracht Bleiben. 

2. A. Betriebswirtschaft 

Der Wirtschaftsprüfer hat nach § 2 die Auf- 
gabe, betriebswirtschaftliche Prüfungen 
durchzuführen und andere in wirtschaftlichen 
Angelegenheiten zu beraten und zu vertre- 
ten. Er ist Sachverständiger auf den Gebie- 
ten der wirtschaftlichen Betriebsführung. Von 
ihm wird damit die Beherrschung jedes be- 
triebswirtschaftlichen Problems verlangt, und 
zwar nicht allein auf den Gebieten des Rech- 
nungswesens, sondern auch auf denen der 
inneren Betriebsgestaltung. Die allgemeine 
Betriebswirtschaftslehre muß aus diesen Er- 
wägungen Prüfungsfach sein. Die Prüfungs- 
gebiete A Nr. 2 bis Nr. 4 umfassen die für 
alle Prüfungen maßgebenden Bereiche des 
Rechnungswesens, des Prüfungswesens und 
der Prüfungstechnik unter besonderer Be- 
rücksichtigung der Pflichtprüfungen und der 
Berichtstechnik. 

Die Prüfung von Genossenschaften ist beson- 
ders erwähnt. 

Die Beherrschung der Prüfungsgebiete A 
Nr. 5 bis Nr. 7 Ist außer für Prüfungsauf- 
gaben besonders von Bedeutung für die Be- 
ratungstätigkeit. Neu ist das Gebiet Devisen- 
wirtschaft, dem in B Nr. 9 die Grundzüge 
des Devisenrechts angeschlossen sind. Der 
Wirtschaftsprüfer ist nach § 2 der Verord- 
nung über die geschäftsmäßige Hilfeleistung 
in Devisensachen vom 29. Juni 1936 (RGBl. I 
S. 524) zur geschäftsmäßigen Hilfe in De- 
visensachen befugt. 

B. Wirtschaftsrecht 

Für gesetzliche Pflichtprüfungen stehen Ak- 
tienrecht, Handelsrecht und Genossenschafts- 
recht mit Vorschriften über Buchführung, 
Bilanzen und Prüfungen im Vordergrund (B 
Nr. 2 bis Nr. 4). Jede Prüfung ist dabei von 
allgemeinen Rechtsfragen begleitet, die die 
Kenntnis der wichtigsten übrigen Rechtsge- 
biete, u. a. des Schuldrechts und des Sachen- 
rechts, voraussetzen (B Nr. 1). 
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Prüfung und Beratung verlangen ferner eine 
gründliche Kenntnis des Gesellschaftsrechts 
nach Handelsrecht und BGB (B Nr. 1 und 
Nr. 2). Die besondere Erwähnung des Rechts 
der Umwandlung der Gesellschaften (vgl. da- 
zu das Umwandlungsgesetz vom 5. Juli 1934 
— RGBl. I S. 569 — ) entspricht den Anfor- 
derungen der Praxis. 

Für Wettbewerbsrecht, Kartellrecht, Zivil- 
prozeßrecht einschließlich der Zwangsvoll- 
streckung, Arbeitsrecht, Versicherungsrecht, 
Preisrecht und Devisenrecht beschränkt sich 
der Entwurf auf die Forderung der Kennt- 
nis der Grundzüge (B Nr. 6, Nr. 8 und 
Nr. 9). Spezialkenntnisse können hier im 
allgemeinen nicht vorausgesetzt werden. Ihr 
Erwerb oder die Hinzuziehung von speziel- 
len Fachleuten in Einzelfällen kann der Pra- 
xis überlassen bleiben. 

Zu der Notwendigkeit der Beherrschung des 
Wechsel- und Scheckrechts (B Nr. 5) und 
des Insolvenzrechts (B Nr. 7) bedarf es kei- 
ner näheren Erläuterungen. 

C. Steuerrecht 

Die Bedeutung des Steuerrechts für Prüfungs- 
und Beratungspraxis bedarf ebenfalls keiner 
ausführlichen Begründung. Es gibt wenige 
Fragen der Prüfung und der Beratung, die 
nicht gleichzeitig mit steuerlichen Fragen ver- 
knüpft sind. Aus diesem Grunde führt das 
Verzeichnis alle wesentlichen Steuerarten auf. 
In der Praxis der Prüfung ist schon bisher 
in sämtlichen Ländern das Steuerrecht beson- 
ders berücksichtigt worden. Eine Klausur 
wird regelmäßig dem Gebiete des Steuer- 
rechts entnommen. Die Kenntnisse des Wirt- 
schaftsprüfers auf diesem Gebiet müssen so 
umfassend sein, daß er In der Lage ist, seine 
Auftraggeber in steuerlichen Angelegenheiten 
nach Maßgabe der bestehenden Vorschriften 
zu beraten und zu vertreten. 

D. Volkswirtschaft 

Das Verzeichnis beschränkt sich auf die An- 
forderung der Grundzüge der Volkswirt- 
schaftslehre und Volkswirtschaftspolitik und 
der Finanzwissenschaft. Umfangreiche theo- 
retische Prüfungen auf diesen Gebieten, die 
im wesentlichen der mündlichen Prüfung Vor- 
behalten sind, würden dabei nicht dem Wesen 
des Wirtschaftsprüferexamens entsprechen. 
Der Bewerber muß aber nachweisen können, 
daß er volkswirtschaftliche Zusammenhänge 
In Verbindung mit allen betrieblichen Fragen 
zu beurteilen vermag. Auch die Auslegung 
vercchicdcner wirtschaftlicher Gesetze, wie 


zum Beispiel der Preisgesetze, des Devisen- 
rechts und des Kartellrechts, setzt solche all- 
gemeinen Kenntnisse voraus. Der praktischen 
Aufgabe des Berufes entspricht es dabei am 
ehesten, wirtschaftspolitische Tagesfragen in 
Verbindung mit Unternehmensfragen (zum 
Beispiel der Investitionspolitik) zu erörtern. 

E. Berufsrecht 

Für dieses Gebiet muß die Prüfung vornehm- 
lich ermitteln, welche Auffassung der Bewer- 
ber von den Berufspflichten eines Wirt- 
schaftsprüfers hat. Dazu haben formelle Fra- 
gen insbesondere aus dem Bereich der Ehren- 
gerichtsordnung zu treten. 

Zu § 15 

Gliederung der Prüfung 

1. Die Prüfung besteht aus einer fachwissen- 
schaftlichen Hausarbeit, drei Klausuren (§ 16) 
und der mündlichen Prüfung (§ 17). Nach 
diesem System sind die Prüfungsordnungen 
sämtlicher Länder aufgebaut. Unterschiedlich 
geregelt ist zur Zeit die Zahl der Klausuren 
und die Gestaltung des Vortrags In der 
mündlichen Prüfung. Die Berufsordnungen 
der Länder Bayern, ehern. Württemberg- 
Baden, Hessen und Bremen schreiben zur Zeit 
bereits drei Klausurarbeiten, die der übrigen 
Länder nur zwei vor. 

2. In Abs. 2 ist besonders hervorgehoben, daß 
an alle Bewerber ohne Rücksicht auf ihren 
beruflichen Werdegang gleiche Anforderun- 
gen zu stellen sind. Dies bedeutet, daß der 
Bewerber mit technischer oder juristischer 
Hochschulbildung auf dem Gebiete der Be- 
triebswirtschaft in gleichem Umfange geprüft 
werden muß wie etwa der Diplom-Kauf- 
mann. An Ihn sollen keine geringeren, aber 
auch keine höheren Anforderungen gestellt 
werden wie an Bewerber mit hochschulmäßi- 
ger betriebswirtschaftlicher Spezialvorbildung. 

3. Im § 35 (Wiederbestellung) ist vorgesehen, 
daß ehemalige Wirtschaftsprüfer, die elnen^ 
Antrag auf Wiederbestellung gestellt haben,* 
nach Anordnung des Zulassungsausschusses 
erneut geprüft werden können. In der Regel 
wird dabei vornehmlich eine mündliche Prü- 
fung in Betracht gezogen werden, um festzu- 
stellen, ob der Bewerber den In der Zwischen- 
zeit gestiegenen oder veränderten Anforde- 
rungen an den Beruf nach der Entwicklung 
der betriebswirtschaftlichen Auffassungen 
und der Gesetzgebung gerecht zu werden 
vermag (vgl. im übrigen die Begründung zu 
§35). 
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ZuS 16 

Sdiriftlidie Prüfung 

1. In der fadiwissensdiaftlidien Hausarbeit 
liegt der wissensdiaftlidie Teil der Prüfung. 
Sie soll den Nachweis erbringen, daß der Be- 
werber in der Lage ist, einen wissenschaft- 
lichen Stoff systematisch zu verarbeiten und 
eigene geistige Leistungen zu erbringen. Be- 
werbern, die diesen Nachweis auf andere 
Weise durch besondere fachwissenschaftliche 
Leistungen erbracht haben, kann der Prü- 
fungsausschuß gestatten, an Stelle der Haus- 
arbeit literarische Arbeiten aus dem Fachge- 
biet vorzulegen (Abs. 2). Die entsprechenden 
Voraussetzungen können zum Beispiel für 
Hochschullehrer der Betriebswirtschaft vor- 
liegen. 

2. In den drei Klausuren (aus den Gebieten 
Betriebswirtschaft, Steuerrecht und Wirt- 
schaftsrecht) sollen Fälle aus der Praxis be- 
handelt werden (Abs. 3). Diese schriftlichen 
Arbeiten sollen den Nachweis erbringen, daß 
der Bewerber einen praktischen Fall nach An- 
satz und Entwicklung richtig zu behandeln 
versteht und daß er alle Gesichtspunkte, die 
für die Beurteilung dieses Falles von Bedeu- 
tung sind, beherrsdit. Die Anforderungen an 
den Bewerber sind dadurch besonders hoch, 
daß die einzelnen Hauptprüfungsgebiete die 
Beherrschung verschiedener Denksysteme 
voraussetzen. Da im allgemeinen Bewerber 
nur über eine Hochschulbildung verfügen, 
wird die Auswahl der Themen diesem Um- 
stand Rechnung zu tragen haben. Die Vor- 
schrift, daß die Klausurarbeiten „praktische 
Fälle" behandeln sollen, schließt Themen all- 
gemeiner theoretischer Natur aus. 

Für Bewerber, die auf Antrag auf dem Ge- 
biete des genossenschaftlichen Prüfungswesens 
besonders geprüft werden, ist eine schriftliche 
Arbeit diesem Gebiet zu entnehmen (Abs. 3 
Satz 3). Für welches Fachgebiet das Thema 
der genossenschaftlichen Klausur gestellt wird. 
Ist dem Prüfungsausschuß überlassen. Dem 
Zweck der besonderen genossenschaftlichen 
Prüfung wird im allgemeinen die Auswahl 
des Gebietes Betriebswirtschaft entsprechen. 
Dabei wird der Prüfungsausschuß zu berück- 
sichtigen haben, daß der Bewerber für die be- 
sondere genossenschaftliche Prüfung auch all- 
gemeiner Wirtschaftsprüfer wird. 

Zu§ 17 

Mündliche Prüfung 

Für den Vortrag schreiben die Berufsordnun- 
gen der Länder Bayern, ehern. Württemberg- 


Baden, Hessen und Bremen die Bekanntgabe 
des Vortragsthemas erst kurz vor der münd- 
lidien Prüfung selbst vor, während in den 
Berufsordnungen der übrigen Länder, auch 
wiederum mit unterschiedlichen Regelungen, 
die Vortragsthemen dem Bewerber min- 
destens 24 Stunden vorher mitgeteilt werden 
oder von ihm selbst vorgeschlagen werden 
können. Der Entwurf hat sich für die in den 
Ländern Nordrhein-Westfalen, Niedersach- 
sen, Schleswig-Holstein und Hamburg zur 
Zeit bestehende Regelung entschieden, nach 
welcher der Prüfungsausschuß den freien 
Vortrag aus drei von dem Bewerber selbst 
vorgeschlagenen Themen auswählen kann. 
Für die Wahl dieser Methode waren psycho- 
logische Momente wie auch die Anerkennung 
der .Schwierigkeit der Prüfung im ganzen be- 
stimmend. 

Bewerber, die auf Antrag besonders auf dem 
Gebiete des genossenschaftlichen Prüfungswe- 
sens geprüft werden, sollen naturgemäß auch 
in der mündlichen Prüfung hier spezielle 
Kenntnisse nachweisen (Abs. 1 Satz 3). 

Die Prüfung ist nicht öffentlich (Abs. 2). Um 
Bewerbern die Möglichkeit zu geben, das 
Wesen der mündlichen Prüfung kennenzu- 
lernen, soll ihnen gestattet werden können, 
einmal dieser Prüfung als Zuhörer beizuwoh- 
nen (Abs. 4). Für diese Einrichtung war die 
Schwierigkeit der Prüfung mitbestimmend. 

Zu § 18 

Verkürzte Prüfung für Steuerberater 

Die derzeitigen Berufsondnungen der Länder 
kennen keine Mögliichkelt einer verkürzten 
Prüfung für Steuerberater, Im Lande Berlin 
ist die Prüfung als Steuerberater mit der als 
Wirtschaftsprüfer verbunden (§§ 7 und 8 der 
Bekanntmachiung ibetr. idie Zulassung und 
Prüfung der Angehörigen der wirtschafts- 
und steuerberatenden Berufe durch die Ab- 
teilting für Wirtschaft und die Finanzabtei- 
lung des Magistrats von Groß-Berlin vom 
30. Juni 1947 — Verordnungsblatt für 
Groß-Berlin S. 231 — ). Der Entwurf der 
neuen Berufsordnung der Steuerberater 
(Steuerberatungsgesetz) verlangt grundsätz- 
lich eine abgeschlossene Hochschulbildung 
und sieht eine eingehende Prüfung mit dem 
Schwergewicht auf dem Gebiete des Steuer- 
rechts vor. Da es unbillig wäre, eine Wieder- 
holung «dieser Spezialprüfung im Wirtschafts- 
prüferexamen zu verlangen, sieht der Ent- 
wurf vor, daß sie sowohl im schriftlichen als 
auch im mündlichen Teil entfällt. Steuerbe- 
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rater fertigen also nur zwei Klausuren aus den 
Gebieten Betriebswirtschaft und Wirtschafts- 
recht (§16 Abs. 3). 

Voraussetzung ist dabei eine Teilnahme an 
Prüfungen nach Maßgabe des § 9. Praktische 
Erfahrungen auf 'dem Gebiete des Prüfungs- 
wesens sind für den Nachweis der Qualifi- 
kation zum Wirtschaftsprüfer mit Testat- 
recht unentbehrlich. Die Prüfung allein ver- 
mag das Vorhandensein der erforderlichen 
Kenntnisse hier nicht zu gewäihrleisten. Aul 
die Möglichkeit der Gewährung von Ausnah- 
men nach § 9 Abs. 6 ist dabei hinzuweisen. 

Zu § 19 

Rücktritt von der Prüfung 

1. Nach der Verordnung über eine Berufs- 
ordnung für die Angehörigen des wirtschaft- 
lichen Prüfungs- und Treuhandwesens vom 
20. Dezember 1946 gilt es als Rüdetritt, 
wenn der Bewerber nach zweimaliger Auf- 
forderung dem Ersuchen des Fachprüfungs- 
ausschusses, sich den Haus- und Aufsichts- 
arbeiten oder der mündlichen Prüfung zu 
unterziehen, ohne triftige Entschuldigung 
nicht nachkommt. Eine Wiederholung der 
Prüfung ist nur einmal möglich (§§ 19 und 
21 der Prüfungs- und Bestellungsordnung 
für Wirtschaftsprüfer und vereidigte Buch- 
prüfer, Anlage I zur Verordnung über eine 
Berufsordnung für die Angehörigen des 
wirtschaftlichen Prüfungs- und Treuhand- 
wesens vom 20. Dezember 1946). Weitere 
Bestimmungen über den Rücktritt fehlen. In 
den Ländern Bayern, ehern. Württemberg- 
Baden, Hessen und Bremen gilt die Prüfung 
als nicht bestanden, wenn der Bewerber z. B. 
ohne triftigen Grund wahrend der Klausuren 
oder vor Beendigung 'der mündlichen Prü- 
fung zurücktritt. Eine Wiederholung der 
Prüfung ist dort zweimal möglich (vgl. zum 
Beispiel §§ 16 und 18 der Verordnung zur 
Durchführung des Gesetzes Nr. 105 über 
Wirtschaftsprüfer, Bücherrevisoren und Steuer- 
berater vom 15. Dezember 1948 — Bayeri- 
sches Gesetz- und Verordnungsblatt 1949 
S. 4 — ). In Rheinland-Pfalz gilt die Prüfung 
als nicht bestanden, wenn der Bewerber nach 
zweimaliger Aufforderung ohne triftige Ent- 
schuldigung nicht erscheint oder wenn er vor 
oder während der Prüfung zurücktritt. Eine 
Wiederholung ist hier nur einmal möglich 
(§§ 24 und 25 der Wirtschaftsprüferordnung 
vom 21. März 1950 — Gesetz- und Verord- 
nungsblatt der Landesregierung Rheinland- 
Pfalz S. 91 — ). In den ehern. Ländern Baden 


und Württemberg-HohenzoUern kann der 
Bewerber die Prüfung nach Rücktritt wieder- 
holen (vgl. zum Beispiel § 3 der Prüfungs- 
ordnung für Wirtschaftsprüfer im ehern. 
Land Baden in den Vorschriften über die 
Errichtung und das Verfahren der Zulas- 
sungs- und Prüfungsstelle). 

2. Bei dem Umfang des Prüfungsstoffes und 
dem mehrfach erwähnten Fehlen eines ge- 
regelten Ausbildungsganges für die Bewerber 
erschien eine ausführlidie Behandlung der 
Rück trittsmöglicbk eiten im Entwurf erfor- 
derlich. Die Fälle, in 'denen der Bewerber 
durch seinen beruflichen Werdegang und 
ohne Verschulden mit Prüfungsgebieten nicht 
vertraut ist, deren Beherrschung praktische 
Erfahrung voraussetzt, mußten berücksichtigt 
werden. Deshalb sieht der Entwurf in Abs. 1 
Rücktrlttsmöglichkcltcn vor. Da nacli § 23 
eine zweimalige Wiederholung statthaft ist, 
kann ider Bewerber also aus freiem Entschluß 
zweimal zurücktreten. Besitzt er triftige 
Gründe fiü den „Rücktritt^^ (über deren Vor- 
handensein der Prüfungsausschuß zu ent- 
scheiden hat), so wird ihm dies nicht als 
Rücktritt zugerechnet. Unverschuldete Ver- 
hinderung an der Prüfung gestattet also un- 
beschränkt eine Wiederholung bzw. spatere 
Fortsetzung einer schon begonnenen Prüfung. 

3. Das Thema für die fach wissenschaftliche 
Hausarbeit kann nach Abs. 2 einmal zurück- 
gegeben werden. Der Bewerber soll die Mög- 
lichkeit haben, an Stelle eines außerhalb sei- 
nes Erfahrungskreises liegenden Themas ein 
anderes zu bearbeiten. Die Rückgabe des 
zweiten Themas wird dann aber als Rück- 
tritt gewertet. 

Zu § 20 

Ausschluß von der Prüfung 
Ein Bewerber soll von der Prüfung zum Bei- 
spiel ausgeschlossen werden können, wenn er 
unzulässige Hilfsmittel in den schriftlichen 
Arbeiten benutzt, etwa entgegen seiner Er- 
klärung nach § 16 Abs. 2 fremde Hilfe für 
die Fertigung der Hausarbeit in Anspruch 
genommen hat. Einzelheiten des Prüfungs- 
verfahrens, die sich insbesondere auch mit 
der Technik der Durchführung der Prüfung 
befassen können, werden in der in § 26 vor- 
gesehenen Rechtsverordnung geregelt. 

Zu § 21 

P r üfu ngse r g e bnl s 

Der Prüfungsausschuß entscheidet sofort nach 
Abschluß der mündlichen Prüfung, ob die 
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Prüfung bestanden, nidit bestanden oder ob 
eine Ergänzungsprüfung abzulegen ist (Abs. 1). 
Die Zurückweisung von der mündlidien Prü- 
fung wegen ungenügender schriftlidier Ar- 
beiten gilt nadi Abs. 2 als Niditbestehen der 
Prüfung. 

Der Beweger hat Anspruch darauf, daß ihm 
das Prüfungsergebnis sofort, das heißt also 
unmittelbar nach der Beendigung der münd- 
lichen Prüfung mitgetcilt wird (Abs. 1 Satz 2). 

Der Erlaß der Hausarbeit für den Fall der 
Wiederholungsprüfung nach Abs. 3 setzt 
naturgemäß voraus, daß die Arbeit den Prü- 
fungsanforderungen entsprach. 

Zu § 22 

Ergän zu ng sp rü f u ng 

Die Einrichtung einer Ergänzungsprüfung 
gibt es bisher nur in den Berufsordnungen 
der Länder Bayern, ehern. Württemberg- 
Baden, Hessen und Bremen (vgl. zum Bei- 
spiel ^ 17 der Verordnung zur Durchfüh- 
rung des Gesetzes Nr. 105 über Wirtschafts- 
prüfer, Büdaerrevlsorcn und Steuerberater 
vom 15. Dezember 1948 — Bayerisches Ge- 
setz- und Verordnungsblatt 1949 S. 4 — ). 
Sie hat sich bei der Schwierigkeit des Prü- 
fungsstoffes und den unterschiedlichen Mög- 
lichkeiten des Bewerbers, praktische Erfah- 
rungen auf den verschiedenen Prüfungsge- 
bieten zu erwerben, bewährt. Voraussetzung 
für die Ergänzungsprüfung ist, daß der Be- 
werber auf einem der in § 14 aufgeführten 
Hauptgebiete nicht ausreichende Leistungen 
erbracht hat. Hat er auf verschiedenen 
Hauptgebieten versagt, so ist eine Ergän- 
zungsprüfung nicht mehr zulässig. Die Prü- 
fung muß dann als nicht bestanden ange- 
sehen werden. Die Vorschrift nimmt kein 
Hauptgebiet von der Möglichkeit einer Er- 
gänzungsprüfung aus. Sind nicht ausreichende 
Leistungen auf dem Gebiete Betriebswirtschaft 
erbracht, so wird im allgemeinen eine Ergän- 
zungsprüfung kaum in Betracht kommen, 
weil in diesem besonderen Prüfungsfach von 
iedem Bewerber fundierte Kenntnisse ver- 
langt werden müssen. Der Prüfungsausschuß 
wird insoweit also einen strengen Maßstab 
anzulegen haben. Voraussetzung für die Ent- 
scheidung auf Ablegung einer Ergänzungs- 
prüfung soll dabei immer die Feststellung 
sein, daß sich der Bewerber fachlich und per- 
sönlich grundsätzlich für den Beruf eignet 
und daß die Schwäche auf einem Hauptgebiet 
eine nachträgliche Ergänzung der Vorberei- 


tung erwünscht erscheinen läßt. Ergibt die 
Prüfung im ganzen die mangelnde Eignung, 
so kommt eine Ergänzungsprüfung nicht in 
Betracht. 

Zu § 23 

Wiederholung der Prüfung 

1. Die derzeit bestehende Regelung dieser 
Frage in den einzelnen Ländern ist bereits 
in der, Begründung zu § 19 berührt worden, 
ln den Berufsordnungen für die Länder 
Nordrhein- Westfalen, Niedersachsen, Schles- 
wig-Holstein, Hamburg und Rheinland-Pfalz 
ist bei Rücktritt oder Niditbestehen nur eine 
Wiederholung möglich (§21 der Prüfungs- 
und Bestellungsordnung für Wirtschaftsprü- 
fer und vereidigte Buchprüfer, Anlage I zur 
Verordnung über eine Berufsordnung für die 
Angehörigen des wirtschaftlichen Prüfungs- 
und Treuhandw'esens vom 20. Dezember 
1946; § 25 der Wirtschaftsprüferordnung 
vom 21. März 1950 — Gesetz- und Verord- 
nungsblatt der Landesregierung Rheinland- 
Pfalz S. 91 — ). Die Berufsordnungen der 
Länder Bayern, ehern. Württemberg-Baden, 
Hessen und Bremen sehen die zweimalige, 
bei Nichtbestehen der Ergänzungsprüfung 
einmalige Wiederholung vor (vgl. zum Bei- 
spiel § 18 der Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes Nr. 105 über Wirtschaftsprüfer, 
Bücherrevisoren und Steuerberater vom 15. 
Dezember 1948 — Bayerisches Gesetz- und 
Verordnungsblatt 1949 S. 4 — ). In den ehern. 
Ländern Baden und Württemberg-Hohen- 
zollern ist diie Frage, wie oft die Prüfung 
wiederholt werden kann, nicht geregelt. 

2. Der Entwurf sieht bei Rücktritt zwei- 
malige, bei Nichtbestehen einmalige Wieder- 
holungsmöglichkeit vor. Die Vorschrift, daß 
der Bewerber (mit Ausnahme der Fälle des 
Fernbleibens aus triftigem Grunde) im ganzen 
nicht mehr als dreimal zu der Prüfung zuge- 
lassen werden kann, berücksichtigt den Fall, 
daß er nach zweimaligem Rücktritt ln der 
dritten Wiederholungsprüfung nicht besteht. 
Eine vierte Prüfung soll in diesem Falle nicht 
mehr stattfinden. 

3. Nach Abs. 2 ist für die Wiederholung 
eine neue Zulassung erforderlich. Der Bewer- 
ber muß also beim Zulassungsau ssdiuß for- 
mell einen erneuten Antrag auf Zulassung 
zur Prüfung stellen. Da zwischen dem ersten 
Versuch der Prüfung und dem erneuten An- 
trag ein erheblicher Zeitraum liegen kann, 
wird der Zulassungsausschuß unter Umstan- 
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den auch Anlaß haben, den Antrag erneut 
zu überprüfen. FormeU ist dieser Schritt not- 
wendig, weil die Zulassung durch den Zu- 
lassungsausschuß Voraussetzung für eine er- 
neute Tätigkeit des Prüfungsausschusses ist. 
Die Festsetzung von Fristen für die Wieder- 
holung nach Rücktritt oder Nichtbestehen 
(bei Rücktritt mindestens ein halbes Jahr 
und bei Nichtbestehen mindestens ein Jahr 
zwisdaen dem Ende der vorhergehenden Prü- 
fung und der Zulassung zur Wiederholungs- 
prüfung) ist erforderlich, damit der Bewer- 
ber In der Lage ist, seine Vorbereitung .zu 
ergänzen und damit übereilte Neumeldungcn 
unterbleiben. Die zur Zeit bestehenden Prü- 
fungsordnungen der Länder verlangen grund- 
sätzlich den Ablauf einer Frist von einem 
Jahr, und zwar auch für den Fall des Rück- 
tritts. Diese Frist hat sich jedoch in Einzcl- 
fällen als zu lang erwiesen. 

Zu § 24 

Mitteilung des Prüfungsergebnisscs 
Die Mitteilung des Prüfungsergebnisscs durch 
den ßun desminister für Wirtschaft an den 
Bewerber und die oberste Landesbehördc 
(Abs. 1) ist die Grundlage für die Bestellung. 
Bei Bev/erbern, die besonders auf dem Ge- 
biete des genossenschaftlidien Prüfungs- 
wesens geprüft worden sind, muß die Mit- 
teilung des Prüfungsergebnisses dabei einen 
besonderen Vermerk enthalten. Dieser Ver- 
merk dient dem Nachweis spezieller Erfah- 
rungen auf dem Gebiete des genossensdiaft- 
lichen Prüfungswesens, Ihre Kenntnis ist na- 
mentlich für genossenschaftliche Prüfungs- 
verbände von Bedeutung (Abs. 2). 

Die bestandene Prüfung allein gibt noch 
keine Berechtigung zur Ausübung des Be- 
rufes. Dies ist vielmehr erst nach erfolgter 
Bestellung der Fall. Unterbleibt die Bestel- 
lung aus besonderen Gründen, so darf der 
Bewerber keine Bezeichnung führen, die auf 
die bestandene Prüfung Bezug nimmt. Das- 
selbe gilt für den Zeitraum zwischen dem 
Abschluß der Prüfung und der Bestellung 
(Abs. 3). 

Zu § 25 

Gebühren für Zulassung und Prüfung 

Die Berufsordnungen der Länder sdireibcn 
für Zulassung und Prüfung unterschiedliche 
Gebühren vor (für beide zusammengerechnet 
zwischen zweihundertfünfundzwanzig Deut- 
sche Mark im ehern. Land Baden und fünf- 


hundertundzwanzig Deutsche Mark In den 
Ländern Nordrhein- Westfalen, Niedersachsen, 
Schleswig-Flolstein und Hamburg). 

Der Entwurf sieht für die Zulassung eine 
Gebühr von einhundertfünfundzwanzig 
Deutsche Mark und für die Prüfung eine 
solche von dreihundert Deutsche Mark vor. 
Die Zulassungsgebühr entspricht damit im 
v/esentldchen dem bisherigen Betrage. Die 
Prüfungsgebühr hält sidi etwa in der Mitte 
der bisher vorgeschriebenen. 

Zu § 26 

Einzelheiten des Prüfungsverfahrens 

Im Entwurf sind nur die wesentlichsten Be- 
stimmungen für das Prüfungsverfahren und 
die Prüfung geregelt. Einzelheiten sollen in 
einer Pvcchtsverordnung behandelt werden, 
die der Bundesminister für Wirtschaft mit 
Zustimmung des Bundesrates erläßt. 

DRITTER ABSCHNITT 
Bestellung 

Zu § 27 

Bestellungsbehörde 

1. Nach dem geltenden Berufsrecht ist Bc- 
stellungsbehörde für Bewerber aus den Lan- 
dern Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, 
Schleswig-Holstein und Hamburg der Bun- 
desminister für Wirtschaft (an Stelle des 
früheren Zentralamtes für Wirtschaft in der 
britischen Zone), der die Vornahme der Ver- 
eidigung und die Aushändigung der Urkunde 
auf die oberste Landesbehörde übertragen 
hat (vgl. § 2 Abs. 1 Satz 2 der Verordnung 
über eine Berufsordnung für die Angehöri- 
gen des wirtschaftlichen Prüfungs- und Treu- 
handwesens vom 20. Dezember 1946 in Ver- 
bindung mit der Bekanntgabe des Bundes- 
ministers für Wirtschaft vom 20. Oktober 
1950 — II 7 — 16200/50 — , Ministerialblatt 
des Bundesministers für Wirtschaft S. 234), 
In den Landern Bayern, ehern. Württemberg- 
Baden, Hessen und Bremen, in Rheinland- 
Pfalz und in den ehern. Ländern Baden und 
Württemberg-Hohenzollern wird die Bestel- 
lung durch die oberste Landesbehörde vorge- 
nommen. 

2. Der Bestellungsakt ist ein Verwaltungsakt, 
durch den der Bewerber Wirtschaftsprüfer 
mit den entsprechenden Rechten (insbeson- 
dere dem Recht zur Durchführung von 
Pflichtprüfungen nach dem Aktiengesetz) und 
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Pflichten wird. Der Bestellungsakt wird nach 
dem Entwurf durch die für die Wirtschaft 
zuständige oberste Landesbehörde vorge- 
nommen. Er ist vollzogen mit der Aushändi- 
gung der Urkunde. Durda die Bestellung 
wird der Wirtschaftsprüfer nach § 71 Mit- 
glied der Wirtschaftsprüferkammer. 
Zuständig für die Bestellung ist die oberste 
Landesbehörde des Landes, in dem der Be- 
werber seine berufliche Niederlassung begrün- 
den oder seine berufliche Tätigkeit aufnehmen 
will (Satz 2). Die zur Prüfung zulnssende 
und die die Bestellung aussprechende oberste 
Landesbehörde können also In verschiedenen 
Ländern liegen. Die Bestellungsakten werden 
zweckmäßig bei derjenigen obersten Landes- 
behörde verbleiben, welche die Bestellung 
vorgenommen hat. 

3, Über die Form und den Inhalt der Be- 
stellungsurkunde enthält der Entwurf keine 
Bestimmungen. Sie wird zweckmäßig die An- 
gabe der gesetzlichen Grundlage, den Namen 
des Bewerbers und die Tatsache der Vereidi- 
gung und der Bestellung als Wirtschaftsprü- 
fer enthalten. Sie kann also entsprechend der 
derzeitigen verwaltungsmäßigen Übung fol- 
genden Text haben: 

„Auf Grund des Gesetzes über eine Berufs- 
ordnung der Wirtschaftsprüfer vom . . . . 

(BGBl. I . . . S ) 

ist 

Herr/Frau/Fräulein 

Vorname Zuname (gegebenenfalls 

und Mädchenname) 

geboren am In 

als 

Wirtscha f tsprüf e r 

vereidigt und öffentlich bestellt v/orden. 

Stempel Angabe der Behörde 

und Unterschrift.'* 

4. Nach § 34 hat die oberste Landesbehörde 
die Bestellung dem Bundesniinister für Wirt- 
sdiaft und der Wirtschaftsprüferkammer mit- 
zu teilen. 

Zu § 28 

Versagung der Bestellung 

1. Vorschriften über die Versagung der Be- 
stellung enthält Im geltenden Berufsredit u. a. 
die Verordnung über eine Berufsordnung für 
die Angehörigen des wirtschaftlichen Prü- 
fungs- und Treuhandwesens vom 20. Dezem- 
ber 1946 — Anlage I — Prüfungs- und Be- 


stellungsordnung für Wirtschaftsprüfer und 
vereidigte Buchprüfer — (§ 23), nach der „die 
Bestellung unterbleibt, wenn die für die Vor- 
prüfung und Fachprüfung geltenden Grund- 
sätze verletzt worden sind oder eine der für 
die Vorprüfung notwendigen Bedingungen 
fortgefallen Ist“. Die Wirtschaftsprüferord- 
nung vom 21. März 1950 (Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt der Landesregierung Rhein- 
land-Pfalz S. 91) bestimmt In § 26, daß der 
Bewerber nach bestandener Prüfung öffent- 
lich bestellt und vereidigt wird, wenn die 
Voraussetzungen der eigenverantwortlichen 
und hauptberuflichen Tätigkeit gegeben sind. 
Sie macht also die Bestellung davon abhängig, 
daß die beabsichtigte Berufstätigkeit den An- 
forderungen der §§ 27 (Eigenverantwortlich- 
keit) und 28 (hauptberufliche Tätigkeit) ent- 
spricht. (In der Berufsordnung für das Land 
Berlin — Bekanntmachung Setr. Zulassung 
und Prüfung der Angehörigen der wirt- 
schafts- und steuerberatenden Berufe durch 
die Abteilung für Wirtschaft und die Finanz- 
abteilung des Magistrats von Groß-Berlin 
vom 30. Juni 1947 — Verordnungsblatt für 
Groß -Berlin S. 231 — fehlen Bestimmungen 
über die Versagung der Bestellung.) 

2. Der Ent\vurf schließt sidi dem Rechtsge- 
danken 'der Verordnung über eine Berufs- 
ordnung für die Angehörigen des wirtschaft- 
lichen Prüfungs- und Treuhandwesens vom 
20. Dezember 1946 an. Die Bestellung kann 
danach nur erfolgen, wenn der Bewerber die 
Voraussetzungen für die Berufsausübung un- 
eingeschränkt erfüllt. Sind nach erfolgter Zu- 
lassung oder Prüfung Umstände eingetreten 
oder bekanntgeworden, die eine Versagung 
oder Zurücknahme der Zulassung zur Folge 
gehabt hätten, wenn sie früher eingetreten 
oder bekanntgeworden wären, so Ist auch die 
Bestellung zu versagen. Nach der öffentlichen 
Bestellung können vor dem Zeitpunkt dieser 
Bestellung liegende Vorgänge nur in den 
Fällen des § 32 Abs. 1 Nr. 4 (zum Beispiel 
Erschleichen der Bestellung durch unlautere 
Mittel) deren Zurücknahme zur Folge haben. 

3. Der Entwurf unterscheidet zwischen Grün- 
den, aus denen die Bestellung versagt werden 
muß (Abs. 1) und soldien, aus denen sie ver- 
sagt werden kann (Abs. 2). Diese Gründe 
sind einmal die gleichen, aus denen die Zu- 
lassung zur Prüfung hätte versagt oder zu- 
rückgenommen werden müssen oder können 
(Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 Nr. 1). Insoweit 
ist auf die §§10 und 11 des Entwurfs und 
deren Begründung zu verweisen. 



Die Bestellung muß außerdem versagt wer- 
den, wenn und solange der Bewerber, der den 
Beruf selbständig ausüben will, die vorläu- 
fige Deckungszusage auf seinen Antrag zum 
Absdiluß einer Berufshaftpflichtversicherung 
nicht vorlcgt (Abs. 1 Nr. 2). Zum Abschluß 
einer solchen Versicherung ist er nadi § 66 
verpflichtet. 

Als besonderen „Kannversagungsgrund'* nennt 
Abs. 2 Nr. 2, daß der Bewerber seinen Wohn- 
sitz nicht im Geltungsbereich des Gesetzes 
hat. An der Ausübung des Berufes im Gel- 
tungsbereich des Gesetzes, insbesondere an 
dem Vorhandensein von Testatbercditigtcn 
für die Durchführung von Pflichtprüfungen, 
besteht ein öffentliches Interesse. Voraus- 
setzung dafür ist in der Regel die Begrün- 
dung eines Wohnsitzes im Inland. Deshalb 
soll die Bestellung beim Mangel eines solchen 
versagt werden können. Besondere Umstände 
(zum Beispiel vorübergehender Wohnsitz im 
Ausland, Ausübung des Berufes im Inland 
und Ausland gleichzeitig, Vertretung einer 
Wirtsdaaftsprüfungsgesellschaft in einer aus- 
ländischen Niederlassung) können aber trotz- 
dem die Bestellung rechtfertigen. 

4, Vor einer Versagung der Bestellung, ins- 
besondere bei „Kannversagungsgründen**, 
wird die oberste Landesbehörde sorgfältige Er- 
mittlungen anstellen, für die ihr der ZuJas- 
sungsausschuß zur Verfügung steht (Abs. 3). 
Der Bewerber muß vor der Entscheidung ge- 
hört w^erden, die Wirtschaftsprüferkammer 
soll gehört werden (Abs. 4). Gegen die Ver- 
sagung der Bestellung besteht die Möglich- 
keit der Klage vor dem Verv/altungsgeridit. 
Ist die Versagung rechtswirksam erklärt, so 
kann der Bewerber aus der bestandenen Prü- 
fung Rechte nicht hcrleiten. 

Zu § 29 

Berufs urkunde und Beruf seid 

1. Die Bestellung erfolgt gemäß § 27 durch 
Aushändigung einer von der obersten Lan- 
desbehörde ausgestellten Urkunde. Vor Aus- 
händigung der Urkunde hat der Bewerber 
den Berufseid vor der obersten Landesbe- 
hörde selbst oder einer von ihr im Einzelfall 
beauftragten Stelle zu leisten. Im allgemeinen 
wird dieser feierlidie Akt von der obersten 
Landesbehörde selbst vorgenommen werden. 
Durdi die Eidesleistung bekräftigt der Be- 
werber das Versprechen, die durch Gesetz 
gebotenen Berufspflichten zu erfüllen. 


2. Die Eidesformel hat in den geltenden Be- 
rufsordnungen der Länder der Bundesrepu- 
blik versdiiedene Fassungen*''). In sämtlichen 
Berufsordnungen enthält sie die Klärung des 
Willens zur Erfüllung der Pflichten eines 
Öffentlidi bestellten Wirtsdiaftsprüfers zur 
unparteiischen Erstattung von Gutachten 
und zur Verschwiegenheit. Die Pflicht zur 
unparteiischen Erstattung von Prüfungsbe- 
richten ist bisher in der Eidesformel nicht 
ausdrücklich erwähnt. Sie wird als Bestand- 
teil der allgemeinen Berufspflichten ange- 
sehen. Für die ehern. Länder Baden und 
Württemberg- Hohenzollern fehlt eine Eides- 
formel ln den bestehenden Vorschriften ganz. 

3. Die Fassung . der Eidesformel des Ent- 
wurfs sdiließt sich der im geltenden Recht 
an. Der Bewerber schwört, daß er die Pflich- 
ten eines Wirtschaftsprüfers verantwortungs- 
bewußt und sorgfältig erfüllen werde. Der 
Ausdruch „verantwortungsbewußt** betont 
die öffentliche Aufgabe des Wirtschaftsprü- 
fers. Hervorgehoben ist — wie bisher — die 
Pflicht zur Verschwiegenheit. Hervorgehoben 
ist ferner die Pflicht zur unparteiischen Er- 
stattung von Prüfungs'berichten und Gut- 
aditen. 

Der Inhalt der Berufspflichten ergibt sich aus 
dem Gesetz (vgl. u. a. § 30 und den Dritten 
Teil des Entwurfs „Rechte und Pflichten der 
Wirtschaftsprüfer**, insbesondere die §§ 55 
und 56; auf die Begründung zu diesen Vor- 
schriften Vvdrd Bezug genommen). 

"•) Vgl. dazu 5 -2 Abs. 5 der Prüflings- und Bestcl' 
lungsordnung für Wirtschaftsprüfer und vereidigte 
Buchprüfer — Anlage I zur Verordnung über eine 
Berufsordnung für die Angehörigen des wirtsdiaft- 
lichcn Prüflings- und Treuhandwesens vom 20. De- 
zember 1946 —-; 5 20 Abs. 2 der Verordnung 
zur Durchführung des Gesetzes Nr. 105 über Wirt- 
schaftsprüfer, Bücherrevisoren und Steuerberater 
vom 15. Dezember 1948 — Bayerisches Gesetz- 
und Verordnungsblatt 1949 S. 4 — ; § 21 Abs. 2 
der Verordnung Nr. 937, Erste Verordnung des 
Wirtschaftsministeriums und des Finanzministe- 
riums zur Durchführung des Gesetzes über Wirt- 
schaftsprüfer, Bücherrevisoren und Steuerberater 
vom 8. November 1948 — Regierungsblatt der 
Regierung Württemberg-Baden 1949 S. 7 — ; § 21 
Abs. 2 der Ersten Durchführungsverordnung zum 
Gesetz über Wirtschaftsprüfer, Büdierrevisoren 
und Steuerberater vom 3. Mai 1950 — Gesetz- 
und Verordnungsblatt für das Land Hessen 
S. 73 — ; § 20 Abs. 2 der Ersten Durdiführungs- 
vcrordruing zum Gesetz über Wirtschaftsprüfer, 
Bücherrevisoren und Steuerberater vom 4. De- 
zember 1948 — Gesetzblatt der Freien Hansestadt 
Bremen S. 238 — ; § 31 der Wirtschaftsprüfer- 
ordnung vom 21. März 1950 — Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt der Landesregierung Rheinland-Pfalz 
I S. 91 — . 
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Der Eid wird grundsätzlich In der religiösen 
Form geleistet. Auf Verlangen des Bewerbers 
kann die religiöse Beteuerung jedoch wegge- 
lassen werden. 

Zu § 30 

Bcrufsbezcichnung 

1. Wirtschaftsprüfer haben das Recht und die 
Pflicht, im beruflichen Verkehr die ihnen 
verliehene und zustehende Berufsbezeichnung 
zu führen. Diese Pflicht besteht also nicht 
nur bei der prüfenden, sondern auch bei der 
beratenden Tätigkeit, und bei der Vertretung 
in wirtschaftlichen und steuerlichen Ange- 
legenheiten. Der Berufsstand muß im be- 
ruflichen Leben jederzeit erkennbar sein 
(Abs. 1). Der Entwurf schließt sich insoweit 
der bisherigen Regelung in den Berufsord- 
nungen für die Länder Bayern, ehern. Würt- 
temberg-Baden, Hessen und Bremen an. Die 
Bcrufsbezcichnung ist gegen Mißbrauch durdi 
tlie Strafbestimmung des § 119 geschützt. 

2. Die Berufsbezeichnung darf nicht mit Zu- 
sätzen geführt werden, soweit dieses nicht 
ausdrücklich gestattet ist (Abs. 2 ), § 9 der 
Verordnung über eine Berufsordnung für 
die Angehörigen des wirtschaftlichen Prü- 
iungs- und Treuhandwesens vom 20. De- 
zember 1946 enthält in Abs. 1 Satz 2 eben- 
ialls ein entsprechendes allgemeines Verbot. 
Der Entwurf gestattet in Abs. 2 neben der 
Bezeichnung Wirtschaftsprüfer die Führung 
akademischer Grade und Titel. Er erlaubt 
ferner die zusätzliche Führung von Amts- 
oder Berufsbezeithnungen, wenn die entspre- 
chenden Tätigkeiten neben der Tätigkeit als 
Wirtschaftsprüfer ausgeübt werden dürfen. 
Nach § 55 Abs. 4 darf der Wirtschaftsprüfer 
neben seinem Beruf bestimmte andere freie 
Berufe (zum Beispiel Rechtsanwalt, Steuer- 
berater), die Tätigkeit als Lehrer an Hoch- 
schulen, die Tätigkeit an wissenschaftlichen 
Instituten und freie schriftstellerische und 
künstlerische Tätigkeiten ausüben. Zusätz- 
liche Berufsbezeichnungen, die dem Aufga- 
bengebiet des Wirtschaftsprüfers an sich 
schon entsprechen (zum Beispiel Wirtschafts- 
berater, beratender Betriebswirt, Organi- 
sator) sind verboten. Auch Bezeichnungen, 
die auf eine frühere Beamteneigenschaft oder 
eine frühere Berufstätigkeit des Wirtschafts- 
prüfers hinweisen, sind unzulässig (Abs. 2 
Satz 3). Die Bcrufsbezeiclinung soll nicht mit 
Hinweisen auf spezielle Erfahrungen verbun- 
den werden. 

Für dritte, nicht dem Berufsstand der Wirt- 


schaftsprüfer angehörige Personen (zum Bei- 
spiel Wirtsdiaftsberatcr) ist entsprechend in 
§ 118 die Führung bestimmter verwechse- 
lungsfähiger Berufsbezeichnungen (Buchprü- 
fer, Bücherrevisor, Wirtschaftstreuhänder) 
untersagt. 

3. Die Vorschrift des Abs. 3, nach der der 
Wirtschaftsprüfer nach Beendigung seiner 
Berufstätigkeit die Bezeichnung „Wirtschafts- 
prüfer außer Dienst^' (Wirtschaftsprüfer a. D.) 
führen darf, entspricht dem Rechtsgedanken 
des § 26 Abs. 4 der Prüfungs- und Bestel- 
lungsordnung für Wirtschaftsprüfer und 
vereidigte Buchprüfer ~ Anlage I zur Ver- 
ordnung über eine Berufsordnung für die 
Angehörigen des wirtschaftlichen Prüfungs- 
und Treuhandwesens vom 20. Dezember 
1946 — sowie dem des § 36 Abs. 3 der Wirt- 
schaftsprüferordnung vom 21. März 1950 
(Gesetz- und Verordnungsblatt der Landes- 
regierung Rheinland-Pfalz S. 91). Die Be- 
fugnis hierzu muß jedoch besonders von der 
Wirtschaftsprüferkammer mit Zustimmung 
der Bundcsstelle für das wirtschaftlidie Prü- 
fungswesen verliehen werden. Damit soll der 
Ausweis der durch das Wlrtschaftsprüfer- 
examen erworbenen fachlidien Qualifikation 
auch nach Beendigung einer ehrenvollen Tä- 
tigkeit erhalten bleiben. Das Recht zur Füh- 
rung der Berufsbezeichnung nach Beendigung 
der Berufsausübung hat die Fortdauer der 
Mitgliedschaft bei der Wirtschaftsprüferkam- 
mer und der Unterwerfung unter die Ehren- 
gerichtsbarkelt und Berufsgerichtsbarkeit 
(Abs. 4) zur Folge. 

Zu § 31 

Erlöschen der Bestellung 

Der Entwurf unterscheidet zwisdicn dem Er- 
löschen der Bestellung (§ 31) und deren Zu- 
rücknahme (§ 32). Das Erlöschen der Bestel- 
lung tritt kraft Gesetzes ohne weiteren Ver- 
waltungsakt ein, wenn eine der in § 31 ge- 
nannten Voraussetzungen vorliegt, also durch 
Tod, Verzicht oder nach Eintritt der Rechts- 
kraft eines Urteils des Berufsgerichts auf Aus- 
schließung aus dem Berufsstand (vgl.§§ 96 ff.). 
Der Verzicht kann von den Berufsangehörigen 
jederzeit erklärt werden. Die dahingehende 
Erklärung muß schriftlich gegenüber der 
obersten Landesbehörde erfolgen. Das Er- 
löschen der Bestellung wird von Amts wegen 
im Bcrufsreglster bei der Wirtschaftsprüfer- 
kammer eingetragen (§§ 51 und 52). 

Hat der Berufsangehörige auf die Bestellung 
verzichtet, so kann er nach Maßgabe des § 35 



wiederbestellt werden. Bei rechtskräftiger 
Ausschließung aus dem Berufsstand ist eine 
Wiederbestellung nur möglich, wenn das 
Urteil dies zuläßt oder wenn ein Gnaden- 
erweis die Wiederbestellung ermöglicht (vgl. 
§§ 105 und 112). 

Zu § 32 

Zurücknahme der Bestellung 

1. Das geltende Recht sieht die Möglichkeit 
der Zurücknahme der Bestellung vor, wenn 
der Zulassungsausschuß feststellt, daß not- 
wendige Voraussetzungen für die Bestellung 
nicht erfüllt waren oder fortgefallen sind, 
oder wenn ein ehrengerichtliches Verfahren 
die Berufsunwürdigkeit feststellt (so § 26 
Abs. 3 der Prüfungs- und Bestellungsordnung 
für Wirtschaftsprüfer und vereidigte Buch- 
prüfer — Anlage I zur Verordnung über 
eine Berufsordnung für die Angehörigen des 
wirtschaftlichen Prüfungs- und Treuhand- 
wesens vom 20. Dezember 1946 — und § 36 
Abs. 2 der Wirtschaftsprüferordnung vom 
21. März 1950 — Gesetz- und Verordnungs- 
blatt der Landesregierung Rheinland-Pfalz 
S. 91 — in Verbindung mit der Landesver- 
ordnung über den Widerruf der Bestellung 
von Wirtschaftsprüfern — WP- Widerrufs- 
verfahren — vom 11. April 1953 — Gesetz- 
und Verordnungsblatt der Landesregierung 
Rheinland-Pfalz S. 56 — ). In einzelnen Län- 
dern erfolgt der Widerruf nach rechtskräf- 
tiger Feststellung mangelnder Eignung durch 
den Disziplinara^isschuß (vgl. § 29 der Ver- 
ordnung zur Durchführung des Gesetzes 
Nr. 105 über Wirtschaftsprüfer, Bücherrevi- 
soren und Steuerberater vom 15. Dezember 
1948 — Bayerisches Gesetz- und Verord- 
nungsblatt 1949 S. 4 — ; § 29 der Verord- 
nung Nr. 937, Erste Verordnung des Wirt- 
schaftsministeriums und des Finanzministe- 
riums zur Durchführung des Gesetzes über 
Wirtschaftsprüfer, Bücherrevisoren und Steu- 
erberater vom 8. November 1948 — Regie- 
rungsblatt der Regierung Württemberg- 
Baden 1949 S. 7 — ; § 30 der Ersten Durch- 
führungsverordnung zum Gesetz über Wirt- 
schaftsprüfer, Bücherrevisoren und Steuer- 
berater vom 3. Mai 1950 — Gesetz- und 
Verordnungsblatt für das Land Hessen S. 73 
— ; § 29 der Ersten Durchführungsverord- 
nung zum Gesetz über Wirtschaftsprüfer, Bü- 
cherrevisoren und Steuerberater vom 4. De- 
zember 1948 — Gesetzblatt der Freien 

Hansestadt Bremen S. 238 — ). In den glei- 
chen Ländern ist in dringenden Fällen eine 
Untersagung der Berufsausübung auch durch 


einstweilige Anordnung des Staatsministers 
möglidi (vgl. zum Beispiel § 5 Abs. 2 des 
Gesetzes Nr. 105 über Wirtschaftsprüfer, 
Bücherrevisoren und Steuerberater vom 
9. März 1948 — Bayerisches Gesetz- und 
Verordnungsblatt S. 45 — ). In den ehern. 
Ländern Baden und Württemberg-Hohen- 
zollern fehlen dahingehende Bestimmungen. 

2. Wenn ein Wirtschaftsprüfer wesentliche 
Berufspflichten verletzt oder wenn der Man- 
gel persönlicher Eignung zur Ausübung des 
Berufes festgestellt wird, muß eine Zurück- 
nahme der Bestellung möglich sein. Die Vor- 
aussetzungen, unter denen die oberste Lan- 
desbehörde die Bestellung als Wirtschafts- 
prüfer zurücknehmen muß (Abs. 1) oder 
kann (Abs. 2), sind im Entwurf erschöpfend 
aufgezählt. Die erforderlichen Feststellungen 
kann sie durch den Zulassungsausschuß tref- 
fen lassen (§ 33). 

Die Bestellung muß zurückgenommen wer- 
den, wenn der Wirtschaftsprüfer Grund- 
pflichten der Berufsausübung verletzt: wenn 
er nicht mehr eigenverantwortlich tätig ist 
(§ 56) oder wenn er eine Beschäftigung aus- 
übt, die mit dem Beruf gemäß § 55 Abs. 2 
und 3 nicht vereinbar ist (Abs. 1 Nr. 1). In 
beiden Fällen fehlt die Garantie für die 
pflichtgemäße Ausübung des Testatrechts. Ein 
Mangel der Eigenverantwortlichkeit liegt ins- 
besondere dann vor, wenn der Wirtsdiafts- 
prüfer in der pflichtgemäßen Entscheidung 
über den Inhalt der Prüfungsberichtes oder 
die Erteilung des Bestätigungsvermerks ge- 
zwungen Ist, gegen seine Überzeugung zu 
handeln (vgl. dazu insbesondere § 56 Abs. 2). 
Nur dann darf die Oberste Landesbehörde 
bei Vorliegen solcher Voraussetzungen von 
der Zurücknahme der Bestellung absehen, 
wenn innerhalb einer von ihr gesetzten ange- 
messenen Frist eine Beseitigung des ungesetz- 
lichen Zustandes erfolgt (Abs. 3). 

Weitere Gründe, aus denen die Bestellung 
zurückgenommen werden muß, sind in Abs. 1 
Nr. 2 bis Nr. 4 aufgeführt (strafgerichtliche 
Aberkennung der Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ämter, körperliche Gebrechen 
oder Geistesschwäche mit dauernder Unfähig- 
keit der Berufsausübung, Feststellung unlau- 
terer Mittel bei Erlangung der Zulassung zur 
Prüfung oder der Bestellung). 

3. Die Bestellung kann nach Abs. 2 im 
Falle von gerichtlichen allgemeinen Verfü- 
gungsbeschränkungen über das Vermögen des 
Wirtschaftsprüfers versagt werden (zum Bei- 
spiel bei Konkurs). Die oberste Landes- 
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behörde wird für ihre Entsdieidung insbe- 
sondere zu prüfen haben, ob dem Wirt- 
schaftsprüfer eine Verletzung seiner Berufs- 
pflichten vorgeworfen werden muß. Auf die 
Begründung zu § 10 Abs. 2 Nr. 1 wird Bezug 
genommen. Eine spätere Wiederbestellung ist 
nach § 35 Abs. 1 Nr. 2 möglidi. 

4. Die Zurücknahme der Bestellung durch die 
oberste Landesbehörde ist nur dann zulässig, 
wenn nicht gleidizeitig ein berufsgeriditlidies 
Verfahren anhängig ist (Abs. 4). (Die oberste 
Landesbehörde kann das berufsgeridkt liehe 
Verfahren auch selbst einleiten — § S4 
Abs. 4 — .) Die Zurücknahme der Bestellung 
durch die oberste Landesbehörde (an Stelle 
einer Aussdiließung aus dem Berufsstand 
durch ein berufsgerichtliches Urteil) kann be- 
sonders dann am Platze sein, wenn Anlaß 
besteht, dem Wirtschaftsprüfer den Makel 
eines berufsgerichtlichen Verfahrens zu er- 
sparen oder gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 2 eine 
spätere Wiederbestellung zu erleiditcrn. 

5. Die Zurücknahme der Bestellung muß be- 
gründet und mit Rechtsmittelbelehrung ver- 
sehen werden (Abs. 5). Der Wirtschaftsprüfer 
hat die Möglichkeit, gegen die Zurücknahme, 
die erst mit Eintritt der Rechtskraft, d. h. 
also nadi Ablauf der Rechtsmittelfrist, wirk- 
sam wird (Abs. 6), Klage bei dem zuständigen 
Verwaltungsgeridit zu erheben. 

Zu § 35 

Wicderbestcllung 

1. Mit Ausnahme des Landes Bayern sehen 
die derzeitigen Berufsordnungen die Mög- 
lichkeit einer Wiederbestellung vor. Nadi 
§ 24 der Verordnung Nr. 937, Erste Verord- 
nung des Wirtschaftsministeriums und des 
Finanzministeriums zur Durchführung des 
Gesetzes über Wirtschaftsprüfer, Bücherrevi- 
soren und Steuerberater vom 8. November 
1948 (Regierungsblatt der Regierung Würt- 
temberg-Baden 1949 S. 7) sind Berufsange- 
hörige, deren Bestellung erloschen ist, wieder- 
zubestellen, sofern nicht sdiwerwiegende Be- 
denken gegen ihre persönliche oder fachliche 
Eignung bestehen. Die Verordnung über eine 
Berufsordnung für die Angehörigen des wirt- 
schaftlichen Prüfungs- und Treuhandwesens 
vom 20. Dezember 1946 und die Wirtschaf ts- 
piüferordnung vom 21. März 1950 (Gesetz- 
und Verordnungsblatt der Landesregierung 
Rheinland-Pfalz S. 91) wie auch die Berufs- 
ordnungen für die ehern. Länder Baden und 
Württemberg-Hohenzollern ermöglichen die 
Wiederbestellung nach Erlöschen durch Ver- 


zicht und sehen dabei die Möglichkeit einer 
erneuten Prüfung vor (so § 27 der Prüfungs- 
und Bestellungsordnung für Wirtschaftsprü- 
fer und vereidigte Buchprüfer — Anlage I 
zur Verordnung über eine Berufsordnung für 
die Angehörigen des wirtschaftlichen Prü- 
fungs- und Treuhandwesens vom 20. Dezem- 
ber 1946 — , wenn seit dem Erlöschen der 
Bestellung mehr als fünf Jahre, ähnlich § 37 
Abs. 3 der Wirtschaftsprüferordnung vom 
21 März 1950 — Gesetz- und Verordnungs- 
blatt der Landesregierung Rheinland-Pfalz 
S. 91 — nur, wenn seitdem mehr als drei 
Jahre verstrichen sind). In Rheinland-Pfalz 
(§ 37 Abs. 2 der Wirtschaftsprüferordnung 
vom 21. März 1950 — Gesetz- und Verord- 
nungsblatt der Landesregierung Rheinland- 
Pfalz S. 91 — ) ist Art und Umfang der Prü- 
fung in das Ermessen des Zulassungsaus- 
schusses gestellt. Die Prüfung soll sich dabei 
nur auf Neuerungen auf betriebswirtschaft- 
lichen, handelsrecditlichen und steuerrecht- 
lichen Gebieten beziehen (ebenso § 27 der 
Prüfungs- und Bestellungsordnung für Wirt- 
schaftsprüfer und vereidigte Buchprüfer — 
Anlage I zur Verordnung über eine Berufs- 
ordnung für die Angehörigen des wirtschaft- 
lichen Prüfungs- und Treuhandwesens vom 
20. Dezember 1946 — ). 

2. Der Entwurf läßt die Wiederbestellung 
eines ehemaligen Wirtschaftsprüfers zu, wenn 
die pflichtgemäße Berufsausübung für die Zu- 
kunft erwartet werden kann. Er beschränkt 
aus diesem Grunde die Möglichkeit der Wie- 
derbestellung auf bestimmte Fälle des Er- 
löschens oder der Zurücknahme der Bestel- 
lung (Abs. 1). Immer müssen die allgemeinen 
Voraussetzungen für die Bestellung gegeben 
sein (Abs. 4 in Verbindung mit § 10). 

Die Wiederbestellung ist nach Abs, 1 mög- 
lich, wenn die Bestellung nach § 31 Abs. 1 
Nr. 2 durch Verzicht erloschen ist (es sei 
denn, daß er während eines ehrengericht- 
lichen oder berufsgerichtlichen Verfahrens er- 
klärt worden ist). Sie ist ferner möglich, wenn 
die Bestellung mangels einer eigenverant- 
wortlichen Tätigkeit oder wegen einer mit 
dem Beruf unvereinbaren Tätigkeit (§ 32 
Abs. 1 Nr. 1) oder wegen einer allgemeinen 
Verfügungsbeschränkung über das Vermögen 
des Wirtschaftsprüfers (§ 32 Abs, 2) zurück- 
genommen war. War die Bestellung durch 
Urteil auf Ausschließung aus dem Berufsstand 
erloschen, so ist die Wiederbestellung nur 
möglich, wenn das Urteil selbst oder ein 
Gnadenerweis sie zuläßt (§§ 105 und 112). 
Die Feststellungen über das Vorliegen der 
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Voraussetzungen für eine Wiederbestellung 
kann die oberste Landesbehörde durch den 
Zulassungsausschuß treffen lassen (Abs. 2). 

3. Eine erneute Prüfung soll bei der Wieder- 
bestellung grundsätzlich nicht stattfinden 
(Abs. 3 Satz 1). Der Zulassungsausschuß kann 
sie aber dann anordnen, wenn die pflicht- 
gemäße Ausübung des Berufes ohne erneute 
Feststellung des fachlichen Könnens des An- 
tragstellers nicht gewährleistet ersclieint 
(Abs. 3 Satz 2). Eine Beschränkung auf die 
mündliche Prüfung ist dabei nicht vorgesehen. 
Den Umfang der Prüfung soll der Zulassungs- 
ausschuß im einzelnen Fall je nach den Not- 
wendigkeiten bestimmen. Der Entwurf 
schreibt auch nidit vor, daß die Prüfung sich 
nur auf Neuerungen beziehen soll, weil er- 
1 ahrungsgemäß auch Neuerungen nicht ohne 
Zusammenhang mit den Grundlagen geprüft 
werden können und also die Abgrenzung 
Schwierigkeiten bereitet. Daß der Prüfungs- 
ausschuß in derartigen Fällen in erster Linie 
Neuerungen prüfen wird, entspricht dem 
Zweck dieser Prüfung. 

4. Die oberste Landesbehörde hat die Ent- 
scheidung über die Wiederbestellung nach 
pflichtgemäßem Ermessen zu treffen. Sie hat 
die Wiederbestellung zu versagen, wenn der 
Zulassungsausschuß feststellt, daß die allge- 
meinen Voraussetzungen für die Bestellung 
als Wirtsdiaftsprüfer nicht vorliegen. Nach 
Abs. 4 sind die Vorsdnaften des § 10 sinn- 
gemäß anzuwenden. Gründe, die nach § 10 
zur Versagung der Zulassung zur Prüfung 
führen (zum Beispiel der Mangel geordneter 
wirtschaftlicher Verhältnisse), müssen also 
auch die Versagung der Wicderbestellung zur 
Folge haben. 

Zu § 36 

Gebühr für die Wicderbestellung 

Der Entwurf sieht für das Wiederbestellungs- 
verfahren eine Gebühr von einhundertfünf- 
zig Deutsche Mark vor, well für den Zu- 
lassungsausschuß mit der erforderlichen 
Untersuchung ein erheblidier Arbeitsaufwand 
verbunden sein kann. 

VIERTER ABSCHNITT 
Wirtschaftsprüfer im Genossenschaftswesen 
Zu § 37 

Wirtschaftsprüfer im Genossenschaftswesen 

Der Entwurf sieht vor, daß die nach ihm 
bestellten Wirtschaftsprüfer auch als Wirt- 


sdiaftsprüfer im Genossenschaftswesen tätig 
sein dürfen (§ 1 Abs. 1 Satz 3). Gegenwärtig 
ist das Gesetz über Wirtschaftsprüfer im Ge- 
nossenschaftswesen vom 17. Juli 1952 (BGBl.I 

S. 385) in Kraft. Es soll nach § 126 Abs. 2 
Nr. 12 des Entwurfs aufgehoben werden. Auf 
die Ausführungen unter II C der Begründung 
(Überblick über den derzeitigen Rechtszu- 
stand) wird Bezug genommen. Um die Fest- 
stellung zu erleichtern, welche bei Inkraft- 
treten des Entwurfs sclion nach früheren Be- 
stimmungen bestellten oder ermächtigten 
Wirtschaftsprüfer auch für die Zukunft als 
Wirtschaftsprüfer im Genossenschaftswesen 
tätig sein dürfen, sind die Vorschriften, auf 
Grund deren die Bestellung oder die Ermäch- 
tigung zur Prüfung im genossenschaftlidien 
Prüfungswesen erfolgt sein muß, in diesem 
Paragraphen zusammengefaßt. 

Zu § 38 

Ermächtigung von Wirtschaftsprüfern 

Für Wirtschaftsprüfer, die nach dem Entwurf 
ln Zukunft bestellt werden, bedarf es einer 
besonderen Ermächtigung zur Prüfung im 
genossenschaftlichen Prüfungswesen niclit, 
weil sie gemäß § 1 Abs. 1 Satz 3 in Verbin- 
dung mit § 37 Nr. 5 an sich bereits zu dieser 
Prüfung berechtigt sind. Einer Sonderbestim- 
mung bedurfte es daher nur für Wirtschafts- 
prüfer, die nach früheren allgemeinen Vor- 
schriften bestellt und noch nicht zur Prüfung 
von Genossenschaften durdi behördlichen 
Akt ermächtigt sind. Die Vorschrift dieses 
Paragraphen, die unter bestimmten Voraus- 
setzungen die Ermächtigung durch die oberste 
Landesbehörde vorsieht, entspricht dem § 16 
des Gesetzes über Wirtschaftsprüfer im Ge- 
nossenschaftswesen vom 17. Juli 1952 (BGBl. T 
S. 385). 

Voraussetzung für die Ermächtigung ist, daß 
der Wirtschaftsprüfer im genossenschaftlichen 
Prüfungswesen ausreichend vorgebildet ist und 
entsprechende Erfahrungen besitzt. Die Stel- 
lungnahmen des Freien Ausschusses und der 
Wirtschaftsprüferkammer, die vor der Ent- 
scheidung über einen derartigen Antrag ge- 
hört werden sollen (Satz 3), sind für die 
Beurteilung der Bereclitigung des Antrages 
wesentlich. 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

Der Entwurf sieht ln § 1 Abs. 3 vor, daß die 
Tätigkeit eines Wirtschaftsprüfers audi durdi 
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Gesellschaften ausgeübt werden kann, die als 
Wirtsdiaftsprüfungsgesellschaften anerkannt 
sind. Pflichtprüfungen können nach § 137 
Abs. 1 Akt.G. audi durch Wirtschaftsprü- 
fungsgesellsdiaften durchgeführt werden. Der 
Pünfte Abschnitt enthält die Bestimmungen 
über die für Wirtschaftsprüfungsgesellschaf- 
ten zulässigen Rechtsformen, das Anerken- 
nungsverfahren, das Erlöschen und die Zu- 
rücknahme der Anerkennung. Die Ausübung 
des Wirtschaftsprüferberufs durch Gesell- 
schaften ist seit Bestehen des Berufsrechts der 
Wirtschaftsprüfer zugelassen. Zur Zeit be- 
stehen im Gebiet des Bundes und im Lande 
Berlin etwa 127 Wirtsdiaftsprüfungsgesell- 
schaften. Die Regelungen für die Wirtschafts- 
prüfungsgesellschaften sind im geltenden Be- 
rufsredit unterschiedlich. Auf Einzelheiten 
wird in der Begründung zu den einzelnen 
Paragraphen hingewiesen. 

Zu § 39 

Reditsform 

1. Über die für Wirtschaftsprüfungsgesell- 
schaften möglichen Rechtsformen enthalten 
die derzeitigen Berufsordnungen untersdiied- 
liehe Regelungen. Das Zentralamt für Wirt- 
schaft für die britische Zone, die Verwaltung 
für Wirtschaft des Vereinigten Wirtschafts- 
gebietes und der Bundesminister für Wirt- 
schaft haben von der in § 2 Abs. 4 der Ver- 
ordnung über eine Berufsordnung für die 
Angehörigen des wirtschaftlichen Prüfungs- 
und Treuhand Wesens vom 20. Dezember 
1946 enthaltenen Ermächtigung, besondere 
Bestimmungen für die Anerkennung zu er- 
lassen, nicht Gebrauch gemacht. In der Ersten 
Anordnung zur Änderung und Durchführung 
der Verordnung über eine Berufsordnung für 
die Angehörigen des wirtschaftlichen Prü- 
fungs- und Treuhandwesens vom 15. März 
1948 (Verordnungsblatt für die Britische 
Zone S. 74) sind lediglich einige allgemeine 
vorläufige Vorschriften über die Inhaber- 
schaft der Kapitalanteile, die Berufszugehö- 
rigkeit der Vorstandsmitglieder und den 
Jahresabschluß enthalten. Vorschriften über 
die mögliche Reditsform fehlen. Entsprechen- 
des gilt für § 38 der Wirtschaftsprüferord- 
nung vom 21. März 1950 (Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt der Landesregierung Rhein- 
land-Pfalz S. 91). Das Gesetz Nr. 911 über 
Wirtschaftsprüfer, Bücherrevisoren und 
Steuerberater vom 17. Dezember 1947 (Re- 
gierungsblatt der Regierung Württemberg- 
Baden 1948 S. 9) und die Verordnung 


Nr. 937, Erste Verordnung des Wirtschafts- 
ministeriums und des Finanzministeriums zur 
Durchführung des Gesetzes über Wirtschafts- 
prüfer, Bücherrevisoren und Steuerberater 
vom 8. November 1948 (Regierungsblatt der 
Regierung Württemberg-Baden 1949 S. 7) 
lassen den Antrag auf Anerkennung für 
„Flandelsrechtliche Gesellschaften“ zu (ebenso 
§ 21 Abs. 1 der Verordnung zur Durchfüh- 
rung des Gesetzes Nr. 105 über Wirtschafts- 
prüfer, Bücherrevisoren und Steuerberater 
vom 15. Dezember 1948 — Bayerisches Ge- 
setz- und Verordnungsblatt 1949 S. 4 — 
und § 21 Abs. 1 der Ersten Durchführungs- 
verordnung zum Gesetz über Wirtschafts- 
prüfer, Büdierrevisoren und Steuerberater 
vom 4. Dezember 1948 — Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt der Freien Hansestadt Bremen 
S. 238 — ). Im Lande Berlin sind die Rechts- 
formen der Aktiengesellschaft, Kommandit- 
gesellschaft auf Aktien, Gesellschaft mit be- 
sdiränkter Haftung und der Personengesell- 
schaft zulässig (vgl. die Bekanntmachung 
betr. Zulassung und Prüfung der Angehöri- 
gen der wirtschafts- und steiierberatenden 
Berufe durch die Abteilung für Wirtsdiafr 
und die Finanzabteilung des Magistrats von 
Groß-Berlin vom 30. Juni 1947 — Verord- 
nungsblatt für Groß-Berlin S. 231 — ) und 
Abschnitt 2/II der Bestimmungen der frü- 
heren Hauptstelle für die öffentlich bestellten 
Wirtschaftsprüfer über das Prüfungs- und 
Zulassungsverfahren für die öffentlich bestell- 
ten Wlrtsdiaftsprüfer (vgl. die Übersicht im 
Wirtschaftsprüfer-Jahrbudi 1951 S. 12 
bis 14). 

2. Der Entwurf läßt als Gesellsdiaftsformen 
Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaf- 
ten auf Aktien, Gesellschaften mit be- 
sdiränkter Haftung, Offene Handelsge- 
sellschaften und Kommanditgesellschaften für 
Wirtsdiaftsprüfungsgesellsdiaften zu (Abs. 1). 
Mit Ausnahme der Kommanditgesellschaft 
auf Aktien sind alle diese Rechtsfor- 
men bei den anerkannten Wirtschaftsprü- 
fungsgesellschaften bereits vorhanden. Die 
Kommanditgesellschaft auf Aktien soll als 
Rechtsform nicht ausgesclalossen sein, weil sie 
durch die Vereinigung persönlich haftender 
Gesellschafter mit der Form der juristischen 
Person dem Wesen des Berufs und den Erfor- 
dernissen großer Prüfungsgesellschaften ge- 
recht zu werden vermag. 

Die Form der Offenen Handelsgesellschaft 
und der Kommanditgesellschaft, bei denen 
der Gesichtspunkt der Verantwortung durch 
die persönliche Haftung betont ist, werden 
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unter den besonderen Voraussetzungen des 
Abs. 2 anerkannt. Sie müssen ihrer Treu- 
handtätigkeit wegen in das Handelsregister 
eingetragen sein. 

Die Personengesellschaft des Handelsrechts 
setzt im allgemeinen die gewerbsmäßige Aus- 
übung eines Handelsgeschäftes voraus (§§ 105, 
161, 1, 2 HGB). Der Wirtschaftsprüferberuf 
ist nach den Vorschriften des Entwurfs kein 
Gewerbe (§ 1 Abs. 2). Allein die mit ihm 
verbundene Treuhandtätigkeit, die nach § 55 
Abs. 4 mit dem Wirtschaftsprüferberuf ver- 
einbar ist, kann jedoch die Möglichkeit einer 
Eintragung einer Personengescllschaft im 
Handelsregister begründen. Eine so eingetra- 
gene Gesellschaft darf dann auch als Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaft anerkannt werden. 

Zu § 40 

Voraussetzungen für die Anerkennung 
1. Derzeitiger Rechtszustand 

a) Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, 
Schleswig-Holstein und Hamburg 
Die Verordnung über eine Berufsord- 
nung für die Angehörigen des wirt- 
sdiaftlichen Prüfungs- und Treuhand- 
wesens vom 20. Dezember 1946 in 
Verbindung mit der Ersten Anord- 
nung zur Änderung und Durchfüh- 
rung der Verordnung über eine Be- 
rufsordnung für die Angehörigen des 
wirtschaftlichen Prüfungs- und Treu- 
handwesens vom 15. März 1948 (Ver- 
ordnungsblatt für die Britische Zone 
S. 74) sicht vor, daß alle Vorstands- 
mitglieder der Gesellschaft Wirtschafts- 
prüfer sein und daß sich alle Kapital- 
anteile in Händen solcher Wirtschafts- 
prüfer befinden müssen, die selbst in 
der Gesellschaft tätig sind. 

b) Bayern, ehern. Land Württemberg- 
Baden, Hessen, Bremen 

Die Berufsordnungen schreiben vor, 
daß die persönlich haftenden Gesell- 
schafter und bei juristischen Personen 
mindestens die Hälfte der Mitglieder 
des Vorstandes oder der Geschäftsfüh- 
rung Wirtschaftsprüfer sein müssen. 
Die Eignung der Vorstandsmitglieder 
oder Geschäftsführer, die nicht Wirt- 
schaftsprüfer, Bücherrevisoren oder 
Steuerberater sind, ist besonders zu 
prüfen (vgl. dazu § 2 Abs. 2 des Ge- 
setzes Nr. 105 über Wirtschaftsprüfer, 
Bücherrevisoren und Steuerberater 


vom 9. März 1948 — Bayerisches Ge- 
setz- und Verordnungsblatt S. 45 — 
und § 21 Abs. 3 der Verordnung zur 
Durchführung des Gesetzes Nr. 105 
über Wirtsdiaftsprüfer, Bücherreviso- 
ren und Steuerberater vom 15. De- 
zember 1948 — Bayerisches Gesetz- 
und Verordnungsblatt 1949 S. 4 — ; 
§ 2 Abs. 2 des Gesetzes Nr. 911 über 
Wirtschaftsprüfer, Bücherrevisoren unef 
Steuerberater vom 17. Dezember 1947 
— Regierungsblatt der Regierung 
Württemberg-Baden 1948 S. 9 — und 
§ 9 der Verordnung Nr. 937, Erste 
Verordnung des Wirtscliaftsministc- 
riums und des Finanzministeriums zur 
Durchführung efes Gesetzes über Wirt- 
schaftsprüfer, Bücherrevisoren und 
Steuerberater vom 8. November 1948 
— Regierungsblatt der Regierung 
Württemberg-Baden 1949 S. 7 — ; 
§ 2 Abs. 2 des Gesetzes über Wirt- 
schaftsprüfer, Bücherrevisoren und 
Steuerberater vom 13. Dezember 1947 
— Gesetz- und Verordnungsblatt für 
das Land Hessen S. 8 — und § 7 cier 
Ersten Durchführungsverordnung zum 
Gesetz über Wirtschaftsprüfer, Bücher- 
revisoren und Steuerberater vom 
3. Mai 1950 — Gesetz- und Verord- 
nungsblatt für das Land LIcssen S. 73 
— in Verbindung mit der Bekanntma- 
chung der Hessischen Landesregierung 
vom 30. September 1950 — Gesetz- 
und Verordnungsblatt für das Land 
Hessen S. 185 — ; § 2 Abs. 2 des Ge- 
setzes über Wirtschaftsprüfer, Bücher- 
revisoren und Steuerberater vom 
26. Februar 1948 — Gesetzblatt der 
Freien Hansestadt Bremen S. 29 — 
und § 21 Abs. 3 der Ersten Durchfüh- 
rungsverordnung zum Gesetz über 
Wirtschaftsprüfer, Bücherrevisoren und 
Steuerberater vom 4. Dezember 1948 
— Gesetzblatt der Freien Hansestadt 
Bremen S. 238 — ). 

c) ehern. Länder Baden und Württem- 
berg-Hohenzollern 

Nach den Vorschriften dieser Länder 
muß mindestens ein Mitglied des Vor- 
standes oder der Geschäftsführung 
Wirtschaftsprüfer sein. Bei Personen- 
gesellschaften müssen diese Eigenschaft 
sämtliche persönlich haftenden Gesell- 
schafter haben. Bei Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung muß das Stamm- 
kapital mindestens fünfzigtausend 
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Deutsche Mark betragen (vgl. zum 
Beispiel II der Zulassungsbedingungen 
für Wirtschaftsprüfer in den Vor- 
schriften über die Errichtung und das 
Verfahren der Zulassungs- und Prü- 
fungsstelle für das ehern. Land Baden). 

d) Rheinland-Pfalz 

Die Berufsordnung für Rheinland- 
Pfalz bestimmt, daß Vorstandsmit- 
glieder (Geschäftsführer) Wirtschafts- 
prüfer (mindestens zur Hälfte) oder 
Steuerberater sein müssen und daß sidi 
sämtliche Kapitalanteile in Händen 
von solchen Wirtschaftsprüfern oder 
Steuerberatern befinden müssen, die 
selbst in der Gesellschaft tätig sind. 
Dabei dürfen die Kapitalanteile der 
Steuerberater nicht mehr als die Hälfte 
des Gesamtkapitals betragen (vgl. § 38 
der Wirtschaftsprüferordnung vom 
21. März 1950 — Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt der Landesregierung 
Rheinland-Pfalz S. 91 — ). 

e) Land Berlin 

Die Berufsordnung verlangt bei Ak- 
tiengesellschaften, Kommanditgesell- 
schaften auf Aktien und Gesellschaf- 
ten mit beschränkter Haftung, daß 
mindestens ein Mitglied des Vorstan- 
des oder der Geschäftsführung als 
Wirtschaftsprüfer bestellt ist, bei Per- 
sonengesellschaften, daß alle persön- 
lich haftenden Gesellschafter Wirt- 
schaftsprüfer sind. Für Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung ist ein Min- 
destkapital von fünfzigtausend Deut- 
sche Mark vorgesehen (vgl. § 3 der 
Bekanntmachung betr. Zulassung und 
Prüfung der Angehörigen der wirt- 
schafts- und steuerberatenden Berufe 
durch die Abteilung für Wirtschaft 
und die Finanzabteilung des Magi- 
strats von Groß-Berlin vom 30. Juni 
1947 — Verordnungsblatt für Groß- 
Berlin S. 231 — in Verbindung mit 
den Bestimmungen der früheren 
Hauptstelle für die öffentlich bestell- 
ten Wirtschaftsprüfer über das Prü- 
fungs- und Zulassungsverfahren für 
die öffentlich bestellten Wirtschafts- 
prüfer). 

Die Berufsordnungen der zu a, c, d und e 
genannten Länder schreiben ferner — bei c 
und e auf Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung beschränkt — vor, daß der Jahres- 
abschluß nach Maßgabe der aktienreditlichen 


Vorschriften aufgestellt und veröffentlicht 
werden muß. 

2. Der Entwurf geht in Übereinstimmung 
mit den bisherigen Regelungen von dem 
Grundsatz aus, daß die Mitglieder des Vor- 
standes, die Geschäftsführer oder die persön- 
lich haftenden Gesellschafter Wirtschaftsprü- 
fer sein müssen (Abs. 1 Satz 1). Die Notwen- 
digkeit einer solchen gesetzlichen Regelung 
ergibt sidi bereits aus der Tatsache, daß die 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften als solche 
Wirtschaf tsprüfertätigkeit ausüben, insbeson- 
dere ein Testatredit besitzen. Der Entwurf 
läßt daneben aber — im Anschluß an die 
Regelungen der Berufsordnungen für die 
Länder Bayern, ehern. Württemberg-Baden, 
Hessen und Bremen — zu, daß nach Anhö- 
rung der Wirtsdiaftsprüferkamnier besonders 
befähigte Kräfte anderer Fachrichtungen (zum 
Beispiel Juristen, Techniker), die nicht Wirt- 
sdiaftsprüfer sind, Vorstandsmitglieder, Ge- 
sdiäftsführer oder persönlich haftende Ge- 
sellschafter bestehender Wirtschaftsprüfungs- 
gcsellschaften werden können (Abs. 2). Die 
Hälfte der Vorstandsmitglieder, Gesdiäfts- 
f (ihrer und persönlich haftenden Gesellschaf- 
ter muß aber immer Wirtschaftsprüfer sein. 
Diese Regelung hat ihre Begründung in der 
Erfahrung, daß namentlich größere Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaften vcrsdiicdentlich 
besondere Fachkräfte für Spezialaufgaben be- 
nötigen. Ihnen soll die Möglichkeit gegeben 
sein, dem Vorstand oder der Geschäftsfüh- 
rung anziigehören. Das Recht, allein für die 
C}cscllschaft Bestätigungsvermerke zu ertei- 
len, erhalten diese Personen dadurch nicht. 
Ein Bestätigungsvermerk muß vielmehr von 
mindestens einem Wirtschaftsprüfer mit un- 
terzeidinet sein (vgl. § 44). Sie sind jedoch 
Mitglieder der Wirtschaftsprüferkammer und 
der Ehrengeriditsbarkcit und Berufsgerichts- 
barkeit unterworfen (vgl. §§ 71 und 88). 
Ihre Aufnahme in den Vorstand, die Ge- 
schäftsführung oder den Kreis der persön- 
lich haftenden Gesellschafter bedarf der Ge- 
nehmigung der obersten Landesbehörde 
(Abs. 2), die die Genehmigung versagen kann, 
wenn eine besondere Fachkunde nicht vor- 
handen ist oder die erforderliche charakter- 
liche Zuverlässigkeit fehlt. 

3. Die vorgesehene Regelung, daß bei Aktien- 
gesellschaften und Kommanditgesellschaften 
auf Aktien sämtliche Aktien als vinkulierte 
Namensaktien ausgestellt werden müssen, 
also nur mit Zustimmung der Gesellschaft 
übertragen werden können (Abs. 3), und bei 
Gesellsdiaftcn mit beschränkter Haftung die 
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Übertragung von Geschäftsanteilen an die 
Zustimmung der Gesellschaft gebunden sein 
muß (Abs. 4), ließ eine Vorsdbrift über In- 
haberschaft der Gesellschaftsanteile entbehr- 
lich erscheinen. Bei der Gebundenheit der Ge- 
sellschaftsrechte besteht in Verbindung mit 
der Pflicht zur Meldung der GesellsAafter 
zum Berufsregister gemäß § 53 Abs. 2 die 
Möglichkeit, jederzeit festzustellen, in wessen 
Händen sich die Gesellschaftsanteile einer in 
Form der Kapitalgesellschaft begründeten 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft befinden. Die 
Übertragung von Gesellschaftsanteilen bzw. 
Geschäftsanteilen bleibt kontrollierbar. Ab- 
hängigkeitsverhältnisse, die insbesondere für 
die Auswahl der Abschlußprüfer bei Aktien- 
gesellschaften nach Maßgabe des § 137 Akt.G. 
bedeutsam sind, bleiben erkennbar. 

Der Entwurf sieht für die Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung ein Stammkapital von 
mindestens fünfzigtausend Deutsche Mark 
vor, das vor der Anerkennung eingezahlt 
sein muß (Abs. 4). Diese hinsichtlich des Min- 
deststammkapitals für Berlin und die ehern. 
Länder Baden und Württemberg-Hohenzol- 
lern vorgeschriebene und für Nordrhein- 
Westfalen, Niedersachsen, Schleswig-Holstein 
und Hamburg gehandhabte Übung soll 
sichern, daß den mit der Berufsausübung bei 
einer größeren beschränkt haftenden Kapital- 
gesellschaft verbundenen Risiken nicht ein 
unzureichendes Kapital gegenübersteht. Das 
vom GmbH.-Gesetz (§ 5) vorgesehene Min- 
destkapital von zwanzigtausend Deutsche 
Mark erschien aus diesen Gründen nicht als 
ausreichend. 

In den Übergangs- und Schluß Vorschriften ist 
vorgesehen, daß die bestehenden Wirtschafts- 
prüfungsgesellschaften die in Abs. 3 und 4 
verlangten Voraussetzungen spätestens bis 
zum 31. Dezember 1955 erfüllen (§ 120 
Abs. 3). Bei Vorliegen unbilliger Härte kann 
die oberste Landesbehörde eine Verlänge- 
rung der Frist bis spätestens 31. Dezember 
1960 gewähren. 

Zu §41 
Verfahren 

Die Prüfung der Voraussetzungen für die 
Anerkennung einer Gesellschaft als Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaft und die Genehmi- 
gung der Aufnahme besonderer Fachkräfte, 
die nicht Wirtschaftsprüfer sind, erfolgt 
durch den Zulassungsausschuß. Dieser kann 
insbesondere nach § 7 Abs. 4, der für ent- 
sprechend anwendbar erklärt ist, alle erfor- 
derlichen Feststellungen bei den zuständigen 


Stellen (zum Beispiel der Wirtschaftsprüfer- 
kammer) treffen (Abs. 1 Satz 2). Personen, 
die nicht Wirtschaftsprüfer sind und die Vor- 
standsmitglieder, Geschäftsführer oder per- 
sönlich haftende Gesellschafter einer Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaft werden wollen, 
müssen die in § 7 Abs. 2 Nr. 1 bis 6 vorge- 
schriebenen Erklärungen einreichen, damit 
die Nachprüfung der persönlichen Eignung 
erleichtert wird (Abs. 1 Satz 3). 

Zu § 42 

Anerkennungsbehörde und LFrkunde 
Zuständig für die Anerkennuing von Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaften ist die oberste 
Landesbehörde (Abs. 1). Sie stellt die Ur- 
kunde über die Anerkennung als .Wirtschafts- 
prüfungsgesellschaft aus. Die Urkunde muß 
die gesetzliche Grundlage, die Erklärung der 
Anerkennung als Wirtschaftsprüfungsgesell- 
schaft sowie den Namen und Sitz der an- 
erkannten Gesellschaften sowie Angabe der 
Behörde, Stempel und Unterschrift enthalten. 

Zu § 43 

Bezeichnung „Wirtschaftsprüfungsgesellschaft“ 
Die Verpflichtung der anerkannten Gesell- 
schaft, die Bezeichnung „Wirtschaftsprü- 
fungsgesellschaft“ zu führen, entspricht der 
Vorsdirift des § 30 Abs. 1, nach der jeder 
Wirtschaftsprüfer im beruflichen Verkehr die 
Berufsbezeichnung führen muß. Die Ver- 
pflichtung besteht nicht nur, wenn die Ge- 
sellschaft Bestätigungsvermerke erteilt, son- 
dern auch dann, wenn sie andere zulässige 
Tätigkeiten ausübt, wie Beratungstätigkeit 
auf wirtschaftlichem oder steuerlichem Gebiet 
und insbesondere gutachtliche Tätigkeit. Die 
Aufnahme der Bezeichnung Wirtschaftsprü- 
fungsgesellschaft in die Firma ist zulässig, 
aber nicht notwendig. Ist die Bezeichnung 
nicht in die Firma aufgenommen worden, so 
muß sie als Zusatz zur Firma geführt werden. 
Dem Antrag auf Anerkennung als Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaft muß nach § 41 
Abs. 2 die Anmeldung zur Eintragumg im 
Handelsregister beigefügt werden; idle voll- 
zogene Eintragung bedarf in diesem Zeit- 
punkt noch nicht des Nachweises. Diese Re- 
gelung berücksichtigt die Möglichkeit der 
Aufnahme der Bezeichnung Wirtschaftsprü- 
fungsgesellschaft in die Firma. Ist die Be- 
zeichnung Firmenbestandteil, so kann die 
Eintragung erst nach Anerkennung der Ge- 
sellschaft als Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
erfolgen. 
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Zu § 44 

Be stätigunigs vermerke 

1. Im derzeit geltenden Berufsrecht ist die 
Frage, von welchen Persönlichkeiten im Vor- 
stand, der Geschäftsführung oder von den 
persönlich haftenden Gesellschaftern eine 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft vertreten wer- 
den kann, wenn typische Wirtschaftsprüfer- 
aufgaben (zum Beispiel die Erteilung eines 
Biestätigungsvermerks bei Pflichtprüfungen) 
in Betracht stehen, für Berlin und die ehern. 
Länder Baden und Württemberg-Hohenzol- 
lern geregelt. Die hier geltenden Bestimmun- 
gen schreiben vor, daß Bilanzvermerke, Re- 
vision sberichte, Gutachten und dergleichen 
jeweils von einem Wirtschaftsprüfer bzw. 
vereidigten.. Buchprüfer unterzeichnet sein 
müssen (vgl. zum Beispiel die Bekannt- 
machung über Zulassung und Prüfung der 
Angehörigen der wirtschafts- und steuerbe- 
ratenden Berufe durch die Abteilung Wirt- 
schaft und die Finanzabteilung des Magistrats 
von Groß-Berlin vom 30. Juni 1947 — Ver- 
ordnungsblatt für Groß-Berlin S. 231 — in 
Verbindung mit Abschnitt 2/II der Bestim- 
mungen der früheren Hauptstelle für die 
öffentlich bestellten Wirtschaftsprüfer über 
das Prüfungs- und Zulassungsverfahren für 
die Öffentlich bestellten Wirtschaftsprüfer 
und Abschnitt II 'der Zulassungsbedingungen 
für Wirtschaftsprüfer der ehern. Länder 
Baden und Württemberg-Hohenzollern). 

2. Die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft ist als 
solche zur Erteilung von Bestätigungsver- 
merken befugt (vgl. § 137 Abs. 1 Akt. G.). 
Da im Vorstand, der Geschäftsführung oder 
unter den persönlich haftenden Gesellschaf- 
tern einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
auch Persönlichkeiten sein können, die nicht 
Wirtschaftsprüfer sind (vgl. § 40 Abs. 2), be- 
durfte es einer Vorschrift, nach der jeder 
Bestätigungsvermerk, soweit er gesetzlich 
vorgeschrieben ist, von einem Wirtschafts- 
prüfer unterzeichnet sein muß. Sind nach 
Satzung oder Gesellschaftsvertrag für die 
Vertretung einer Gesellschaft zwei Unter- 
schriften vorgesehen, so kann also auch ein 
Bestätigungsvermerk von einem Wirtschafts- 
prüfer und einer Person unterzeichnet wer- 
den, die nicht Wirtschaftsprüfer ist. Der 
Nichtwirtschaftsprüfer kann aber niemals 
lallein einen Bestätigungsvermerk unterzeich- 
nen. Die Handhabung, daß der Bestätigungs- 
vermerk bei Pflichtprüfungen neben einem 
Wirtschaftsprüfer auch von einer anderen 
Person (zum Beispiel einem Prüfungsassisten- 


ten) unterzeichnet wird, entspricht vielfach 
der Praxis. Wesentlich ist in diesem Zusam- 
menhang der Hinweis, daß dem Namen des 
Wirtschaftsprüfers bei der Unterzeichnung 
des Bestätigungsvermerks die Berufsbezeich- 
nung „Wirtschaftsprüfer“ beizufügen ist (vgl. 
^ 30 Abs. 1). Es muß also aus den Unter- 
schriften erkennbar sein, welche von den 
unterzeichnenden Personen Berufsangehörige 
sind. Soweit von der Wirtschaftsprüfungsge- 
sellschaft Erklärungen abgegeben werden, die 
nicht einen gesetzlich vorgeschriebenen Bestä- 
tigungsvermerk zum Gegenstand haben, also 
zum Beispiel auch Prüfungsvermerke unter 
Abschlüssen von Gesellschaften, die gesetzlich 
nicht geprüft werden müssen, wie die Per- 
sonengesellschaften ides Handelsrechts, ist vom 
Entwurf idie Notwendigkeit der Unterzeich- 
nung durch einen Wirtschaftsprüfer zwin- 
gend nicht vorgeschrieben. Im alilgemeinen 
wird aber Satzung oder Gesellschaftsvertrag 
die Unterzeidinung aller Erklärungen auch 
durch einen Wirtschaftsprüfer versehen. Für 
alle Prüfungserkrärungen ist idies jedenfalls 
zu empfehlen. 

Zu § 45 

Erlöschen der Anerkennung 
1. Der Entwurf behandelt das Erlöschen der 
Anerkennung und deren Zurücknahme in 
diesem Paragraphen und dem § 46 ent- 
sprechend der Regelung des Erlösdiens und 
der Zurücknahme der Bestellung (§§ 31 und 
32) getrennt. 

Die Berufsordnungen für die Länder Bayern, 
ehern. Württemberg-Baden, Hessen und Bre- 
men sehen das Erlöschen der Anerkennung 
(Zulassung) bei Auflösung der Gesellschaft, 
bei schriftlichem Verzicht und durch Wider- 
ruf bei Wegfall der Anerkennungsvoraus- 
setzungen nach § 2 Abs. 2 des Gesetzes über 
Wirts chaftsprüfer, Bücherrevisoren undSteuer- 
berater vor (vgl. zum Beispiel § 23 Abs. 2 
der Verordnung zur Durchführung des Ge- 
setzes Nr. 105 über Wirtschaftsprüfer, 
Bücherrevisoren und Steuerberater vom 15. 
Dezember 1948 — Bayerisches Gesetz- und 
Verordnungsblatt 1949 S. 4 — ; § 23 Abs. 2 
der Verordnung Nr. 937, Erste Verordnung 
des Wirtschaftsministeriums und des Finanz- 
ministeriums zur Durchführung des Gesetzes 
über Wirtschaftsprüfer, Bücherrevisoren und 
Steuerberater vom 8. November 1948 — Re- 
gierungsblatt der Regierung Württemberg- 
Baden 1949 S. 7 — ). In der Berufsordnung 
für die Länder Nordrhein- Westfalen, Nieder- 
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Sachsen, Schleswig-Holstein und Hamburg 
(Verordnung über eine Berufsordnung für die 
Angehörigen des wirtschaftlichen Prüfungs- 
und Treuhandwesens vom 20. Dezember 
1946) ist für die Zurücknahme der Anerken- 
nung einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
in entsprechender Anwendung verwiesen auf 
die Zurücknahme der Bestellung bei Fest- 
stellung der Berufsunwürdigkeit eines Wirt- 
schaftsprüfers im Ehrengerichtsverfahren 
(§ 26 Abs. 3 Nr. 3 der Anlage I zur Verord- 
nung über eine Berufsordnung für die Ange- 
hörigen des wirtschaftlichen Prüfungs- und 
Treuhand Wesens vom 20. Dezember 1946). 
In Rheinland-Pfalz wird die Anerkennung 
(Zulassung) unter Vorbehalt des Widerrufs 
durch die für die Wirtschaft zuständige 
oberste Landesbehörde erteilt (§ 39 Abs. 4 
der Wirtschaftsprüfer Ordnung vom 21. März 
1950 — Gesetz- und Verordnungsblatt der 
Landesregierung Rheinland-Pfalz S. 91 — ). 
Für die ehern. Länder Baden und Württem- 
berg-Hohenzolkrn fehlt es an einer ausdrück- 
lichen Regelung. Die Kammersatzungen bin- 
den aber die Ausbildung der Berufstätigkeit 
an die Voraussetzung der Zugehörigkeit zu 
der Berufskammer (§ 4). Die Zugehörigkeit 
zu dieser Kammer erlischt u. a. nach § 5 mit 
dem Ausschluß aus dem Beruf. — Im Lande 
Berlin gelten die Bestimmungen des Ab- 
schnitts IV der Ländervereinbarung und der 
nach § 10 der Bestimmungen der früheren 
Hauptstelle für die öffentlidi bestellten Wirt- 
schaftsprüfer über das Prüfungs- und Zulas- 
sungsverfahren für die öffentlich bestellten 
Wirtsdiaftsprüfer erlassenen Richtlinien. 

2. Entsprechend den Vorschriften über das 
Erlöschen der Bestellung soll die Anerken- 
nung erlöschen, wenn die Gesellschaft aufge- 
löst wird oder einen Verzicht erklärt (Abs. 1). 
Der Verzicht muß schriftlich erklärt werden. 
Die übrigen Fälle, die zur Beseitigung der 
Anerkennung zwingen, insbesondere der 
Wegfall der Voraussetzungen für die Tätig- 
keit als Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, sind 
in § 46 über die Zurückniahme der Anerken- 
nung behandelt. 

Zu S 46 

Zurücknahme der Anerkennung 

1. Für die Regelung in den bestehenden Be- 
rufsordnungen wird auf die Begründung zu 
§ 45 unter Nr. 1 Bezug genommen. 

2. Die Anerkennung muß nach dem Entwurf 
zurückgenommen werden, wenn für ein Vor- 


standsmitglied, einen Geschäftsführer oder 
persönlich haftenden Gesellschafter die Be- 
stellung zurückgenommen ist (Abs. 1 Nr. 1), 
wenn sich nach der Anerkennung ergibt, daß 
sie hätte versagt werden müssen oder wenn 
die Voraussetzungen für die Anerkennung 
nachträglich fortfallen (Abs. 1 Nr. 2) oder 
endlich, wenn ein Vorstandsmitglied, Ge- 
schäftsführer oder persönlich haftender Ge- 
sellschaftor durch rechtskräftiges berufsge- 
richtliches Urted aus dem Berufsstand ausge- 
schlossen worden ist (Abs. 1 Nr. 3). Bei Zu- 
rücknahme der Bestellung oder rechtskräfti- 
ger Ausschließung eines Berufsangehörigen 
aus dem Berufsstand soll eine Verpflichtung 
zur Zurücknahme der Anerkennung der 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, der er als 
Vorstandsmitglied, Geschäftsführer oder haf- 
tender Gesellschafter angehört, dann aber 
nicht bestehen, wenn die Gesellschaft unver- 
züglich jede Vortretungs- und Geschäftsfüh- 
rungsbefugnis widerruft oder entzieht 
(Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 3). Durch idlese Auf- 
hebung ist der für die Gesellschaft eingetre- 
tene Mangel beseitigt. Fallen die Voraus- 
setzungen für die Anerkennung weg oder 
wird nachträglich bekannt, daß sie bei der 
Anerkennung nldit bestanden haben, so kann 
die Gesellsdiaft die Zurücknahme der An- 
erkennung dadurdi abwenden, daß sie den 
gesetzmäßigen Zustand herstellt (Abs. 1 
Nr. 2). 

Die Zurücknahme der Anerkennung muß 
also bei einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
immer erfolgen, wenn durch die in § 46 ge- 
nannten Fälle ein ungesetzlicher Zustand ge- 
geben ist. Insoweit besteht für die oberste 
Landesbehörde kein Ermessensspielraum. 
Durch Herstellung des gesetzmäßigen Zustan- 
des kann die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
die Voraussetzungen für die Zurücknahme 
'beseitigen. 

3. Die Zurücknahme der Anerkennung ist zu 
begründen und mit Rechtsmittelbelehrung zu 
versehen. Sie wird erst mit Eintritt der 
Rechtskraft wirksam. Abs. 2 verweist auf 
§ 32 Abs. 5 und 6. Zuständig für die Zurück- 
nahme ist die oberste Landesbehörde, in deren 
Land die Gesellschaft ihre Hauptniederlas- 
sung hat (§ 33). 

Zu §48 

Gebühr für die Anerkennung 

Die Gebühren für das A^nerkennungs verfahren 
betragen zur Zeit nach der Handhabung in 
den Ländern Nordrhein-Westfalen, Nieder- 


67 



sadisen, Schleswig-Holstein und Hamburg und 
nach den Berufsordnungen für die Länder 
Bayern, ehern. Württemberg-Baden und Hes- 
sen fünfhundert Deutsche Mark, in Rhein- 
land-Pfalz insgesamt einhundertzwanzig 
Deutsdie Mark. Für die Begründung von 
Zweigstellen ist in den Ländern Bayern, ehern. 
Württemberg-Baden und Hessen eine beson- 
dere Gebühr in Höhe von zweihundert 
Deutsdie Mark, in Bremen von einhundert- 
fünfzig Deutsdie Mark vorgesehen. 

Der Entwurf schließt sich der Regelung für 
die überwiegende Zahl der Länder mit einer 
Gebühr von fünfhundert Deutsche Mark an. 
Für Zweigstellen soll jedoch eine Gebühr ent- 
fallen, weil die Begründung von Zweigstellen 
nach dem Entwurf nicht mehr besonders aner- 
kennungspflichtig sein soll. 

SECHSTER ABSCHNITT 
Berufsregister 

Die Führung eines Berufsregisters ist erfor- 
derlich, um der Wirtschaft und den öffent- 
lichen Stellen jederzeit die Möglichkeit zu 
geben, sich über den Kreis der zur Zeit be- 
stellten Wirtschaftsprüfer und anerkannten 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften sowie deren 
Niederlassungen zu unterrichten. Die derzeiti- 
gen Berufsordnungen regeln die Einrichtung 
des Berufsregisters unterschiedlich. In den Län- 
dern Nordrhein- Westfalen, Nieder Sachsen, 
Schleswig-Holstein und Hamburg wird das 
Berufsregister bei den einzelnen Landeskam- 
mern für das wirtschaftliche Prüfungs- und 
Treuhandwesen und in einer zusammengefaß- 
ten Liste bei der Hauptstelle für das wirt- 
schaftliche Prüfungs- und Treuhandwesen ge- 
führt. In den ehern, Ländern Baden und Würt- 
temberg-Hohenzollern wird ebenfalls eine 
Liste der Berufsangehörigen bei der Berufs- 
kammer geführt. In den Ländern Bayern, ehern. 
Württemberg-Baden, Hessen und Bremen be- 
steht ein Register bei der für die Wirtschaft 
zuständigen obersten Landesbehörde. In 
Rheinland-Pfalz wird eine entsprechende Liste 
bei dem Prüfungsamt geführt. 

Das System der für einzelne Gebiete geführ- 
ten Register oder Listen hat sich nicht voll 
bewährt. Die Wirtschaft hat ein begründetes 
Interesse daran, daß die Unterrichtung über 
alle Berufsangehörigen an einer Stelle möglich 
wird. Daher erscheint die Einrichtung eines 
zentralen Berufsregisters zweckmäßig. Es liegt 
nahe, dieses Berufsregister bei der Körper- 
schaft einzurichten, welche die Aufsicht über 


die Berufsangehörigen führt und die in Ver- 
bindung mit der Mitgliedschaft der Beteilig- 
ten am besten über die Verhältnisse sowohl 
der einzelnen Wirtschaftsprüfer als auch der 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften unterrichtet 
ist. 

Nach dem Entwurf wird das Berufsregister 
bei der Wirtschaftsprüferkammer geführt 
(§ 49). Es ist ein öffentliches Register, das 
von jedermann eingesehen werden kann (§49 
Abs. 3). Eine Pflicht der Wirtschaftsprüfer- 
kammer zur Mitteilung der Eintragungen an 
die obersten Landesbehörden und die übrigen 
Beteiligten ist vorgesehen, damit insbesondere 
die bei den obersten Landesbehörden geführ- 
ten Bestellungsakten ergänzt werden können 
(§ 49 Abs. 2). 

In das Berufsregister werden die Wirtschafts- 
prüfer, die Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 
und die Zweigniederlassungen mit allen 
wesentlichen Daten, insbesondere auch den 
Namen der vertretungsberechtigten Personen 
und allen entsprechenden Änderungen einge- 
tragen (§ 50). Die Eintragungen erfolgen teils 
auf Antrag, teils von Amts wegen. Von Amts 
wegen erfolgen insbesondere alle Löschungen 
bei Erlöschen oder Zurücknahme von Bestel- 
lungen oder Anerkennungen von Gesellschaf- 
ten (vgl. dazu im einzelnen §§ 51 und 52). 
Die Eintragungen haben keine konstitutive 
Wirkung. 

Im § 53 Abs. 1 ist (neben der Pflicht der Stel- 
lung von Anträgen auf Eintragung in das Be- 
rufsregister) noch die Pflicht für Wirtschafts- 
prüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 
vorgesehen, ihre beruflichen Anschriften und 
deren Veränderungen sowie die Anschrift von 
Zweigniederlassungen und deren Veränderun- 
gen der Wirtschaftsprüferkammer anzuzeigen. 
Wesentlich ist ferner, daß die Wirtschafts- 
prüfungsgesellschaften alljährlich Im Monat 
Januar eine Liste der Gesellschafter und der 
von ihnen gehaltenen Aktien und Stammein- 
lagen zum Berufsregister einzureichen haben 
(§ 53 Abs. 2). Aus diesen Unterlagen soll die 
Öffentlichkeit ersehen können, welche Per- 
sonen oder Firmen kapitalmäßig an einer 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft beteiligt sind. 
Auf die Begründung zu § 40 Abs. 3 und 4 
wird Bezug genommen. 

Außer der Eintragung im Berufsregister wer- 
den Bestellung eines Wirtschaftsprüfers, Aner- 
kennung einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
sowie deren Erlöschen oder Zurüchnahme in 
den amtlichen Mitteilungsblättern der Länder 
und im Bundesanzeiger öffentlich bekanntge- 
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maclit, um der Wirtschaft und den interessier- 
ten öffentlichen Stellen ohne besondere Ein- 
sichtnahme in das Berufsregister die wichtig- 
sten Veränderungen im Berufsstand zur 
Kenntnis zu bringen (§ 54). 

DRITTER TEIL 

Rechte und Pflichten der Wirtschafts- 
prüfer 

Zu § 55 

Allgemeine Berufspflichten 

Die Berufspflichten des Wirtschaftsprüfers 
lassen sich im Gesetz nur in den Grundsätzen 
festlegen. Einzelheiten zu ihrem Inhalt kann 
die Wirtschaftsprüferkammer nach § 67 in 
Richtlinien mit Genehmigung des Bundes- 
ministers für Wirtschaft bekanntgeben. 

Als wichtigste Forderungen für die Berufsaus- 
übung nennt der Entwurf in Abs. 1 Unab- 
hängigkeit, Gewissenhaftigkeit, Verschwiegen- 
heit und Eigenverantwortlichkeit. Zum Be- 
griff der Eigenverantwortlichkeit sind im § 56 
noch nähere Bestimmungen getroffen. Wesent- 
lich hervorgehoben ist die Verpflichtung zur 
Unparteilichkeit, insbesondere bei der Erstat- 
tung von Prüfungsberichten und Gutachten 
(Abs. 1 Satz 2). Die Berufspflichten erstrek- 
ken sich über die Berufsausübung hinaus auch 
auf das Verhalten außerhalb des Berufes. Der 
Wirtschaftsprüfer hat sich des Vertrauens und 
der Achtung würdig zu erweisen, die der Be - 
ruf erfordert (Abs. 2 Satz 3). 

Zu den Berufspflichten gehört, daß sich der 
Wirtschaftsprüfer jeder Tätigkeit enthält, die 
mit seinem Beruf oder dem Ansehen des Be- 
rufsstandes nicht vereinbar ist (Abs. 2 Satz 1). 
Der Entv/urf enthält in den Abs. 3 und 4 
nähere Bestimmungen darüber, welche Tätig- 
keiten mit dem Beruf des Wirtschaftsprüfers 
vereinbar sind und bei welchen dies nicht der 
Fall ist. Der Entwurf folgt hierbei im wesent- 
lidien den in den geltenden Berufsordnungen 
bestehenden Vorschriften. Es wird eine ge- 
werbliche Tätigkeit, also zum Beispiel die In- 
habersdiaft eines kaufmännischen Unterneh- 
mens, als unvereinbar mit dem Beruf des 
Wirtschaftsprüfers angesehen. Das gleiche gilt 
für eine Tätigkeit auf Grund eines Anstel- 
lungsvertrages im privaten oder öffentlichen 
Dienst, soweit dies nicht nadi den Vorschrif- 
ten über die eigenverantwortliche Tätigkeit 
(§ 56 Abs. 1) oder nach Abs. 4 Nr. 2 und 
Nr. 3, zum Beispiel als Flochschullehrer oder 


Treuhänder, gestattet ist (Abs. 3 Nr. 2). Aus- 
geschlossen ist auch die Tätigkeit als Beamter. 
Dazu gehört nicht die Tätigkeit als Minister. 
Auch das Mandat zum Bundestag oder den 
Landtagen sowie die Zugehörigkeit zu Aus- 
schüssen der Selbstverwaltungskörperschaften 
des öffentlichen Rechts stellt kein Filndernls 
für die Berufsausübung dar. Als vereinbar mit 
dem Beruf des Wirtschaftsprüfers zählt der 
Entwurf — wiederum im wesentlichen ln 
Übereinstimmung mit dem derzeit geltenden 
Berufsrecht — die freien Berufe (zum Beispiel 
des Rechtsanwalts oder Steuerberaters), die 
Tätigkeit an wissenschaftlichen Instituten und 
als Lehrer an Hochschulen, die treuhänderisdie 
Verwaltung und die freie schriftstellerische 
und künstlerische Tätigkeit auf. Die treuhände- 
rische Verwaltung gehört nach der historischen 
EntVvdcklung, insbesondere bei Wirtschafts- 
prüfungsgesellschaften, zu den Aufgaben, mit 
denen der Beruf von der Wirtschaft betraut 
wird. Sie ist deshalb als vereinbar mit der 
Tätigkeit als Wirtschaftsprüfer anzusehen. 
Der Maßstab für die ethischen Grundsätze, 
die für die Berufspflichten des Wirtschafts- 
prüfers gelten, ergibt sich aus der Befugnis 
zur Durchführung gesetzlicher Prüfungen und 
zur Erteilung des vom Gesetz vorgeschrie- 
benen Bestätigungsvermerkes. Diese Befugnis 
legt dem Beruf vor der Öffentlichkeit eine be- 
sondere Verantwortlichkeit auf. Die Haltung, 
die von den Berufsangehörigen aus dieser Ver- 
antwortung erwartet werden muß, hebt der 
Entwurf in Abs. 2 Satz 2 besonders hervor. 
Eine Verletzung der Berufspflichten kann im 
ehrengerichtlichen oder im berufsgerichtlichen 
Verfahren geahndet werden. Bel schwerwie- 
genden Verstößen hat der Wirtschaftsprüfer 
die Ausschließung aus dem Berufsstand zu 
gewärtigen (§§ 80 und 81). 

Zu § 56 

Eigenverantwortliche Tätigkeit 

Die Eigenverantwortlichkeit des Wirtschafts- 
prüfers wird von der Mehrzahl der zur Zeit 
bestehenden Berufsordnungen als Voraus- 
setzung für die Berufsausübung hervorge- 
hoben. Der Wirtschaftsprüfer kann bei der 
Durchführung von Pfliditprüfungen und bei 
der Erteilung von Bestätigungsvermerken nur 
seinem Gewissen und seinem pflichtgemäßen 
Ermessen unterworfen sein. Jede Abhängig- 
keit, die diese Freiheit des Urteils und des 
Handelns beeinträchtigt, beseitigt die Voraus- 
setzungen, unter denen ihm das Recht zum 
Testat vom Gesetz erteilt ist. Der Entwurf 
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führt in Abs. 1 die Tätigkeiten auf, die aus- 
schließlich als eigenverantwortliche Wirt- 
schaftsprüfertätigkeit angesehen werden kön- 
nen. Neben dem selbständigen Wirtschafts- 
prüfer und den Wirtschaftsprüfern als Vor- 
standsmitglieder, Geschäftsführer oder persön- 
lich haftende Gesellschafter von Wirtschafts- 
prüfungsgesellschaften kann auch die Tätigkeit 
des Wirtschaftsprüfers als zeichnungsbercch- 
tigter Vertreter oder Angestellter von selb- 
ständigen Wirtschaftsprüfern, Wirtschafts- 
prüfungsgesellschaften, genossenschaftlichen 
Prüfungsverbänden, Sparkassen- und Girover- 
bänden oder überörtlichen Prüfungsverbänden 
öffentlicher Kassen als eigenverantwortlich 
angesehen werden, wenn für die Ausübung der 
eigentlichen Wirtschaftsprüfertätigkeit, also 
die Erstattung von Prüfungsberichten, Gut- 
achten und insbesondere die Erteilung des Be- 
stätigungsvermerkes, die Unabhängigkeit der 
Entscheidung gewährleistet ist (Abs. 1 in Ver- 
bindung mit Abs. 2). Der Wirtschaftsprüfer 
darf, wenn seine Prüfungsberichte oder 
Testate den Wert behalten sollen, der sowohl 
vom Auftraggeber als auch von der Öffent- 
lichkeit damit verbunden wird, nicht gezwun- 
gen sein, gegen seine Überzeugung zu handeln. 
Abs. 2 hebt deshalb (in Übereinstimmung mit 
der Formulierung des § 12 Abs. 2 des Ge- 
setzes über Wirtschaftsprüfer im Genossen- 
schaftswesen vom 17. Juli 1952 — BGBl. I 
S. 385 — ) hervor, daß eine Eigenverantwort- 
lichkeit nicht mehr besteht, wenn sich der 
Wirtschaftsprüfer bei der eigentlichen Berufs- 
tätigkeit im engeren Sinne an Weisungen zu 
halten hat. Die Notwendigkeit einer Mitzeich- 
nung durch einen anderen Wirtschaftsprüfer, 
wie sie beispielsweise bei Wirtschaftsprüfungs- 
gesellschaften häufig vereinbart ist, schließt 
die Eigenverantwortlichkeit jedoch nicht aus 
(Abs. 3). 

Der Inhalt des Begriffes der Eigenverantwort- 
lichkeit bedarf für praktische Falle einer 
weiteren Auslegung, welche die Wirtschafts- 
prüferkammer in den in 5 67 vorgesehenen 
Richtlinien zu geben vermag. Diese Richtlinien 
werden sich u. a. mit der Frage zu befassen 
haben, welche Anzahl von Personen ein Wirt- 
schaftsprüfer beschäftigen darf, damit seine 
persönliche Verantwortung erhalten bleibt. 

Zu §57 
Prokuristen 

In Übereinstimmung mit der zumeist be- 
stehenden praktischen Übung ist zur Wahrung 
des Ansehens des Berufsstandes vorgeschrie- 


ben, daß Wirtschaftsprüfer, soweit sie An- 
gestellte sind, die Rechtsstellung von Proku- 
risten haben sollen. Durdh diese Sollvorschrift 
Ist eine andere Lösung im Einzelfall, insbe- 
sondere bei Angestelltenverhältnissen vor- 
übergehender Natur, jedoch nicht ausge- 
schlossen. 

Zu § 58 
Beurlaubung 

Die bestehenden Berufsordnungen enthalten 
keine Bestimmungen über die Beurlaubung 
von Wirtschaftsprüfern. In der Praxis hat sich 
ein Bedürfnis dafür gezeigt, Wirtschaftsprüfer, 
die bei Vorliegen besonderer Verhältnisse vor- 
übergehend ihre Berufstätigkeit nicht ausüben 
können, von der Erfüllung der Berufspflich- 
ten zu entbinden, ohne daß ein Verzicht auf 
die Bestellung mit der Notwendigkeit späterer 
Wiederbestellung erforderlich wird. Dies gilt 
insbesondere dann, wenn ein Wirtschafts- 
prüfer etwa aus persönlichen Gründen vor- 
übergehend die Leitung eines gewerblichen 
Betriebes übernehmen will. Er darf während 
dieser Zeit die Tätigkeit als Wirtschaftsprüfer 
nicht ausüben ud die Bezeichnung Wirtschafts- 
prüfer nicht führen (Abs. 2). 

Die Beurlaubung wird auf Antrag von der 
Wirtschaftsprüferkammer ausgesprochen 

(Abs. 1). Diese soll dabei die Fristen von Ins- 
gesamt drei Jahren nicht überschreiten (Abs. 2 
Satz 3 und 4). 

Der Berufsangehörige bleibt während der Zeit 
der Beurlaubung Mitglied der Wirtschafts- 
prüferkammer. Die Mitgliedschaft ruht wäh- 
rend dieser Zeit. Er bleibt jedoch der Ehren- 
gerichtsbarkelt und Berufsgerichtsbarkeit 
unterworfen. 

Zu § 59 

Zweigniederlassungen 

1. In der Berufsordnung für die Länder Nord- 
rhein-Westfalen, Niedersachsen, Schleswig- 
Holstein und Hamburg (Verordnung über 
eine Berufsordnung für die Angehörigen des 
wirtschaftlichen Prüfungs- und Treuhand- 
wesens vom 20. Dezember 1946) ist die Be- 
fugnis zur Errichtung von Zweigniederlassun- 
gen nicht geregelt. In den Berufsordnungen 
für die Länder Bayern, ehern. Württemberg- 
Baden, Hessen und Bremen bedarf die Errich- 
tung von Zweigniederlassungen sowohl bei 
Wirtschaftsprüfern als auch bei Wirtschafts- 
prüfungsgesellschaften der Genehmigung durch 
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den Zulassungsausschuß. Voraussetzung für 
die Erteilung der Genehmigung ist, daß die 
Leitung in den Händen von Berufsangehöri- 
gen liegt (vgl. zum Beispiel § 3 des Gesetzes 
Nr. 105 über Wirtschaftsprüfer, Büdierreviso- 
ren und Steuerberater vom 9. März 1948 — 
Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 45 — und § 21 der Verordnung zur Durch- 
führung des Gesetzes Nr. 105 über Wirt" 
sdiaftsprüfer, Büdierrevisoren und Steuerbe- 
rater vom 15. Dezember 1948 — Bayerisches 
Gesetz- und Verordnungsblatt 1949 S. 4 — ). 
In der Berufsordnung für Rheinland-Pfalz be- 
darf die Errichtung von Zweigniederlassungen 
keiner besonderen Genehmigung (vgl. § 35 der 
Wirtschaftsprüferordnung vom 21. März 1950 
— Gesetz- und Verordnungsblatt der Landes- 
regierung Rheinland-Pfalz S. 91 — ). Es be- 
steht lediglich eine Pflicht zur Anzeige an die 
zuständige Industrie- und Handelskammer. 
Eine entsprechende Regelung gilt für die ehern. 
Länder Baden und Württemberg-Hohen- 
zollern. 

2. Der Entwurf läßt allgemein für Wirt- 
schaftsprüfer und Wirtsdiaftsprüfungsgesell- 
schaften die Errichtung von Zweigniederlas- 
sungen zu (vgl. dazu 5 3 Abs. 2). Eine beson- 
dere Genehmigungspflicht erscheint jedoch für 
eine bundeseinheitliche Berufsordnung im An- 
schluß an die derzeit schon für die Mehrzahl 
der Länder bestehende Regelung nicht erfor- 
derlich. Jede Zweigniederlassung und deren 
Veränderungen sind zum Berufsregister anzu- 
melden (§ 50 Abs. 1 Nr. 3, § 52). 

Für selbständige Wirtschaftsprüfer ist nur die 
Möglichkeit einer einzigen Zweigniederlassung 
vorgesehen. Voraussetzung ist in allen Fällen, 
daß die Zweigniederlassung von einem am 
Ort ansässigen Wirtschaftsprüfer fachlich ge- 
leitet wird (Abs. 1). Die Zulassung einer 
Zweigniederlassung für selbständige Wirt- 
schaftsprüfer soll den Nachkriegsverhältnissen 
Rechnung tragen (vgl. auch die Begründung 
zu § 3 Abs. 2). 

Zu § 60 
Siegel 

1. In der Berufsordnung für die Länder 
Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Schles- 
wig-Holstein und Hamburg (Verordnung über 
eine Berufsordnung für die Angehörigen des 
wirtschaftlichen Prüfungs- und Treuhand- 
wesens vom 20. Dezember 1946) ist für Wirt- 
schaftsprüfer und vereidigte Buchprüfer das 
Recht zur Führung eines Siegels vorgesehen. 


soweit im Rahmen gesetzlicher Vorschriften 
tatsächliche Feststellungen getroffen, Bilanzen 
bestätigt werden und die Übereinstimmung be- 
scheinigt wird (§ 30 der Prüfungs- und Bestel- 
lungsordnung für Wirtschaftsprüfer und ver- 
eidigte Buchprüfer, Anlage I zur Verordnung 
über eine Berufsordnung für die Angehörigen 
des wirtschaftlichen Prüfungs- und Treuhand- 
wesens vom 20. Dezember 1946). Daneben ist 
die Führung eines Stempels zugelassen. Die Be- 
rufsordnungen der Länder Bayern, ehem.Würt- 
temberg-Baden und Bremen lassen die Füh- 
rung eines Siegels für Bestätigungsvermerke, 
Prüfungsberichte und Gutachten zu (vgl. zum 
Beispiel Anlage zur Ersten Durchführungs- 
verordnung des Gesetzes Nr. 105 über Wirt- 
schaftsprüfer, Bücherrevisoren und Steuerbe- 
rater vom 15. Dezember 1948 — Bayerisches 
Gesetz- und Verordnungsblatt 1949 S. 4 — ). 
In Rheinland-Pfalz ist die Führung eines 
Stempels zugelassen (§ 33 Abs. 3 der Wirt- 
schaftsprüferordnung vom 21. März 1950 — 
Gesetz- und Verordnungsblatt der Landes- 
regierung Rheinland-Pfalz S. 91 — ). 

2. Der Entwurf geht davon aus, daß der 
Wirtschaftsprüfer ein Siegel benutzen muß, 
wenn er in seiner Berufseigenschaft auf Grund 
gesetzlicher Vorschriften Erklärungen abgibt, 
insbesondere also bei der Abgabe von Bestäti- 
gungsvermerken (Abs. 1). Mit dem Recht zur 
Siegelführung wird die öffentliche Funktion 
des Wirtschaftsprüfers deutlich. Der Entwurf 
gibt dem Wirtschaftsprüfer weiter die Befug- 
nis, ein Siegel zu führen, wenn er zum Bei- 
spiel außerhalb der Pflichtprüfungen Er- 
klärungen über Prüfungsergebnisse abgibt. Er 
soll auch ein Siegel bei Gutachten für Behör- 
den führen können. Bei Gutachten ist der 
Wirtschaftsprüfer gemäß § 55 Abs. 1 Satz 2 
zur Unparteilichkeit verpflichtet. 

3. Für die näheren Bestimmungen über die 
Gestaltung des Siegels ist in Abs. 2 ein Er- 
laß des Bundesministers für Wirtschaft vor- 
gesehen. In diesem Erlaß ist also die Form des 
Siegels und sein Inhalt zu beschreiben. Der Er- 
laß kann auch die Befugnis zur Führung 
eines Wappens regeln. 

Zu § 61 

Versagung der Tätigkeit 

1. Nach der Berufsordnung für die Länder 
Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Schles- 
wig-Holstein und Hamburg (Verordnung über 
eine Berufsordnung für die Angehörigen des 
wirtschaftlichen Prüfungs- und Treuhand- 
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Wesens vom 20. Dezember 1946) hat ein 
Wirtschaftsprüfer seine Tätigkeit u. a. dann 
zu versagen, wenn sie für pflichtwidrige 
Handlungen in Anspruch genommen werden 
soll, wenn er in derselben Sache bereits für 
einen anderen Auftraggeber tätig geworden 
ist, wenn ein ständiges Dienstverhältnis oder 
ein persönliches oder wirtschaftliches Abhän- 
gigkeitsverhältnis zu dem Auftraggeber be- 
steht oder die Besorgnis der Befangenheit bei 
Durchführung des Auftrages begründet ist (§ 3 
Abs. 2 der Verordnung über eine Berufsord- 
nung für die Angehörigen des wirtsdiaftlichen 
Prüfungs- und Treuhandwesens vom 20. De- 
zember 1946). 

2. Der Entwurf beschränkt sich auf die An- 
führung der umfassenden Versagungsgründe 
der Inanspruchnahme für eine pflichtwidrige 
Handlung oder des Bestehens der Besorgnis 
der Befangenheit. Letztere besteht regelmäßig 
in Fällen der persönlichen oder wirtschaft- 
lichen Abhängigkeit vom Auftraggeber, so daß 
es deren Aufzählung im einzelnen nicht be- 
darf. Der Wechsel des Auftraggebers ist in 
§ 65 besonders behandelt. 

Zu § 62 

Verschwiegenheitspflicht der Gehilfen 

Der Wirtschaftsprüfer selbst ist nach § 55 
Abs. 1, bekräftigt durch den von ihm geleiste- 
ten Eid, zur Verschwiegenheit verpflichtet. 
Die Kenntnisse, die ihm aus seiner Berufs- 
tätigkeit erwachsen, sind notwendigerweise in 
erheblichem Umfange gleichzeitig seinen Ge- 
hilfen und Mitarbeitern zugänglich. Soweit 
diese nicht selbst kraft ihres Berufsstandes, 
zum Beispiel als Wirtschaftsprüfer oder ver- 
eidigte Buchprüfer, zur Verschwiegenheit ver- 
pflichtet sind, bedurfte es daher einer beson- 
deren Bestimmung. 

Da die Wirtschaftsprüfer bei Neufassung des 
§ 300 StGB in den Kreis der dort aufgezähl- 
ten Personen aufgenommen wurden, sind auch 
ihre Gehilfen bei Verletzung der Verschwie- 
genheitspflicht unter Strafe gestellt. 

Zu § 63 

Mitteilung der Ablehnung eines Auftrages 

Wann ein Wirtschaftsprüfer einen Auftrag ab- 
lehnen muß, ist in § 61 behandelt. Die Vor- 
schrift des § 63 schreibt hierzu ergänzend vor, 
daß der Wirtschaftsprüfer, gleichgültig aus 
welchem Grunde die Ablehnung eines Auf- 
trages erfolgt, diese dem Auftraggeber gegen- 


über unverzüglich erklären muß, um ihn vor 
Schäden zu bewahren. Diese Verpflichtung ist 
insbesondere in den Fällen bedeutsam, in 
denen vom Auftraggeber gesetzliche Fristen 
gewahrt werden müssen. Die Bestimmung, 
daß der aus einer schuldhaften Verzögerung 
dieser Erklärung entstehende Schaden zu er- 
setzen ist, ist zwar nicht erforderlich, aber im 
Interesse der Klarheit zweckmäßig. Eine zivil- 
rechtliche Schadensersatzpflicht wäre in solchen 
Fällen nach § 663 BGB begründet. 

Zu § 64 

Kundmachung und Werbung 

1. Eine gesetzliche Regelung besteht einmal in 
§ 3 Abs. 3 der Berufsordnung für die Länder 
Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Schles- 
wig-Holstein und Hamburg (Verordnung über 
eine Berufsordnung für die Angehörigen des 
wirtschaftlichen Prüfungs- und Treuhand- 
wesens vom 20. Dezember 1946), der berufs- 
würdiges Verhalten in der Kundmachung so- 
wie gegenseitigen Auftragsschutz vorschreibt 
und jede Werbung verbietet. Die Hauptkam- 
mer für das wirtschaftliche Piüfungs- und 
Treuhandwesen hat auf Grund der ihr in § 3 
Abs. 3 gegebenen Ermächtigung Richtlinien 
zur Durchführung dieser Grundsätze erlassen 
(Beilage zum Rundschreiben der Hauptkam- 
mer für das wirtschaftliche Prüfungs- und 
Treuhandwesen Nr. 11 vom 28. Dezember 
1950, abgedruckt im Wirtschaftsprüfer- Jahr- 
buch Ausgabe 1951 S. 31). 

Für Bayern sind auf Grund des § 26 Abs. 9 
der Verordnung zur Durchführung des Ge- 
setzes Nr. 105 über Wirtschaftsprüfer, Bücher- 
revisoren und Steuerberater vom 15. Dezem- 
ber 1948 (Bayerisches Gesetz- und Verord- 
nungsblatt 1949 S. 4) Bestimmungen über die 
Kundmachung in der Anlage zu dieser Ver- 
ordnung bekanntgegeben. Für das ehern. Land 
Württemberg-Baden sind auf Grund des § 26 
Abs. 9 der Verordnung Nr. 937, Erste Ver- 
ordnung des Wirtschaftsministeriums und des 
Finanzministeriums zur Durchführung des Ge- 
setzes über Wirtschaftsprüfer, Bücherrevisoren 
und Steuerberater vom 8. November 1948 
(Regierungsblatt der Regierung Württemberg- 
Baden 1949 S. 7) Richtlinien veröffentlidit 
(Staatsanzeiger für Württemberg-Baden Nr. 13 
vom 19. März 1949). Für Bremen hat der 
Senator für die Wirtschaft ebenfalls Richtlinien 
über die Kundmachung und den Auftrags- 
schutz der Wirtschaftsprüfer, vereidigten 
Buchprüfer (Bücherrevisoren) und Steuerbe- 
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rater vom 8. November 1951 bekanntgegeben 
(Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen 
S. 99). Im Inhalt stimmen diese Bekannt- 
machungen im wesentlichen überein. 

In Berlin sowie den Ländern Hessen, Rhein- 
land-Pfalz und den ehern. Ländern Baden 
und Württemberg-Hohenzollern werden die 
mit Erlaß des Reichswirtschaftsministers vom 
29. Januar 1944 — Akt. 2. IV Kred. 
23766/43 — genehmigten „Bestimmungen der 
Reichskammer der Wirtschaftstreuhänder über 
die Kundmachung und den Auftragsschutz" 
sinngemäß angewandt (vgl. Wirtschaftsprüfer- 
Jahrbuch Ausgabe 1951 S. 25). 

Alle diese Richtlinien befassen sich mit Be- 
ruf sbezeidinung und Titelführung, der Ge- 
staltung von Anzeigen zum Beispiel bei Neu- 
gründuiig einer Praxis, der Gestaltung von 
Rundschreiben und Geschäftsberichten, der 
Aufnahme in Verzeichnisse (zum Beispiel 
Adreßbücher), der Gestaltung von Haus- und 
Türschildern, von Gesdiäftspapicren, mit der 
literarischen Tätigkeit, der Bewerbung um 
Aufträge und dem Auftragsschutz. 

2. Der Entwurf beschränkt sich hinsichtlich 
der Zulässigkeit der Kundmachung und der 
Werbung auf die Grundsatzbestimmung, daß 
der Wirtschaftsprüfer bei der Kundmachung 
seiner Tätigkeit und bei der Auftragsüber- 
nahme zu berufswürdigem Verhalten ver- 
pflichtet Ist. Werbung ist nicht gestattet. Diese 
Grundsätze werden, wie bisher, einer ausführ- 
lichen Erläuterung bedürfen, die nach § 67 
von der Wirtschaftsprüferkammer nach Ge- 
nehmigung durch den Bundesminister für 
Wirtschaft zu geben sind. Sie werden die im 
vorigen Absatz bezelchneten Fragen zum 
Gegenstand haben müssen. 

Zu § 65 

Wechsel des Auftraggebers 

Das Verhältnis zwischen dem Wirtschafts- 
prüfer und seinem Auftraggeber begründet 
vom Standpunkt der Berufsauffassung Pflich- 
ten auch nach Beendigung des Vertragsver- 
hältnisses. Daher muß der Wirtschaftsprüfer, 
wenn er In einer Sache den Auftraggeber 
wechseln will, das Einverständnis des alten 
und des neuen Auftraggebers einholen, um 
eine Verletzung dieser Pflichten zu vermelden. 
Der neue Auftraggeber muß dabei ebenso von 
der Tatsache des früheren Auftragsverhältnis- 
ses unterriditet sein, um daraus etwa ent- 
stehenden Bedenken Rechnung tragen zu kön- 
nen, Die Vorschrift schließt sich an derzeitig 


geltende Bestimmungen für Bayern, das ehern. 
Land Württemberg-Baden, Hessen und Bremen 
an (vgl. zum Beispiel § 26 Abs. 2 der Ver- 
ordnung Nr. 937, Erste Verordnung des Wirt- 
schaftsministeriums und des Finanzministe- 
riums zur Durchführung des Gesetzes über 
Wirtschaftsprüfer, Bücherrevisoren und Steuer- 
berater vom 8. November 1948 — Regie- 
rungsblatt der Regierung Württemberg-Baden 
1949 S. 7 — ). 

Zu § 66 

Berufshaftpflichtversicherung 

Durch die öffentliche Bestellung und Vereidi- 
gung sind die Berufsangehörigen als Träger 
einer öffentlich-rechtlichen Tätigkeit unter er- 
höhte Verantwortung gestellt. Dabei Ist für 
die zivil- und strafrechtliche Verantwortlich- 
keit zu unterscheiden zwischen der Verant- 
wortlichkeit für die gesetzlich begründete 
Tätigkeit des Wirtschaftsprüfers als Bilanz- 
prüfer und der Verantwortlichkeit für son- 
stige zulässige Berufstätigkeiten. Als Bilanz- 
prüfer ist der Wirtschaftsprüfer, Insbesondere 
nach § 141 Akt. G., § 63 Versicherungsauf- 
sichtsgesetz in der Fassung vom 6. Juni 1931 
(RGBl. I S. 315), § 13 der Verordnung zur 
Durchführung der Vorschriften über die 
Prüfungspflicht der Wirtschaftsbetriebe der 
öffentlichen Hand vom 30. März 1933 
(RGBl. I S. 180) in Verbindung mit der Ver- 
tragshaftung gegebenenfalls schadenersatz- 
pflichtig. Eine Haftung enthält auch die Vor- 
schrift über die Pflichtprüfung der Genossen- 
schaften in § 62 Genossenschaftsgesetz In der 
Fassung vom 30. Oktober 1934 (RGBl. I 
S. 1077). Bei Prüfungen anderer Art ergibt 
sich die Haftung aus den allgemeinen bürger- 
lich-rechtlichen Vorschriften. 

Die bedeutenden, mit der Berufsausübung ver- 
bundenen Risiken haben bereits den Reichs- 
wirtschaftsminister veranlaßt, durch Erlaß 
vom 19. August 1941 (Akt. Z. IV Kred. 
34925/41) die Berufshaftpflichtversicherung 
für den Berufsstand der Wirtschaftsprüfer 
vorzuschreiben. Nach diesem Erlaß haben alle 
Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungs- 
gesellschaften mit Ausnahme der ausschließlich 
im Angestelltenverhältnis tätigen Wirtschafts- 
prüfer ohne Rücksicht auf vorhandenes Ver- 
mögen eine Berufshaftpflichtversicherung mit 
mindestens 100 000, — RM für Jeden einzel- 
nen Schadensfall und 100 000, — RM jähr- 
licher Schadenshöchstleistung abzuschließen. 
Für Wirtschaftsprüferbüros, die mehr als sechs 
Wirtschaftsprüfer beschäftigen, muß die Jah- 


73 



reshöchstsumme mindestens 300 000, — RM 
betragen. Eine entsprechende Bestimmung 
besteht nach § 3 Abs. 4 der Berufsordnung für 
die Länder Nordrhein-Westfalen, Niedersach- 
sen, Schleswig-Holstein und Hamburg (Ver- 
ordnung über eine Berufsordnung für die An- 
gehörigen des wirtschaftlichen Prüfungs- und 
Treuhandwesens vom 20. Dezember 1946) in 
Verbindung mit Art. II § 2 der Ersten Anord- 
nung zur Änderung und Durdiführung der 
Verordnung über eine Berufsordnung für die 
Angehörigen des wirtschaftlichen Prüfungs- 
und Treuhandwesens vom 15. März 1948 
(Verordnungsblatt für die Britische Zone 
S. 74) und § 30 der Wirtschaftsprüferordnung 
vom 21. März 1950 (Gesetz- und Verord- 
nungsblatt der Landesregierung Rheinland- 
Pfalz S. 91). Für die ehern. Länder Baden 
und Württemberg-Hohenzollern enthält § 13 
der Satzungen der Kammern der Wirtschafts- 
und Steuersachverständigen den Grundsatz der 
Verpflichtung zum Abschluß der Berufshaft- 
pflichtversicherung (ohne Regelung von Ein- 
zelheiten). 

Der Entwurf sieht entsprediend der bestehen- 
den Regelung in den o. a. Ländern eine Be- 
rufshaftpflichtversicherung für selbständige 
Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungs- 
gesellschaften vor. Im Hinblick auf die Vor- 
schriften in §§ 158 c ff. des Versicherungsver- 
tragsgesetzes muß der Verpflichtung der Be- 
rufsangchörigen zum AbsAluß einer Versiche- 
rung eine entsprechende Verpflichtung der 
Versidierungsgesellschaften oder eines Zusam- 
menschlusses von solchen auf Gewährung der 
Versicherung gegen Berufshaftpflicht gegen- 
überstehen. 

Die näheren Vorschriften sind einer beson- 
deren Rechtsverordnung Vorbehalten (Abs. 2). 
In dieser Rechtsverordnung sollen Einzel- 
heiten, wie insbesondere die Höhe der Ver- 
sicherungssumme für Wirtschaftsprüfer und 
Wirtschaftsprüfungsgesellsdiaften, geregelt 
werden. 

Zu § 67 

Richtlinien für die Berufsausübung 

Wie bereits In der Begründung zu § 55 des 
Entwurfs ausgeführt wurde, kann das künftige 
Gesetz nur Grundsätze für die Berufspflich- 
ten aufstellen. Die Behandlung von Einzel- 
heiten oder Zweifelsfragen, zu denen zum Bei- 
spiel nach § 3 Abs. 3 der Verordnung über eine 
Berufsordnung für die Angehörigen des v/Irt- 
schaftlichen Prüfungs- und Treuhandwesens 
vom 20. Dezember 1946 die Hauptkammer 


für das wirtschaftliche Prüfungs- und Treu- 
handwesen ermächtigt Ist, soll besonderen 
Richtlinien der Wirtschaftsprüferkammer Vor- 
behalten sein. Diese Richtlinien, die nach An- 
hörung der Bundesstelle und nach Genehmi- 
gung des Bundesministers für Wirtschaft er- 
lassen werden dürfen, haben empfehlenden 
Charakter. Für die Auslegung der gesetzlichen 
Bestimmungen über die Berufspflichten wird 
ihnen besondere Bedeutung zukommen. Auf 
die Ausführungen In der Begründung zu § 64 
wird Bezug genommen. 

Zu § 68 

Gebührenordnung 

Eine Gebührenordnung für Pflichtprüfungen 
hat der Reichswirtschaftsminister mit Erlaß 
vom 11. April 1939 — IV Kred. 28984/39 — 
(Ministerialblatt für Wirtschaft S. 339) be- 
kanntgegeben (vgl. auch Wirtschaftsprüfer- 
Jahrbuch 1951 S. 77). Sie ist zum Teil durch 
die Entwicklung überholt. Für die Prüfung 
gemeindlicher Betriebe besteht eine Anweisung 
des Reichs- und Preußischen Ministers des 
Innern vom 25. März 1935 (V GP. 816) an 
die Gemeindeprüfungsämter in Preußen, der 
sich in den Grundzügen auch die übrigen Län- 
der angeschlossen haben (vgl. Wirtschafts- 
prüfer-Jahrbuch 1951 S. 82). An nicht ver- 
bindlichen Gebührenordnungen sind zu nennen 
diejenige des ehemaligen Verbandes Deutscher 
Bücherrevisoren eV. (VDB), Leipzig, in der 
Fassung vom 1. Dezember 1927, die Gebüh- 
renordnung und Geschäftsbedingungen des 
ehemaligen Treuhandverbandes (TV), Ver- 
band Deutscher Treuhand- und Revisionsge- 
sellschaften eV., Berlin, In der Fassung vom 
1. Juni 1936 (vgl. Wirtschaftsprüf er- Jahrbuch 
Ausgabe 1951 S. 84, 91). 

Nach 1945 ist von den Ermächtigungen zu 
Gebührenordnungen für Pflichtprüfungen, 
wie sie für die Länder Nordrhein-Westfalen, 
Niedersachsen, Schleswig-Holstein und Ham- 
burg in § 2 Abs. 3 Nr. 7 der Satzung der 
Hauptstelle für das wirtschaftliche Prüfungs- 
und Treuhandwesen (Anlage V zur Verord- 
nung über eine Berufsordnung für die Ange- 
hörigen des wirtschaftlichen Prüfungs- und 
Treuhandwesens vom 20. Dezember 1946) 
enthalten sind, kein Gebrauch gemacht wor- 
den. Eine allgemeine Regelung des Gebühren- 
wesens durdi Rechtsverordnung ist im Inter- 
esse der Rechtssicherheit, der gleichmäßigen Be- 
handlung der Auftraggeber und der Anpas- 
sung an die Entwicklung zwedkmäßig. Die 
Ermächtigung soll sich dabei auf Gebühren 
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für gesetzlich vorgeschriebene Prüfungen, d. h. 
also insbesondere für Pflichtprüfungen nach 
dem Aktiengesetz, beschränken. 

Zu § 69 

Anwendung der Vorschriften über die Rechte 
und Pflichten der Wirtschaftsprüfer auf Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaften. 

Die Vorschriften der §§ 55, 61 bis 65 sollen 
für Wirtschaftsprüfungsgesellschaften sinnge- 
mäß gelten. Die übrigen Vorschriften dieses 
Teiles erfassen dagegen die Wirtschaftsprü- 
fungsgesellschaften unmittelbar, soweit sie in 
Betracht stehen. Entsprechend anwendbar sind 
also die Vorschriften über die allgemeinen Be- 
rufspflichten, die Versagung der Tätigkeit, die 
Verschwiegenheitspflicht der Gehilfen, die 
Mitteilung der Ablehnung eines Auftrages, 
über Kundmachung und Werbung und über 
den Wechsel des Auftraggebers. Die nach § 67 
möglichen Richtlinien der Wirtschaftsprüfer- 
kammer für die Berufsausübung betreffen 
nach dessen ausdrücklicher Vorschrift auch die 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften. 
Hervorzuheben ist zur Ausschließung von 
Zweifeln die Verschwiegenheitspflicht der Mit- 
glieder der Aufsichtsorgane einer Wirtschafts- 
prüfungsgesellschaft, die als solche bereits all- 
gemein gemäß § 55 Abs. 1 in Verbindung mit 
§ 69 zur Verschwiegenheit verpflichtet ist 
(Abs. 2). Die Mitglieder der Aufsichtsorgane 
(zum Beispiel Aufsichtsrat und Beirat) brau- 
chen nicht Wirtschaftsprüfer zu sein. Ihre 
Aufsichtsbefugnisse erstrecken sich dabei nur 
auf die Geschäftsführung einer Wirtschafts- 
prüfungsgesellschaft, nicht auf die eigentliche 
Wirtschaftsprüfertätigkeit (vgl. ^ 95 Akt. G., 
§ 52 GmbH.-Ges.). 

VIERTER TEIL 
Organisation des Berufsstandes 
Zu § 70 

Aufgaben der Wirtschaftsprüferkammer 

1. Vorschriften über die Organisation des Be- 
rufsstandes bestehen zur Zeit für die Länder 
Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Schles- 
wig-Holstein und Hamburg und die ehern. 
Länder Baden und Württemberg-Hohenzol- 
lern. In den vier erstgenannten Ländern sind 
die Berufsangehörigen (und zwar Wirtschafts- 
prüfer und vereidigte Buchprüfer) In Landes- 
kammern zusammengeschlossen, deren Auf- 
gaben, Organe und Befugnisse durch Satzung 
bestimmt werden. Die Landeskammern sind 


Körperschaften des öffentlichen Rechts. Die 
Mitgliedschaft entsteht mit der öffentlichen 
Bestellung (vgl. § 5 der Verordnung über 
eine Berufsordnung für die Angehörigen des 
wirtschaftlichen Prüfungs- und Treuhand- 
wesens vom 20. Dezember 1946 und die An- 
lagen III und IV hierzu). Eine entsprechende 
Regelung besteht in den ehern. Ländern Baden 
und Württemberg-Hohenzollern, in denen 
durch Anordnung vom 15. Januar 1946 bzw. 
8. März 1946 die Kammern der Wirtschafts- 
und Steuersachverständigen als Körperschaf- 
ten des öffentlichen Rechts mit Zwangsmit- 
gliedschaft gebildet worden sind. Für die Län- 
der Bayern, ehern. Württemberg-Baden, Hes- 
sen und Bremen fehlen Vorschriften über die 
Organisation des Berufsstandes. 

2. Der Entwurf geht von dem Grundsatz aus, 
daß der Berufsstand seine gemeinschaftlichen 
Angelegenheiten einschließlich der Aufsicht 
über die berufliche Tätigkeit seiner Mitglieder 
In Selbstverwaltung behandeln muß. Er 
schließt sich im Rahmen der Abgrenzung den 
Aufgaben der bestehenden Organisationen an, 
ohne in der Aufzählung so ins einzelne zu 
gehen, wie zum Beispiel § 2 mit der Ver- 
ordnung über eine Berufsordnung für die An- 
gehörigen des wirtschaftlichen Prüfungs- und 
Treuhandwesens vom 20. Dezember 1946 ver- 
kündeten Satzung der Hauptkammer für das 
wirtschaftliche Prüfungs- und Treuhandwesen. 
Der Entwurf beschränkt sich auf den Grund- 
satz: Die Wirtschaftsprüferkammer hat die 
Aufgabe, die beruflichen Belange der Wirt- 
schaftsprüfer zu wahren und zu fördern. Dazu 
gehören das Recht zur Vertretung vor Be- 
hörden, zum Erlaß von Richtlinien für die 
Berufsausübung nach § 67, zur Mitwirkung 
bei der Zulassung zur Prüfung, bei der Ehren- 
gerichtsbarkeit und Berufsgerichtsbarkeit nach 
Maßgabe des Gesetzes, zur Behandlung von 
Fachfragen und zur Herausgabe von Empfeh- 
lungen für die fachliche Tätigkeit. Die Satzung 
der Kammer (§ 73) vermag sich mit Einzel- 
heiten zu befassen. Der Entwurf he'bt neben 
der Rahmenbestimmung des Abs. 1 drei Ge- 
biete besonders hervor: 

a) die Aufsicht über die berufliche Tätigkeit 
der Wirtschaftsprüfer. Die Wirtschafts- 
prüferkammer hat über die Einhaltung 
der Berufspflichten der Wirtschaftsprüfer 
zu wachen und bei Feststellung von Ver- 
stößen für die Einleitung des ehrengericht- 
lichen oder berufsgerichtlichen Verfahrens 
zu sorgen. Hier liegt eine verantwortungs- 
volle Pflicht der Kammer, deren Erfüllung 
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der Aufsicht des Bundesministers für Wirt- 
schaft nadi § 79 unterliegt; 

b) die Schaffung von Einrichtungen für die 
Alters- und Hinterbliebenenversorgung 
der Wirtschaftsprüfer (Abs. 3); 

c) die Schaffung von Einrichtungen für die 
Ausbildung des Berufsnachwuchses (Abs. 4). 

Die unter b genannten Einrichtungen sollen 
durch die Garantie geordneter wirtschaftlidier 
Verhältnisse zur Sicherung der Unabhängig- 
keit der Berufsausübung beitragen. — Ein- 
richtungen für die Ausbildung des Berufsnadi- 
wudises liegen Im öffentlidien Interesse (vgl. 
auch die Ermächtigung an den Bundesminister 
für Wirtschaft in § 123, Vorschriften über 
die Regelung der Ausbildung durdi Redits- 
verordnung zu erlassen). 

Zu § 71 
Mitgliedschaft 

Der Entwurf geht im Anschluß an die zur Zeit 
bestehende Regelung in den Ländern Nord- 
rhein-Westfalen, Niedersachsen, Schleswig- 
Holstein und Hamburg sowie in den ehern. 
Ländern Baden und Württemberg-Hohenzol- 
lern von dem Grundsatz der Mitgliedschaft 
kraft Gesetzes aus. Jeder Wirtschaftsprüfer 
wird mit seiner Bestellung, jede Wirtsdiafts- 
prüfungsgesellschaft mit ihrer Anerkennung 
zwangsläufig Mitglied der Kammer (Abs. 1 
Satz 1). Auch aus dem Beruf ausgesdiiedene 
Mitglieder, denen auf Antrag die Führung der 
Bezeichnung Wirtschaftsprüfer a. D. verliehen 
worden ist, bleiben Mitglieder der Kammer 
und damit der Aufsicht, der Ehrengericht^bar- 
keit und Berufsgerichtsbarkeit unterworfen. 
Zur Wahrung der Aufsichtsbefugnisse über 
Wirtschaftsprüfüngsgesellschaften, die auch 
von Nichtwirtschaftsprüfern vertreten werden, 
werden auch diese Persönlichkeiten (Vor- 
standsmitglieder, Geschäftsführer und vertre- 
tungsberechtigte persönlich haftende Gesell- 
schafter, die nicht Wirtschaftsprüfer sind) 
Mitglieder der Kammer. Sie sind damit gleich- 
falls der Berufsgerichtsbarkeit und Ehrenge- 
richtsbarkeit unterworfen (Abs. 1 Satz 1 und 
§ 88 ). 

Mit der Mitgliedschaft bei der Kammer sind 
für den Wirtschaftsprüfer besondere Pflichten, 
insbesondere zum Beispiel die Pflicht zur Zah- 
lung von Beiträgen (§ 74), die Pflicht, In Be- 
schwerdesachen vor der Kammer zu erschei- 
nen (§ 75), die Anzeigepflicht und Antrags- 
pflicht beim Berufsregister (§§ 52 und 53) und 
ferner alle jene Pflichten, die sich aus der 


Satzung der Kammer ergeben, verbunden. 
Diese Pflichten ruhen zum Beispiel hinsichtlich 
der Beitragspflicht für beurlaubte Mitglieder, 
die aber immer der Ehrengerichtsbark eit und 
Berufsgerichtsbarkeit unterworfen bleiben 
(Abs. 1 Satz 2 und 3). 

N^ben der Pflichtmitgliedschaft ist in Abs. 2 
für eine Reihe von Prüfungsverbänden, insbe- 
sondere für genossenschaftliche Prüf ungs ver- 
bände, die Möglichkeit vorgesehen, Mitglied 
bei der Wirtschaftsprüferkammer zu werden. 
Mit dem Erwerb dieser Mitgliedschaft ent- 
steht für die Wirtschaftsprüferkammer gegen- 
über solchen Prüf ungs verbänden naturgemäß 
kein Aufsichtsrecht. Der Kreis der Rechte und 
Pflichten solcher freiwilliger Mitglieder wird 
in der Satzung zu behandeln sein (§ 73). 

Zu § 72 
Organe 

Organe der Wirtschaftsprüferkammer sind die 
Wirtschaftsprüferversammlung, der Beirat 
und der Vorstand. Der Vorstand soll dabei 
die Kammer nach außen vertreten. Über die 
Geschäftsführung der Kammer, das heißt 
also für die laufende Verwaltung durch ange- 
stellte Geschäftsführer, sind in den Entwurf 
Vorschriften nicht aufgenommen worden. 
Darüber hat die Satzung (§ 73) zu befinden. 
Die näheren Bestimmungen über die Zusam- 
mensetzung des Beirates, des Vorstandes nach 
Zahl seiner Mitglieder und über einen Vor- 
sitzer des Vorstandes sind ebenfalls der 
Satzung Vorbehalten. 

Zu § 73 
Satzung 

Der Entwurf enthält für den Aufbau der 
inneren Verwaltung der Wirtschaftsprüfer- 
kammer nur wenige Bestimmungen. Alle Maß- 
nahmen, die Organisation und Verwaltung 
der Kammer einschließlich der Errichtung von 
Landesgeschäftsstellen betreffen, sollen In der 
Satzung geregelt werden, die von der Wirt- 
schaftsprüferversammlung beschlossen wird. 
Die Satzung soll insbesondere die organisato- 
rischen und verwaltungsmäßigen Voraus- 
setzungen für die Durchführung der Aufgaben 
gemäß § 70, u, a. die Aufsichtstätigkeit und 
die Bearbeitung von Fachfragen und die Aus- 
bildung des Berufsnachwuchses, schaffen. Sie 
hat ferner Bestimmungen zu treffen, die den 
reibungslosen Ablauf der Inneren Verwaltung 
gewährleisten, besonders solche über die Wahl 
des Beirates und des Vorstandes, die Anstel- 
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lung der Geschäftsführung, den Abschluß von 
Dienstverträgen und über den Haushalt der 
Wirtschaftsprüferkammer. Die Satzung muß 
sich im Rahmen der gesetzlichen Bestimmun- 
gen halten. Sie bedarf der Genehmigung des 
Bundesministers für Wirtschaft (Satz 2). 

Zu § 74 

Beiträge 

Die Mitglieder der Wirtschaftsprüferkammer 
sind verpflichtet, nach Maßgabe der Satzung 
Beiträge zu leisten. Da sie eine Körperschaft 
des öffentlichen Rechts ist, können rückstän- 
dige Beiträge nach den Vorschriften des Ver- 
waltungsvollstreckungsgesetzes vom 27. April 
1953 (BGBl. I S. 157) beigetrieben werden. 
Die Verjährung richtet sich nach den Vor- 
schriften der Reichsabgabenordnung über die 
Verjährung der Steuern vom Einkommen und 
Vermögen (§§ 143 bis 149 RAO). Die Ver- 
jährungsfrist beträgt also nach § 144 RAO 
fünf Jahre (Abs. 2). 

Zu § 75 

Pflicht zum Erscheinen vor der Wirtschafts- 
prüferkammer 

Die Vorschrift, welche die geltenden Berufs- 
ordnungen in ähnlicher Form für die ehern. 
Länder Baden und Württemberg-Hohenzol- 
lern enthalten (vgl. § 14 Abs. 2 der Satzung 
der Kammer der Wirtschafts- und Steuersadi- 
verständigen im Gebiet von Baden [Fran- 
zösische Zone] vom 15. Januar 1946 — Amts- 
blatt der Militärregierung Baden — Franzö- 
sisches Besatzungsgebiet — vom 23. Januar 
1946 S. 6 — und der Satzung der Kammer 
der Wirtschafts- und Steuersachverständigen 
im französisch besetzten Gebiet von Würt- 
temberg und Hohenzollern vom 8. März 1946 
— Amtsblatt des Staatssekretariats für das 
französisch besetzte Gebiet Württembergs und 
Hohenzollerns S. 20 — ), dient der Durchfüh- 
rung der Aufsicht der Wirtschaftsprüferkam- 
mer. Die Mitglieder sind verpflichtet, vor der 
Kammer zu erscheinen und Auskunft zu er- 
teilen. Mit dieser Befugnis sollen der Wirt- 
schaftsprüferkammer die erforderlichen Er- 
mittlungen, insbesondere bei Verletzung der 
Berufspflichten, erleichtert werden. 

Kommt ein Wirtschaftsprüfer einer Auffor- 
derung der Wirtschaftsprüferkammer zum Er- 
scheinen oder zur Auskunfterteilung nicht 
nach, so verletzt er damit bereits seine Berufs- 
pflichten und muß gewärtig sein, im ehren- 
gerichtlichen Verfahren belangt zu werden. 


Zu § 76 

Pflicht der Mitglieder des Vorstandes, des 
Beirates und der Ausschüsse zur Verschwiegen- 
heit 

Die Verpflichtung der Wirtschaftsprüfer, über 
Angelegenheiten, die Ihnen aus einer Tätigkeit 
bei der Berufskammer bekannt werden, gegen- 
über jedermann Verschwiegenheit zu beob- 
achten, besteht bereits nach der Berufsordnung 
für die Länder Nordrhein-Westfalen, Nieder- 
sachsen, Schleswig-Holstein und Hamburg (§ 5 
Abs. 1 der Satzung der Landeskammern für 
das wirtschaftliche Prüfungs- und Treuhand- 
wesen, Anlage III der Verordnung über eine 
Berufsordnung für die Angehörigen des wirt- 
schaftlichen Prüfungs- und Treuhandwesens 
vom 20. Dezember 1946; § 4 Abs. 1 der 
Satzung der Hauptkammer für das wirtschaft- 
liche Prüfungs- und Treuhandwesen, An- 
lage IV der Verordnung über eine Berufsord- 
nung für die Angehörigen des wirtschaft- 
schaftlichen Prüfungs- und Treuhandwesens 
vom 20. Dezember 1946), für die ehern. Län- 
der Baden und Württemberg-Hohenzollern 
(vgl. § 11 der Satzung der Kammer der Wirt- 
schafts- und Steuersachverständigen im Gebiet 
von Baden [Französische Zone] vom 15. Janu- 
ar 1946 — Amtsblatt der Militärregierung 
Baden — Französisches Besatzungsgebiet — 
vom 23. Januar 1946 S. 6 — ; Satzung der 
Kammer der Wirtschafts- und Steuersachver- 
ständigen Im französisch besetzten Gebiet von 
Württemberg und Hohenzollern vom 8. März 
1946 — Amtsblatt des Staatssekretariats für 
das französische besetzte Gebiet Württembergs 
und Hohenzollerns S. 20 — ). Die Berufs- 
angchörlgen, die verpflichtet sind, der Wirt- 
schaftsprüferkammer Auskunft zu erteilen, 
müssen die Gewähr besitzen, daß die in der 
Verwaltung tätigen Berufskollegen die ihnen 
in dieser Eigenschaft bekanntgewordenen Um- 
stände geheimhalten. Die gleiche Verpflich- 
tung gilt auch für Mitglieder der Wirtschafts- 
prüferkammer, die, ohne zum Vorstand oder 
zum Beirat oder zu einem Ausschuß zu ge- 
hören, in Kammerangelegenheiten mitarbelten, 
sowie für Dienstangehörige der Wirtschafts- 
prüferkammer (Abs. 1). 

Der Entwurf sieht vor, daß die hier erwähn- 
ten Berufsangehörigen und die Dienstange- 
hörigen der Wirtschaftsprüferkammer auch 
vor Ehrengerichten und Behörden Verschwie- 
genheit zu bewahren haben, es sei denn, daß 
sie durch den Vorstand der Wirtschaftsprüfer- 
kammer von der Verpflichtung zur Ver- 
schwiegenheit entbunden worden sind. Der 
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Entwurf erkennt damit an, daß für das zur 
Durchführung der Aufgaben notwendige Ver- 
trauensverhältnis zwischen Selbstverwaltungs- 
körper und Mitgliedern die Sicherung dieser 
Verschwiegenheitspflicht Voraussetzung ist. 

Die Erteilung der Genehmigung zur Aussage 
erfolgt durch den Vorstand der Wirtschafts- 
prüferkammer nach pflichtmäßigem Ermessen 
nach der Vorschrift des Abs. 3. 

Zu § 77 

Bundesstelle für das wirtschaftlidie Prüfungs- 
wesen 

1. Die Hauptstelle für das wirtschaftliche 
Prüfungs- und Treuhandwesen für die Länder 
Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Schles- 
wig-Holstein und Hamburg, in der die Berufs- 
stände der Wirtschaftsprüfer und vereidigten 
Buchprüfer und der Deutsche Industrie- und 
Handelstag vertreten sind, ist die Nachfol- 
gerin der bereits seit dem Jahre 1931 für das 
damalige gesamte Reichsgebiet bestehenden 
Hauptstelle für die öffentlich bestellten Wirt- 
schaftsprüfer. Ursprünglich waren in der 
Hauptstelle nur Wirtschaftsprüfer und der 
Deutsche Industrie- und Handelstag vertreten. 
Im Jahre 1943 (Anordnung des Reichswirt- 
schaftsministers vom 15. Juni 1943 — Mini- 
sterialblatt des Reichswirtschaftsminsteriums 
S. 558 — ) traten noch die vereidigten Buch- 
prüfer hinzu. In dieser Zusammensetzung 
(zwei Vertreter des Deutschen Industrie- und 
Handelstages, ein Wirtschaftsprüfer und ein 
vereidigter Buchprüfer) und als Körperschaft 
des öffentlichen Rechts besteht die Hauptstelle 
zur Zeit für die oben bezelchneten Länder. 
Ihre Aufgaben umfassen die Behandlung der 
gemeinsamen Belange der Berufe und der 
Wirtschaft, die Erstattung von Gutachten für 
Behörden, die Entscheidung über Beschwerden 
von Personen, denen die Zulassung zur Prü- 
fung verweigert worden ist, sowie über An- 
träge, mit denen Berufsangehörige Ausnahmen 
von den Vorsdiriften der Berufsordnung an- 
streben (vgl. § 2 der Satzung der Hauptstclle 
für das wirtschaftliche Prüfungs- und Treu- 
handwesen, Anlage V zur Verordnung über 
eine Berufsordnung für die Angehörigen des 
wirtschaftlichen Prüfungs- und Treuhand- 
wesens vom 20. Dezember 1946), — Eine 
vorläufige Hauptstelle für die öffentlich be- 
stellten Wirtschaftsprüfer Ist in Berlin er- 
richtet. 

2. Die Einrichtung der Hauptstelle, die die 
Möglichkeit gibt, gemeinsam Fragen der Be- 


rufe und der Wirtschaft zu behandeln und 
Entschließungen zu Zweifelsfragen zu fassen, 
hat sich bewährt. Der Entwurf sieht deshalb 
vor, daß die Einrichtung der Hauptstelle mit 
dem Namen „Bundesstelle für das wirtschaft- 
liche Prüfungswesen“ als Körperschaft des 
öffentlichen Rechts bestehen bleibt (Abs. 1). 
Die Wirtschaftsprüferkammer, die Bundes- 
kammer der vereidigten Buchprüfer und der 
Deutsdie Industrie- und Handelstag, durch die 
sie gebildet wird, entsenden die vom Bundes- 
minister für Wirtschaft auf die Dauer von vier 
Jahren zu berufenden Vertreter (Abs. 2). Die 
Bundesstelle regelt ihre Verhältnisse in einer 
mit Genehmigung des Bundesministers für 
Wirtschaft zu erlassenden Satzung (Abs. 3). 

Zu § 78 

Aufgaben der Bundesstelle und Aufbringung 
der Mittel 

In Ergänzung der im ersten Absatz des § 77 
umrissenen allgemeinen Aufgabe der Bundes- 
stelle (Behandlung der gemeinsamen Belange 
der Wirtschaft und der prüfenden Berufe) 
wird in dieser Vorschrift der Aufgabenkreis 
näher bestimmt. Die Bimdesstelle soll insbe- 
sondere die Behörden durch Gutachten und 
Berichte, auch bei Ausnahmeanträgen von Be- 
rufsangehörigen, unterstützen (Abs. 1 Nr. 1 
und Nr. 4), bei Richtlinien für die Berufsaus- 
übung der Wirtschaftsprüfer und vereidigten 
Buchprüfer (Abs. 1 Nr. 2) und Im berufsge- 
richtlichen Verfahren (als Beigeladene) mlt- 
wirken (Abs. 1 Nr. 3, § 98). Im Entwurf ist 
u. a. die Anhörung der Bundesstelle bei Erlaß 
einer Gebührenordnung durch den Bundes- 
minister für Wirtschaft (§ 68) vorgesehen. 

Da es In der neuen Berufsordnung an einer 
sonstigen organisatorischen Zusammenfassung 
der prüfenden Berufe fehlt, stellt die Bundes- 
stelle die einzige Verbindungsstelle der Wirt- 
schaftsprüfer und der vereidigten Buchprüfer 
dar, in der gemeinsame Angelegenheiten dieser 
beiden Berufszweige behandelt werden kön- 
nen (vgl. auch § 72 des Entwurfs einer Buch- 
prüferordnung). 

Zu § 79 

Staatsaufsicht 

Die Wirtschaftsprüferkammer und die Bundes- 
stelle als Körperschaften des öffentlichen 
Rechts sollen der Staatsaufsicht unterliegen. 
Die Staatsaufsicht unterscheidet sich wesent- 
lich von der Dienstaufsicht über eine nachge- 
ordnete Behörde. Die Dienstaufsicht enthält 
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gegenüber der nachgeordneten Behörde ein 
Weisungs- und Leitungsrecht, das im Innen- 
verhältnis keinen Beschränkungen unterwor- 
fen ist. Ein solches Weisungsrecht steht jedoch 
nach dem Entwurf dem Bundesminister für 
Wirtschaft nicht zu. Die Staatsaufsicht be- 
schränkt sich darauf, festzustellen, ob die Kör- 
perschaften Gesetz und Satzungen beachtet 
haben und ob sie die Ihnen übertragenen Auf- 
gaben erfüllen. 

FÜNFTER TEIL 

Ehrengerichtliches und berufsgericht- 
liches Verfahren 

ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften 

1. Ein ehrengerichtliches bzw. Disziplinarver- 
fahren für Wirtschaftsprüfer besteht für die 
Länder Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, 
Schleswig-Holstein, Hamburg, Berlin und 
das ehern. Land Baden (Ehrengerichtsbarkeit) 
und die Länder Bayern, ehern. Württemberg- 
Baden, Hessen und Bremen (Disziplinar- 
gerichtsbarkeit). Für Rheinland-Pfalz und das 
ehern. Land Württemberg-HohenzoUern fehlt 
es an entsprechenden Vorschriften. 

Die Ehrengerichtsordnung der Berufs Ordnung 
für die Länder Nordrhein-Westfalen, Nieder- 
sachsen, Sdtleswig-Holstein und Hamburg 
(Verordnung über eine Berufsordnung für 
die Angehörigen des wirtschaftlidien Prü- 
fungs- und Treuhandwesens vom 20. Dezem- 
ber 1946 — Anlage II — ) sieht Ehrengerichte 
am Sitz jeder Landeskammer und einen 
Ehrengcriditshof am Sitz der Hauptkammer 
für das wirtschaftliche Prüfungs- und Treu- 
handwesen vor. Die Ehrengerichte sowie der 
Ehrengerichtshof sind mit einem Obmann 
und zwei Beisitzern besetzt (§§ 3 und 4). Als 
ehrengerichtliche Strafen sind vorgesehen 
Verwarnung, Verv/eis, Geldstrafen bis zu 
fünftausend Deutsche Mark und die Feststel- 
lung, daß der Beschuldigte unwürdig ist, 
den Beruf auszuüben oder daß eine Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaft oder Buchprü- 
fungsgesellsdiaft unwürdig ist, als solche an- 
erkannt zu sein (§ 2). 

Für die Länder Bayern, ehern. Württemberg- 
Baden, Hessen und Bremen besteht als Be- 
standteil der behördlldien Aufsidit über die 
Berufsangehörigen ein Disziplinarverfahren, 
in dem der Wegfall der persönlichen Eignung 
festgcstellt werden kann (vgl. zum Beispiel 
§ 5 Abs. 1 und 2 des Gesetzes Nr. 105 über 


Wirtschaftsprüter, Bücherrevisoren und 
Steuerberater vom 9. März 1948 — Bayeri- 
sches Gesetz- und Verordnungsblatt S. 45 ■ — 
in Verbindung mit §§ 30 ff. der Verord- 
nung zur Durchführung des Gesetzes Nr. 105 
über Wirtschaftsprüfer, Büdierrevisoren und 
Steuerberater vom 15. Dezember 1948 — 
Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
1949 S. 4 — ). Die Aufsichtsbehörde kann da- 
nach die Bestellung widerrufen, wenn der Dis- 
ziplinarausschuß das Fehlen der persönlichen 
Eignung des Berufsangehörigen rechtskräftig 
festgestellt hat (§ 29 a, a. O.). Der Diszipli- 
narausschuß besteht aus sechs Mitgliedern 
(einem Vorsitzenden mit der Befähigung zum 
Richter amt oder zum höheren Verwaltungs- 
dienst, einem Vertreter des Staatsministe- 
riums für Wirtschaft, einem solchen des 
Staatsministeriums der Finanzen, zwei Ver- 
tretern des Berufs und einem Vertreter der 
Wirtschaft). 

Im ehern. Land Baden wird die Ehren- 
gerichtsbarkeit durch mit drei Mitgliedern be- 
setzte Ehrengeridite bei der Kammer der 
Wirtschafts- und Steuersach verständigen aus- 
geübt. Sie können außer auf leichtere ehren- 
gerichtliche Strafen auf zeitliche oder dau- 
ernde Berufsuntersagung erkennen (vgl. § 7 
der Anordnung über die Bildung der Kam- 
mer der Wirtschafts- und Steuersachverstän- 
digen im Gebiet von Baden [Französische 
Zone] vom 15. Januar 1946 — Amtsblatt 
der Militärregierung Baden — Französisches 
Besatzungsgebiet — vom 23. Januar 1946 
S. 6 — in Verbindung mit § 17 Abs. 3 der 
Kammersatzung). 

In Berlin werden die ehren- und disziplinar- 
gericlitlichen Vorsdiriften für Wirtschafts- 
prüfer aus der Zelt vor 1945 im Grundsatz 
weiter angewandt. 

2. Der Entwurf unterscheidet zwischen dem 
chrengeriditlichen und dem berufsgerdcht- 
lichen Verfahren, Das ehrengerichtliche Ver- 
fahren, in dem kleinere Strafen (Warnung, 
Verweis, Geldbuße) verhängt werden, soll 
bei dem Ehrengericht stattfinden, das bei der 
Wirtschaftsprüferkammer gebildet wird 
(§ 80). Das berufsgerichtliche Verfahren, das 
auf Ausschließung aus dem Berufsstand wegen 
Berufsunwürdigkeit geriditet ist, soll bei dem 
Verwaltuiigsgericht (Berufsgericht) stattfin- 
den (§ 81). Die Trennung der Verfahren 
wurde aus rechtlichen Erwägungen vorge- 
nommen. Die Ausschließung aus dem Berufs- 
stand ist ein in die Redhte und die wirtschaft- 
liche Existenz eines Berufsangehörigen tief 
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eingreifender Akt. Die Vornahme einer sol- 
chen Maßnahme geht über die allgemeine 
Aufsichtsbefugnis und die damit verbundene 
Disziplinargewalt der Wirtschaftsprüferkam- 
mer weit hinaus. In Verbindung mit den 
Ausführungen der Entscheidung des Bayeri- 
schen Verfassungsgerichtshofes vom 10. März 
1951 (Bayerisches Gesetz- und Verordnungs- 
blatt S. 43 ff.) vertritt der Entwurf daher 
die Auffassung, daß für die Ausschließung 
aus dem Berufsstand im Hinblick auf Art. 19 
Abs. 4 und Art. 92 GG der unmittelbare 
Rechtsschutz vor einem staatlichen Gericht 
gewahrt bleiben müsse. 

Die ehrengerichtlichen Entscheidungen kön- 
nen mit der Klage vor dem Verwaltungs- 
gericht angefochten werden. Für das berufs- 
gerichtliche Verfahren ist in erster Instanz 
das Verwaltungsgericht zuständig mit der 
Maßgabe, daß die ehrenamtlichen Verwal- 
tungsrichter Wirtschaftsprüfer sind (§ 96). 
Gegen die Entscheidung des Berufsgerichts 
in erster Instanz werden die allgemein vor- 
gesehenen Rechtsmittel im verwaltungs- 
gerichtlichen Verfahren gewährt. 

Zu § 80 

Ehreng eri ch tli che B es t r af ung 

Ein Wirtschaftsprüfer, der seine Berufs- 
pflichten schuldhaft verletzt, wird ehren- 
gerichtlich bestraft. Der Entwurf verzichtet 
hinsichtlich der Frage, wann eine solche Ver- 
letzung tatbestandsmäßig gegeben ist, auf die 
Anführung einzelner Beispiele. Die in Be- 
tracht kommenden Tatbestände sind so viel- 
gestaltig, daß eine Aufzählung im einzelnen 
nicht möglich und tunlich erscheint. Daß die 
Pflichtverletzung schuldhaft begangen sein 
muß, um geahndet werden zu können, ent- 
spricht dem allgemeinen Grundsatz, daß eine 
Strafe nur verhängt werden darf, wenn der 
Täter schuldhaft gehandelt hat. 

Der allgemeine Grundsatz des Abs. 1 erfährt 
eine Ausnahme in § 82, der bei geringfügi- 
gen Verletzungen der Berufspflichten eine 
Mißbilligung durdi den Vorstand der Wirt- 
schaftsprüferkammer vorsieht. 

Ob gegen einen Wirtschaftsprüfer das ehren- 
gerichtliclxe oder das auf Ausschließung aus 
dem Berufsstand gerichtete berufsgerichtliche 
Verfahren eingeleitet werden soll, hängt von 
der Erheblichkeit der festgestellten oder 
unterstellten Pflichtverletzung ab. Bei dem 
Verfahren auf Ausschließung aus dem Be- 
ruf sstand (§ 81) muß die Pflichtverletzung 


so schwer sein oder erscheinen, daß der Be- 
rufsangehörige unwürdig erscheint, den Be- 
ruf weiterhin auszuüben. Für die Entschei- 
dung, ob das eine oder das andere Verfahren 
einzuleiten ist, ist also der Grad der Pflicht- 
verletzung unter Würdigung aller Umstände 
maßgebend. Eine Überleitung aus dem 
ehrengerichtlichen in das berufsgerichtliche 
Verfahren ist nach Maßgabe des § 92 zuläs- 
sig. Umgekehrt ist eine Überleitung aus dem 
berufsgerichtlichen in das ehrengerichtliche 
Verfahren nicht erforderlich, da das Berufs- 
gericht auch auf die Verhängung von ehren- 
gerichtlichen Strafen erkennen kann (§ 102). 
Voraussetzung für die Einleitung des ehren- 
gerichtlichen Verfahrens ist, daß der besdiul- 
digte Wirtschaftsprüfer sie als Wirtschafts- 
prüfer begangen hat (Abs. 2). Da der Wirt- 
schaftsprüfer erst nach der Bestellung zur 
Erfüllung seiner Berufspflichten gehalten ist, 
kann er nur wegen solcher Verfehlungen ln 
Rechenschaft genommen werden, die er nach 
diesem Zeitpunkt begangen hat. Handlungen, 
die vor der Bestellung zum Wirtschaftsprü- 
fer liegen, bleiben insoweit außer Betracht. 
Unberührt von diesen Erwägungen bleibt die 
für die oberste Landesbehörde bestehende 
Möglichkeit, Verfehlungen, die vor der Be- 
stellung zum Wirtschaftsprüfer liegen, bei 
der Zurücknahme der Bestellung zu berück- 
sichtigen (§ 32). Entzieht sich ein Wirtschafts- 
prüfer der ehrengerichtlichen Bestrafung da- 
durch, daß er nach Einleitung eines Verfah- 
rens auf seine Bestellung als Wirtschaftsprü- 
fer verzichtet, so soll nach § 35 Abs. 1 Nr. 1 
die Wiederbestellung unmöglich sein. 

Nach Abs. 3 ist die ehrengerichtliche Verfol- 
gung länger zurückliegender Pflichtverletzun- 
gen zeitlich beschränkt. Handlungen, die 
mehr als fünf Jahre zurückliegen, sollen 
ehrengerichtlich nicht mehr verfolgt werden. 
Durch Maßnahmen — insbesondere der Wirt- 
schaftsprüferkammer — auf Einleitung eines 
ehrengerichtlichen Verfahrens wird jedoch 
der Lauf der Verjährung unterbrochen. Aus 
diesen Gründen sollen die Vorschriften der 
§§ 68 und 69 StGB sinngemäß Anwendung 
finden. 

Zu § 81 

Ausschheßung aus dem Berufsstand 

Ist die Verletzung der Berufspflichten durch 
einen Wirtschaftsprüfer schuldhaft so gröb- 
lich, daß er unwürdig ist, den Beruf weiter- 
hin auszuüben, so kann er im berufsgericht- 
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liehen Verfahren aus dem Berufsstand ausge- 
schlossen werden. Wie bereits in der Begrün- 
dung zu § 80 ausgeführt, ist der Grad der 
Pflichtverletzung entscheidend. Bei der Be- 
jahung der Notwendigkeit der Ausschließung 
des Wirtschaftsprüfers aus dem Berufsstand 
wird in jedem einzelnen Fall sorgfältigste 
Prüfung vorgenommen w^erden müssen, ins- 
besondere hinsichtlich der Bereditigung der 
Annahme, ob bei der Schwere der Pfllchtver- 
letzung auch in Zukunft eine Garantie für die 
Erfüllung der Berufspflichten durch den be- 
treffenden Wirtschaftsprüfer besteht. 

Das berufsgerichtliche Verfahren findet nach 
dem Entwurf vor dem Verwaltungsgericht 
statt. Auf die allgemeinen Ausführungen vor 
der Begründung zu § 80 über die Notwen- 
digkeit einer gerichtlichen Entsdieidung wird 
Bezug genommen. Zuständig ist das Verwal- 
tungsgericht erster Lnstanz. 

Entsprechend der Regelung im ehrengericht- 
lichen Verfahren kann das Verfahren auf 
Ausschließung aus dem Berufsstand durch 
Klage beim Verwaltungsgericht nidit gegrün- 
det werden auf Verfehlungen, die der Wirt- 
schaftsprüfer vor seiner Bestellung begangen 
hat. Nur solche Handlungen können den Be- 
rufsausschluß begründen, mit denen der Wirt- 
schaftsprüfer gegen die ihm nadi der Bestel- 
lung obliegenden Berufspflichten verstoßen 
hat (Abs. 2). Nach § 32 Abs. 1 Nr. 4 können 
vor der Bestellung liegende Handlungen, wie 
die Erschleichung der Zulassung zur Prüfung 
oder der Bestellung durch unlautere Mittek 
aber zu einer Zurücknahme der Besteliung 
durch die oberste Landesbehörde führen. Ge- 
gen diese Zurücknahme ist die Klage vor dem 
Verwaltungsgericht zulässig. 

Zu § 82 

Geringfügige Pflichtverletzung 

Die Wirtschaftsprüferkammer hat gegenüber 
den Berufsangehörigen ein Aufsichtsrecht und 
eine Aufsichtspflicht. Hat ein Wirtschaftsprü- 
fer seine Berufspflichten in einem Grade ver- 
letzt, der die formale Einleitung eines ehren- 
gerichtlichen Verfahrens nicht rechtfertigt, so 
soll der Vorstand der Wirtschaftsprüferkam- 
mer berechtigt sein, dem Wirtsdiaftsprüfcr 
seine Mlßibilligung auszusprechen. In den zur 
Zelt geltenden Berufsordnungen der Länder 
besteht eine solche Möglichkeit noch nicht. 
Für Rechtsanwälte wurde eine entsprechende 
Befugnis durch die Verordnung des Reichs- 
präsidenten über Maßnahmen auf dem Ge- 


biete der Finanzen, der Wirtschaft imü der 
Rechtspflege vom 18. März 1933 (RGBl, I 
S. 109) — Kap. XIII Art. I Nr. 1 — gesetz- 
lich anerkannt. 

Der Entwurf benutzt den Ausdruck Mißbil- 
ligung. Dieser Ausdruck ist in Richtung der 
Abschwächung o-der der Verschärfung ab- 
wandlungsfähig. 

Es sei ausdrücklich festgestellt, daß die Miß- 
billigung keine ehrengerichtliche Strafe ist. 
Sie schließt deshalb nicht aus, daß später 
gegen den Wirtschaftsprüfer wegen desselben 
Verhaltens ein ehrengerichtliches Verfahren 
eingcleitet wird (§ 85 Abs. 1). 

Dem betroffenen Wirtschaftsprüfer ist in 
Abs. 2 Rechtsschutz gewährt. Er ist vor der 
Entsdieidung zu hören. Die Mißbilligung 
muß in einem mit Gründen versehenen 
schriftlichen Besdieid ausgesprochen werden. 
Der Beschuldigte kann gegen den Bescheid 
innerhalb einer Frist von zwei Wochen nadi 
Zugang Gegenvorstellungen erheben. Er hat 
ferner die Möglidikeit, wenn der Vorstand 
der Wirtschaftsprüferkammer den Gegenvor- 
stellungen nicht stattgeben will oder keinen 
Bescheid erteilt, die Einleitung des ehrenge- 
richtlichen Verfahrens gegen sich zu beantra- 
gen, und zwar binnen einer Ausschlußfrist 
von drei Monaten seit Zustellung des Miß- 
billigungsbescheides. 

Die Möglichkeit, das Verwaltungsgericht an- 
zurufen, wird jedoch nicht zugelassen, denn 
die Mißbilligung ist lediglich eine Maßnahme 
der Aufsicht durch die Wirtschaftsprüferkam- 
mer, die den betroffenen Berufsangehörigen 
im übrigen nicht in seinen Rechten verletzt 
und die deshalb nach allgemeinen Grund- 
sätzen auch einer gerlchtlldien Nachprüfung 
nicht unterliegt. Unberührt bleiben die Mög- 
lichkeiten, eine ehrengerichtliche Entscheidung 
mit der Klage beim Verwaltungsgericht an- 
zufechten, wenn sich der Wirtschaftsprüfer 
nach den Bestimmungen des Absatzes 2 zum 
Antrag auf Einleitung des ehrengerichtlichen 
Verfahrens entschlossen hat. 

Zu § 83 

Ehrengerichtliche Strafen 

1. Die Ehrengerichtsordnung für die Länder 
Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Schles- 
wig-Holstein und Hamburg (Anlage II zur 
Verordnung über eine Berufsordnung für die 
Angehörigen des wirtschaftlichen Prüfungs- 
und Treuhandwesens vom 20. Dezember 
1946) kennt als ehrengerichtliche Strafen Ver- 
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Warnung, Verweis und Geldstrafe und die 
Feststellung der Berufsunwürdigkeit. Auf 
Verweis und Geldstrafe kann nebeneinander 
erkannt werden. 

Nadi den Berufsordnungen für die Länder 
Bayern, ehern. Württemberg-Baden, Hessen 
und Bremen kann die Aufsichtsbehörde nach 
Vorschlag des Diziplinarausschusses Verwar- 
nungen oder Verweise aussprechen oder bei 
Feststellung des Fohlens der persönlichen Eig- 
nung die Bestellung widerrufen (vgl. zum 
Beispiel § 29 Abs. 2 in Verbindung mit § 54 
der Verordnung zur Durchführung des Ge- 
setzes Nr. 105 über Wirtschaftsprüfer, Büdier- 
revisoren und Steuerberater vom 15. Dezem- 
ber 1948 — Bayerisches Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt 1949 S. 4 — ). 

2. Der Entwurf nennt als ehrengerichtliche 
Strafen Warnung, Verweis und Geldbuße bis 
zu zehntausend Deutsche Mark. Die Reihen- 
folge drückt gleichzeitig die Schwere der 
Strafe aus. Die Verhängung einer Geldbuße 
ist also im ehrengerichtlichen Verfahren in 
allen Fällen die schwerste verhängbare Strafe. 
Die ehrengerichtlichen Strafen können neben- 
einander nicht verhängt werden (Abs. 2). 

Zu § 84 

Einleitung des Verfahrens 

Für die Eiinleitung des ehrengerichtlichen Ver- 
fahrens und des berufsgerichtlichen Verfah- 
rens sieht der Entwurf drei Möglichkeiten 
vor. Die Einleitung kann erfolgen 

durch den Vorstand der Wirtschaftsprüfer- 
kammer (Abs. 1 und 2) oder auf seinen 
Antrag, 

auf Antrag des beschuldigten Wirtschafts- 
prüfers (Abs. 3), 

durch die oberste Landesbehördc (Abs. 4) 
oder auf ihren Antrag 
(vgl. dazu § 97 über die Klageerhebung durch 
die oberste Landesbehörde vor dem Verwal- 
tungsgericht — Berufsgericht — ). 

Der Vorstand der Wirtschaftsprüferkammer 
soll in erster Linie dazu berufen sein, das 
ehrengerichtliche oder berufsgerichtliche Ver- 
fahren einzuleiten, weil ihm die Aufsicht über 
die Berufsangehörigen obliegt. Die oberste 
Landesbehörde wird von dem in Abs. 4 zu- 
gebilligten Recht nur dann Gebrauch machen 
müssen, wenn der Vorstand der Wirtschafts- 
prüferkammer von der Einleitung des Ver- 
fahrens absieht. Die Befugnis, gegen sidi 
selbst ein ehrengerichtliches Verfahren zu ver- 


anlassen, soll dem Wirtschaftsprüfer die Mög- 
lichkeit geben, sich von gegen ihn erhobenen 
Anschuldigungen zu reinigen (vgl. ent- 
sprechend § 46 Abs. 2 Satz 2 der Verordnung 
zur Durchführung des Gesetzes Nr. 105 über 
Wirtschaftsprüfer,Bücherrevisoren und Steuer- 
berater vom 15. Dezember 1948 — Bayeri- 
sches Gesetz- und Verordnungsblatt 1949 
S. 4 -). 

Zu § 85 

Verhältnis des ehrengerichtlichen Verfahrens 
zur Mißbilligung und zum berufsgerichtlidien 
Verfahren 

Die Vorschrift, daß der Ausspruch einer Miß- 
billigung (§ 82) durch den Vorstand der Wirt- 
schaftsprüferkammer die Einleitung eines 
ehrengerichtlichen Verfahrens nicht hindert 
(Abs. 1), gründet sich auf die Tatsache, daß 
die Mißbilligung keine Strafe ist. In den 
Abs. 2 und 3 ist das Verhältnis des ehrenge- 
richtlichen Verfahrens zum bcrufsgericht- 
llchen Verfahren und umgekehrt behandelt. 
Ist ein berufsgerichtliches Verfahren einge- 
leitet, so soll ein ehrengerichtliches Verfahren 
nicht mehr zulässig sein. Umgekehrt ist ein 
berufsgerichtliches Verfahren nicht mehr zu- 
lässig, wenn gegen den Wirtschaftsprüfer 
wegen desselben Verhaltens ein ehrengericht- 
liches Verfahren durchgeführt worden ist 
(Abs. 3). Das berufsgeriditliche Verfahren hat 
den Vorrang. Es ist nur dann unzulässig, 
wenn ein ehrengerichtliches Verfahren abge- 
schlossen ist. 

Zu § 86 

Verhältnis des ehrengerichtlichen Verfahrens 
und des berufsgerichtlidien Verfahrens zum 
strafgerichtlichen Verfahren 

Der Entwurf schließt sich im wesentlichen an 
die zur Zeit geltenden Bestimmungen des § 8 
der Ehrengerichts-Ordnung (Anlage II zur 
Verordnung über eine Berufsordnung für die 
Angehörigen des wirtschaftlichen Prüfungs- 
und Treuhandwesens vom 20. Dezember 
1946) und beispielsweise § 32 der Verord- 
nung zur Durchführung des Gesetzes Nr. 105 
über Wirtschaftsprüfer, Bücherrevisoren und 
Steuerberater vom 15. Dezember 1948 
(Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
1949 S. 4) an. Der allgemeine Grundsatz, daß 
dem Strafverfahren vor dem ehrengericht- 
lichen Verfahren der Vorrang gebührt, ist da- 
bei berücksichtigt (vgl. § 13 der Bundesdiszi- 
plinarordnung — BGBl. 1952 I S. 761 — ). 
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Der Vorrang des strafgerichtlichen Verfahrens 
(Abs. 1) soll vermelden, daß wegen der 
gleichen Handlungen verschiedene Verfahren 
durchgeführt werden. Er Ist jedoch be- 
schränkt auf den Fall der öffentlldien Klage. 
Ein Privatklageverfahren geht dem ehrenge- 
richtlichen Verfahren Im allgemeinen nicht 
vor, 'da es z)u sehr von der Initiative des Ver- 
letzten in seiner Einleitung abhängig Ist. Das 
ehrengerichtliche Verfahren muß jedoch bis 
zur Beendigung des strafgerichtlichen Verfah- 
rens ausgesetzt werden. Wird das strafgericht- 
liche Verfahren aus Gründen nicht fortge- 
setzt, die ln der Person des Besdiuldigten 
liegen, zum Beispiel bei Abwesenheit oder 
Verhandlungsunfähigkeit, so kann das ehren- 
gerichtliche oder berufsgerichtliche Verfahren 
fortgesetzt werden. 

Im allgemeinen ist das Ehrengericht oder das 
Berufsgericht an einen Freispruch im strafgc- 
rlditlichen Verfahren gebunden. Die Bindung 
besteht aber nur insoweit, als sich strafgericht- 
liches und ehrengerichtliches Verfahren auf 
denselben Gegenstand beziehen. Nur insoweit 
ist eine Einleitung oder Fortsetzung des 
ehrengerichtlichen oder berufsgerichtlichen 
Verfahrens als zulässig zu erachten, als damit 
Handlungen verfolgt werden sollen, die eine 
Verletzung der Berufspflichten des Wirt- 
schaftsprüfers enthalten, ohne gleichzeitig den 
Tatbestand eines Strafgesetzes zu erfüllen 
(Abs. 2). Ein Wirtschaftsprüfer, der von der 
Anklage einer Verletzung der Verschwiegen- 
heltspfliclit gemäß § 353 b StGB freigc- 
sproÄeii worden ist, kann zum Beispiel im 
gleichen Zusammenhang wegen eines unzu- 
lässigen Wechsels des Auftraggebers (vgl. § 65) 
Im ehrengerichtlichen Verfahren belangt 
werden. 

Für das Beamten-Diszlpllnarrecht ist in § 13 
Abs. 3 der Bundesdisziplinarordnung der 
Grundsatz der Bindung an tatsächliche Fest- 
stellungen des strafgerichtlichen Urteils fest- 
gelegt. Dieser Grundsatz ist im gleichen Um- 
fange in den Entwurf aufgenommen worden 
(Abs. 3 Satz 1). Maßgebend für die Auf- 
nahme dieser Bestimmung war die Notwen- 
digkeit der Vermeidung voneinander abwei- 
chender Entscheidungen über denselben Sadi- 
verhalt. Entsprechend der Regelung im 
Disziplinarrecht (vgl. § 13 Abs. 3 der Bundes- 
disziplinarordnung) ist im Entwurf (Abs. 3 
Satz 2) eine Ausnahme von dem Grundsatz 
der Bindung für die Fälle zugelassen, in denen 
die Mitglieder des Ehrengerichts oder Berufs- 
geridits einstimmig die tatsächlichen Fest- 


stellungen des Strafgerichts für bedenklich 
halten. Die Ausnahme setzt jedoch voraus, 
daß sich die Ansicht der Mitglieder des Ehren- 
gerichts oder des Berufsgerichts übereinstim- 
mend auf denselben Teil der Feststellungen 
des strafgerichtlichen Urteils bezieht. 

Zu § 87 

Amts- und Rechtshilfe 

Die Vorsdirift über Amts- und Rechtshilfe 
der Ehrcngeridite und Berufsgerichte unter- 
einander entspricht der Bestimmung des 
§ 156 GVG über die Rechtshilfe der Gerichte 
(Abs. 1). 

Die in Abs. 2 vorgesehene Verpflichtung der 
Gerichte und Verwaltungsbehör den zur Amts- 
uiid Rechtshilfe gegenüber den Ehrengerich- 
ten und den Berufsgerichten wird in Anleh- 
nung an § 16 der Bundesdisziplinarordnung 
vorgeschrieben. Die Ehrengerichte und Berufs- 
gerichte haben andererseits die gleichen Ver- 
pflichtungen gegenüber Geriditen und Ver- 
waltungsbehörden. Um die eidliche Verneh- 
mung von Zeugen und Sachverständigen 
können im Untersuchungsverfahren nur die 
Amtsgerichte ersucht werden, nicht aber zum 
Beispiel eine Verwaltungsbehörde (Abs. 3). 
Der ersuchte Amtsrichter entsdieldet endlich 
auch über die Zulässigkeit der Beeidigung 
unter Zugrundelegung des § 66 b StPO. 

Zu § 88 

Veriahren gegen Mitglieder der Wlrtsdiafts- 
prüferkammer, die nicht Wirtschaftsprüfer 
sind 

Nach § 40 Abs. 2 des Entwurfs können be- 
sonders befähigte Kräfte anderer Fachrich- 
tungen, die nicht Wirtschaftsprüfer sind, 
Vorstandsmitglieder, Geschäftsführer oder 
persönlich haftende Gesellschafter von Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaften werden. Sic sind 
dann nach § 71 Abs. 1 Mitglieder der Wirt- 
schaftsprüferkammer. Da die von ihnen ver- 
tretene Wirtschaftsprüfungsgesellschaft als 
solche zur Einhaltung der Beruf spfllditen ver- 
pflichtet Ist (§§ 55 und 69), muß bei deren 
Verletzung auch für diese Personen eine 
ehrengerichtliche oder berufsgerichtliche Be- 
strafung möglich sein. Die Wirtschaftsprü- 
fungsgesellschaft als solche kann nicht bestraft 
werden. 

Mitglieder der Wirtschaftsprüferkammer, die 
nicht Wirtschaftsprüfer sind, haben kraft 
ihres Vertretungsrechts für eine Wirtsdiafts- 
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Prüfungsgesellschaft eine Reihe von allgemei- 
nen Pflichten zu erfüllen, wie zum Beispiel 
die Verschwiegenheitspflicht, die Sorgfalts- 
pflicht und die Pflicht zur Unparteilichkeit 
bei der Erstattung von Gutachten (vgl. § 1 
Abs. 3 in Verbindung mit §§ 55 und 69 des 
Entwurfs). Sie unterliegen insoweit der Auf- 
sicht 'der Wirtschaftsprüferkammer wie die 
Wirtschaftsprüfer. 

Der Entwurf will deshalb für diese Mitglieder 
der Wirtschaftsprüferkammer alle Vorschrif- 
ten des Fünften Teils angewendet wissen 
und damit auch die Vorschriften 'der §§ 80 
und 81. Voraussetzung für eine ehrengericht- 
liche Bestrafung ist wie auch sonst eine 
schuldhafte Verletzung der Pflichten. 

An Strafen sind Warnung, Verweis und Geld- 
buße bis zu zehntausend Deutsche Mark 
möglich (vgl. § 83). Im berufsgerichtlichen 
Verfahren tritt an die Stelle der Aus- 
schließung aus dem Berufsstand die Aberken- 
nung der Eignung, eine Wirtschaftsprüfungs- 
gesellschaft zu vertreten und ihre Geschäfte 
zu führen. Ist durch ein rechtskräftiges Ur- 
teil diese Eignung ausgeschlossen, so kann die 
oberste Landesbehördc gemäß § 40 Abs. 2 
den Wiedereintritt in eine Wirtschaftsprü- 
fungsgesellschaft als Vorstandsmitglied, Ge- 
schäftsführer oder persönlich haftender Ge- 
sellschafter nur dann gestatten, wenn das Ur- 
teil selbst oder ein Gnadenerweis gemäß 
§§ 105 und 112 diese Möglichkeit gibt. 

ZWEITER ABSCHNITT 
Ehrengerichtliches Verfahren 

Zu S 89 

Bildung des Ehrengerichts 

Der Entwurf sieht ein Ehrengericht bei der 
Wirtschaftsprüferkammer, und zwar als be- 
sonderes selbständiges Organ vor. Seine Stel- 
lung entspricht der des Ehrengerichts bei den 
Landeskammern für das wirtsdiaftliche Prü- 
fungs- und Treuhandwesen gemäß der Ver- 
ordnung über eine Berufsordnung für die An- 
gehörigen des wirtschaftlichen Prüfungs- und 
Treuhandwesens vom 20. Dezember 1946. 

Bei dem Ehrengericht sollen nach Bedarf 
mehrere Kammern gebildet werden. Die 
näheren Bestimmungen über das ehrengericht- 
liche Verfahren sind nach § 93 einer Ehren- 
gerichtsordnung Vorbehalten, welche die Bun- 
desregierung als Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates erläßt. 


Zu § 90 

Besetzung des Ehrengerichts 

1. Nach §§ 3 und 4 der Ehrengerichts-Ord- 
nung (Anlage II zur Verordnung über eine 
Berufsordnung für die Angehörigen des wirt- 
schaftlichen Prüfungs- und Treuhandwesens 
vom 20. Dezember 1946) werden die Ehren- 
gerichte und der Ehrengerichtshof mit Be- 
rufsangehörigen und Persönlichkeiten besetzt, 
die die Befähigung zum Richteramt oder zum 
höheren Verwaltungsdienst haben. Die Diszi- 
plinarausschüsse der Länder Bayern, ehern. 
Württemberg-Baden, Hessen und Bremen 
haben zwei Vertreter der Behörden, zwei 
Berufsangehörige, einen Vertreter der Wirt- 
schaft und eine Persönlichkeit als Vorsitzer, 
welche die Befähigung zum Riditeraint oder 
zum höheren Verwaltungsdienst hat. 

2. Der Entwurf schließt sich der Regelung 
nach der Verordnung über eine Berufsord 
nung für die Angehörigen des wirtschaft- 
lichen Prüfungs- und Treuhandwesens vom 
20. Dezember 1946 an. Der Präsident, die 
Vorsitzer und deren Vertreter müssen die 
Befähigung zum Richteramt haben, die bei- 
den Beisitzer müssen Wirtschaftsprüfer sein 
(Abs. 2). Jede Kammer des Ehrengerichts ist 
mit drei Mitgliedern einschließlich des Vor- 
sitzers besetzt (Abs. 3). 

Zu S 91 

Unvereinbarkeit mit einer Tätigkeit In der 
Selbstverwaltung 

Der Entwurf verbietet, daß Mitglieder des 
Ehrengerichts gleichzeitig dem Beirat oder 
dem Vorstand der Wirtschaftsprüferkammer 
angehören oder bei der Wirtschaftsprüfer- 
kammer oder der Bundesstelle für das wirt- 
schaftliche Prüfungswesen im Haupt- oder 
Nebenberuf tätig sind. 

Der Grund für die Aufnahme dieses Verbots 
in den Entwurf Hegt darin, daß cs untragbar 
erschien, eine Verbindung von Aufgaben, die 
den Angehörigen des Beirates oder des Vor- 
standes oder auch der Geschäftsführung der 
Wirtschaftsprüferkammer oder der Bundes- 
stelle obliegen, mit den Funktionen des 
Ehrengerichts zu gestatten. Die Wirtschafts- 
prüferkammer hat Aufsichtsfunktionen und 
in der Vorbereitung des ehrengerichtlichen 
Verfahrens Ermittlungsaufgaben. Der Vor- 
stand hat außerdem die Befugnis, einem Be- 
rufsangehörigen die Mißbilligung auszu- 
sprechen. Im ehrengerichtlichen Verfahren 
ist der Vorstand Antragsteller, im berufsge- 
richtllclicn Verfahren Ist er Kläger. 
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Nach rechtsstaatlidien Auffassungen sind die 
damit für den Vorstand der Kammer verbun- 
denen Aufgaben von denen zu trennen, die 
im ehrengeriditlichen Verfahren zu erfüllen 
sind, um jeden Zweifel darüber auszu- 
sdil'ießen, daß die Angelegenheiten des be- 
troffenen Wirtschaftsprüfers selbständig und 
unabhängig geprüft werden. Entsprechende 
Bestimmungen in Verfolgung dieses Grund- 
satzes befinden sich in ähnlicher Form in 
§ 28 des Niedersächsischen Gesetzes über die 
Standesvertretung der Ärzte, Apotheker, 
Tierärzte, Zahnärzte und Dentisten in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 1. De- 
zember 1950 (Niedersächsisches Gesetz- und 
Verordnungsblatt S. 77). 

In der Verordnung über eine ßerufsordnung 
für die Angehörigen des wirtschaftlichen 
Prüfungs- und Treuhandv/esens vom 20. De- 
zember 1946 besteht ebenfalls ein entspre- 
chendes Verbot (§ 3 Abs. 3 der Ehrengc- 
ridits-Ordnung — Anlage II zur Verord- 
nung über eine Berufsordnung für die An- 
irehörigen des wirtschaftlichen Prüfungs- und 
Treuhandwesens vom 20. Dezember 1946 — ). 

Zu § 92 

Überleitung in das berufsgerichtlidie 
Verfahren 

Die Trennung des ehrengerichtlichen Verfah- 
rens von dem Verfahren zum Zwecke der 
Ausschließung aus dem Berufsstand madit es 
erforderlich, Vorschriften audi darüber zu 
erlassen, auf welche Weise eine Überleitung 
in das beruf sgerichtliche Verfahren vollzogen 
werden kann. Das Ehrengerldit ist nicht be- 
fugt, über das in § 83 vorgesehene Strafmaß 
hinauszugehen. Umgekehrt kann dagegen 
das Berufsgericht auf mildere Strafen als die 
Ausschließung aus dem Berufsstand nach aus- 
drücklicher Vorschrift des § 102 erkennen. 
Da das berufsgerichtliche Verfahren vor dem 
Verwaltungsgericht stattfindet, kann die 
Überleitung nur durch besondere Klageerlie- 
bung der Wirtschaftsprüferkammer erfolgen. 
Das Ehrengericht kann die Wirtschaftsprüfer- 
kammer ersuchen, diese Klage zu erheben 
(Abs. 1). Der Besdiluß ist nicht anfechtbar 
(Abs. 2). Der Vorstand der Wirtschaftsprüfer- 
kammer Iit verpflichtet, dem Ersuchen zu 
entspreche] . (Abs. 1 Satz 2). 

Zu § 93 

Ehrengerlclitsordnung 

Der Entwurf regelt das ehrengerichtliche Ver- 
fahren im einzelnen nicht, behält vielmehr 


die speziellen Vorschriften hierfür einer 
Ehrengerichtsordnung in Form einer Rechts- 
verordnung der Bundesregierung vor. Die Er- 
mächtigung zu dieser Rechtsverordnung bin- 
det dabei die Grundsätze dieser Ehrcnge- 
riditsordiiung an die Prinzipien der Bundes- 
disziplinarordnung. In dieser Ehrengerichts- 
ordnung sind u. a. Bestimmungen zu treffen 
über die Wahl der Mitglieder des Ehren- 
gerichts, die Wählbarkeit und das Recht zur 
Ablehnung der Wahl, die Wahlperiode, das 
vorzeitige Ausscheiden von Mitgliedern des 
Ehrengerichts, die Geschäfts Verteilung, die 
Führung des Vorsitzes in den Kammern des 
Ehrengerichts, die ehrenamtliche Tätigkeit der 
Mitglieder des Ehrengerichts, die Verschwie- 
genheitspflicht der Mitglieder des Ehren- 
gerichts und dessen Geschäftsordnung, über 
die örtliche Zuständigkeit des Ehrengerichts, 
die Beistände und die Einleitung des ehren- 
gerichtlichen Verfahrens, die Ermittlungen, 
die Entscheidung über die Eröffnung des ehren- 
gerichtlichen Verfahrens, die Hauptverhand- 
lung, die Öffentlichkeit der Hauptverhand- 
lung, den Berichterstatter, den Umfang der 
Beweisaufnahme, die Beweisaufnahme durch 
den beauftragten oder ersuchten Richter, über 
die Verlesung von Protokollen und die 
Zwangsmittel gegen Zeugen und Sachverstän- 
dige, ferner über die Entscheidungen des 
Ehrengerichts, den Protokollführer, die Aus- 
fertigung der Entscheidungen und die Erteilung 
von Auskünften über das Ehrengerichtsver- 
fahren. Die in den Landern Nordrhein- West- 
falen, Niedersachsen, Schleswig-Holstein und 
Hamburg geltende Ehrengerichts-Ordnung 
(Anlage IT zur Verordnung über eine Berufs- 
ordnung für die Angehörigen des wlrtsdtaft- 
lichen Prüfungs- und Treuhandwesens vom 
20. Dezember 1946) enthält zum Teil ent- 
sprechende Bestimmungen. 

Der Entwurf hat von einer Regelung im ein- 
zelnen u. a. abgesehen, um eine Abstimmung 
mit der nadi dem Entwurf des Stcuer- 
beratungsgesetzes geplanten Ehrengcridits- 
ordnung für die steuerberatenden Berufe zu 
ermöglichen. Eine solche Abstimmung ist 
notwendig, weil eine Anzahl von Wirtschafts- 
prüfern gleichzeitig Steuerberater ist. 

Zu § 94 

Anrufung des Vcrwaltungsgerichts 
Während in der in den Ländern Nordrhein- 
Westfalcn, Niedersachsen, Schleswig-Holstein 
und Hamburg geltenden Ehrengerichts-Ord- 
nung (Anlage II der Verordnung über eine 



Berufsordnung für die Angehörigen des wirt- 
schaftlichen Prüfungs- und Treuhandwesens 
vom 20. Dezember 1946) die Möglichkeit der 
Berufung an den bei der Hauptkammer für 
das wirtschaftliche Prüfungs- und Treuhand- 
wesen errichteten Ehrengerichtshof besteht, 
verzichtet der Entwurf auf die Einriditung 
einer zweiten Instanz beim Ehrengericht der 
Wirtschaftsprüferkamnicr. Dafür wdrd die 
Klage beim Verwaltungsgericht vorgesehen. 
Maßgebend hierfür war die Erwägung, daß 
das Ehrengericht nicht als staatliches Gericht 
anzusehen ist und daß seinen Entscheidungen 
infolgedessen nicht der Charakter von Urtei- 
len eines Gerichts beigemessen werden kann. 
Die Entscheidungen des Ehrengerichts sind 
vielmehr als Verwaltungsaktc der Wirtschafts- 
prüferkammer als einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts anzusehen, gegen die n.ich 
Art. 19 Abs. 4 GG die Anrufung eines Ge- 
richts möglich sein muß. örtlich zuständig ist 
nach § 11 des Gesetzes über das Bundesver- 
waltungsgericht vom 23. September 1952 
(BGBl. I S. 625) dasjenige Verwaltungs- 
gericht, in dessen Bezirk die Wirtschafts- 
prüferkammer als die den Verwaltungsakt 
erlassende Körperschaft ihren Sitz hat. 

Zu § 95 

Straferlaß im ehrengcricluTidien Verfahren 

Da die Verhängung der ehrengerichtlichen 
Strafe ein Verwaltungsakt der Wirtsdiafts- 
prüferkammer ist, muß auch der Wirtschafts- 
prüferkammer das Recht zugebilligt werden, 
verhängte ehrengerichtliche Strafen zu erlas- 
sen oder zu mildern. Dieses Recht wird nach 
dem Entwurf dem Vorstand der Wirtschafts- 
prüferkammer gegeben. Er kann es aber nur 
ausüben, wenn die Vollstreckung des Spruches 
des Ehrengerichts eine besondere Härte be- 
deuten würde. Der Vorsitzer der Kammer 
des Ehrengerichts, welche die Strafe verhängt 
hat, und die Bundesstellc für das wirtschaft- 
liche Prüfungswesen müssen vor Erlaß gehört 
werden. Widerspricht eine dieser Stellen, so 
bedarf der Vorstand der Wirtschaftsprüfer- 
kammer zum Ausspruch eines Straferlasses 
einer qualifizierten Mehrheit von zwei Drit- 
teln der Vorstandsmitglieder. 

In den Ländern Bayern, ehern. Württem- 
berg-Baden und Bremen steht das Recht zum 
Gnadenerlaß gegen Sprüche des Disziplinar- 
ausschusses den obersten Landesbehörden zu 
(vgl. zum Beispiel § 56 der Verordnung zur 
Durchführung des Gesetzes Nr. 105 über 


Wirtschaftsprüfcr,Büclierrcvisoren und Steuer- 
berater vom 15. Dezember 1948 — Bayeri- 
sches Gesetz- und Verordnungsblatt 1949 
S. 4 — in Verbindung mit § 5 des Gesetzes 
Nr. 105 über Wirtschaftsprüfer, Bücherrevi- 
soren und Steuerberater vom 9. März 1948 
— Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 45 — ). 

DRITTER ABSCHNITT 
Bcrufsgerichtlidies Verfahren 

Neben dem ehrengerichtlidien Verfahren bei 
der Wirtschaftsprüferkammer, in dem auf 
Warnung, Verweis oder Geldbuße erkannt 
werden kann, sieht der Entwurf das berufs- 
gerichtliche Verfahren vor dem Verwaltungs- 
gericht (Berufsgericht) vor. Es wdrd ein- 
geleitct, wenn der Wirtschaftsprüfer sdiuld- 
haft seine Berufspflichtcn so gröblich verletzt 
hat, daß er als berufsunwürdig bezeichnet 
werden muß (§ 81). 

Zu § 96 

Berufsgerichte 

Für die Durchführung des berufsgerichtlichen 
Verfahrens soll in erster Instanz in jedem 
Land bei dem Verwaltungsgericht eine für 
Wirtschaftsprüfersachen eingerichtete Kam- 
mer als Berufsgericht gebildet werden. Dabei 
ist vorgesehen, daß diesem Berufsgericht 
Wirtsdiaftsprüfer als ehrenamtliche Verwal- 
tungsrichter angehören. Die ehrenanatlichen 
Verwaltungsriditer, die aus einer Vorschlags- 
liste der Wirtsdiaftsprüferkammer bestellt 
werden (Abs. 2), dürfen nicht gleichzeitig 
dem Beirat oder dem Vorstand der Wirt- 
schaftsprüferkammer angehören (Abs. 3). 
Für diese Regelung sind dieselbenErwägungen 
maßgebend, welche die Tätigkeit der Vor- 
standsmitglieder oder Beiratsmitgliedcr der 
Wirtschaftsprüferkammer als Ehrenrichter im 
ehrengerichtlichen Verfahren ausgeschlossen 
wissen wollen (vgl. dazu die Begründung zu 
§ 91). 

Zu § 97 

Klagcerhebung 

Die Klage wdrd von der Wirtschaftsprüfei - 
kammer oder der obersten Landesbehörde er- 
hoben. Die oberste Landesbehörde ward von 
dieser Befugnis namentlich dann Gebrauch 
machen, wenn ihrer Auffassung nach die 
Wirtschaftsprüferkammer zu Unrecht von 
der Erhebung der Klage absieht. 
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Zu § 98 

Beiladung der Bundesstelle 

Die Bundesstelle für das wirtschaftliche Prü- 
fungswesen (vgl. §§ 77 und 78) ist in dem 
Verfahren vor dem Berufsgericht beizuladen. 
Die Bundesstelle, die an den Richtlinien der 
Wirtschaftsprüferkamnier für die Berufsaus- 
übung, insbesondere die Berufspfliditen, niit- 
wirken soll und in der die beiden prüfenden 
Berufe wie audi die Wirtschaft — durdi Ver- 
treter des Deutschen Industrie- und Handcls- 
tages — vertreten sind, soll in dem Verfahren 
auf Ausschließung aus dem Berufsstand Ge- 
legenheit haben, Erfahrungen und allgemeine 
Gesichtspunkte zu Fragen der Berufsauffas- 
sung geltend zu machen. Ihre Mitwirkung 
vermag aus ihren gutachtlichen Funktionen 
und dem Ober blick über grundsätzliche Fra- 
gen für das Berufsgericht besonders wert- 
voll zu sein. 

Als Beigeladcne hat die Bundesstelle die Be- 
iugnis, Anträge zu stellen und Verfahrens- 
handlungen wirksam vorzunehmen (vgl. § 68 
des Entwurfs einer Verwaltungsgerichtsord- 
nung — Bundestagsdrucksache Nr. 4278 der 
1. Wahlperiode — ). 

Zu § 99 

Vorbereitung der Klage 

Zur Vorbereitung der Klage ist ein Ermit 
lungsverfahren erforderlich, in dem die Wirt- 
schaftsprüferkammer feststellt, ob die gegen 
einen Wirtschaftsprüfer erhobenen Vorwürfe 
begründet sind und ob sie ausreichen, um die 
Klage auf Ausschließung aus dem Berufsstand 
zu erheben, ln Abs. 1 sind für dieses Ermitt- 
lungsverfahren eine Reihe von Vorschriften 
der Bundesdisziplinarordnung für anwendbar 
erklärt. Die in Abs. 1 genannten Paragraphen 
der Bundcsdlsziplinarordnung beinhalten Vor- 
schriften über die Einleitung des Ver- 
fahrens durch die Einleitungsbehörde (§ 28), 
die Untersuchung mit der Bestellung eines 
Untersuchungsführers (§ 44), die Ladung des 
Beschuldigten zu Beginn der Untersuchung 
(§ 47), die Teilnahme des Vertreters der Ein- 
leitungsbehörde (§ 50) und das Recht des Be- 
schuldigten zu einer abschließenden Äußerung 
und zur Akteneinsicht (§ 51). 

Die Anwendung der Vorsdiriftcn der Bun- 
desdisziplinarordnung setzt die Benennung 
einer Einleitungsbehörde voraus. In Betracht 
kommen dafür die Wirtschaftsprüferkammer 


und die oberste Landesbehörde, wenn die 
Klage durch letztere erhoben werden soll 
(Abs. 2 und 4). Als Untersuchungsführer darf 
die Wirtschaftsprüferkammer nur eines ihrer 
Mitglieder oder eine Persönlichkeit bestellen, 
die die Befähigung zum Richteramt hat. Ver- 
treter der Einleitungsbehörde kann neben 
einem Mitglied der Kammer audi ein Ange- 
höriger der Geschäftsführung sein. 

Der von der Wirtschaftsprüferkamnier als 
Einleitungsbehörde bestellte Untersuchungs- 
führer hat einen Schriftführer zu bestellen. 
Der Untersudiungsführer darf Vereidigungen 
oder eidliche Vernehmungen von Zeugen 
oder Sachverständigen nidit durchführen. 
Hierzu soll allein das Amtsgericht zuständig 
sein, das entsprechend zu ersuchen Ist. 

Zu § 100 

Pflicht zur Verschwiegenheit in 
Untersuchungs verfahren 

Da die beteiligceu Personen, insbesondere 
auch Zeugen und Sachverständige, die Ge- 
währ haben müssen, daß ihre Aussagen Un- 
befugten nicht bekannt werden, ist der 
Untersuchungsführer, der Vertreter der 
Wirtschaftsprüferkammer im Untersuchungs- 
verfahren und der Schriftführer zur Ver- 
sdiwiegenheit verpflichtet. Die Bestimmun- 
gen des § 76 sind entsprechend anzuwenden. 
Für die Einzelheiten kann auf diese Vor- 
schrift und deren Begründung verwiesen 
werden. Die Genehmigung zur Aussage er- 
teilt auch hier der Vorstand der Wirtsdiafts- 
prüferkammer. 

Zu § 101 

Einstellung des Verfahrens 

Ein Verfahren, das mit formellen Fehlern 
behaftet ist oder in dessen Verlauf die Be- 
rufszugehörigkeit des Beschuldigten erlisdir, 
kann nicht weitergeführt werden. Deshalb 
schreibt Abs. 1 vor, daß Verfahren, solange 
sie nicht bei dem Berufsgericht anhängig sind, 
bei nidit rechtsv/irksamer Einleitung oder 
sonstiger Unzulässigkeit oder bei Erlöschen 
oder Zurücknahme der Bestellung des Be- 
schuldigten einzustellen sind. Eine nicht 
rechtswirksame Einleitung ist zum Beispiel 
dann anzunehmen, wenn Vorschriften der 
Bundesdisziplinarordnung gemäß § 99 Abs. 1 
des Entwurfs nicht beachtet worden sind. 
Das Erlöschen der Bestellung kann auch durch 
Verzicht des Berufsangehörigen gemäß § 31 
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Abs. 1 Nr. 2 erfolgen. Entzieht sidi ein Be- 
rufsangehöriger auf diese Weise dem berufs- 
gerididichen Verfahren, so ist allerdings nach 
§ 35 Abs. 1 Nr. 1 des Entwurfs die Wieder- 
bestellung zu einem späteren Zeitpunkt nicht 
möglich. 

Die Zurücknahme der Bestellung durdi die 
oberste Landesbehörde ist nach § 32 Abs. 4 
unzulässig, wenn ein berufsgerichtlidies Ver- 
fahren anhängig ist. Vor Erhebung der Klage 
bleibt sie also möglich. Erfolgt sie während 
des Untersuchungsverfahrens, so muß die 
Wirtschaftsprüferkammer das Verfahren ein- 
stellen (Abs. 1). 

Die Wirtschaftsprüferkammer ist nach Be- 
ginn des Untersuchungsverfahrens nicht ge- 
zwungen, einzustellen, wenn die Ergebnisse 
der Ermittlungen die Einleitung eines beruf s- 
geriditlidien Verfahrens zwar nicht voll 
rechtfertigen, jedoch Pflichtverletzungen er- 
wiesen haben. In derartigen Fällen sieht der 
Entwurf die Möglichkeit vor, das ehrenge- 
richtliche Verfahren einzuleiten (Abs. 2). 
Wird das Verfahren eingestellt, so ist die 
Einstellungsvcrfügung zu begründen, damit 
der Beschuldigte in vollem Umfange Ent- 
lastung erfährt (Abs. 3). 

Zu § 102 

Unzulässigkeit der Abgabe an das 
Ehrengericht 

Die Abgabe einer Sache an das Ehrengeridit 
ist nach Anhängigkeit bei dem Berufsge- 
richt auch dann unzulässig, wenn sich er- 
geben sollte, daß die festgestellten Verfehlun- 
gen zur Ausschließung aus dem Berufsstand 
nicht ausreichen und wenn außerdem der 
Kläger beantragt, daß eine der in § 83 ge- 
nannten ehrengerichtlichen Strafen (War- 
nung, Verweis, Geldbuße) verhängt werden 
soll. Der Entwurf folgt dabei der Bestim- 
mung des § 269 StPO, nach dessen Inhalt sich 
ein Gericht nicht für unzuständig erklären 
darf, weil die Sache vor ein Gericht niederer 
Ordnung gehöre. 

Zu § 103 
Öffentlichkeit 

Der Ausschluß der Öffentlichkeit wird Immer 
dann angebracht sein, wenn In der münd- 
lichen Verhandlung Tatsachen erörtert wer- 
den müssen, die dem Wlrtsdiaftsprüfer nur 
in seiner beruflichen Elgensdiaft zur Kennt- 
nis gebracht worden sind, also insbesondere 


immer dann, wenn Einzelheiten aus dem be- 
trieblichen Rechnungswesen, vor allem aus 
den Bilanzen oder Gewinn- und Verlustrcch- 
nungen der von Ihm geprüften Unterneh- 
men, erörtert v/erden müssen, die Außen- 
stehenden einen Einblick in die Verhältnisse 
des Betriebes geben würden. Tatsachen, die 
der Verschwiegenheitspflicht des Wirtschafts- 
prüfers unterliegen, dürfen durch das berufs- 
gerichtliche Verfahren nicht in die Öffent- 
lichkeit gelangen. 

Zu § 104 

Einstellung des Verfahrens 
nadi Erhebung der Klage 

in § 101 Ist vorgeschrieben, daß das Unter- 
suchungsverfahren einzustellen Ist, wenn cs 
unzulässig ist oder wenn die Bestellung des 
Beschuldigten erloschen oder zurückgenom- 
men ist. Stellen sich die in § 101 Abs. 1 ge- 
nannten Mängel erst nach Erhebung der 
Klage heraus, so müssen die Folgerungen zu- 
gunsten des Beschuldigten die gleichen sein. 
Eine Fortführung des Verfahrens Ist dann 
unmöglich. 

Zu § 105 

Wiederbestellung 

Ist ein Wirtschaftsprüfer durch rechtskräftiges 
Urteil aus dem Berufsstand ausgeschlossen, so 
hat das zunächst zur Folge, daß er auch In 
späterer Zeit nicht wiederbestcllt werden 
kann. Auf dem Umwege über eine erneute 
Prüfung wird der Wiedereintritt in den Be- 
rufsstand ebenfalls unmöglidi sein, weil das 
berufsgeriditllche Urteil die persönlichen 
Voraussetzungen für die Zulassung beseitigt. 
Da Fälle denkbar sind, in denen der aus dem 
Beruf Ausgeschlossene bei günstiger charak- 
terlicher Beurteilung zu einem späteren Zeit- 
punkt die Voraussetzungen für die Berufs- 
ausübung sowohl In fachlidier wie in persön- 
licher Hinsicht wieder erfüllen kann, sieht 
§ 35 die Möglichkeit der Wicderbestellung bei 
Ausschließung aus dem Berufsstand dann vor, 
wenn das Urteil selbst oder ein Gnaden- 
erweis die Wiederbestellung ermöglicht. In 
der Vorschrift des § 105 Ist dem Berufsge- 
richt entsprechend die Befugnis erteilt, auf 
Antrag die Wiederbestellung nadi Ablauf 
einer Frist zu gestatten. Eine derartige Er- 
klärung des Berufsgerichts im Urteil ersetzt 
noch nicht die formelle Wicderbestellung 
durch die oberste Landesbehörde nach Ab- 
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lauf der genannten Frist. Die Voraussetzun- 
gen für die Zulässigkeit der Wiederbestellung 
sind 'unabhängig davon durdi die oberste 
Landesbehörde zu überprüfen. Insbesondere 
die Vorschrift des § 35 Abs. 4, nach der die 
Wiede rbestellung versagt werden kann, wenn 
der Zulassungsausschuß unter sinngemäßer 
Anwendung des § 10 das Vorliegen der Vor- 
aussetzungen für die Wicderbestellung ver- 
neint, bleibt anwendbar. 

Der Antrag kann vom Beklagten, vom Kläger 
oder von der Bundesstelle für das wirtschaft- 
liche Prüfungswesen (§§ 77 und 98) gestellt 
werden. 

Zu § 106 
Rechtsmittel 

Das beruf sgerichtliche Verfahren deckt sich, 
soweit die Bestimmungen des Entwurfs keine 
Besonderheiten enthalten, mit dem verwal- 
tungsgerichtlichen Verfahren, Alle Rechts- 
mittel, die nach den in den Ländern gelten- 
den Vorschriften oder nada Inkrafttreten der 
Verwaltungsgerichtsordnung zulässig sind, 
können deshalb auch hier von den Beteiligten 
eingelegt werden. Der Entwurf der Verwal- 
tungsgerichtsordnung sieht dabei Berufung an 
das Oberverwaltungsgerieht und Revision an 
das Bundesverwaltungsgericht vor (vgl. Teil 
III des Entwurfs einer Verwaltungsgerichts- 
ordnung — Bundestagsdrucksache Nr. 4278 
der 1. Wahlperiode — ). 

Zu § 107 

Einstweiliges Berufs- und Vertretungsverbot 

Wenn gegen einen Wirtschaftsprüfer Klage 
auf Ausschließung aus dem Berufsstand er- 
hoben v/orden ist, so kann das Berufsgericht 
ein Berufs- und Vertretungs verbot anordnen 
unter der Voraussetzung, daß mit einer Aus- 
schließung aus dem Berufsstand zu rechnen 
ist. Eine solche Möglichkeit besteht auch 
dann, wenn das berufsgerichtliche Verfahren 
wegen der Einleitung eines strafgerichtlichen 
Verfahrens gemäß § 86 ausgesetzt wurde. 

Die Anordnung des einstweiligen Berufs- 
und Vertretungsverbots setzt — wie schon 
betont — voraus, daß die Ermittlungen nach 
den tatsächlichen Feststellungen und der 
Schwere der dem Wirtschaftsprüfer zur Last 
gelegten Verfehlung eine Ausschließung aus 
dem Berufsstand wahrscheinlich machen. In 
jedem Fall Ist jedoch dem Beschuldigten vor 
der Anordnung Gelegenheit zur Äußerung 


zu geben. Macht der Wirtschaftsprüfer von 
einer solchen Gelegenheit keinen Gebrauch, so 
kann die Anordnung auch ergehen, ohne daß 
Erklärungen von ihm zu dem beabsichtigten 
Verbot abgewartet werden müssen. 

Zu § 108 

Wirkungen des Verbots 

Das Verbot ist ein einstweiliges Berufs- und 
Vertretungsverbot. Der betreffende Wirt- 
schaftsprüfer bleibt somit Berufsangehöriger 
und Mitglied der Wirtschaftsprüferkammer. 
Die Tatsache seiner Bestellung wird also durch 
das einstweilige Verbot nodi nicht berührt. 
Er darf aber während der Dauer des Ver- 
bots weder Pflichtprüfungen vornehmen und 
Bestätigungsvermerke erteilen, noch darf er 
einen Auftraggeber in würtschaftlichen oder 
steuerlichen Angelegenheiten vertreten. 

Nimmt er entgegen dem Verbot Pflichtprü- 
fungen vor und erteilt er Bestätigungsver- 
merke, so werden diese im Interesse der 
Rechtssicherheit gleichwohl als wirksam an- 
gesehen werden müssen. Das Verbot führt 
nicht zu einer Löschung der Bestellung des 
Wirtschaftsprüfers im Berufsrcgister. 

Zu § 110 

Mitteilung des Verbots 

Die einstweilige Anordnung des Berufs- und 
Vertretungsverbots muß dem Bundesmini- 
ster für Wirtsdiaft als Aufsichtsbehörde und 
der obersten Landesbehörde, die für die Be- 
stellung eines Vertreters nach § 111 zustän- 
dig ist, der Wirtschaftsprüferkammer als dem 
aufsichtführenden Selbstverwaltungsorgan 
und der Industrie- und Handelskammer als 
der Vertretung der Wirtschaft im Bezirk der 
Niederlassung oder des Ortes der Tätigkeit 
des Beschuldigten mitgeteilt werden. Da 
Wirtschaftsprüfer nach dem Entwurf gleich- 
zeitig Wirtschaftsprüfer im Genossenschafts- 
wesen sind, ist weiter die Mitteilung an den 
Freien Ausschuß der deutschen Genossen- 
schaftsverbände vorgesehen. Endlich soll auch 
die Bundesstellc für das wirtschaftliche Prü- 
fungswesen benachrichtigt werden, die in dem 
Verfahren nach § 98 beizuladen ist (Abs. 1). 
Wird das Verbot aufgehoben, so sollen die 
vorgenannten Stellen ebenfalls unterrichtet 
werden (Abs. 2). 

Die Vorschrift bestimmt gleichzeitig, daß auch 
das reditskräftige Urteil, das nach § 31 Abs. 1 
Nr. 3 zu dem Erlösdien der Bestellung führt, 
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den vorgenannten Stellen mitzuteilen ist. So- 
weit diese Stellen als Klager oder Beigeladenc 
am Verfahren beteiligt sind und infolgedes- 
sen das Urteil zugestellt erhalten, ist natur- 
gemäß eine weitere Mitteilung nidat er- 
forderlich. 

Zu § 111 

Bestellung eines Vertreters 

Um zu verhindern, daß die einem Wirt- 
schaftsprüfer erteilten Aufträge im Falle eines 
einstweiligen Berufs- und Vertretungsverbotes 
unerledigt bleiben, hat die oberste Landes- 
behörde im Falle des Bedürfnisses einen Ver- 
treter zu bestellen. Der Wirtschaftsprüfer 
kann der obersten Landesbehörde einen ge- 
eigneten Vertreter vorschlagen. Er selbst ist 
nicht ermächtigt, einen solchen zu ernennen. 
Der Vertreter muß immer ein Wirtschafts- 
prüfer sein (Abs. 1). 

Die Übernahme einer Vertretung gehört zu 
den Berufspflichten des Wirtschaftsprüfers. 
Er kann sie deshalb nur aus einem wichtigen 
Grunde ablehnen (Abs. 2). Über die Ableh- 
nung cntsdieidet die oberste Landesbehördc 
nach pflichtgemäßem Ermessen und nach An- 
hörung der Wirtschaftsprüferkammer (Abs. 2). 
Der Vertreter führt sein Amt unter eigener 
Verantwortung unter Beachtung der für 
Wirtschaftsprüfer allgemein bestehenden Be- 
rufspflichten. Der vertretene, dem Berufs- 
und Vertretungsverbot unterliegende Wirt- 
sdaaftsprüfer kann ihm Weisungen nicht er- 
teilen. Der Vertreter handelt für Redinung 
und auf Kosten des Vertretenen (Abs. 3). Er 
hat aber gegen den vertretenen Wirtschafts- 
prüfer Anspruch auf eine angemessene Ver- 
gütung, die auf Antrag eines der Beteiligten 
von der Wirtschaftsprüferkammer festzu- 
setzen ist (Abs. 4). 

Zu § 112 

Gnadenerweis 

Das berufsgerichtliche Urteil selbst kann nach 
§ 105 die Wiederbestellung eines ausgeschlos- 
senen Wirtschaftsprüfers nach Ablauf einer 
zu bestimmenden Frist gestatten. Enthält das 
Urteil keine dahingehende Erklärung, so ist 
die Wiederbestellung des Wirtschaftsprüfers 
gemäß 5 35 Abs. 1 Nr. 3 nur dann zulässig, 
wenn sic durch einen Gnadenerweis ermög- 
licht wird. Dieser Gnadenerweis kann von der 
nach den landesrechtlichen Bestimmungen 
für Gnadenerweise zuständigen obersten Lan- 
desbehörde erteilt werden. Die Behörde wird 


jedoch von dieser Befugnis nur dann Ge- 
brauch madien, wenn von dem Wirtsdiafts- 
prüfer in persönlicher und fachlidier Fdinsidit 
nach Wiederbestellung eine einwandfreie Er- 
füllung seiner Berufspfliditen erwartet v.^er- 
den kann. Der Präsident des Gerichtes, das 
die Ausschließung aus dem Berufsstand rechts- 
kräftig ausgesprochen hat, und die Wirt- 
schaftsprüferkammer als aufsichtführende 
Körperschaft müssen vor der Entscheidung 
der obersten Landesbehörde gehört werden. 
Der Gnadenerweis, der die Wiede rbcstellung 
ermöglicht, enthält noch nicht die Wieder- 
bestellung selbst. Flierzu bedarf es vielmehr 
eines weiteren Antrages des Wirtschaftsprü- 
fers unter Einhaltung der Vorschriften des 
§ 35 des Entwurfs. Der Zulassungsausschuß 
kann also, beispielsweise anordnen, daß sich 
der Bewerber nochmals einer Prüfung oder 
Teilen einer solchen zu unterziehen hat, 
wenn die pflichtgemäße Ausübung des Be- 
rufes sonst nicht gewährleistet erscheint 
(§ 35 Abs. 3). 

VIERTER ABSCHNITT 

Kosten im ehrengerichtlichen und im 
Untersuchungsverfahren 

Zu § 113 

Gebührenfreiheit, Auslagen 

Mit der Vorsdarift, daß für das ehrengericht- 
liche und das Untersuchungsverfahren keine 
Gebühren, sondern nur die baren Auslagen 
nach den Vorschriften des Gerichtskostenge- 
setzes erhoben werden, übernimmt der Ent- 
wurf einen Grundsatz der Ehrengerichtsbar- 
keit für Rechtsanwälte, der bereits in § 94 
der Redatsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 
(RGBl. S. 177) enthalten ist. 

Zu § 114 

Kostenpflicht 

Wird ein Besdiuldigter im ehrengerichtlidien 
Verfahren verurteilt, so sind ihm zugleich die 
in dem Verfahren entstandenen Kosten ganz 
oder teilweise aufzuerlegen (Abs. 1). 

Ist ein Beschuldigter freigesprochen, so kön- 
nen die ihm erwachsenen notwendigen Aus- 
lagen der Wirtschaftsprüferkammer als der 
aufsichtführenden Körperschaft auferlegt 
werden (Abs. 2). 

Die Kostenpflidit im berufsgerichtlichen Ver- 
fahren regelt sidi nach den Vorschriften für 
das Verfahren vor dem Verwaltungsgericht. 
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Zu § 115 

Haftung der Wirtschaftsprüferkammer 
Der Einrichtung des ehrengeriditlidien Ver- 
fahrens bei der Wirtschaftsprüferkammer 
entspricht der Grundsatz der Kostentragung 
seitens der Wirtsdiaftsprüferkammer für 
Kosten, die weder dem Beschuldigten noch 
einem Dritten auferlegt oder von dem Be- 
schuldigten nicht eingezogen werden können. 
Ist das berufsgerichtliche Verfahren durch 
die oberste Landesbehörde eingeleitet wor- 
den (§ 97 Satz 2), so soll die Staatskasse 
diese Kosten tragen (Abs. 1 Satz 2). 

Die Höhe der Zeugen- und Sachverständigen- 
gebühren richtet sich nach § 71 StPO und 
der Gebührenordnung für Zeugen und Sach- 
verständige. Wie im gerichtlidien Verfahren 
(§ 165 Abs, 3 GVG) haben Zeugen und 
Sachverständige bei weiter Entfernung ihres 
Aufenthaltsortes von dem Sitz des Ehrenge- 
richts einen Anspruch auf Zahlung eines Vor- 
schusses. In Abs. 2 wird bestimmt, .daß die 
Wirtsdiaftsprüferkammer für die Zahlung 
der Zeugen- und Sachverständigengebühren 
in dem gleichen Umfange wie die Staatskasse 
nach Maßgabe der Strafprozeßordnung haf- 
tet. 

FÜNFTER ABSCHNITT 
Beitreibung der Kosten und Geldbußen 
Zu § 116 

Beitreibung der Kosten des Verfahrens vor 
dem Ehrengericht und der Geldbußen 
Kosten, die im Verfahren vor dem Ehren- 
gericht entstanden sind, und Geldbußen wer- 
den nach Satz 1 im Verwaltungszwangsver- 
fahren beigetrieben. Dabei gelten die entspre- 
chenden landesrechtlichen bzw. bundesgesetz- 
lichen Vorschriften. Die beigetriebenen Ko- 
sten und Geldbußen sind an die Wirtschafts- 
prüferkammer als die Trägerin der Ehren- 
gerichtsbarkeit abzuführen (Satz 2). 

Zu § 117 

Beitreibung nach Ausscheiden aus dem 
Berufsstand 

Die Zulässigkeit der Beitreibung von Kosten 
und Geldbußen wird nicht dadurch berührt, 
daß der Wirtschaftsprüfer nach Abschluß 
eines Verfahrens aus dem Berufsstand der 
Wirtschaftsprüfer ausgeschieden ist. Die Vor- 
schrift will damit klarstellen, daß die Beendi- 
gung der Mitgliedschaft bei der Wirtschafts- 
prüferkammer (durch Ausscheiden aus dem 
Berufsstand) die Beitreibungsmöglichkeiten 
nicht aufhebt oder beschränkt. 


SECHSTER TEIL 
Strafvorschriften 

Zu § 118 

Verbot verwechselungsfähiger Berufs- 
bezeichnungen 

1. § 9 Abs. 2 der Verordnung über eine Be- 
rufsordnung für die Angehörigen des wirt- 
schaftlichen Prüfungs- und Treuhandwesens 
vom 20. Dezember 1946 untersagt für die 
Länder Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, 
Schleswig-Holstein und Hamburg anderen 
Personen als Wirtschaftsprüfern und ver- 
eidigten Buchprüfern generell den Gebrauch 
verwechselungsfähiger Berufsbezeichnungen. 
Verboten sind Berufsbezeichnungen, die Zu- 
sammensetzungen der Worte „WirtS(hafts-‘‘, 
„Buch-(Bücher-)“ einerseits mit den Worten 
„-revisor“, „-treuhänder‘‘, „-Berater", „-an- 
walt", „-sachverständiger“ andererseits ent- 
halten. Danach sind die Berufsbezeichnungen 
„Wirtschaftsberater“, „Wirtschaftstreuhän- 
der“, „Bücherrevisor“ u. a. untersagt. 

Für die Länder Bayern, ehern. Württemberg- 
Baden, Hessen und Bremen gelten ähnlidie 
Bestimmungen (vgl. zum Beispiel § 9 Abs. 2 
des Gesetzes Nr. 105 über Wirtschaftsprüfer, 
Bücherrevisoren und Steuerberater vom 
9. März 1948 — Bayerisches Gesetz- und 
Verordnungsblatt S. 45 — ). — Verboten sind 
auch hier die Bezeichnungen „Wirtschafts- 
anwalt“, „Wirtschafts-“ oder „Steuersachver- 
ständiger“, „Wirtschaftsberater“ und „Wirt- 
schaftstreuhänder“ . 

In den ehern. Ländern Baden und Württem- 
berg-Hohenzollern ist nach § 4 der Anord- 
nung über die Bildung der Kammern der 
Wirtschafts- und Steuersachverständigen die 
Bezeichnung „Bücherrevisor“, „Wirtschafts- 
sachverständiger“, „Wirtschaftsberater“ usw. 
mit und ohne Zusatz allgemein unstatthaft. 
Die Möglichkeit einer strafrechtlichen Ver- 
folgung der mißbräuchlichen Verwendung 
sowie der Beilegung ähnlicher Bezeichnungen 
ergibt sich aus § 6 der Verordnung über den 
Zusammenschluß auf dem Gebiet des wirt- 
schaftlichen Prüfungs- und Treuhandwesens 
vom 23. März 1943 (RGBl. I S. 157). Diese 
Verordnung ist für die vorstehend bezeich- 
neten Länder nicht aufgehoben. — Die Be- 
zeichnung „Wirtschaftstreuhänder“ ist in den 
Berufsordnungen dieser beiden ehemaligen 
Länder, allerdings nur in Verbindung mit 
den Berufsbezeichnungen „Wirtschaftsprüfer“ 
und „vereidigter Buchprüfer“, gestattet. 
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In Rheinland-Pfalz und im Lande Berlin gilt 
die vorstehend erwähnte Verordnung über 
den Zusammenschluß auf dem Gebiet des 
wirtschaftlidien Prüfungs- und Treuhand- 
wesens vom 23. März 1943 entsprechend wei- 
ter. 

2. Der Entwurf beschränkt sich hinsichtlich 
der Frage der Strafbarkeit der Führung ver- 
wcchselungsfähiger Berufsbezeichnungen auf 
das Verbot der Berufsbezeichnungen „Buch- 
prüfer“, „Bücherrevisor“ oder „Wirtschafts- 
treuhänder“. Das Wort „Buchprüfer“ ist in 
gesteigertem Grade verwechselungsfähig mit 
der Berufsbezeichnung „vereidigter Buchprü- 
fer“. Die Bezeichnung „Bücherrevisor“ ist 
nadi dem geltenden Berufsrecht in den Län- 
dern Bayern, ehern. Württemberg-Baden, 
Flessen und Bremen der Berufstitel aus- 
schließlich für die öffentlich bestellten Bü- 
cherrevisoren. Nach dem Entwurf eines Ge- 
setzes über eine Berufsordnung der vereidig- 
ten Buchprüfer bleibt in Zukunft allgemein 
nur die Bezeichnung „vereidigter Buchprü- 
fer“ bestehen. Der Ausdruck „Wirtschaftstreu- 
händer“ ist eine für die nach dem Erlaß des 
Reichs- und Preußischen Wirtschaftsministers 
vom 9. November 1937 — IV 43347/37 — , 
betreffend Wirtschaftstreuhänder und ver- 
eidigte Bücherrevisoren (Ministerialblatt für 
Wirtschaft S. 250) seinerzeit bestellten Be- 
rufs angehör igen und für Wirtschaftsprüfer 
zulässige Bezeichnung. Auch sie ist mit den 
nach den neuen Entwürfen zugelassenen Be- 
rufsbezeichnungen besonders verwechselungs- 
fähig. 

Die nach Abs. 1 verbotenen Bezeichnungen 
dürfen nach § 30 auch nicht von Wirtschafts- 
prüfern (oder nach dem Entwurf einer Buch- 
prüferordnung von vereidigten Buchprü- 
fern) geführt werden. 

Auf das Verbot der Bezeichnung „Wirt- 
schaftsberater“ verzichtet der vorliegende 
Entwurf mit Rücksicht auf deren allgemeinen 
Charakter. Der Grad der Verwechselungs- 
fähigkeit mit der Berufsbezeichnung „Wirt- 
sdiaftsprüfer“ ist hier nicht als so erheb- 
lich anzusprechen, daß die Aufrechterhaltung 
der bisher bestehenden Verbote erforderlich 
erschiene. 

3. Die Verletzung des Verbotes bezeichnet 
der Entwurf als eine Ordnungswidrigkeit. Sie 
wird nach § 5 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten vom 25. März 1952 (BGBl. I 
S. 177) mit einer Geldbuße von zwei bis zu 
eintausend Deutsche Mark geahndet (Abs. 2). 


Zu§ 119 

Schutz der Bezeichnungen „Wirtschaftsprüfer“ 
und „Wirtschaftsprüfungsgesellschaft“ 

Nach § 30 Abs. 1 haben Wirtschaftsprüfer im 
beruflichen Verkehr die Berufsbezeichnung 
„Wirtschaftsprüfer“ zu führen. Dieses Recht 
steht nur den bestellten Berufsangehörigen 
zu. Entsprechendes gilt nach § 43 für die an- 
erkannten Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 
Der Schutz der Berufsbezeichnung verlangt, 
daß diejenigen, die sie ohne Befugnis führen, 
bestraft werden. Als Strafen sind Gefängnis 
bis zu einem Jahr und Geldstrafe oder eine 
dieser Strafen vorgesehen. 

SIEBENTER TEIL 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

Zu § 120 

Fortgelten früherer Bestellungen und 
Anerkennungen 

Alle Wirtschaftsprüfer, die nach bisher wirk- 
samen Vorschriften bestellt oder als solche 
anerkannt sind, müssen auch nach Inkraft- 
treten des vorliegenden Entwurfs als Wirt- 
schaftsprüfer anerkannt bleiben (Abs. 1). Für 
Wirtschaftsprüfer im Genossenschaftswesen 
ist auf die ausführliche Aufzählung in § 37 
zu verweisen. Bestehen Zweifel darüber, ob 
ein Wirtschaftsprüfer nach Inkrafttreten des 
Entwurfs anerkannt bleibt, so entscheidet ge- 
mäß Abs. 4 die oberste Landesbehörde. 
Bestellungen von Wirtschaftsprüfern, die in 
Deutschland außerhalb des Geltungsbereiches 
des Grundgesetzes und des Landes Berlin vor- 
genommen sind, können nach der Vorschrift 
cles Abs. 2 anerkannt werden, wenn die ihnen 
zugrunde liegenden Bestimmungen über die 
Zulassung, die Prüfung und die Bestellung 
den alten, vor dem 8. Mai 1945 geltenden 
Bestimmungen oder den Vorschriften dieses 
Entwurfs entsprechen. Die Anerkennung der 
Bestellung erfolgt durch die oberste Landes- 
behörde nach Anhörung des Zulassungsaus- 
schusses (Abs. 4). Wesentlich dabei ist die 
Feststellung, daß die Ermittlung der persön- 
lichen Eignung und die Prüfung der fach- 
lichen Qualifikation nach den gleichen Grund- 
sätzen vorgenommen ist, wie sie für die Be- 
stellung der nach Abs. 1 anerkannten Wirt- 
schaftsprüfer in Geltung gewesen sind 
(Abs. 2). 

Für Wirtschaftsprüfungsgesellschaften gilt 
sinngemäß das gleiche wie für Wirtschafts- 
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prüfer. Ist ihre Anerkennung nach bisher gel- 
tenden Vorschriften im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder im Lande Berlin erfolgt, 
so bleiben sie auch nach Inkrafttreten des 
Entwurfs anerkannt (Abs. 3 und 1). Ist ihre 
Anerkennung in Deutschland außerhalb des 
Geltungsbereiches des GG und des Landes 
Berlin erfolgt, so kann die oberste Lan- 
desbehörde nach Anhörung des Zulassungs- 
ausschusses entscheiden, daß sie audi im Gel- 
tungsbereich des Gesetzes anerkannt werden 
(Abs. 3 in Verbindung mit Abs. 2 und 4). 

kür Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, welche 
die Form einer Aktiengesellschaft, Komman- 
ditgesellschaft auf Aktien oder einer Gesell- 
schaft mit beschränkter Llaftung gewählt 
haben, enthält der Abs. 3 eine Übergangs- 
regelung. Nach § 40 Abs. 3 müssen Aktien- 
gesellschaften und Kommanditgesellschaften 
auf Aktien als Voraussetzung für die Aner- 
kennung als Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Aktien haben, die auf Namen lauten. Ihre 
Übertragung muß an die Zustimmung der 
Gesellschaft gebunden sein. Bei Gesellschaf- 
ten mit beschränkter Haftung muß das 
Stammkapital mindestens fünfzigtausend 
Deutsche Mark betragen und voll eingezahlt 
sein. Die Übertragung ihrer Geschäftsanteile 
muß nada den Vorschriften des Gesellschafts- 
vertrages an die Zustimmung der Gesell- 
schaft gebunden sein (§ 40 Abs. 4). Auf die 
Begründung zu § 40 wird Bezug genommen. 

■ — ■ Der Entwurf verlangt im Hinblick auf 
den Fortfall der bisherigen Vorschriften über 
die Eigentumsverhältnisse des Vorstands, der 
Geschäftsführer oder persönlich haftenden 
Gesellschafter an Gesellschaftsanteilen, daß 
auch die bestehenden Wirtsdaaftsprüfungsge- 
sellschaften in der Reditsform der Aktien- 
gesellschaft, Kommanditgesellschaft auf Ak- 
tien und Gesellschaft mit beschränkter Haf- 
tung bis zum 31. Dezember 1955 die Maß- 
nahmen durchführen, die der Entwurf als 
Voraussetzung für die Anerkennung ver- 
langt. Sind die erforderlichen Änderungen 
der Satzung oder des Gesellschaftsvertrages 
bis zu diesem Zeitpunkt nidat erfolgt bzw. 
ist das Stammkapital nidat in voller Höhe 
eingezahlt, so muß die oberste Landes- 
behörde nach Maßgabe des § 46 die Anerken- 
nung zurücknehmen. Die oberste Landesbe- 
hörde wird zur Vermeidung unbilliger Här- 
ten aber zu einer Fristverlängerung bis spä- 
testens zum 31. Dezember 1960 ermächtigt. 


Zu § 121 

Behandlung schwebender Anträge und 
Verfahren 

Für die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
geplanten Gesetzes schwebenden Zulassungs-, 
Prüfungs- und Ehrengerichtsverfahren bedarf 
es einer Vorschrift für die Entscheidung der 
Frage, ob diese Verfahren nada den bisher 
geltenden Berufsordnungen abzuwickeln oder 
nach neuem Recht zu behandeln sind. Der 
Entwurf bestimmt hierzu, daß Anträge auf 
Zulassung zur Prüfung, über die bei Inkraft- 
treten des Gesetzes noch nicht entschieden 
ist, nach den neuen Vorschriften zu behan- 
deln sind (Abs. 1). Für solche Anträge sind 
u. a. also die Zulassungsvoraussetzungen der 
§§ 8 und 9 maßgebend. 

Haben die Zulassungsaussdaüsse oder Vorprü- 
fungsausschüsse bei Inkrafttreten des Gesetzes 
bereits Entscheidungen getroffen, so bleiben 
diese in Kraft (Abs. 2). Ist vor dem Inkraft- 
treten die Prüfung erfolgreich abgelegt, so 
wird der Bewerber nach den Bestimmungen 
des Gesetzes bestellt. Die Bestellung muß aber 
zur Schaffung klarer Verhältnisse innerhalb 
eines Jahres nach Inkrafttreten des Gesetzes 
bei der obersten Landesbehörde beantragt 
werden (Abs. 3). 

Zusammenfassend ergibt sich somit, daß ein 
nach alten Vorschriften bei Inkrafttreten des 
Gesetzes zugelassener Bewerber die Prüfung 
nadi den Vorschriften des Entwurfs ablegt. 
Hat er die Prüfung nach den alten Vorschrif- 
ten bestanden, ist er aber noch nicht bestellt, 
so hat die Bestellung nach den neuen Bestim- 
mungen zu erfolgen. Für Verfahren bei der 
Anerkennung von Wirtschaftsprüfungsgesell- 
schaften gilt das Entsprechende. Ein Antrag 
auf Anerkennung, über den bei Inkrafttreten 
des Gesetzes noch nicht entschieden ist, wird 
nach den neuen Vorsdiriften behandelt (§§ 39 

ff.). 

Noch nicht abgeschlossene Ehrengerichtsver- 
fahren werden nach bisherigem Recht wei- 
tergeführt (Abs. 5). Nur dann, wenn die 
oberste Landesbehörde oder die Wirtschafts- 
prüferkammer die in Betracht stehende Ver- 
fehlung als so schwerwiegend ansieht, daß 
die Ausschließung aus dem Berufsstand ge- 
rechtfertigt erscheint, muß Klage vor dem. 
Berufsgericht erhoben werden. Dem Wirt- 
schaftsprüfer soll das durch den Entwurf ge- 
währleistete gerichtliche Verfahren für den 
Fall der Ausschließung aus dem Berufsstand 
nicht vorenthalten bleiben. 
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Zu § 122 

Einberufung der ersten Wirtschaftsprüfer- 
versammlung 

Zur Sicherung eines reibungslosen Anlaufs 
der Selbstverwaltungstätigkeit der Wirt- 
schaftsprüferkammer, insbesondere für die 
Bestellung der die Wirtschaftsprüferkammer 
vertretenden Organe, sieht der Entwurf vor, 
daß die erste Wirtschaftsprüfervcrsammlung, 
die durch den Bundesminister für Wirtschaft 
mittels öffentlicher Bekanntmachung im Bun- 
desanzeiger cinzuberufen ist, innerhalb einer 
bestimmten Frist stattfinden muß. Auf ihr 
müssen der Beirat der Wirtschaftsprüferkam- 
mer, die Mitglieder des Ehrengerichts und 
ihre Vertreter, der Präsident, die Vorsitzer 
der Kammern des Ehrengerichts und ihre 
Vertreter, die Personen, die als ehrenamtliche 
Mitglieder der Berufsgerichte vorgeschlagen 
werden sollen, und ihre Vertreter gewählt 
werden. 

Zu § 123 

Regelung der Ausbildung des Berufsnach- 
wuchses 

Für die Zulassung zum Wirtschaftsprüfer- 
examen ist nadi den §§ 8 und 9 des Entwurfs 
der Nachweis einer Prüfungstätigkeit u. a. 
bei Wirtschaftsprüfern, Wirtschaftsprüfungs- 
gesellschaften, genossenschaftlidien Prüfungs- 
verbänden, Prüfungsstellen von Sparkassen- 
und Giroverbänden oder überörtlichen Prü- 
fungsverbänden öffentlicher Kassen erforder- 
lich. Mit dem Antrag auf Zulassung zur Prü- 
fung hat der Bewerber nach § 7 Abs. 2 Nr. 7 
wenigstens zwei Prüfungsberichte oder Gut- 
achten einzureichen. Bewerber können also 
eine Zulassung zur Prüfung nur erreichen, 
wenn sie bei bestimmten Prüfern, Prüfungs- 
gesellschaften oder Prüfungsverbänden usw. 
praktische Erfahrungen auf dem Gebiete des 
Prüfungswesens gesammelt haben. Diese Vor- 
schrift ist im Interesse der Gewähr für die 
fachliche Qualifikation bei der Durchführung 
von Pfliditprüfungen und der Erteilung von 
Bestätigungsvermerken zwingend notwendig. 
Eine Verpflichtung, Bewerber für Zwecke 
der Berufsausbildung als Angestellte oder 
Mitarbeiter zu beschäftigen, besteht zur Zeit 
für die Wirtschaftsprüfer, Wirtschaftsprü- 
fungsgesellschaften, genossenschaftlichen Prü- 
fungsverbände usw. nicht. Für einzelne Be- 
werber kann dadurch die Möglichkeit, die 
Voraussetzungen für die Zulassung zum 
Wirtschaftsprüferexamen zu erwerben, er- 
scliwert werden. 


An der Schaffung eines geeigneten Berufs- 
nachwuchses mit der Qualifikation zur 
Durchführung gesetzlicher Prüfungen besteht 
andererseits ein öffentliches Interesse. Aus 
diesem Grunde enthält der Entwurf die Er- 
mächtigung für den Bundesminister für Wirt- 
schaft, mit Zustimmung des Bundesrates 
durch Rechtsverordnung Vorschriften über 
die Regelung der Ausbildung des Berufsnach- 
wuchses und insbesondere über die Pflicht 
von Wirtschaftsprüfern, Wirtschaftsprüfungs- 
gesellschaften, genossenschaftlichen Prüfungs- 
verbänden, Sparkassen- und Giroverbänden 
und überörtlichen Prüfungsverbänden öffent- 
licher Kassen, Bewerber zu Ausbildungs- 
Zwecken zu beschäftigen, zu treffen. 

Zu § 124 

Geltung für Berlin 

Das Gesetz über die Stellung des Landes Ber- 
lin im Finanzsystem des Bundes (Drittes 
Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 1952 
(BGBl. I S. 1) enthält in § 13 Äbs. 1 die Er- 
mächtigung, Gesetze der Bundesrepublik auch 
als für das Land Berlin geltend zu erklären. 
Der Entwurf macht von dieser Ermächtigung 
Gebrauch. Die ln Berlin geltenden Vorschrif- 
ten einer Berufsordnung für Wirtschaftsprü- 
fer (Bekanntmachung betr. Zulassung und 
Prüfung der Angehörigen der wirtschafts- 
und steuerberatenden Berufe durch die Ab- 
teilung für Wirtschaft und die Finanzabtei- 
lung des Magistrats von Groß-Berlin vom 
30. Juni 1947 — Verordnungsblatt für Groß- 
Berlin S. 231 — ) werden in § 126 Abs. 2 
Nr. 10 aufgehoben. 

Zu § 125 

Auflösung bisheriger Berufskammern 
Durch die Verordnung über eine Berufsord- 
niing für die Angehörigen des wirtschaft- 
lichen Prüfungs- und Treuhandwesens vom 
20. Dezember 1946 sind ln den Ländern 
Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Schles- 
wig-Fiolstein und Fiamburg Landeskammern 
für das wirtschaftliche Prüfungs- und Treu- 
handwesen, eine Flauptkammer für das wirt- 
schaftliche Prüfungs- und Treuhandwesen 
und eine Flauptstelle für das wirtschaftliche 
Prüfungs- und Treuhandwesen geschaffen 
worden. In den ehern. Ländern Baden und 
Württemberg - Flohenzollern wurden auf 
Grund der Anordnung über die Bildung der 
Kammer der Wirtschafts- und Steuersach- 
verständigen im Gebiet von Baden (Französi- 
sche Zone) vom 15. Januar 1946 (Amtsblatt 
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der Militärregierung Baden — Französisches 
Besatzungsgebiet — vom 23. Januar 1946 
S. 6) und der Rechtsanordnung über die Bil- 
dung der Kammer der Wirtschafts- und 
Steuersachverständigen vom 8, März 1946 
(Amtsblatt des Staatssekretariats für das fran- 
zösisch besetzte Gebiet Württembergs und 
Hohenzollerns S. 19) Kammern der Wirt- 
schafts- und Steuersachverständigen errichtet. 
Für die Länder Bayern, ehern. Württemberg- 
Baden, Hessen und Bremen sov/ie Rheinland- 
Pfalz bestehen entsprechende Berufsorganisa- 
tionen auf Grund gesetzlicher Anordnungen 
nicht. 

Der Entwurf einer Wirtschaftsprüferordnung 
sieht, wie auch der Entwurf einer Buchprü- 
ferordnung, die Schaffung einer besonderen 
Berufskamiiicr (Wirtschaftsprüferkammer 
bzw. Bundeskammer der vereidigten Buch- 
prüfer) vor, der die Berufsangehörigen kraft 
gesetzlicher Vorschrift angehören. Außerdem 
ist die Bildung einer Bundesstelle für das 
wlrtscliaftliche Prüfungswesen vorgesehen. 
Die zur Zeit geltenden Berufsordnungen wer- 
den durch den Entwurf aufgehoben. Damit 
verlieren die bestehenden Berufskammern 
und die Hauptstelle für das wirtschaftliche 
Prüfungs- und Treuhandwesen ihre rechtliche 
Grundlage. Der Entwurf schreibt daher vor, 
daß diese durch Gesetz, Verordnung oder 
Anordnung geschaffenen Berufskammern der 
Wirtschaftsprüfer und vereidigten Buchprü- 
fer und die Hauptstelle für das wirtschaft- 
liche Prüfungs- un^ "^!'cuhandwesen aufzu- 
lösen sind. Die Vorschriften des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs über die Auflösung von Ver- 
einen, insbesondere die §§ 47 ff. BGB, fin- 
den sinngemäß Anwendung. 

Für die Verteilung des nach der Auflösung 
vorhandenen Vermögens bestimmt der Ent- 
wurf, daß dieses nach Maßgabe der in den 
letzten drei Jahren von Wirtschaftsprüfern 


und vereidigten Buchprüfern gezahlten Mit- 
gliedsbeiträge auf die Wirtschaftsprüferkam- 
mer und die nach dem Entwurf einer Buch- 
prüferordnung vorgesehene Bundeskammer 
der vereidigten Buchprüfer zu verteilen, bei 
der Hauptstelle für das wirtschaftliche Prü- 
fungs- und Treuhandwesen auf die Bundes- 
stelle für das wirtschaftliche Prüfungswesen 
zu übertragen ist. Über die Verwendung die- 
ser Beträge haben die Berufskammern bzw. 
die Bundesstelle für das wirtschaftliche Prü- 
fungswesen zu entscheiden. Die Berufskam- 
mern haben Insbesondere darüber zu befin- 
den, inwieweit die Beträge den nach Maßgabe 
der Entwürfe einzurichtenden Landesge- 
schäftsstellen zur Verfügung gestellt werden 
sollen. 

Zu § 126 

Inkrafttreten des Gesetzes und 
Aufhebung gesetzlicher Bestimmungen 

Das Inkrafttreten des Gesetzes ist auf den 
ersten Kalendertag des dritten Kalendermo- 
nats nach seiner Verkündung vorgesehen, um 
zu ermöglichen, daß weitgehend die zu die- 
sem Zeitpunkt schwebenden Verfahren ab- 
geschlossen werden (Abs. 1). 

In Abs. 2 werden ausdrücklich die zahlreichen 
Vorschriften der geltenden Berufsordnungen 
in den Ländern Nordrhein-Westfalen, Nie- 
dersachsen, Schleswig-Holstein, Hamburg, 
Bayern, Hessen, Bremen, Rheinland-Pfalz, 
Berlin und in den ehern. Ländern Württem- 
berg-Baden, Baden und Württemberg-Hohen- 
zollern sowie dem bayerischen Kreis Lindau 
aufgehoben. Ebenso werden die reichsrecht- 
lichen Vorschriften außer Kraft gesetzt, die 
in Teilen des Geltungsbereichs des künftigen 
Gesetzes noch Anwendung finden, und das 
Gesetz über Wirtschaftsprüfer Im Genossen- 
schaftswesen vom 17. Juli 1952 (BGBl. I 
S. 385). 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 22. Januar 1954 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 24. Dezember 1953 — 6-61107- 
3419/52 V — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 118. Sitzung am 22. Januar 1954 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über eine Berufsordnung 
der Wirtschaftsprüfer (Wirtschaftsprüferordnung) 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzuschlagen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß seine Änderungsvorschläge zum 
Entwurf eines Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Steuerbera- 
ter und Steuerbevollmächtigten (Steuerberatungsgesetz) auch in der 
Wirtschaftsprüferordnung sinngemäß berücksichtigt werden sollten. 

Ferner hat der Bundesrat die sidi aus der Anlage ergebende Ent- 
schließung gefaßt. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz gemäß Artikel 84 
Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 78 des Grundgesetzes seiner Zu- 
stimmung bedarf. 


Dr. h. c. Zinn 
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I. Entschließung des Bundesrates 


Der Bundesrat hält eine bundesgesetzliche 
Regelung für die Steuerberater, die Steuer- 
bevollmächtigten, die Wirtschaftsprüfer und 
die vereidigten Buchprüfer für erforderlich. 
Er weist aber darauf hin, daß mit den drei 
vorliegenden Entwürfen eines Steuerbera- 
tungsgesetzes, einer Wirtschaftsprüferord- 
nung und einer Buchprüferordnung ein sehr 
ernstes verfassungspolitisches Problem aufge- 
worfen wird. Das Bestreben der Entwürfe, 
bestimmte Berufsgruppen in ständischer Form 
autonom zu organisieren und sie einer be- 
sonderen Berufs- und Ehrenordnung zu un- 
terwerfen, führt im Ergebnis dazu, für weite 
Bereiche des beruflichen und wirtschaftlichen 
Lebens die allgemeine demokratisch-parla- 
mentarische Ordnung durch eine ständische 
zu ersetzen. Die hiermit verbundene Einen- 
gung der Freiheit persönlicher Betätigung 
(Zwangsmitgliedschaft) ist in dieser Ausdeh- 
nung schwerlich mit der im übrigen ange- 
strebten freiheitlidien Staats- und Wirt- 
schaftsordnung vereinbar. Von dieser aber 
geht das Grundgesetz aus. Eine unmittelbare 
Gefahr dieser Entwürfe liegt darin, daß unter 
Berufung auf diese Vorlagen zahlreidbe an- 


dere Berufsgruppen eine „Verkammerung‘‘ 
fordern. 

Der Bundesrat ist ferner der Auffassung, daß 
es zweckmäßig wäre, die Berufsordnungen 
der Steuerberater und Steuerbevollmächtig- 
ten, Wirtsdiaftsprüfer, vereidigten Buchprü- 
fer in organischer Gliederung zusammenzu- 
fassen und in einem Gesetz zu regeln. Die Tä- 
tigkeit dieser Berufe greift in der Praxis in- 
einander über. Eine Regelung durch drei ver- 
sdaiedene Gesetze würde weder dem Bedürf- 
nis der Wirtschaft noch dem wohlverstande- 
nen Interesse der in Betracht kommenaen 
Berufszweige entsprechen. Der Wirtschaft Ist 
in erster Linie daran gelegen, sich von Per- 
sonen beraten zu lassen, die betriebswirt- 
sdiaftliche und steuerliche Kenntnisse und Er- 
fahrungen zugleich besitzen. Eine zusammen- 
fassende Gliederung dieser Berufsordnungen 
in einem einheitlichen Gesetz bedeutet nicht, 
daß die Eigenart der einzelnen Berufsgruppen 
beeinträchtigt wird. 

Im übrigen sollte versucht werden, die ge- 
setzlidie Regelung auf das unbedingt erfor- 
derliche Maß zu beschränken. 


II. Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1. § 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Sie sind Sachverständige auf den Gebie- 
ten der wirtschaftlichen Betriebsführung 
und befugt, ihre Auftraggeber nach Maß- 
gabe der bestehenden Vorschriften in 
wirtschaftlichen und steuerlichen Angele- 
genheiten zu beraten und zu vertreten.“ 


Begründung 

Durch die Umstellung wird klargestellt, 
daß die Wirtschaftsprüfer auch bei der 
Beratung in wirtschaftlichen Angelegen- 
heiten nur eine beschränkte rechtliche Be- 
ratung gemäß § 5 des Gesetzes zur Ver- 
hütung von Mißbräuchen auf dem Ge- 
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biete der Reditsberatung vom 13. De- 
zember 1935 (RGBl. I S. 1478) ausüben 
dürfen. 

Unter dieser Voraussetzung ist an der 
Vertretungsbefugnis der Wirtschaftsprü- 
fer festzuhalten. 

2. In § 3 Abs. 1 werden die Worte „im Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes und im 
Lande Berlin“ ersetzt durch die Worte 
„im Geltungsbereich dieses Gesetzes“. 

Begründung 

Angleichung an die jetzt übliche Fassung 
der Bestimmung über den Geltungsbe- 
reich von Gesetzen. 

Diese Änderung gilt entsprechend für 
sämtliche Bestimmungen des Gesetzent- 
wurfs, die sich auf den Geltungsbereidi 
beziehen. 

3. § 6 Abs. 3 wird gestrichen. 
Begründung 

Die Belange der Länder werden bereits 
durch § 5 Abs. 1 Satz 2 berücksichtigt. 
Im Wege dieser Ländervereinbarung nach 
§ 5 Abs. 1 Satz 2 können auch die in der 
zu streichenden Vorschrift vorgesehenen 
Regelungen getroffen werden. 

4. In § 7 Abs. 4 werden nach dem Wort 
„Bewerber“ die Worte „Auskünfte und“ 
eingefügt. 

Begründung 

Für die abschließende Beurteilung des Be- 
werbers kann auch die Kenntnis von Tat- 
sachen von Bedeutung sein. 

5. In § 8 Abs, 2 Nr. 1 werden die Worte 
„eines überörtlichen Prüfungsverbandes 
öffentlidier Kassen“ ersetzt durch die 
Worte „einer überörtlichen Prüfungsein- 
richtung für öffentliche Körperschaften“. 

Begründung 

Die Änderung ist notwendig, weil in eini- 
gen Ländern die Aufgaben der Prüfung 
öffentlicher Kassen nidit von Prüfungs- 
verbänden, sondern von Prüfungsanstal- 
ten oder anderen überörtlichen Prüfungs- 
einrichtungen des öffentlichen Rechts 
wahrgenommen werden. 

Diese Änderung gilt für § 9 Abs. 2 und 5, 
§ 56 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 3, § 71 Abs. 2 
und § 123 entsprechend. 


6. a) In § 10 Abs. 1 Nr. 1 werden die Worte 

„verloren hat“ ersetzt durch die Worte 
„nicht besitzt“. 

Begründung 

Es soll klargestellt werden, daß die 
Zulassung nicht mehr zu versagen ist, 
wenn die Aberkennung der Fähigkeit 
zur Bekleidung öffentlicher Ämter 
durch Zeitablauf erloschen ist. 

b) In § 10 Abs. 1 erhält die Nr. 4 fol- 
gende Fassung; 

„4. der Bewerber infolge eines kör- 
perlichen Gebrechens dauernd un- 
fähig ist, den Beruf des Wirt- 
schaftsprüfers ordnungsmäßig aus- 
zuüben;“ 

Begründung 

Es ist widerspruchsvoll, bereits die Zu- 
lassung zur Prüfung von einer Vor- 
bewertung der geistigen Kräfte ab- 
hängig zu machen, da die Prüfung 
selbst gerade dazu dienen soll, unter 
anderem auch diese Kräfte nachzuwei- 
sen. 

c) In § 10 Abs. 2 wird die Nr, 2 wie 
folgt geändert: 

„2. der Bewerber sich so verhalten 
hat, daß die Besorgnis begründet 
ist, er würde den Berufspflichten 
als Wirtschaftsprüfer nicht genü- 
gen;“ 

Begründung 

Die jetzige Fassung kann die Freiheit 
der Berufswahl gefährden und bedarf 
daher einer einschränkenden Konkre- 
tisierung. 

7. § 12. Der Prüfungsausschuß ist nicht beim 
Bundesminister für Wirtschaft, sondern 
bei der obersten Landesbehörde zu bil- 
den. 

Die in Betracht kommenden Bestimmun- 
gen des Entwurfs sind dementsprechend 
umzugestalten. 

Begründung 

Die Voraussetzungen für einen überregio- 
nalen Verwaltungsakt sind im vorliegenden 
Fall nicht gegeben. Es besteht kein unab- 
weisliches Erfordernis für eine Bildung 
des Prüfungsausschusses beim Bundesmini- 
ster für Wirtschaft. Soweit eine Einheit- 
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lidikeit in der Gestaltung der Pflichtprü- 
fung erforderlich ist, kann diese im Wege 
entsprechender Vereinbarung der Länder 
untereinander oder allenfalls auch im 
Wege des Erlasses allgemeiner Verwal- 
tungsvorschriften gemäß Art. 84 Abs. 2 
GG erreicht werden. Überregionale Ver- 
waltungsakte sind verfassungsrechtlich 
nicht zulässig, wenn und soweit ander- 
weitige Möglichkeiten bestehen. Dies ist 
hier der Fall. 

8. In § 19 Abs. 1 erhält der letzte Satz fol- 
gende Fassung: 

„Über die Frage, ob ein Grund als triftig 
anzusehen ist, entscheidet der Vorsitzende 
des Prüfungsaussdiusscs.“ 

Begründung 

Es ersdielnt im Interesse der Verwal- 
tungsvereiiifachung und Beschleunigung 
nicht vertretbar und sachlich auch nicht 
geboten, die Entscheidung dem Prüfungs- 
ausschuß als solchem, gegebenenfalls unter 
Fiinzuziehung des Zulassungsausschusscs, 
vorzubehalten. 

9. § 30 Abs. 3 und 4 werden gestrichen. 
Begründung 

Die Führung der Berufsbezeichnung „außer 
Dienst'^ ist bei freien Berufen nicht üb- 
lich; sie sollte den ehemaligen Beamten 
Vorbehalten bleiben. Wenn Wirtschafts- 
prüfer nach Aufgabe ihres Berufs eine 
kaufmännische oder sonstige gewerbliche 
Tätigkeit ausüben, besteht ein Bedürfnis 
für die Weiterführung der Berufsbezeich- 
nung ohnehin nicht. Wenn Wirtschafts- 
prüfer altershalber aus dem Beruf aus- 
geschieden sind, werden gegen die Wei- 
terführung der Berufsbezeichnung keine 
Bedenken bestehen, solange die Bestellung 
zum Wirtschaftsprüfer wirksam ist. 

Entsprechend ist § 71 Abs. 1 Satz 1 zu 
ändern und § 81 Abs. 3 zu streichen. 

10. In § 41 Abs. 2 werden die Worte „und die 
Anmeldung zur Eintragung im Handels- 
register“ gestrichen. 

Begründung 

Aus Gründen der Vereinfachung des Ver- 
fahrens erübrigt sich die Vorlage der An- 
meldung zur Eintragung im Handelsregi- 
ster. 


11. § 43 Satz 2 wird gestrichen. 

In Satz 1 werden die Worte „zu führen“ 
durch die Worte „in die Firma aufzu- 
nehmen“ ersetzt. 

Begründung 

Angleichung an die Vorschrift des § 17 
HGB. 

12. § 55 Abs. 4 Nr. 3 zweiter Halbsatz er- 
hält folgende Fassung: 

„; in Ausnahmefällen kann die Wirt- 
schaftsprüferkammer eine aussdiließlidie 
Tätigkeit in einem Treuhandverhältnis 
für vereinbar erklären, wenn sie nur vor- 
übergehende Zeit dauert;“ 

Begründung 

Der Spielraum des Verwaltungsermessens 
erscheint in der Fassung des Entwurfs 
nicht genügend eingeengt und daher mit 
de»- neueren Rcchtsprechungsgrundsätzen 
der Verwaltungsgerichte nldit vereinbar. 

13. a) In § 60 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte 

„für Behörden“ gestrichen. 

Begründung 

Es erscheint zweckmäßig, die Siegel- 
führung nicht nur für die Erstattung 
von Gutachten für Behörden, sondern 
auch für die Erstattung von Schleds- 
gutachten zuzulassen. 

b) In § 60 Abs. 2 wird das Wort „Erlaß“ 
durch die Worte „Rechts Verordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates“ er- 
setzt. 

Begründung 

Die Begründung von Rechten und 
Pflichten der Wirtschaftsprüfer bedarf 
eines Rechtssetzungsaktes. 

14. § 67 wird gestrichen. 

Begründung 

Die Vorschrift ist überflüssig, weil die Be- 
fugnis zum Erlaß von Richtlinien, die 
keine Rechtsvorschriften sind, ohnehin 
gegeben ist. Sie ist aber auch mißver- 
ständlich, weil die Richtlinien mit Rechts- 
vorschriften verwechselt werden können. 

15. § 69 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Vorstandsmitglieder, Geschäfts- 
führer und persönlich haftende Gesell- 
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sdiafter, die nicht Wirtschaftsprüfer sind, 
sowie die Mitglieder der durch Gesetz, 
Satzung oder Gesellschaftsvertrag vorge- 
sehenen Aufsichtsorgane der Gesellschaf- 
ten sind zur Verschwiegenheit verpflich- 
tet.“ 

Begründung 

Es ist sicherzustellen, daß auch die Vor- 
standsmitglieder, Geschäftsführer und 
persönlich haftenden Gesellschafter, die 
nicht Wirtschaftsprüfer sind, Berufspflich- 
ten unterstehen, die für die übrigen Vor- 
standsmitglieder usw. gelten. 

16. a) Dem § 70 Abs. 1 wird folgender Satz 

angefügt: 

„Sie hat die Mitglieder der Kammer 
In standesrechtlichen Fragen und Fra- 
gen der Berufsausübung zu beraten 
und zu belehren.“ 

Begründung 

Diese Ergänzung erscheint wegen des 
Vorschlages, § 67 zu streichen, erfor- 
derlich. Sie entspricht den Bestimmun- 
gen im Entwurf der Bundesrechts- 
anwaltsordnung. 

b) § 70 Abs. 3 wird gestrichen. 
Begründung 

Es fehlt an der Zuständigkeit der Bun- 
desgesetzgebung, derartige Versor- 
gungseinrichtungen zu regeln. Über- 
dies erscheint eine gesetzliche Regelung 
nicht erforderlich. Diese Einrichtun- 
gen können auch auf freiwilliger 
Grundlage geschaffen werden. 

17. § 76 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fas- 
sung; 

„Die Genehmigung soll nur versagt wer- 
den, wenn Rücksichten auf die Stellung 
oder die Aufgaben der Kammer oder be- 
rechtigte Belange der Personen, über 
welche die Tatsachen bekanntgeworden 
sind, es unabweisbar fordern. 

Begründung 

Anpassung an § 87 Abs. 3 des Entwurfs 
einer Bundesrechtsanwaltsordnung. 

18. §§ 77 und 78 werden gestrichen. 
Begründung 

Die Errichtung einer Bundesstelle für das 
wirtschaftlihe Prüfungswesen erscheint 


überflüssig, zumal als eine selbständige 
Körperschaft des öffentlihen Rechts. Ge- 
gen die Errichtung einer solhen Stelle be- 
stehen auch verfassungspolitische Beden- 
ken. Dem Bedürfnis nach einer Behand- 
lung der gemeinsamen Aufgaben von 
Wirtschaft und prüfenden Berufen kann 
auch durch die Schaffung einer Einrih- 
tung auf freiwilliger Grundlage Rehnung 
getragen werden. 

Dementsprechend werden in § 79 Satz 1 
die Worte „und über die Bundesstelle“ 
und in Satz 2 die Worte „und die Bundes- 
stelle“ gestrihen. Desgleichen werden §98 
und § 110 Abs. 1 Nr. 6 gestrihen. 

19. In § 81 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort 
„Verwaltungsgeriht“ durh das Wort 
„Oberverwaltungsgeriht“ ersetzt. 

Begründung 

Vgl. Begründung zu Nr. 23 a (§ 96). 

20. Dem § 87 Abs. 3 wird folgender Satz an- 
gefügt: 

„Bei Ersuhen von Ehrengerihten ent- 
sheidet das ersuhte Amtsgeriht über die 
Beeidigung.“ 

Begründung 

In gleiher Weise wie bei dem bisherigen 
Entwurf der Bundesrehtsanwaltsordnung 
soll auh hier eine Bindung der Amtsge- 
rihte in der Frage der Beeidigung durh 
das Ersuhen von Verwaltungsstellen 
ausgeshlossen werden. 

21. § 93 letzter Satz erhält folgende Fassung: 

„Dabei Ist Insbesondere eine mündlihe 
Verhandlung vorzusehen, auf Grund 
deren der Sprüh ergeht.“ 

Begründung 

Im Anshluß an den Sprahgebrauh des 
Entwurfs derBundesrehtsanwaltsordnung 
sollen auh hier für das Verfahren der 
Ehrengerihte alle Bezeihnungen vermie- 
den werden, die ihrer Natur nah einem 
ehten gerihtlihen Verfahren Vorbehal- 
ten bleiben müssen. 

22. a) § 94 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Gegen den Sprüh des Ehren- 
gerihts kann die oberste Landesbe- 
hörde, der beteiligte Wlrtshaftsprü- 
fer und die Wirtshaftsprüferkammer 
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Klage bei dem Oberverwaltungsge- 
richt (Berufsgericht) erheben.“ 

Begründung 

Vgl. Begründung zu Nr. 20 (§ 93). 

Ferner muß auch der obersten Lan- 
desbehörde mit Rücksicht auf § 84 
Abs. 4 des Entwurfs das Klagerecht 
gegeben werden. 

b) In § 94 Abs. 2 wird das Wort „Ytr- 
waltungsgericht“ durch das Wort 
„Oberverwaltungsgericht“ ersetzt. 

Begründung 

Vgl. Begründung zu Nr. 23 a (§ 96). 

23. § 95 wird gestrichen. 

Begründung 

Die Vorschrift ist rechtlich bedenklich. 
Die Frage der Zuständigkeit für den 
Gnadenerlaß bei den in § 95 geregelten 
Fällen bedarf noch näherer Klärung. Auch 
im Entwurf der Bundesrechtsanwaltsord- 
nung ist diese Frage offengeblieben. 

24. a) § 96 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende 

Fassung; 

„Als Berufsgerichte werden bei den 
Oberverwaltungsgeriditen je ein be- 
sonderer Senat gebildet.“ 

Begründung 

Ein dreistufiger Instanzenweg wird für 
entbehrlich gehalten. Aus diesem 
Grund sollte als erste Instanz des Be- 
rufsgerichts das oberste Verwaltungs- 
gericht jedes Landes bestimmt werden. 
Demgemäß ist im Laufe des Gesetz- 
gebungsverfahrens zu prüfen, ob nicht 
eine weitere entsprechende Anpassung 
der Vorschriften über den Rechtszug 
und über die Besetzung der Gerichte 
notwendig wird. 

b) Folgender neuer Absatz 2 wird einge- 
fügt; 

„(2) Der Senat des Oberverwaltungs- 
gerichts entscheidet in der Besetzung 
mit einem Richter als Vorsitzenden, 
zwei weiteren Richtern und zwei 
Wirtschaftsprüfern als ehrenamtlichen 
Verwaltungsrichtern.“ 

Begründung 

Die Hinzuziehung von Wirtschafts- 


prüfern als Laienrichter ist erforder- 
lich, um die nötige Sachkunde des Ge- 
richts zu gewährleisten. 

Die bisherigen Absätze 2 und 3 wer- 
den Absätze 3 und 4. 

25. Dem § 99 Abs. 3 wird folgender Satz an- 
gefügt; 

„Das Amtsgericht entscheidet über die 
Beeidigung.“ 

Begrün d u n g 

Vgl. Begründung zu Nr. 19 (§ 87). 

26. § 106 erhält folgende Fassung: 

„Gegen das Urteil des Oberverwaltungs- 
geridits im berufsgerichtlichen Verfahren 
ist dit Berufung zulässig.“ 

Begründung 

Durch diese Änderung wird entsprechend 
§ 172 des Entwurfs der Bundesrechts- 
anwaltsordnung die Entscheidung einer 
zweiten Tatsacheninstanz ermöglicht. 

27. § 109 erhält folgende Fassung: 

„(1) Da: Beridcg^richt hebt das Berufs- 
oder Vertretungsverbot auf, wenn sich er- 
gibt, daß die Voraussetzungen für seine 
Verhängung nicht oder nicht mehr vor- 
liegen. 

(2) Die Entscheidung nach Absatz 1 
trifft das Rechtsmittelgericht, wenn das 
Verfahren bei ihm anhängig ist.“ 

Begründung 

Gesetzestechnische Klarstellung in Anleh- 
nung an den Entwurf der Bundesrechts- 
anwaltsordnung (§ 185). 

28. § 112 wird gestrichen. 

Begründung 

Die Vorschrift ist verfassungsrechtlich un- 
zulässig, weil sie in das landesrechtliche 
Gnadenrecht eingreift. 

Auch der Entwurf der Bundesrechtsan- 
waltsordnung hat bewußt von der Rege- 
lung des Gnadenrechts Abstand genommen. 

29. Die Überschrift des Sechsten Teils erhält 
folgende Fassung: 

„Bußgeld- und Straf Vorschriften“. 
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Begründung 

Die Ergänzung ist erforderlich, weil nach 
§ 118 Abs. 2 Ordnungswidrigkeiten mit 
Geldbußen geahndet werden können. 

30. § 119 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. als Vorstandsmitglied, Geschäftsführer, 
persönlich haftender Gesellschafter 
oder Prokurist die Bezeichnung „Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaft“ für eine 
Gesellschaft gebraucht, die nicht als 
eine solche anerkannt ist.“ 

Begründung 

Klarere Fassung dessen, was gewollt ist. 

31. In § 125 Satz 1 wird das Wort „aufzu- 
lösen” durch das Wort „aufgelöst“ ersetzt. 

Begründung 

Diese Änderung berücksichtigt die beson- 
deren Verhältnisse der zur Zeit bestehen- 
den Berufskammern In den Ländern der 
US-Zone. Diese Kammern sind seinerzeit 
durch freiwillige Vereinbarung entstan- 


den, ihre Auflösung kann deshalb nldit 
durch Verwaltungsakt auf Grund dieses 
Gesetzes, sondern muß durch das Gesetz 
selbst erfolgen. 

32. a) In § 126 Abs. 2 wird die Nr. 4 durdi 
folgende Anfügung ergänzt: 

„Richtlinien über die Kundmachung 
und den Auftragsschutz der Wirt- 
schaftsprüfer, Bücherrevisoren und 
Steuerberater vom 8. September 1953 
(Hessischer Staatsanzeiger S. 874);“ 

b) In § 126 Abs. 2 wird die Nr. 7 durch 
folgende Anfügung ergänzt: 

„die auf Grund dieser Bestimmungen 
erlassenen Vorschriften über die Zu- 
lassung und über die Prüfung sowie 
die Ehrengerichtsordnung der Kam- 
mer der Wirtschafts- und Steuersach- 
verständigen vom 11. Juni 1953;“ 

Begründung : 

Vervollständigung des Katalogs der 
aufzuhebenden gesetzlichen Bestim- 
mungen. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 

zur Entschließung und zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zur Entschlie- 
ßung und zu den Änderungsvorschlägen des 
Bundesrates wie folgt Stellung: 

1. Zur Entschließung 

Die allgemeinen Befürchtungen des Bundes- 
rates wegen einer „Verkammerung“ werden 
nicht verkannt. Sie sind jedoch hinsichtlich 
der in Frage stehenden Berufsstände unbe- 
gründet. Wie aus den Begründungen zu § 4 
des Entwurfs einer Wirtschaftsprüferordnung 
(S. 43) und unter I des Entwurfs eines Steuer- 
beratungsgesetzes (S. 26) zu ersehen ist, gibt es 
für die wirtschaftsprüfenden und steuerbera- 
tenden Berufe seit längerer Zeit Berufskam- 
mern, sie werden also durch die vorliegenden 
Gesetzentwürfe nicht neu geschaffen. Die den 
Wirtschaftsprüfern, vereidigten Buchprüfern, 
Steuerberatern und Steuerbevollmächtigten 
gesetzlich zugewiesenen Aufgaben und deren 
Eigenarten bedingen eine Berufsaufsicht. Diese 
Aufsicht kann wirksam nur im Rahmen einer 
durch die Entwicklung gerechtfertigten Selbst- 
verwaltung, d. h. durch Berufskammern, 
durchgeführt werden. Es kann nicht aner- 
kannt werden, daß eine derartige Selbstver- 
waltung den Grundsätzen einer demokratisch- 
parlamentarischen Ordnung widerspricht. Ist 
eine Berufsaufsicht notwendig, so kann die 
gewählte Art ihrer Durchführung in der 
Form der Selbstverwaltung keine unzumut- 
bare Einengung der Freiheit persönlicher Be- 
tätigung darstellen. Andere Berufe, denen 
die geschilderten Voraussetzungen fehlen, 
können sich auf die hier vorgesehenen Rege- 
lungen nicht berufen. 

Die Bundesregierung kann auch der Auffas- 
sung nicht beipflichten, daß es zweckmäßig 
wäre, die drei Berufsordnungen zusammenzu- 
fassen und in einem Gesetz zu regeln. Eine 


Zusammenfassung in einem einzigen Gesetz 
mit dem Ziele, die Eigenart der einzelnen Be- 
rufsgruppen zu wahren, wurde von allen Be- 
teiligten jahrelang versucht; sie hat sich aber 
als nicht erreichbar erwiesen. Die verschiede- 
nen Berufsstände haben verschiedene Grund- 
aufgaben, also notwendig auch verschiedene 
Berufspflichten, verschiedene Zulassungs- und 
Examensbedingungeh und Prüfungsgebiete. 
Für die Wirtschaftsprüfer und vereidigten 
Buchprüfer steht die handelsrechtliche und 
betriebswirtschaftliche Prüfung im Vorder- 
grund. Auf diesem Gebiet üben die Wirt- 
schaftsprüfer, insbesondere durch das ihnen 
zustehende Testatrecht bei der Abschlußprü- 
fung der Aktiengesellschaften, aber auch die 
vereidigten Buchprüfer durch die Möglichkeit 
einzelner Testate handelsrechtlicher und be- 
triebswirtschaftlicher Art öffentliche Funk- 
tionen aus. Dagegen steht für die steuerbera- 
tenden Berufe als Spezialberufe die steuerliche 
Beratung unter Verwertung ihrer Kenntnisse 
auf handelsrechtlichem und betriebswirt- 
schaftlichem Gebiet im Vordergrund. Eine 
Zusammenfassung der Berufsordnungen 
würde diese grundsätzlichen Unterschiede 
verwischen. 

Auch bei getrennten Berufsordnungen wird 
die Wirtschaft von Personen beraten, die be- 
triebswirtschaftliche und steuerliche Kennt- 
nisse und Erfahrungen zugleich besitzen. Nur 
wird bei den steuerberatenden Berufen mehr 
Wert auf die steuerlichen Kenntnisse und Er- 
fahrungen und bei den wirtschaftsprüfenden 
Berufen mehr Wert auf die betriebswirt- 
schaftlichen Kenntnisse und Erfahrungen ge- 
legt. Dem wohlverstandenen Interesse der in 
Betracht kommenden Berufszweige tragen 
die Entwürfe dadurch Rechnung, daß sie ge- 
genseitige Ergänzungsprüfungen vorsehen. 
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Eine Zusammenfassung der Verfahrensvor- 
Schriften für Zulassung, Prüfung, Bestellung, 
Ehrengerichtsbarkeit und Berufsausschluß- 
verfahren wäre zwangsläufig unübersichtlich 
und schwer verständlich. Die Verschiedenhei- 
ten in der Tätigkeit bedingen voneinander 
abweichende Regelungen und Zuständigkei- 
ten, die sich jeweils nur auf Steuefberater und 
Steuerbevollmächtigte, Wirtschaftsprüfer oder 
vereidigte Buchprüfer beziehen. Würde 
man gleichwohl unter Beibehaltung der Eigen- 
art der einzelnen Berufsgruppen ihr Berufs- 
recht in einem Gesetz zusammenfassen, so 
würde ein solches Gesetz unübersichtlich und 
schwer verständlich werden, ohne daß der 
vom Bundesrat durch die Zusammenfassung 
erhoffte Erfolg eintritt. Eine weitere Verzö- 
gerung der bundeseinheitlichen Berufsord- 
nungen, die mit erneuten Versuchen einer 
Zusammenfassung zwangsläufig verbunden 
wäre. Ist untragbar. Alle bisher bekanntge- 
wordenen Versuche einer einzigen Berufs- 
ordnung haben sich bei näherer Prüfung als 
unvollkommen erwiesen und sind von den 
Verwaltungen und den Vertretern der Be- 
rufsgruppen einhellig abgelehnt worden. 

II. Zu den Änderungsvorschlägen 
Zu Nr. 1 (§ 2): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt mit der Maßgabe, daß Satz 2 die fol- 
gende Fassung erhält: 

„Sie sind Sachverständige auf den Gebie- 
ten der wirtschaftlichen Betriebsführung 
und befugt, ihre Auftraggeber in wirt- 
schaftlichen und steuerlichen Angelegen- 
heiten nach Maßgabe der bestehenden 
Vorschriften zu beraten und zu vertreten.“ 

Durch diese nur sprachlich gegenüber dem 
Vorschläge des Bundesrates geänderte Fas- 
sung wird entsprechend dem Motiv des Än- 
derungsvorschlages des Bundesrates durch den 
Gesetzestext klargcstellt, daß bei der Bera- 
tung und Vertretung in wirtschaftlichen An- 
gelegenheiten die Vorschriften des Gesetzes 
zur Verhütung von Mißbräuchen auf dem 
Gebiete der Rechtsberatung vom 13. Dezem- 
ber 1935 (RGBl. I S. 1478) beachtet werden 
müssen. 

Zu Nr. 2 (§ 3); 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. Die entsprechende Änderung betrifft 
die §§ 66, 120 Abs. 1 und 2. 


Zu Nr. 3 (§ 6): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 

Zu Nr. 4 (S 7): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 

Zu Nr. 5 (S 8): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. Als Folge der Änderung müssen in 
§ 56 Abs. 3 die Worte „oder der Prüfungs- 
einrichtung“ vor dem Wort „vereinbart“ 
eingefügt werden. Hinter dem Wort „Prü- 
fungsverbandes“ ist das Wort „oder“ zu strei- 
chen und an seine Stelle ein Komma zu set- 
zen. 

Zu Nr. 6 (§ 10): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. Zur textlichen Angleichung an den 
Änderungsvorschlag zum Steuerberatungsge- 
setz (Nr. 9 zu § 9 Abs. 3) ist in Nr, 6 
Buchst, c das Wort „würde“ durch das Wort 
„werde“ zu ersetzen. 

Zu Nr. 7 (§ 12): 

Dem Vorschläge des Bundesrates, den Prü- 
fungsausschuß nicht beim Bundesminister für 
Wirtschaft, sondern bei der obersten Landes- 
behörde zu bilden, wird nicht zugestimmt. 

Eine einheitliche Prüfung beim Bundesmi- 
nister für Wirtschaft ist die z. Z. einzige 
wirksame Möglichkeit, auf die Gestaltung der 
Vorbereitung für das Wirtschaftsprüfer- 
examen und damit die Erlangung der für die 
Berufsausübung notwendigen Kenntnisse 
richtunggebenden Einfluß zu nehmen. Die 
Durchführung der Pflichtprüfung nach den 
Vorschriften des Aktiengesetzes muß nach 
einheitlichen Grundsätzen erfolgen. Auf der 
Hochschule bzw. Universität erfolgt eine 
solche, auch nur theoretische Vorbildung für 
die Berufsausübung in der Regel nicht, zumal 
Bewerber aus verschiedenen Fakultäten (der 
betriebswirtschaftlichen, der volkswirtschaft- 
lichen, der juristischen, der technischen und 
der landwirtschaftlichen) zum Examen zuge- 
lasscn werden. Insbesondere die betriebswirt- 
schaftlichen Lehrmeinungen gehen bekannt- 
lich auseinander. Ein Vorbereitungsdienst für 
Wirtschaftsprüfer besteht nicht. Die Ausbil- 
dung und die Erfahrungen, die in der Praxis 
gewonnen werden, sind von Zufälligkeiten 
abhängig. — Das Buchführungs- und Bilanz- 
recht beschränkt sich im wesentlichen auf Ge- 
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neralklauseln. Eine Spruchinstanz zur Ent- 
scheidung grundsätzlidier Fragen auf diesen 
Gebieten existiert nicht. 

Eine einheitliche Abgrenzung der Prüfungs- 
gebiete und die Garantie der Prüfung be- 
stimmter Grundsätze für die Durchführung 
von Prüfungen und die Behandlung maßge- 
bender bllanzreditlicher Fragen ist nur In 
einem einheltlidi geführten Prüfungsver- 
fahren gegeben. 

Zu Nr. 8 (§ 19): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt mit der Maßgabe, daß das Wort 
„Vorsitzende“ durdi das Wort „Vorsitzer“ 
ersetzt wird. 

Zu Nr. 9 (§ 30): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 

Zu Nr. 10 (§ 41): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 

Zu Nr. 11 (§ 43): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 

Zu Nr. 12 (§ 55): 

jocm Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 

Zu Nr. 13 (§ 60): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 

Zu Nr. 14 (§ 67): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 

Zu Nr. 15 (§ 69): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 

Zu Nr. 16 (§ 70): 

Zu a): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt mit der Maßgabe, daß im Zusatz an 
die Stelle des Wortes • „Kammer“ das Wort 
„Wirtschaftsprüferkammer“ tritt und daß 
dem Abs. 1 im Anschluß an den Zusatz fol- 
gende Sätze angefügt werden: 

„Die Wirtschaftsprüferkammer kann zu 
diesem Zwecke im Rahmen der Vorschrif- 


ten der §§ 55 bis 66 für die Berufsaus- 
übung der Wirtschaftsprüfer und Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaften Richtlinien er- 
lassen. Vor Erlaß der Richtlinien ist die 
Arbeitsgemeinschaft für das wirtschaftliche 
Prüfungswesen zu hören.“ 

Zu b): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt, ohne daß damit zu den aufge- 
worfenen Bedenken verfassungsrechtlicher 
Natur Stellung genommen wird. 

Zu Nr. 17 (§ 76): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt mit der Maßgabe, daß das Wort 
„Kammer“ durch das Wort „Wirtschafts- 
prüferkammer“ ersetzt wird. 

Zu Nr. 18 (§§ 77 und 78): 

Der Bundesrat hat vorgeschlagen, die §§ 77 
und 78 des Entwurfs zu streichen. Es wird 
vorgeschlagen, an Stelle des § 77 des Ent- 
wurfs folgende Vorschrift zu setzen: 

4 77 

Arbeitsgemeinschaft für das wirt- 
schaftliche Prüfungswesen 

(1) Zur Behandlung von Fragen des 
wirtschaftlichen Prüfungs- und Treuhand- 
wesens, die gemeinsamen Belange der 
Wirtschaft und der Berufsstände der Wirt- 
schaftsprüfer und der vereidigten Budi- 
prüfer berühren, bilden der Deutsche In- 
dustrie- und Handelstag, die Wirtschafts- 
prüferkammer und die Bundeskammer der 
vereidigten Buchprüfer eine nichtrechts- 
fähige Arbeitsgemeinschaft für das wirt- 
schaftliche Prüfungswesen (Arbeitsgemein- 
schaft) mit gemeinsamer Geschäftsstelle. 

(2) Die Arbeitsgemeinschaft -gibt sich 
ihre Satzung selbst. Die Satzung bedarf der 
Genehmigung durch den Bundesminister 
für Wirtschaft.“ 

Der § 78 des Entwurfs entfällt. 

Die §§ 17 Abs. 3, 68, 79, 91, 98, 110 
Abs. 1 des Entwurfs sind zu ändern mit 
der Maßgabe, daß an die Stelle des Wortes 
„Bundesstelle“ das Wort „Arbeitsgemein- 
schaft“ tritt. 

Die Änderung des § 77 bedingt eine Ände- 
rung des § 125 des Entwurfs, dessen letzter 
Halbsatz folgende Fassung erhalten soll: 
„...., bei der Hauptstelle für das wirt- 
schaftliche Prüfungs- und Treuhandwesen 
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anteilig und nach Maßgabe der in den 
letzten drei Jahren geleisteten Beiträge auf 
deren Träger zu übertragen.“ 

Eine Stelle, in der die Vertretung der Wirt- 
schaft und der beiden Berufsstände zusam- 
mengefaßt sind, besteht zur Zeit in der 
Hauptstelle für das wirtschaftliche Prüfungs- 
und Treuhandwesen nach Maßgabe der Ver- 
ordnung über eine Berufsordnung für die An- 
gehörigen des wirtsdiaftlichen Prüfungs- und 
Treuhandwesens vom 20. Dezember 1946. 
Eine Hauptstelle ähnlicher Art ist eine seit 
Begründung des Berufsstandes der Wirt- 
schaftsprüfer bestehende Einrichtung. Sie hat 
sich in der praktischen Arbeit als notwendig 
erwiesen und bewährt. Eine Stelle, in der 
nicht nur die gemeinschaftlichen Fragen der 
beiden Berufsstände, sondern auch die in der 
Wirtschaft im Zusammenhang mit dem Prü- 
fungswesen auftretenden Fragen behandelt 
werden können, muß im Interesse aller Betei- 
ligten bestehen bleiben. Eine andere Lösung 
würde die Vorbereitung grundsätzlicher Stel- 
lungnahmen und die Erstattung neutraler 
Gutachten zu grundsätzlidien Fragen von 
sadiverständiger Seite erschweren. 

In dem Entwurf des Steuerberatungsgesetzes 
hat der Bundesrat die Vorschrift des § 55, in 
der eine Arbeitsgemeinschaft der Bundeskam- 
mern der Steuerberater und der Steuerbevoll- 
mächtigten vorgesehen ist, nicht beanstandet. 
Um insbesondere hinsichtlich der Rechtsform 
der Körperschaft des öffentlichen Rechts für 
die Bundesstelle aufgetretene Bedenken zu be- 
seitigen, wird vorgeschlagen, für den Bereich 
der prüfenden Berufe die dem § 55 des 
Steuerberatungsgesetzes entsprechende Neu- 
fassung des § 77 zu wählen. 

Zu Nr. 19 (§ 81): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird nicht 
zugestimmt. Die Einschaltung des Oberver- 
waltungsgerichts als Gericht erster Instanz 
steht mit den Grundsätzen des Entwurfs 
einer Verwaltungsgerichtsordnung (Bundes- 
tags-Drucksache 462 der 2. Wahlperiode) in Wi- 
derspruch. Die Durchführung des Vorschlages 
des Bundesrates bedürfte überdies der Ein- 
fügung zusätzlicher Verfahr ensvorschriften. 

Zu Nr. 20 (§ 87): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt mit der Maßgabe, daß die Worte 
„von Ehrengerichten“ durch die Worte „des 
Ehrengerichts“ ersetzt werden. 


Zu Nr. 21 (§ 93): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 

Zu Nr. 22 (§ 94): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird nicht 
zugestimmt. Auf die Begründung zu Nr. 19 
wird Bezug genommen. 

Zu Nr. 23 (§ 95): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 

Zu Nr. 24 (§ 96): 

Den Vorschlägen des Bundesrates wird nicht 
zugestimmt. Auf die Begründung zu Nr. 19 
wird Bezug genommen. 

Zu Nr. 25 (§ 99): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 

Zu Nr. 26 (§ 106): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird nicht 
zugestimmt. Auf die Begründung zu Nr. 19 
wird Bezug genommen. 

Zu Nr. 27 (§ 109): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 

Zu Nr. 28 (§ 112): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 

Zu Nr. 29 (Überschrift des Sechsten Teils): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. Eine gleiche Änderung ist in der 
Gliederung, die dem Gesetz vorangestellt ist, 
vorzunehmen. 

Zu Nr. 30 (§ 119): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 

Zu Nr. 31 (§ 125): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 

Zu Nr. 32 (§ 126): 

Zu a): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt mit der Maßgabe, daß vor dem Worte 
„Richtlinien“ die Worte „sowie die“ einge- 
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fügt und die Worte „Hessischer Staatsan- 
zeiger“ durch die Worte „Staatsanzeiger für 
das Land Hessen“ ersetzt werden. 

Zu b): 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt mit der Maßgabe, daß vor der Anfü- 
gung das Wort „sowie“ und am Schluß 
„(Hinweise im Staatsanzeiger für Baden- 
Württemberg vom 5. September 1953 S. 1)“ 
eingefügt wird. 

III. 

Dem Vorschläge des Bundesrates, seine Ände- 
rungsvorschläge zum Entwurf eines Gesetzes 
über die Rechtsverhältnisse der Steuerberater 
und Steuerbevollmächtigten (Steuerberatungs- 
gesetz) in der Wirtschaftsprüferordnung sinn- 
gemäß zu berücksiditigen, wird für die Nr. 7 


und 18 zugestimmt. Hierdurch erge'ben sidi 
folgende Änderungen für den Entwurf der 
Wirtschaftsprüferordnung : 

a) in § 10 Abs. 1 Nr. 1 sind die Worte 
„strafgerichtlichen Urteils“ durch die 
Worte „straf gerichtlicher Verurteilung“ 
zu ersetzen; 

b) in § 32 ist hinter Abs. 4 folgender 
Abs. 5 einzufügen: 

„(5) Vor der Zurücknahme sind der 
Wirtschaftsprüfer und der Zulassungs- 
ausschuß zu hören.“ 

Absatz 5 wird Absatz 6. 

Absatz 6 wird Absatz 7. 

Als Folge dieser Änderung sind in § 46 Abs. 2 
die Worte „und 6“ durch die Worte „bis 7“ 
zu ersetzen. 
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